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Vorwort 

Der Bericht enthält die vom Kollegium des Hessischen Rechnungshofs be-
schlossenen Bemerkungen 2002. Mit seinen Bemerkungen unterrichtet der 
Rechnungshof den Landtag, die Landesregierung und die Öffentlichkeit 
über wesentliche Prüfungsergebnisse.  

Die jährlichen Bemerkungen geben einen Ausschnitt der gesamten Tätig-
keit des Rechnungshofs wieder. Sie beschränken sich nicht auf die kritische 
Betrachtung festgestellter Mängel, sondern enthalten vielfältige Empfeh-
lungen und zukunftsgerichtete Beratungselemente. 

Die vorliegenden Bemerkungen enthalten eine Reihe von Neuerungen: 

• Erstmals werden Kurzfassungen aller Beiträge dem Bericht vorange-
stellt (blaue Seiten). 

• Die Ausführungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes 
(Teil I  Bemerkungen allgemeiner Art) werden in themenbezogene Ein-
zelbeiträge unterteilt, denen jeweils eine Zusammenfassung vorange-
stellt wird. 

• In einem neuen Teil III berichtet der Rechnungshof über Ergebnisse 
seiner Prüfungs- und Beratungstätigkeit. Die hierbei erzielten Erfolge 
wurden z. T. schon in laufenden Prüfungsverfahren erreicht. 

Mit den Neuerungen will der Rechnungshof den Adressaten der Bemerkun-
gen in Parlament, Regierung und Öffentlichkeit einen schnellen und zielge-
richteten Überblick über das Wirken der hessischen Finanzkontrolle geben 
und zugleich den Einstieg in die ausführlichen Sachbeiträge erleichtern.  

Die einzelnen Beiträge werden vom Haushaltsausschuss des Hessischen 
Landtages sowie von dessen Unterausschuss zur Nachprüfung der Staats-
haushaltsrechnung in den kommenden Monaten beraten. Die Ergebnisse 
dieser Beratung dienen dem Parlament als Grundlage für die Entscheidung 
über die Entlastung der Landesregierung. 

Darmstadt, im März 2003 

 
Prof. Dr. Manfred Eibelshäuser 
Präsident des Hessischen Rechnungshofs 
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Kurzfassungen aller Beiträge 

Teil I Bemerkungen allgemeiner Art 

1 Haushaltsplan und Haushaltsrechnung 2001 

Der Haushaltsplan 2001 wies ein Volumen in Höhe von 41.031,6 Mio. DM 
auf. Im Haushaltsvollzug des Jahres 2001 wurde bei Ist-Einnahmen von 
46.962,8 Mio. DM und Ist-Ausgaben von 46.962,4 Mio. DM nahezu ein 
Ausgleich hergestellt. Als rechnungsmäßiges Gesamtergebnis 2001 ergibt 
sich ein Fehlbetrag in Höhe von 1.051,7 Mio. DM. 

Die Ausgabereste weisen auch im Haushaltsjahr 2001 mit einer Höhe von 
1.067,3 Mio. DM ein weiterhin hohes Niveau auf und beinhalten ein Risiko 
für den Vollzug kommender Haushaltsjahre. 

Die Gesamtsumme der Haushaltsüberschreitungen hat sich im Jahr 2001 
mit einer Höhe von 5.823,3 Mio. DM gegenüber dem Vorjahr mehr als ver-
doppelt. Ursächlich hierfür waren insbesondere vorzeitige Tilgungen von 
Verbindlichkeiten. In 13 Fällen wurde bei Haushaltsüberschreitungen die 
nach § 37 Abs. 1 S. 1 LHO erforderliche Zustimmung des Ministeriums der 
Finanzen nicht eingeholt. 

In zwei Fällen stimmen die in der Haushaltsrechnung 2001 nachgewiesenen 
Beträge nicht mit den Kassenrechnungen und Büchern überein, die der 
Rechnungshof geprüft hat.  

(Volltext ab Seite 32) 

2 Zusammenfassende Darstellung von Rechnungsergebnissen 

Im Haushaltsjahr 2001 hat sich die finanzwirtschaftliche Situation des Lan-
des gegenüber dem Vorjahr durch einen Rückgang der bereinigten Gesamt-
einnahmen und einem gleichzeitigen Anstieg der bereinigten Gesamtausga-
ben verschlechtert. Der Nettofinanzierungssaldo ist auf - 2.327,7 Mio. DM 
angewachsen und hat sich damit gegenüber dem Jahr 2000 nahezu verdrei-
facht. 
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Aus dem Haushaltsplan 2002 ergibt sich - bedingt durch einen weiteren 
Rückgang der Steuereinnahmen - eine abermalige Minderung der bereinig-
ten Gesamteinnahmen, die den Rückgang der bereinigten Gesamtausgaben 
deutlich übersteigt. Der für das Jahr 2002 vorgesehene Nettofinanzierungs-
saldo in Höhe von - 4.180,2 Mio. DM macht das Fünffache des im Jahr 
2000 erreichten Wertes aus. 

Diese Entwicklung sowie die Strukturdaten des Landeshaushalts (insbeson-
dere die Entwicklung der Steuerdeckungsquote und der Kreditfinanzie-
rungsquote) lassen auch für die beiden Haushaltsjahre 2002 und 2003 keine 
nachhaltige Entspannung der finanzwirtschaftlichen Situation erkennen. 

(Volltext ab Seite 45) 

3 Die Entwicklung von Einnahmearten im Haushaltsjahr 2001 

Die Steuereinnahmen wiesen im Jahr 2001 eine Höhe von 
27.552,6 Mio. DM auf. Damit blieben sie um 1.766,7 Mio. DM oder 
6,0 v.H. hinter dem Vorjahresergebnis zurück. Ausschlaggebend für die 
schwache Entwicklung der Steuereinnahmen waren die erheblich vermin-
derten Zuflüsse aus der Körperschaftsteuer. Das Gesamtaufkommen er-
reichte mit 355,6 Mio. DM nicht einmal 10 v.H. des Vorjahreswertes 
(5.531,5 Mio. DM); der verbleibende Landesanteil ging von 
2.250,4 Mio. DM um 84,8 v.H. auf nur noch 341,9 Mio. DM zurück. 

Die langfristig bereinigte Steuerdeckungsquote ermäßigte sich aufgrund der 
negativen Steuereinnahmeentwicklung von 80,8 v.H. auf 74,5 v.H. und 
sank damit in nur einem Jahr um 6,3 Prozentpunkte. 

Die „Eigenen Einnahmen“ stiegen im Jahr 2001 - in erster Linie getragen 
durch hohe Erlöse aus der Veräußerung von Beteiligungen von insgesamt 
931,0 Mio. DM - um 53,7 v.H. auf 3.172,5 Mio. DM an. Die Übertragungs-
einnahmen erreichten mit 2.082,2 Mio. DM nicht das Vorjahresniveau 
(2.181,7 Mio. DM). Auch die Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 
blieben mit einer Höhe von 715,5 Mio. DM unter dem Ergebnis des Vorjah-
res (771,8 Mio. DM). 

(Volltext ab Seite 54) 
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4 Die Entwicklung von Ausgabearten im Haushaltsjahr 2001 

Die Personalausgaben beliefen sich im Jahr 2001 auf 12.804,3 Mio. DM. 
Die Minderung gegenüber dem Vorjahr (13.614,9 Mio. DM) um 6,0 v.H. 
wurde im Wesentlichen durch die Ausgliederung der Hochschulen verur-
sacht. Ohne Berücksichtigung dieses Sondereffekts sind die Personalausga-
ben um 2,6 v.H. gewachsen. Die Personal-Ausgabenquote stieg von 
47,8 v.H. auf 48,2 v.H. an. 

Der Anteil der Versorgungsaufwendungen an den gesamten Personalausga-
ben hat im Jahr 2001 eine Höhe von 22,9 v.H. erreicht.  

Im Jahr 2001 wurden insgesamt 1.298 neue Stellen (ohne Leerstellen) -vor 
allem im Bereich Schulen und Hochschulen - eingerichtet und 553 Stellen 
in Abgang gestellt.  

Die Investitionsausgaben haben sich gegenüber dem Vorjahr um 21,9 v.H. 
gesteigert und eine Höhe von 3.432,9 Mio. DM erreicht. Wesentlichen An-
teil hieran hat der Wiedereinstieg bei der Landesbank Hessen-Thüringen. 

Diesem Beteiligungserwerb in Höhe von 600,0 Mio. DM standen hohe Be-
teiligungsveräußerungen von 931,1 Mio. DM gegenüber. Die quantitative 
Bedeutung der Vermögensveräußerungen im Haushaltsjahr 2001 veranlasst 
den Rechnungshof, auf die Problematik der derzeitigen Definition der für 
die Kreditobergrenze relevanten Investitionen hinzuweisen. 

Die langfristig bereinigte Investitions-Ausgabenquote ermäßigte sich von 
10,5 v.H. auf 10,3 v.H. 

(Volltext ab Seite 73) 

5 Länderfinanzausgleich und Kommunaler Finanzausgleich 

Im Rahmen des Länderfinanzausgleichs entstanden im Jahr 2001 kassen-
mäßige Zahlungsverpflichtungen des Landes in Höhe von 
5.127,6 Mio. DM. Obwohl dies einer Rückführung um 366,5 Mio. DM ge-
genüber dem Vorjahr entspricht, liegen die Ausgleichszahlungen immer 
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noch über 5 Mrd. DM. Sie beanspruchen 18,6 v.H. der Steuereinnahmen 
und belasten damit weiterhin den Landeshaushalt auf hohem Niveau.  

Aufgrund der negativen Steuerentwicklung des Jahres 2001 wurde die im 
Haushaltsplan vorgesehene Steuerverbundmasse des kommunalen Finanz-
ausgleichs in Höhe von 5.033,2 Mio. DM mit einer Schlussabrechnung von 
4.807,0 Mio. DM deutlich verfehlt. Die Differenz in Höhe von 
226,2 Mio. DM fließt im übernächsten Haushaltsjahr als Spitzabrechnung 
in die Verbundmasse ein und belastet damit den kommunalen Finanzaus-
gleich des Jahres 2003.  

(Volltext ab Seite 95) 

6 Entwicklung der Landesschuld und des Schuldendienstes  

Die Nettokreditaufnahme stieg im Haushaltsjahr 2001 auf 2.284,3 Mio. DM 
an. Sie hat sich damit im Vergleich zum Vorjahr 2000 um 986,2 Mio. DM 
(76,0 v.H.) erhöht und gegenüber dem Jahr 1999 nahezu verdoppelt. Da-
durch wuchs der Gesamtschuldenstand des Landes auf einen neuen Höchst-
stand von 52.455,8 Mio. DM. Im Haushaltsvollzug 2001 wurde die verfas-
sungsmäßige Schuldenobergrenze um 298,5 Mio. DM überschritten. Die 
verschuldungsbezogenen Indikatoren deuten auf eine weitere Einengung 
des finanzpolitischen Handlungsspielraums hin.  

Das Ministerium für Wissenschaft und Kunst hat seinen haushaltsgesetzlich 
vorgegebenen Ermächtigungsrahmen für die Übernahme von Bürgschaften 
und Garantien um mehr als das Doppelte überschritten. Dies ist nicht ver-
fassungsgemäß. 

(Volltext ab Seite 105) 

7 Entwicklung des Landesvermögens 

Das Landesvermögen aus Darlehensforderungen, Beteiligungen und Wert-
papieren ist im Jahr 2001 um 19,0 Mio. DM auf insgesamt 
4.216,7 Mio. DM gestiegen. 
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Der Rechnungshof regt an, in den Bestandsnachweis über die vom Land 
gehaltenen Wertpapiere einen Hinweis auf die vorhandenen Wertpapiere 
des Sondervermögens „Versorgungsrücklage des Landes Hessen“ aufzu-
nehmen.  

Das nach § 86 LHO zu erstellende Landesgrundbesitzverzeichnis konnte für 
das Jahr 2001 nicht abgeschlossen werden, da die entsprechenden Meldun-
gen im Bereich der domänen- und forstfiskalischen Grundstücke nicht voll-
ständig vorlagen.  

Der Rücklagenbestand im hessischen Landeshaushalt verharrt mit einer 
Höhe von 1.477,3 Mio. DM weiterhin auf hohem Niveau. Aufgrund der 
quantitativen Bedeutung der Rücklagen, die im Neuen Steuerungsmodell 
zukünftig als „Sonderansprüche“ zu den Produktabgeltungen hinzutreten 
könnten, spricht sich der Rechnungshof für eine zentralisierte Überwachung 
der Rücklagen bzw. Forderungen aus.  

(Volltext ab Seite 123) 

Teil II Bemerkungen zu den Einzelplänen (EPl) 

EPl 03 - Ministerium des Innern und für Sport 

8 Instandsetzung, Wartung und Pflege der Polizeifahrzeuge 

Der Kraftfahrzeug-Instandsetzungsdienst der hessischen Polizei ist un-
zweckmäßig organisiert und personell überbesetzt. Dies hatte der Rech-
nungshof bereits in seinen Bemerkungen 1992 festgestellt. Das Ministerium 
hat - den Empfehlungen des Rechnungshofs folgend - inzwischen eine um-
fassende Neuordnung konzipiert. Danach würden sich jährliche Einsparun-
gen in Höhe von rd. 4,3 Mio. € (8,4 Mio. DM) ergeben.  

Die Portalwaschanlagen für Polizeifahrzeuge arbeiten weder rentabel noch 
sind sie ausgelastet. Sie wurden zudem ohne Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen errichtet. Die meisten Fahrzeuge (insbesondere Funkstreifen-
Kraftwagen, Zivilfahrzeuge) könnten in gewerblichen Wagenwaschanlagen 
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wirtschaftlicher gereinigt werden. Das wird von einigen Polizeidienststellen 
bereits praktiziert. 

Der Rechnungshof empfiehlt dem Ministerium, das Konzept zur Erneue-
rung des Kraftfahrzeug-Instandsetzungsdienstes konsequent und zeitnah 
umzusetzen und alsbald eine Entscheidung zu den Waschanlagen herbeizu-
führen.  

(Volltext ab Seite 138) 

EPl 04 - Kultusministerium 

9 Bildung von Schulklassen und regionale Schulentwicklungs- 
planung 

Die Landesregierung hat bisher nur unzureichende Möglichkeiten, um die 
Schulentwicklungsplanung der Schulträger beeinflussen zu können. Der 
Rechnungshof empfiehlt, in die Diskussion über eine Änderung der diesbe-
züglichen gesetzlichen Vorschriften einzutreten. 

In den untersuchten Bereichen der Primarstufe und der Sekundarstufe I lie-
ßen sich - abhängig vom Umfang schulorganisatorischer Maßnahmen - bis 
zu ca. 600 Lehrerstellen mit Personalausgaben in einer Größenordnung bis 
zu etwa 36 Mio. € (rd. 70,4 Mio. DM) einsparen. Dieser Betrag stünde in-
nerhalb des Budgets des Einzelplans zum weiteren Ausbau der Leistungsfä-
higkeit hessischer Schulen zur Verfügung. 

(Volltext ab Seite 145) 

EPl 06 - Ministerium der Finanzen 

10 Organisation und Wirtschaftlichkeit der Oberfinanzdirektion 
Frankfurt am Main  

Die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main hat nach Wegfall der Bundes-
aufgaben die Organisationsstruktur und den Personalbestand noch nicht 
hinreichend an die gewandelten Rahmenbedingungen angepasst. 
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Die Aufbauorganisation kann durch Abschaffung einer Hierarchiestufe 
(Gruppenebene) und erweiterte Leitungsspannen in den Referaten gestrafft 
werden. Weitere Einsparpotenziale ließen sich durch Privatisierung, Dele-
gation und Verlagerung von Aufgaben erschließen. 

Das Ministerium sollte - soweit erforderlich - auf die hierfür notwendigen 
Änderungen der Rechtsgrundlagen hinwirken und möglichst zeitnah ent-
sprechende personalwirtschaftliche Konsequenzen ziehen. 

(Volltext ab Seite 153) 

EPl 08 - Sozialministerium 

11 Bearbeitung von Fördermaßnahmen 

Das Ministerium nahm in mehreren Fällen zu Prüfungsmitteilungen des 
Rechnungshofs erst mit erheblicher Verspätung Stellung. 

Durch eine zögerliche Überprüfung von Förderprojekten besteht die Gefahr, 
dass Rückforderungsansprüche gegen Zuwendungsempfänger wegen Ver-
jährung nicht mehr durchzusetzen sind. 

Die Nichtvorlage eines seit mehreren Jahren angeforderten Verwendungs-
nachweises hindert den Rechnungshof an der Prüfung der zweckentspre-
chenden Verwendung einer Zuwendung. 

(Volltext ab Seite 164) 

EPl 09 - Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Forsten 

12 Förderung von Biogasanlagen  

In den Jahren 1993 bis 2001 förderte das Ministerium siebzehn Projekte zur 
Errichtung von Biogasanlagen mit Zuwendungen von insgesamt rd. 1,9 
Mio. € (rd. 3,77 Mio. DM). 

Nur drei der zehn untersuchten Anlagen arbeiteten ohne Änderung der ur-
sprünglichen Konzeption wirtschaftlich. Fünf andere Anlagen erreichten 
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erst nachträglich durch erhebliche weitere Investitionen für Leistungserhö-
hungen und die Einführung oder den Ausbau der Kofermentation (Zugabe 
von organischen Abfällen) ein besseres Betriebsergebnis. 

Der Rechnungshof empfiehlt, künftig nur noch Anlagen mit höherer Nenn-
leistung zu fördern und die Wirtschaftlichkeit von geplanten Anlagen ver-
stärkt zu überprüfen. 

(Volltext ab Seite 170) 

EPl 15 - Ministerium für Wissenschaft und Kunst 

13 Bibliothekssysteme der hessischen Universitäten  

An den hessischen Universitäten gibt es zu viele dezentrale und selbständi-
ge Bibliotheken. Die Bibliothekssysteme sollten gestrafft werden.  

(Volltext ab Seite 173) 

14 Wohnungsfürsorge des Klinikums der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität Frankfurt am Main  

Die Wohnungsfürsorge des Klinikums ist unwirtschaftlich. Jede der 840 
Wohneinheiten wird jährlich durchschnittlich mit 3.100 € (6.100 DM) sub-
ventioniert (Gesamtvolumen: 2,6 Mio. € (5 Mio. DM)). 

Der Rechnungshof regt an, Art und Umfang der Wohnungsfürsorge aufga-
benkritisch zu hinterfragen. 

(Volltext ab Seite 176) 

EPl 17 - Allgemeine Finanzverwaltung 
hier: Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 

15 Vergabe von Bauaufträgen durch Zuwendungsempfänger  

Verkehrsunternehmen in öffentlicher Trägerschaft vergaben umfangreiche 
Bauaufträge zum Ausbau ihrer Infrastruktur freihändig. Aufträge und Nach-
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tragsvereinbarungen wurden nachträglich pauschaliert und rechnungsbe-
gründende Unterlagen zur Prüfung nicht vorgelegt.  

Der Rechnungshof erwartet, dass die Bewilligungsbehörden mit Nachdruck 
für die Einhaltung der haushalts- und vergaberechtlichen Bestimmungen 
sorgen. Er empfiehlt, bei den festgestellten Vergabeverstößen die Zuwen-
dungen neu festzusetzen. 

(Volltext ab Seite 179) 

16 Anliegerbeiträge bei Zuwendungen für kommunale Straßen-
baumaßnahmen  

Bei Straßenbaumaßnahmen erhalten die Kommunen Zuwendungen des 
Landes als Anteilfinanzierung für den kommunalen Kostenanteil. Bisher 
werden bei der Berechnung der zuwendungsfähigen Kosten Anliegerbeiträ-
ge als Kostenbeteiligung Dritter pauschal abgesetzt.  

Zahlreiche Kommunen erheben aufgrund von Beitragssatzungen höhere als 
die unterstellten Beiträge und ersetzen so ihren Anteil teilweise durch Lan-
desmittel und Anliegerbeiträge. 

Der Rechnungshof empfiehlt, die Höhe einer Zuwendung nach den tatsäch-
lichen Finanzierungsbeiträgen Dritter zu bestimmen. 

(Volltext ab Seite 187) 

EPl 17 - Allgemeine Finanzverwaltung und 
EPl 09 - Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Forsten 

17 Stellungnahmen zu Prüfungsmitteilungen  

Im Zuständigkeitsbereich des Ministeriums kam es in mehreren Fällen zu 
erheblichen Fristüberschreitungen bei den geforderten Stellungnahmen zu 
Prüfungsmitteilungen. Teilweise stehen Antworten auf Prüfungsmitteilun-
gen seit mehreren Jahren aus. 
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Zahlreiche Bemühungen des Rechnungshofs, kürzere Beantwortungszeiten 
herbeizuführen, blieben lange erfolglos. 

Der Rechnungshof hält eine deutliche Verbesserung der Abläufe insbeson-
dere im Regierungspräsidium für dringend notwendig.  

(Volltext ab Seite 193) 

EPl 17 - Allgemeine Finanzverwaltung 
hier: Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 

18 Zuwendung zum Bau einer Wegeüberführung  

Eine Kommune widmete zwei Waldwege für den öffentlichen Verkehr, um 
für die Beseitigung zweier Bahnübergänge eine Kostenteilung nach dem 
Eisenbahnkreuzungsgesetz zu ermöglichen. Die Kosten der Gesamtmaß-
nahme in Höhe von 3,1 Mio. € (6,1 Mio. DM) waren danach zu je einem 
Drittel von der Deutschen Bahn AG, dem Bund und der Kommune zu über-
nehmen. Für das von der Kommune zu tragende Kostendrittel gewährte das 
Ministerium eine Zuwendung als Anteilfinanzierung nach dem Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz. Den verbleibenden kommunalen Eigenanteil 
übernahm aufgrund einer Vereinbarung die Deutsche Bahn AG. Im Finan-
zierungsplan blieb diese Zahlung unberücksichtigt. Der Rechnungshof emp-
fiehlt, die Höhe der Zuwendung aufgrund der tatsächlichen Finanzierung 
neu zu bestimmen. 

Zur Überführung des Waldwegs über die zweigleisige Bahnstrecke wurde 
eine 205 Meter lange Brücke für 2,15 Mio. € (4,2 Mio. DM) errichtet, die 
der Rechnungshof für überdimensioniert hält. Er sieht den Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit bei der Förderung des Bauwerks miss-
achtet. 

(Volltext ab Seite 199) 
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EPl 18 - Staatliche Hochbaumaßnahmen 
hier: Ministerium der Finanzen 

19 Mängel und Schäden bei Gebäuden und baulichen Anlagen  

Der Rechnungshof stellte bei zwei Dritteln der von ihm geprüften 67 Ge-
bäude, die zwischen 1988 und 1995 an die Nutzer übergeben worden wa-
ren, erhebliche Mängel und Schäden fest. Nur sieben Gebäude wiesen keine 
Mängel auf. Zum großen Teil bestanden die festgestellten Schäden schon 
seit längerer Zeit. Die Kosten für ihre Beseitigung betragen rd. 6,1 Mio. € 
(11,9 Mio. DM). Teilweise entstanden dauerhaft erhebliche Folgekosten. 

Durch sorgfältige und wirtschaftliche Planung sowie ordnungsgemäße Bau-
ausführung hätten diese Mängel und Schäden überwiegend vermieden wer-
den können. Zudem hätte durch systematische Wartung und rechtzeitige 
Instandsetzung wertmindernden Veränderungen im Gebäudebestand vorge-
beugt werden können. 

Der Rechnungshof empfiehlt, künftig bei Neubauten strengere Maßstäbe an 
bauliche und gestalterische Wünsche und Lösungen anzulegen und bei der 
Planung auch den Pflege- und Wartungsaufwand zu berücksichtigen. Er 
hält es für sinnvoll, ein zentrales Gebäudemanagement einzurichten, um 
Schäden an bestehenden Gebäuden lückenlos zu erfassen und rechtzeitig zu 
beheben. Auch sollten gebäudetechnische Anlagen systematisch gewartet 
werden.  

(Volltext ab Seite 207) 

EPl 18 - Staatliche Hochbaumaßnahmen 
hier: Ministerium für Wissenschaft und Kunst 

20 Neubau für den Fachbereich Gestaltung der Fachhochschule 
Wiesbaden  

Das Ministerium ließ den Neubau für den Fachbereich Gestaltung der Fach-
hochschule Wiesbaden durch einen Projektsteuerer und andere freischaf-
fende Dritte planen und ausführen. Die Gesamtbaukosten beliefen sich auf 
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rd. 11 Mio. € (21,5 Mio. DM). Die Bauleistungen wurden ohne Beteiligung 
des Ministeriums vom Projektsteuerer vergeben. Die Vorgaben der Landes-
regierung zur Verhinderung von Korruption wurden dabei nicht beachtet.  

Der Projektsteuerer erhielt einen Honorarzuschlag von 20 v. H. dafür, dass 
er die vertraglich vereinbarten Gesamtkosten einhielt. 

Trotz hoher Baunebenkosten lag das Gebäude durch die Reduzierung von 
Planungs- und Ausführungsstandards mehr als 10 v. H. unter den Richtwer-
ten des Hochschulrahmenplans. Der Rechnungshof empfiehlt, künftig 
Hochschulbauten grundsätzlich mit Kosten unter den Richtwerten zu erstel-
len. 

(Volltext ab Seite 221) 

Teil III Ergebnisse der Prüfungs- und Beratungstätigkeit 

EPl 03 - Ministerium des Innern und für Sport 

21 Organisation und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung 
der Polizei  

Bei der Einrichtung des Präsidiums für Technik, Logistik und Verwaltung 
entsprach das Ministerium im Wesentlichen den Vorschlägen des Rech-
nungshofs zur Organisation und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung der Po-
lizei.  

(Volltext ab Seite 229) 

EPl 05 - Ministerium der Justiz 

22 Organisation und Wirtschaftlichkeit im Vollzug  
der Abschiebungshaft  

Abzuschiebende Ausländer sind derzeit in der Einrichtung für Abschie-
bungshaft in Offenbach sowie in zahlreichen Justizvollzugsanstalten unter-
gebracht. 
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Dem Vorschlag des Rechnungshofs zu einer kostengünstigeren zentralen 
Unterbringung der Abschiebungshäftlinge will das Ministerium im Rahmen 
einer Neukonzeption der Justizvollzugsanstalten in Frankfurt am Main fol-
gen.  

Den Empfehlungen des Rechnungshofs, die Kosten für den Vollzug der 
Abschiebungshaft gegenüber den kommunalen Dienststellen und Flugge-
sellschaften zügiger geltend zu machen, hat das Ministerium bereits ent-
sprochen. Hierdurch können dem Landeshaushalt jährlich mehr als 
300 000 € (rund 586 000 DM) zugeführt werden.  

(Volltext ab Seite 233) 

EPl 09 - Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Forsten 

23 Ausgaben für Deichverstärkungsmaßnahmen 

Durch eine vom Rechnungshof vorgeschlagene verbesserte Finanzierungs-
praxis beim Bau von Deichverstärkungen können nunmehr größere und 
damit wirtschaftlichere Bauabschnitte gebildet werden. Dadurch kann das 
Land bis zum vollständigen Abschluss der Deichverstärkungsmaßnahmen 
Haushaltsmittel in Höhe von mindestens rd. 20 Mio. € (rd. 39,1 Mio. DM) 
einsparen.  

Ein weiteres Einsparpotential ergibt sich durch eine geänderte Bilanzierung 
(Ökokonto) bei den naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen. 

Der Anregung des Rechnungshofs, die bei den Baumaßnahmen durch 
Rechte Dritter an Deichgrundstücken verursachten Mehrkosten den Gestat-
tungsnehmern in Rechnung zu stellen, ist die Verwaltung gefolgt. Sie konn-
te dabei bisher rd. 700.000 € (rd. 1,37 Mio. DM) vereinnahmen. 

Die vom Rechnungshof geforderte Überprüfung einer Schlussrechnung 
führte zu Rückforderungen von rd. 155.000 € (rd. 303.000 DM). 

(Volltext ab Seite 237) 
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EPl 09 - Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Forsten und 
EPl 17 - Allgemeine Finanzverwaltung 

24 Förderung von Baumaßnahmen im Bereich der Trink- und Ab-
wasseranlagen  

Der Rechnungshof stellte bei zahlreichen Prüfungen von Fördermaßnahmen 
im Bereich der Trink- und Abwasseranlagen Verstöße gegen vergaberecht-
liche Vorschriften, die Anrechnung nicht förderfähiger Kosten und eine 
fehlerhafte Auslegung von Fördertatbeständen fest. Die Prüfungsergebnisse 
veranlassten das Ministerium zu Rückforderungen in Höhe von rd. 4 Mio. € 
(rd. 7,8 Mio. DM), zu Änderungen der Fördergrundsätze und zu Pro-
grammanpassungen 

In zahlreichen Fällen schaltete das Ministerium aufgrund der Feststellungen 
des Rechnungshofs die Staatsanwaltschaft ein. 

(Volltext ab Seite 243) 

EPl 17 - Allgemeine Finanzverwaltung 
hier: Ministerium der Finanzen 

25 Kommunaler Finanzausgleich - Zuweisungen zu den  
Ausgaben der örtlichen Sozialhilfe 

Die Prüfung des Sozialhilfelastenausgleichs führte zu Mittelumverteilungen 
zwischen den 26 örtlichen Sozialhilfeträgern in Höhe von rd. 40 Mio. €  (rd. 
79 Mio. DM).  

In der Folgezeit konnten Zinsen wegen ungerechtfertigt hohem Mittelabruf 
in Höhe von rd. 1,5 Mio. €  (rd. 2,9 Mio. DM) vereinnahmt und zur Ver-
stärkung des Ausgabenansatzes Sozialhilfelastenausgleich 2001 eingesetzt 
werden. 

(Volltext ab Seite 246) 
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26 Kommunaler Finanzausgleich - Zuweisungen zu den  
Belastungen der Heilkurorte 

Die Prüfung der Besonderen Finanzzuweisungen an Heilkurorte führte zu 
dem Ergebnis, dass nach den Kriterien des Finanzausgleichsgesetzes Mittel 
in Höhe von rd. 0,62 Mio. €  (rd. 1,21 Mio. DM) zwischen den Heilkurorten 
umzuverteilen waren. Des Weiteren hat der Rechnungshof Hinweise zu ei-
ner sachgerechten Anwendung der Bemessungsgrundlagen für die Berech-
nung der Zuweisungen gegeben, denen das Ministerium der Finanzen ge-
folgt ist.  

(Volltext ab Seite 248) 

EPl 17 - Allgemeine Finanzverwaltung 
hier: Sozialministerium 

27 Kommunaler Finanzausgleich - Zuwendungen zur Förderung von 
Krankenhäusern und Einrichtungen der Altenpflege 

Prüfungen in den Bereichen Krankenhausförderung und Förderung von 
Einrichtungen der Altenpflege führten zu Mittelrückforderungen bzw. -
kürzungen von rd. 1,5 Mio. €  (rd. 2,9 Mio. DM). Der Rechnungshof erwar-
tet, dass die Zuwendungsempfänger künftig die Vergabevorschriften sorg-
fältiger beachten. 

(Volltext ab Seite 250) 

EPl 19 - Förderung des Wohnungs- und Städtebaues 
hier: Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 

28 Förderung städtebaulicher Sanierungs- und Entwicklungsmaß-
nahmen im Bund-Länder-Programm  

Eine Stadt vereinnahmte die Mietzahlungen für ein vollständig mit Städte-
bauförderungsmitteln modernisiertes und anschließend wirtschaftlich ge-
nutztes Gebäude unzulässigerweise in ihrem eigenen Haushalt. 
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Aufgrund der Prüfung durch den Rechnungshof werden diese Mieteinnah-
men sowie Vorauszahlungen für nicht förderungsfähige Baukostenanteile 
- insgesamt etwa 380.400 € (744.000 DM) - wieder ihrer bestimmungsge-
mäßen Verwendung für die Gesamtmaßnahme Altstadtsanierung zugeführt. 

(Volltext ab Seite 252)
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Abkürzungen 

ABM Arbeitsbeschaffungsmaßnahme 
AG Aktiengesellschaft 
ATG Ausgabetitelgruppe 
BAföG Bundesausbildungsförderungsgesetz 
DV Datenverarbeitung 
EAGFL Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 

Landwirtschaft  
EDV Elektronische Datenverarbeitung 
EFRE Europäischer Fonds für die regionale Entwicklung 
EG Europäische Gemeinschaft 
EPl Einzelplan 
EU Europäische Union 
FAG  Finanzausgleichsgesetz 
FDE Fonds Deutsche Einheit 
GA Gemeinschaftsaufgabe 
GG Grundgesetz 
gg. gegenüber 
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
Grp. Gruppe 
GVBl. Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 
HAV Haushaltsplanaufstellungsverfahren 
HCC Hessisches Competence Center (Hessisches Kompetenz-

zentrum) 
HG Haushaltsgesetz 
HGr. Hauptgruppe 
Hj. Haushaltsjahr(e) 
HMdF Hessisches Ministerium der Finanzen 
HV Hessische Verfassung 
HvHe Haushaltsvollzug Hessen 
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HZD Hessische Zentrale zur Datenverarbeitung 
Kap. Kapitel 
KFA Kommunaler Finanzausgleich 
KG Kommanditgesellschaft 
KONVER Gemeinschaftsinitiative für die Rüstungs- und Standort-

konversion 
LFA  Länderfinanzausgleich 
LHO Landeshaushaltsordnung 
LT Landtag 
LWV Landeswohlfahrtsverband 
NVS Neue Verwaltungssteuerung 
ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr 
RH Rechnungshof 
RHG Gesetz über den Hessischen Rechnungshof 
SAP Systeme, Anwendungen und Produkte in der Datenverar-

beitung (Herstellername) 
StA. Staatsanwaltschaft 
StAnz. Staatsanzeiger 
Tz. Textziffer 
ÜPKKG Gesetz zur Regelung der überörtlichen Prüfung kommuna-

ler Körperschaften in Hessen 
v.H. vom Hundert 
Vj. Vorjahr 
vj. vierteljährlich 
VOB Verdingungsordnung für Bauleistungen 
VOL Verdingungsordnung für Leistungen 
VV Verwaltungsvorschriften 



0 Vorbemerkung 

Bemerkungen 2002 des Hessischen Rechnungshofs  25 

0 Vorbemerkung 

0.1 Gegenstand der Bemerkungen 

Der Hessische Rechnungshof fasst das Ergebnis seiner Prüfung, soweit es 
für die Entlastung der Landesregierung wegen der Haushaltsrechnung von 
Bedeutung sein kann, jährlich für den Landtag in Bemerkungen zusammen. 
Diese sind jedoch nicht auf ein Haushaltsjahr beschränkt. In die Bemerkun-
gen können auch Feststellungen über spätere oder frühere Haushaltsjahre 
aufgenommen werden (§ 97 Abs. 3 LHO). 

Die Feststellungen zur Haushaltsrechnung des Landes, die für die Entschei-
dung über die Entlastung von Bedeutung sein können, erstrecken sich auf 
das Haushaltsjahr 2001 (siehe Teil I  Bemerkungen allgemeiner Art). Da 
die Haushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 2001 ausschließlich DM-
Beträge ausweist, werden in den Feststellungen zu dieser Haushaltsrech-
nung ebenfalls DM-Beträge verwendet. Im Übrigen werden, sofern Ange-
legenheiten die Jahre 2001 und früher betreffen, die DM-Beträge hinter den 
€-Beträgen in Klammern gesetzt. 

Über inzwischen ausgeräumte Beanstandungen berichtet der Rechnungshof, 
wenn ein besonderer Anlass besteht. Dies betrifft Sachverhalte, die Auf-
schluss über die Haushalts- und Wirtschaftsführung in bestimmten Berei-
chen geben oder denen beispielhafte Bedeutung zukommt. 

In seine Bemerkungen 2002 hat der Rechnungshof erstmals einen neuen 
Teil III aufgenommen, in dem er über bereits erzielte Ergebnisse von Prü-
fungen und Beratungen berichtet. 

Die Ministerien hatten Gelegenheit, sich zu den Teilen der Bemerkungen, 
die ihre Geschäftsbereiche berühren, - vor den Beratungen durch das Kolle-
gium des Rechnungshofs - zu äußern. Im Übrigen sind die in den Bemer-
kungsbeiträgen enthaltenen Prüfungsfeststellungen schon vorher mit den 
geprüften Stellen - in der Regel auch schon mit den zuständigen Ministerien 
erörtert worden. Falls anderes nicht ausdrücklich erwähnt ist, kann davon 
ausgegangen werden, dass die dargestellten Sachverhalte unstreitig sind. 
Soweit die betroffenen Stellen abweichende Auffassungen hinsichtlich der 
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Würdigung vorgebracht haben, werden diese in den Bemerkungen berück-
sichtigt. 

0.2 Politische Entscheidungen 

0.2.1  

Politische Entscheidungen im Rahmen des geltenden Rechts unterliegen 
nicht der Beurteilung durch den Rechnungshof. Prüfungserfahrungen, die 
die Voraussetzungen oder Auswirkungen derartiger Entscheidungen betref-
fen, können aber eine Überprüfung gerechtfertigt erscheinen lassen. Inso-
weit hält es der Rechnungshof für geboten, hierüber oder über die Umset-
zung derartiger Entscheidungen zu berichten. 

Der Rechnungshof kommt in diesem Zusammenhang dabei dem gesetzli-
chen Auftrag nach, in seinen Bemerkungen mitzuteilen, welche Maßnah-
men für die Zukunft empfohlen werden (§ 97 Abs. 2 Nr. 4 LHO). 

0.2.2  

Der Rechnungshof kann Gesetzesänderungen empfehlen, insbesondere 
wenn er über Erkenntnisse verfügt, dass bestehende Gesetze zu vom Ge-
setzgeber nicht gewünschten Auswirkungen führen können. Auch wenn 
sich die beim Erlass eines Gesetzes oder beim Abschluss von Vereinbarun-
gen zugrunde gelegten tatsächlichen Verhältnisse erheblich geändert haben, 
kann der Rechnungshof vorschlagen, die Rechtslage an die neuen Gege-
benheiten anzupassen. 

0.3 Prüfungsumfang und Prüfungsrechte 

0.3.1  

Die Prüfung des Hessischen Rechnungshofs erstreckt sich auf alle Einzel-
pläne des Landeshaushalts, Sondervermögen des Landes Hessen, landes-
unmittelbare und sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechts des 
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Landes Hessen sowie die Betätigung des Landes Hessen bei privat-
rechtlichen Unternehmen. 

Der Rechnungshof ist außerdem berechtigt, bei Stellen außerhalb der Lan-
desverwaltung zu prüfen (§ 91 LHO). In dieses Prüfungsrecht fällt insbe-
sondere die Kontrolle der Besonderen Zuweisungen sowie der Zuweisun-
gen zu den Ausgaben für Investitionen, die den hessischen Gemeinden im 
Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs zufließen. 

Der Rechnungshof prüft die Haushalts- und Wirtschaftsführung - zum Teil 
in abgegrenzten Bereichen - der juristischen Personen des privaten Rechts 
u.a. dann, wenn eine Prüfung vereinbart ist (§ 104 Abs. 1 Nr. 3 LHO) oder 
wenn diese nicht Unternehmen sind und in ihrer Satzung mit Zustimmung 
des Rechnungshofs eine Prüfung vorgesehen ist (§ 104 Abs. 1 Nr. 4 LHO).  

Im Rahmen der grundlegenden Reform der hessischen Landesverwaltung 
(„Neue Verwaltungssteuerung“) ist dem Rechnungshof die Aufgabe über-
tragen worden, die Eröffnungs- und Schlussbilanzen der obersten Landes-
behörden festzustellen (§ 1 Abs. 1 Satz 3 RHG).  

0.3.2  

Der Rechnungshof setzt für seine Prüfungstätigkeit Schwerpunkte und 
macht von der Möglichkeit Gebrauch, seine Prüfungen auf Stichproben zu 
beschränken (§ 89 Abs. 2 LHO). 

Die Tatsache, dass einige Ressorts in diesen Bemerkungen umfangreicher, 
andere dagegen weniger behandelt werden, lässt nicht den Schluss zu, dass 
die Ressorts unterschiedliches Gewicht auf die Einhaltung der für die 
Haushalts- und Wirtschaftsführung geltenden Vorschriften und Grundsätze 
gelegt haben. 

Ziel des Rechnungshofs ist es, im Verlauf größerer Zeitabschnitte alle we-
sentlichen Bereiche der Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes zu 
erfassen. Erst die Berichterstattung über mehrere Jahre hinweg lässt er-
kennen, wie sich die Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes Hessen 
insgesamt entwickelt hat. 
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0.4 Beratungstätigkeit, Gutachterliche Äußerungen, Unterrichtungen 
über Angelegenheiten von besonderer Bedeutung 

Neben seinen Prüfungsaufgaben berät der Rechnungshof den Landtag und 
die Landesregierung (§ 88 Abs. 2 LHO, § 1 Abs. 1 Satz 2 RHG). Diese 
Aufgabe erfüllt er in Form von Berichten zu finanziell bedeutsamen Ein-
zelmaßnahmen oder zu Sachverhalten, an denen die Entscheidungsträger 
besonders interessiert sind. Außerdem nimmt der Rechnungshof verstärkt 
an Sitzungen der Fachausschüsse des Landtags teil und ist nach entspre-
chender Einladung in verschiedenen Kommissionen des Landtags und der 
Landesregierung beratend tätig.  

Darüber hinaus können Landtag oder Landesregierung den Rechnungshof 
um eine gutachterliche Stellungnahme zu für die Bewirtschaftung von 
Haushaltsmitteln bedeutsamen Fragen ersuchen (§ 88 Abs. 3 LHO). 

Über Angelegenheiten von besonderer Bedeutung kann der Rechnungshof 
den Landtag und die Landesregierung jederzeit unterrichten (§ 99 Satz 2 
LHO). 

Ferner kann sich der Rechnungshof jederzeit zu wichtigen Maßnahmen der 
Verwaltung in dem seiner Prüfung unterliegenden Aufgabenbereich äußern 
(§ 102 LHO). Vor dem Erlass von Verwaltungsvorschriften zur Durchfüh-
rung der LHO (§ 103 LHO) bzw. von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
des Landes über die Haushalts-, Kassen- und Rechnungsführung kommuna-
ler Körperschaften (§ 7 ÜPKKG) ist der Rechnungshof zu hören. 

0.5 Weiterverfolgung früherer Empfehlungen des Hessischen Rech-
nungshofs 

Der Rechnungshof überwacht, welche Maßnahmen die geprüften Stellen 
aufgrund seiner Prüfungsfeststellungen getroffen haben, um Mängel abzu-
stellen oder Verfahren zu verbessern. Dabei kontrolliert er insbesondere, ob 
die vom Parlament erteilten Auflagen von der geprüften Stelle erfüllt wer-
den. Dazu führt er auch Kontrollprüfungen durch. Dadurch wird den Erfor-
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dernissen einer zukunftsorientierten Finanzkontrolle Rechnung getragen 
und der Umsetzung von Prüfungserkenntnissen Nachdruck verliehen. 

0.6 Überörtliche Prüfung kommunaler Körperschaften 

Dem Präsidenten des Hessischen Rechnungshofs ist die Überörtliche Prü-
fung der hessischen kommunalen Körperschaften übertragen. Das Verfah-
ren und die Zuständigkeiten ergeben sich aus dem Gesetz zur Regelung der 
überörtlichen Prüfung kommunaler Körperschaften in Hessen (ÜPKKG).  

Die Prüfungsergebnisse werden sowohl den geprüften Körperschaften als 
auch den Kommunalaufsichtsbehörden zugeleitet. Der Präsident des Hessi-
schen Rechnungshofs veröffentlicht alljährlich einen Zusammenfassenden 
Bericht über die Feststellungen von allgemeiner Bedeutung, der dem Hessi-
schen Landtag, der Landesregierung und den kommunalen Spitzenverbän-
den zugeleitet wird.  

0.7 Beratung zur Finanzausstattung kommunaler Körperschaften 

Der Präsident des Hessischen Rechnungshofs nimmt ferner den Vorsitz und 
die Geschäftsführung einer durch das Gesetz zur Sicherstellung der Finanz-
ausstattung von Gemeinden und Gemeindeverbänden (§ 2 SFGG vom  
7. November 2002) begründeten Kommission wahr. Die Kommission be-
richtet grundsätzlich jährlich vor Beginn der Haushaltsberatungen dem 
Landtag und der Landesregierung über den Umfang von Mehrbelastungen 
oder Entlastungen, die durch die Übertragung neuer oder die Veränderung 
bestehender Aufgaben bei den Kommunen eingetreten sind (§ 1 SFGG). 

Die Kommission nimmt außerdem auf Anforderung des Landtags, der Lan-
desregierung oder aufgrund gemeinsamer Initiative der kommunalen Spit-
zenverbände Stellung zu den Grundlagen für einen aufgabengerechten ver-
tikalen Finanzausgleich. Des Weiteren kann die Kommission einen beson-
deren Bericht vorlegen, wenn sie außerhalb des Berichtszeitpunktes eine 
Änderung der Finanzverteilung für erforderlich hält (§ 3 SFGG). 
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0.8 Zusammenarbeit mit dem Europäischen Rechnungshof 

Die Prüfung der Haushaltsmittel der EG obliegt dem Europäischen Rech-
nungshof. Für den Hessischen Rechnungshof ergeben sich insbesondere 
dann Prüfungsrechte, wenn EG-Mittel durch das Land bewirtschaftet oder 
gemeinsam mit eigenen Mitteln eingesetzt werden. 

Die Zusammenarbeit zwischen Europäischem Rechnungshof und den 
Rechnungshöfen der Mitgliedstaaten der EU wird durch den EG-Vertrag 
geregelt (Art. 248 Abs. 3). Die Bestimmung gewährleistet die vertrauens-
volle Zusammenarbeit der Rechnungshöfe unter Wahrung ihrer Unabhän-
gigkeit. 

0.9 Zusammenarbeit mit anderen Prüfungseinrichtungen im nationa-
len, inter- und supranationalen Bereich 

Der Hessische Rechnungshof arbeitet auch mit anderen Einrichtungen der 
Finanzkontrolle und sonstigen Organisationen zusammen.  

Die Präsidenten der Rechnungshöfe des Bundes und der Länder treffen sich 
regelmäßig und erörtern gemeinsam interessierende Fragen. Zur Förderung 
einer einheitlichen Meinungsbildung und zum Erfahrungsaustausch von 
Sach- bzw. Prüfungsthemen wurden Arbeitskreise eingerichtet. Diesen Ar-
beitskreisen gehört grundsätzlich je ein Vertreter der Rechnungshöfe des 
Bundes und der Länder an.  

Weiterhin arbeitet der Hessische Rechnungshof auch mit anderen Einrich-
tungen der Finanzkontrolle und sonstigen Organisationen auf europäischer 
und internationaler Ebene zusammen. Hierbei unterstützt er auch die Ent-
wicklungszusammenarbeit der Bundesregierung und des Bundesrechnungs-
hofs mit Beitrittskandidaten für die EU u.a. durch die Stellung von Projekt-
leitern, die Veranstaltung von Seminaren, die Entsendung von Fachreferen-
ten in das Ausland sowie durch die Aufnahme von Praktikanten aus Kon-
trollbehörden des Auslandes. 
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0.10 Staatliche Rechnungsprüfungsämter 

Dem Hessischen Rechnungshof sind seit dem Jahr 1996 zur Erfüllung sei-
ner Aufgaben Staatliche Rechnungsprüfungsämter nachgeordnet (§ 100 
Abs. 1 LHO). Die Staatlichen Rechnungsprüfungsämter unterstützen und 
ergänzen die Prüfungstätigkeit des Hessischen Rechnungshofs. Trotz der 
schrittweisen Verringerung des eingesetzten Personals in den Staatlichen 
Rechnungsprüfungsämtern gegenüber den früheren Vorprüfungsstellen ist 
die Effektivität der Finanzkontrolle des Landes Hessen aufgrund der mit 
dem Gesetz zur Neuordnung der Finanzkontrolle vom 19. Dezember 1995 
durchgeführten Reform gestiegen. Dies zeigt sich auch in den Bemerkun-
gen, die z.T. Prüfungsergebnisse der Staatlichen Rechnungsprüfungsämter 
enthalten. 

0.11 Haushaltsrechnung 2000  

Die Feststellungen des Rechnungshofs zur Haushaltsrechnung 2000 in sei-
nen Bemerkungen 2001 vom 19. März 2002 sind dem Landtag und der 
Landesregierung am 17. April 2002 zugeleitet worden. Die Stellungnahme 
der Landesregierung wurde dem Landtag am 5. August 2002 übermittelt 
und von der Landtagsverwaltung am 13. August 2002 zusammen mit den 
Bemerkungen 2001 als LT-Drucksache 15/3855 ausgegeben.  

Der Unterausschuss Staatshaushaltsrechnung und Stellenpläne (USH) be-
fasste sich mit den Bemerkungen erstmals in seiner Sitzung am 21. August 
2002.  
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Teil I Bemerkungen allgemeiner Art 

1 Haushaltsplan und Haushaltsrechnung 2001 

Der Haushaltsplan 2001 wies ein Volumen in Höhe von 
41.031,6 Mio. DM auf. Im Haushaltsvollzug des Jahres 2001 wurde bei 
Ist-Einnahmen von 46.962,8 Mio. DM und Ist-Ausgaben von 
46.962,4 Mio. DM nahezu ein Ausgleich hergestellt. Als rechnungsmäßi-
ges Gesamtergebnis 2001 ergibt sich ein Fehlbetrag in Höhe von 
1.051,7 Mio. DM. 

Die Ausgabereste weisen auch im Haushaltsjahr 2001 mit einer Höhe von 
1.067,3 Mio. DM ein weiterhin hohes Niveau auf und beinhalten ein Ri-
siko für den Vollzug kommender Haushaltsjahre. 

Die Gesamtsumme der Haushaltsüberschreitungen hat sich im Jahr 2001 
mit einer Höhe von 5.823,3 Mio. DM gegenüber dem Vorjahr mehr als 
verdoppelt. Ursächlich hierfür waren insbesondere vorzeitige Tilgungen 
von Verbindlichkeiten. In 13 Fällen wurde bei Haushaltsüberschreitun-
gen die nach § 37 Abs. 1 S. 1 LHO erforderliche Zustimmung des Minis-
teriums der Finanzen nicht eingeholt. 

In zwei Fällen stimmen die in der Haushaltsrechnung 2001 nachgewie-
senen Beträge nicht mit den Kassenrechnungen und Büchern überein, 
die der Rechnungshof geprüft hat.  

1.1 Haushaltsplan 2001 

Der Haushaltsplan für das Hj. 2001 wurde mit dem Gesetz über die Fest-
stellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das Jahr 2001 (HG 
2001) vom 19. Dezember 2000 (GVBl. 2001 I S. 555) festgestellt. Er wurde 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Feststellung des 
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Haushaltsplans des Landes Hessen für das Jahr 2001 (Nachtragshaushalts-
gesetz 2001) vom 20. Dezember 2001 (GVBl. 2002 I S. 590) geändert.1 

Das Haushaltsvolumen 2001 betrug im Soll 

41.031.614.900 DM. 

Damit lag das Soll der Einnahmen und Ausgaben um jeweils 4,0 v.H. über 
den entsprechenden Beträgen des Hj. 2000. Die Verpflichtungs-
ermächtigungen wurden auf 2.986.684.300 DM (einschließlich Erhöhung 
des Ermächtigungsrahmens aufgrund von Haushaltsvermerken im Einzel-
plan 17 insgesamt 3.084.152.100 DM) festgesetzt. 

Der Haushaltsplan 2001 schloss in Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen 
ab. 

1.2 Haushaltsrechnung 2001 

1.2.1 Vorlage der Haushaltsrechnung 2001 

(1)  Nach Art. 144 S. 2 der Hessischen Verfassung (HV) in Verbindung mit 
§ 80 Abs. 2 LHO hat die Landesregierung mit der Vorlage der Haushalts-
rechnung Rechenschaft über die Einnahmen und Ausgaben des Landes für 
das jeweilige Haushaltsjahr abzulegen. Dieser Verpflichtung ist die Landes-
regierung durch die Vorlage der Haushaltsrechung 2001 vom 
16. September 2002 an den Landtag nachgekommen. Die Haushaltsrech-
nung bildet die Grundlage für die Entlastung der Landesregierung durch 
den Hessischen Landtag. 

(2)  Die Rechnung des Rechnungshofs für das Jahr 2001 vom 
29. November 2002 wurde mit Datum vom 6. Dezember 2002 dem Landtag 
vorgelegt (LT-Drucksache 15/4759).  

                                              
1 Wenn im folgenden Text auf den Haushaltsplan 2001 Bezug genommen wird, ist stets der 

Haushaltsplan 2001 einschließlich Nachtragshaushalt angesprochen, ohne dass hierauf beson-
ders hingewiesen wird. 
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Der Haushaltsausschuss hat in seiner 57. Sitzung vom 10. Dezember 2002 
einstimmig beschlossen, dem Plenum zu empfehlen, wegen der Rechnung 
des Rechnungshofs - EPl. 11 - für das Haushaltsjahr 2001 Entlastung zu 
erteilen (LT-Drucksache 15/4772). Dieser Beschlussempfehlung ist der 
Landtag in seiner 127. Sitzung am 12. Dezember 2002 gefolgt. 

1.2.2 Abschlussbericht 2001 

Innerhalb der Haushaltsrechnung ist den jeweiligen Ergebnissen der Ein-
zelpläne der Abschlussbericht und die Gesamtrechnung vorangestellt, die 
unter anderem die Übersichten über den kassenmäßigen Abschluss und den 
Haushaltsabschluss enthalten. 

1.2.2.1 Kassenmäßiger Abschluss 

Der kassenmäßige Abschluss (§ 82 LHO) weist für das Haushaltsjahr 2001 

Ist-Einnahmen von 46.962.845.731,37 DM 
und  
Ist-Ausgaben von 46.962.379.454,27 DM 
aus. 

Die Haushaltsrechnung schloss deshalb mit einem Überschuss in Höhe von 
466.277,10 DM ab und war somit nahezu ausgeglichen. 

Unter Berücksichtigung der haushaltsmäßig noch nicht abgewickelten kas-
senmäßigen Jahresergebnisse früherer Jahre in Höhe von 551.412,45 DM 
beläuft sich das kassenmäßige Gesamtergebnis  

auf  1.017.689,55 DM. 

Zum kassenmäßigen Abschluss gehört die Ermittlung des Finan-
zierungssaldos. Hierbei werden die Ist-Einnahmen um die Einnahmen aus 
Krediten vom Kreditmarkt, die Entnahmen aus Rücklagen sowie die Ein-
nahmen aus kassenmäßigen Überschüssen früherer Jahre und die Ist-
Ausgaben um die Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, die Zu-
führung an Rücklagen und die Ausgaben zur Deckung eines kassenmäßigen 
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Fehlbetrags früherer Jahre vermindert. Nach Ausschaltung haushaltstechni-
scher Verrechnungen ergibt sich ein Finanzierungssaldo von 

 - 2.327.684.663,28 DM. 

Damit liegt der tatsächliche Finanzierungssaldo um rd. - 352,6 Mio. DM 
über dem veranschlagten Betrag von - 1.975,1 Mio. DM. 

1.2.2.2 Haushaltsabschluss 

Im Haushaltsabschluss (§ 83 LHO) wird als rechnungsmäßiges Jahres-
ergebnis ein Betrag von  
 26.584.923,02 DM 
ausgewiesen. 

Da in Hessen Einnahmereste zur Deckung von Ausgaberesten im Hinblick 
auf § 45 Abs. 3 LHO nicht veranschlagt werden, resultiert dieser Betrag 
ausschließlich aus dem unter Abschnitt 1.2.2.1 dargestellten kassenmäßigen 
Jahresergebnis und einem Rückgang der übertragenen Ausgabereste (ein-
schließlich Vorgriffe), die sich gegenüber dem Vorjahr  

um 26.118.645,92 DM 

auf  1.052.714.705,66 DM 

verminderten. 

Den nach 2001 übertragenen Ausgaberesten steht als kassenmäßiges Ge-
samtergebnis der bereits erwähnte Überschuss von 1.017.689,55 DM ge-
genüber, so dass sich für 2001 als rechnungsmäßiges Gesamtergebnis ein  

Fehlbetrag von 
 1.051.697.016,11 DM 
ergibt. 
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1.2.3 Ausgabereste 

In das Haushaltsjahr 2002 wurden Ausgabereste in Höhe von 
1.067,3 Mio. DM (Vorjahr 1.096,8 Mio. DM) übertragen. Die Ausgabereste 
haben sich somit um 2,7 v.H. gegenüber dem Jahr 2000 vermindert. Zudem 
wurden Vorgriffe auf das Haushaltsjahr 2002 in Höhe von 14,6 Mio. DM 
getätigt. 

Bei dem Rückgang der Ausgabereste um 29,5 Mio. DM darf allerdings die 
Ausgliederung der Hochschulprogrammhaushalte nicht außer Acht gelassen 
werden. Aufgrund der reinen Zuschussveranschlagung der Hochschulen im 
Einzelplan 15 hat im Jahr 2001 bei den entsprechenden Kapiteln keine Ü-
bertragung von Ausgaberesten in das nächste Haushaltsjahr mehr stattge-
funden. Im Haushaltsjahr 2000 hatten die Hochschulen noch Mittel in Höhe 
von 98,0 Mio. DM in das Jahr 2001 übertragen. Ferner wurden einzelplan-
übergreifend die bisher bestehenden Ausgabereste bei den Dienstbezügen 
der Beamten aufgelöst. Die nicht verausgabten Personalmittel wurden nach 
den entsprechenden Haushaltsvermerken in eine Personalausgabenrücklage 
eingestellt. 

Der Haushaltsplan 2002 weist ein Haushaltsvolumen von umgerechnet 
39.778,6 Mio. DM auf. Aufgrund der Übertragung der Ausgabereste ein-
schließlich Vorgriffe hat sich das Haushaltssoll 2002 wie folgt erhöht: 

Ausgaben - Haushaltsbetrag 2002 39.778,6 Mio. DM 
Ausgabereste 2001 1.067,3 Mio. DM 
Vorgriffe 2001  - 14,6 Mio. DM 
Rechnungssoll 2002 40.831,3 Mio. DM 

 

In der nachfolgenden Tabelle sind rd. 87,7 v.H. der nach 2002 übertragenen 
Mittel unter Angabe der jeweiligen Buchungsstellen dargestellt. Die übri-
gen 12,3 v.H. der insgesamt übertragenen Reste sind aufgrund der gering-
fügigen Beträge nicht aufgeführt worden. 
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Haushaltsreste 2000 2001
Buchungsstelle 

(Bezeichnung der Buchungsstelle) (in Mio. DM)

03 01 – 422 01  Dienstbezüge der Beamten 15,6 0,0

03 19 – ATG 71 Zuweisungen an Gemeinden u. Gemeindeverbände aus 
der Feuerschutzsteuer (Förderung des Brandschutzes)  17,8 46,9

03 19 – ATG 72 Katastrophenschutz 0,7 6,0

05 04 – 422 01 Dienstbezüge der Beamten 13,9 0,0

06 04 – 422 01 Dienstbezüge der Beamten 8,4 0,0

07 02 – ATG 83 Förderung gewerblicher Produktionsbetriebe (GA 
"Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur") 6,6 4,6

07 04 – ATG 73 Landesprogramm Dorferneuerung 1,6 8,1

07 04 – ATG 80 Dorferneuerung im Rahmen der GA "Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 2,3 7,6

07 12 – 891 74 Zuwendungen an öffentl. Unternehmen für den ÖPNV 
nach § 8 (2) des Regionalisierungsgesetzes 97,6 102,0

08 22 – 893 01 Zuschüsse für Einrichtungen der Behindertenhilfe 5,0 7,8

08 24 – 883 76 Zuweisungen zum Bau, zur Ausstattung und Verbesse-
rung von Kindergärten an kommunale Träger 6,9 3,6

08 24 – ATG 92 Sofortprogramm Kinderbetreuung 5,7 4,1

09 02 – ATG 74 Durchführung des Abwasserabgabengesetzes 0,0 118,1

09 71 – 883 72 Ersatzmaßnahmen v. Gemeinden u. Gemeindeverbän-
den (Maßnahmen zu Lasten der zweckgebundenen 
Ausgleichsabgabe) 

69,2 63,0

09 82 – ATG 72 GA „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“, hier: Einzelbetriebliche Maßnahmen im 
Rahmen des Agrarinvestitionsförderungsprogrammes 

11,1 7,1

15 05 – 15 22 Ausgabereste der Hochschulkapitel u. der Forschungs-
anstalt Geisenheim a. R (Titel 2001 weggefallen)  98,0 x

15 25 – 893 60 Sonderfinanzierung des Instituts für Betriebsfestigkeit 
der Fraunhofer-Gesellschaft 1,5 10,0

15 30 – ATG 84 Gemeinsames Hochschulsonderprogramm III des Bun-
des und der Länder (Programm ausgelaufen) 7,0 x

15 30 – ATG 99 Hochschul- u. Wissenschaftsprogramm 0,8 19,0
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Haushaltsreste 2000 2001 
Buchungsstelle 

(Bezeichnung der Buchungsstelle) (in Mio. DM) 

17 04 – 682 80 Hessisches Immobilienmanagement (Pauschales 
Dienstleistungsentgelt) 4,6 17,8 

17 05 – 871 01 Gewährleistungen aus Landesbürgschaften 
(Wirtschaftsförderung) 4,0 8,1 

17 20 – 883 03 KFA: Dorferneuerung 15,0 38,7 

17 20 – 883 04 KFA: Erneuerung von Stadtkernen und Wohngebieten 13,4 18,8 

17 24 – 613 01 Landesausgleichsstock, Allgemeine Bewilligungen 32,6 33,6 

17 26 – 883 01 KFA: Allgemeine Zuweisungen nach § 28 FAG 50,0 0,0 

17 30 – 883 71 KFA: Zuweisungen für Nahverkehrseinrichtungen  60,0 68,5 

17 32 – 883 01 Einrichtungen der Kinderbetreuung 22,7 12,4 

17 32 – 883 02 Einrichtungen der Altenpflege 18,8 17,3 

17 36 – 899 78 Pauschale Förderung an kommunale Krankenhäuser 
und die des Landeswohlfahrtsverbandes  14,7 0,3 

17 36 – 899 81 Errichtung von Krankenhäusern - Zuschüsse an kom-
munale Krankenhäuser u. Landeswohlfahrtsverband 186,1 126,6 

17 41 – 883 72 Zuweisungen für den Bau von Trink-/Abwasseranlagen 
an Gemeinden/Landkreise 40,0 64,5 

17 41 – 887 72 Zuweisungen für den Bau von Trink-/Abwasseranlagen 
an Zweckverbände 10,0 0,0 

17 43 – 883 72 Zuweisungen zur Altlastensanierung an Kommunen 23,5 24,2 

17 43 – 883 73 Zuweisungen zur Sanierung kommunaler Gaswerk-
standorte an Gemeinden und Landkreise 14,0 21,8 

18 04 – 721 01 Schule zur Förderung Hochbegabter (Baumaßnahmen) 0,0 9,7 

18 37 – ATG 99 Hessen-Strukturprogramm - Baumaßnahmen an der 
Justus-Liebig-Universität 42,5 34,6 

18 38 – 821 01 Erwerb ehemals militärisch genutzter Liegenschaften 34,5 30,7 

Zusammen 956,1 935,5 

Tabelle 1-1: Entwicklung der bedeutenden Ausgabereste im Jahr 2001 

Von den insgesamt übertragenen 1.067,3 Mio. DM sind 447,8 Mio. DM 
(Vorjahr 524,3 Mio. DM) Mittel des kommunalen Finanzausgleichs.  
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Der höchste Anstieg der Ausgabereste war bei den Ausgaben zur Durchfüh-
rung des Abwasserabgabengesetzes zu verzeichnen. Waren hier im Vorjahr 
noch keine Reste gebildet worden, wurden im Jahr 2001 bei 09 02 – ATG 
74 Mittel in Höhe von 118,1 Mio. DM in das nächste Jahr übertragen. 

Eine deutliche Minderung der Ausgabereste war bei den Zuschüssen an 
kommunale Krankenhäuser und an die des Landeswohlfahrtsverbandes un-
ter Titel 17 36 – 899 81 zu verzeichnen. Die Reste ermäßigten sich hier von 
186,1 Mio. DM um 59,5 Mio. DM auf nunmehr 126,6 Mio. DM.  

Das weiterhin hohe Niveau der Ausgabenreste, das trotz des geringfügigen 
Rückgangs im Jahr 2001 über der Grenze von 1 Mrd. DM liegt, kann zu 
einer erhöhten Unsicherheit des Haushaltsvollzugs kommender Jahre füh-
ren.  

Die hohen Ausgabereste des Kommunalen Finanzausgleichs und weitere 
Ausgabereste, bei denen Rechtsansprüche Dritter auf Auszahlung bestehen, 
bergen die Gefahr einer Erhöhung der zukünftigen Verschuldung. Anders 
als bei der Bildung von Rücklagen werden Ausgabereste im laufenden 
Haushaltsjahr nicht als kassenwirksame Ausgaben gebucht und im Rahmen 
des Haushaltsabschlusses finanziert (zur Abgrenzung von Rücklagen und 
Ausgaberesten vgl. auch Tz. 7.4.1.1). Deshalb müssen im Falle der Bean-
spruchung der Ausgabereste dafür allgemeine Deckungsmittel bereitgestellt 
werden, die dann zur Finanzierung der planmäßigen Ausgaben nicht mehr 
zur Verfügung stehen. Können jedoch Minderausgaben nicht in entspre-
chendem Umfang erwirtschaftet werden, müsste die verbleibende  
Deckungslücke in zukünftigen Haushaltsjahren kreditfinanziert werden.  

1.2.4 Über- und außerplanmäßige Ausgaben 

Die Landesregierung hat in Anlage 1 der Haushaltsrechnung Folgendes 
nachgewiesen: 
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Überplanmäßige Ausgaben 5.742.830.266,33 DM 
außerplanmäßige Ausgaben 65.880.637,21 DM 
Vorgriffe      14.583.749,87 DM 
Gesamtüberschreitung 5.823.294.653,41 DM 

Die Gesamtüberschreitung übertraf damit den Vorjahreswert 
(2.452,8 Mio. DM) um mehr als das Doppelte. Bei dieser erheblichen Erhö-
hung ist jedoch zu berücksichtigen, dass diese maßgeblich durch die vorzei-
tige Tilgung von Verbindlichkeiten beeinflusst wurde (siehe unten). 

Die in Anlage 1 der Haushaltsrechnung nachgewiesenen Überschreitungen 
bewegen sich bis auf fünf Ausnahmen innerhalb der Betragsgrenze des 
§ 11 Abs. 1 HG 2001 von 10 Mio. DM. Bei diesen Ausnahmen handelt es 
sich in einem Fall (Titel 17 02 – 446 01 mit 22,2 Mio. DM) um überplan-
mäßige Personalausgaben, die aufgrund gesetzlicher Bestimmungen oder 
darauf beruhender Verordnungen und Erlasse geleistet wurden.  

Die übrigen vier Fälle sind wie folgt gekennzeichnet: 

(1) Wie in den Vorjahren war bei Titel 17 09 – 612 01 eine Mehrausgabe 
im Rahmen des Länderfinanzausgleichs zu leisten. Aufgrund der schwa-
chen Entwicklung der Steuereinnahmen und der genaueren Prognosemög-
lichkeiten bei der Aufstellung des Nachtragshaushalts 2001 fiel die Mehr-
ausgabe mit 80,6 Mio. DM jedoch deutlich geringer als im Vorjahr aus 
(2000: 514,1 Mio. DM). Im Jahr 2001 bestand eine Zahlungsverpflichtung 
des Landes im Länderfinanzausgleich in Höhe von 5.127,6 Mio. DM 
(vgl. Tz. 5.1). Da im Haushaltsplan nur 5.047,0 Mio. DM veranschlagt wa-
ren, musste der bereits erwähnte Betrag von 80,6 Mio. DM überplanmäßig 
nachgewiesen werden. 

(2) Die höchste überplanmäßige Ausgabe im Haushaltsvollzug 2001 wur-
de - wie im Vorjahr - bei Titel 17 15 – 595 01 durch die vorzeitige Tilgung 
von Schuldverpflichtungen aus Anleihen, Kassen- und Landesobligationen 
sowie Schuldscheindarlehen anderer Darlehensgeber verursacht. Im Haus-
haltsplan waren für Tilgungsleistungen 3.486,0 Mio. DM vorgesehen. Im 
Haushaltsvollzug entstanden aufgrund vorzeitiger Tilgungen Ausgaben in 
Höhe von 9.059,5 Mio. DM und somit nachzuweisende Mehrausgaben von 
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5.573,5 Mio. DM. Diese Mehrausgaben bedurften gemäß § 13 Abs. 6 HG 
2001 keiner Genehmigung. Das Ministerium der Finanzen war ermächtigt, 
Kredite vorzeitig zu tilgen und zusätzliche Tilgungsausgaben aus kurzfristi-
gen Krediten zu leisten. 

(3) Eine Überschreitung in Höhe von 14,6 Mio. DM entstand bei der Ver-
wendung des Überschusses des Zahlenlottos, der Zusatzlotterien und der 
Sportwetten (17 16 – ATG 78). Die überschüssigen Lotto- und Totomittel 
dienen zum Teil der Förderung kultureller, sozialer und sportlicher Zwecke 
und werden unter dem Ausgabetitel 17 16 – 981 78 an andere Einzelpläne 
des Landeshaushalts abgeführt. Die Ausgabeermächtigung  erhöht oder 
vermindert sich allerdings um den Betrag, um den die veranschlagten Ein-
nahmen aus den Überschüssen des Zahlenlottos, der Zusatzlotterien und der 
Rücklagenentnahmen zurück bleiben. 

Im Jahr 2001 waren bei den verstärkenden Einnahmepositionen Minderein-
nahmen von 10,3 Mio. DM zu verzeichnen, welche die Ausgabeermächti-
gung bei Titel 17 16 – 981 78 (Soll 2001: 213,7 Mio. DM) in dieser Höhe 
herabsetzten. Im Haushaltsvollzug wurden bei diesem Titel nicht weniger, 
sondern mit 218,1 Mio. DM rd. 4,4 Mio. DM mehr Mittel an andere Ein-
zelpläne abgeführt. Die sich hieraus ergebende Überschreitung in Höhe von 
insgesamt 14,7 Mio. DM wurde nach Angaben des Ministeriums der Finan-
zen durch eine fehlerhafte Bewirtschaftung der Mittel verursacht und erst 
bei der Aufstellung der Haushaltsrechnung 2001 festgestellt. Die überhöh-
ten Abführungen aus dem Einzelplan 17 stellten lediglich globale De-
ckungsmittel dar. Sie erhöhten die Ausgabeermächtigungen in den betroffe-
nen Einzelplänen nicht. Damit hat die fehlerhafte Mittelbewirtschaftung zu 
keinen Mehrausgaben in den Einzelplänen geführt.  

(4) Schließlich war bei Titel 19 08 – 681 33 eine außerplanmäßige Aus-
gabe in Höhe von 57,0 Mio. DM zu leisten, die in voller Höhe als Mehraus-
gabe in Anlage 1 der Haushaltsrechnung nachzuweisen war. Die außer-
planmäßige Ausgabe war aufgrund des Gesetzes zur Gewährung eines ein-
maligen Heizkostenzuschusses vom 20. Dezember 2000 (GVBl. I S. 1846) 
zu leisten. Nach den Regelungen des Gesetzes war für die Heizperiode 
2000/2001 unter bestimmten Voraussetzungen ein einmaliger Heizkosten-



1 Haushaltsplan und Haushaltsrechnung 2001 

42 Bemerkungen 2002 des Hessischen Rechnungshofs 

zuschuss an Wohngeld- und Sozialhilfeempfänger zu gewähren. Mit den 
Leistungen sollten Härten gemildert werden, die durch den Anstieg der  
Energiepreise entstanden waren oder noch entstehen. Da dieser Heizkosten-
zuschuss in voller Höhe vom Bund getragen und die Mittel außerplanmäßig 
unter Titel 19 08 – 231 33 vereinnahmt wurden, entstand keine Belastung 
für den Landeshaushalt.  

Bei allen fünf über 10 Mio. DM liegenden über- bzw. außerplanmäßigen 
Ausgaben war ein Nachtragshaushalt nach § 11 Abs. 1 HG 2001 nicht er-
forderlich. 

In der Regel wurde bei den nachgewiesenen Haushaltsüberschreitungen die 
Zustimmung des Ministeriums der Finanzen nach § 37 Abs. 1 Satz 1 LHO 
eingeholt. In 13 Fällen mit einem Gesamtbetrag von insgesamt 
15.197.633,00 DM (Vorjahr: 10 Fälle mit insgesamt 2.543.385,44 DM) lag 
allerdings die erforderliche Einwilligung des Ministeriums der Finanzen zur 
Leistung über- oder außerplanmäßiger Ausgaben nicht vor (vgl. Anlage 1 
zur Haushaltsrechnung 2001). Die in diesen Fällen enthaltene Überschrei-
tung bei der Verwendung des Überschusses der Lotteriemittel bei 17 16 – 
ATG 78 in Höhe von 14,6 Mio. DM hat - anders als die übrigen 12 Fälle - 
nicht zu Mehrausgaben in den Einzelplänen geführt.  

Die Landesregierung hat mit Schreiben vom 19. November 2002 um nach-
trägliche Genehmigung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben des 
Haushaltsjahres 2001 gebeten (LT-Drucksache 15/4661 vom 21. Novem-
ber 2002).  

Der Haushaltsausschuss hat sich auf seiner 65. Sitzung vom 
10. Dezember 2002 mit dem Antrag der Landesregierung befasst und dem 
Plenum empfohlen, die über- und außerplanmäßigen Ausgaben sowie die 
Vorgriffe im Haushaltsjahr 2001 - vorbehaltlich der späteren Beschlussfas-
sung über die Bemerkungen des Rechnungshofs zur Haushaltsrechnung 
2001 - nachträglich zu genehmigen. Dieser Beschlussempfehlung ist der 
Landtag auf seiner 127. Sitzung am 12. Dezember 2002 gefolgt. 
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1.2.5 Verpflichtungsermächtigungen 

Der Haushaltsplan 2001 weist Verpflichtungsermächtigungen von 
2.986.684.300 DM aus. Dieser Ermächtigungsrahmen erhöhte sich auf-
grund von Haushaltsvermerken im Einzelplan 17 um 97.467.800 DM auf 
insgesamt 3.084.152.100 DM. 

Aufgrund der erteilten Ermächtigungen wurden lt. Anlage 8 der Haushalts-
rechnung 2001 folgende Zusagen erteilt (Abweichung der Summe durch 
Rundung der Einzelbeträge): 

• für das Hj. 2002 829,1  Mio. DM 
• für das Hj. 2003 469,8  Mio. DM 
• für das Hj. 2004 262,6  Mio. DM 
• für spätere Hje. 159,7  Mio. DM 
 zusammen 1.721,3  Mio. DM 

Darin sind Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 4,2 Mio. DM ent-
halten, die in Fällen eines unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedürf-
nisses (§ 37 Abs. 1 Satz 2 LHO) auf Bewilligungen des Ministeriums der 
Finanzen nach § 38 Abs. 1 Satz 2 LHO beruhen. 
 

1.2.6 Prüfung der Haushaltsrechnung 2001 

Die im Wesentlichen stichprobenweise durchgeführte Prüfung der Haus-
haltsrechnung 2001 ist abgeschlossen. Dennoch behält sich der Rechnungs-
hof vor, etwaige weitere Feststellungen in spätere Bemerkungen aufzuneh-
men (§ 97 Abs. 3 LHO). 

Der Präsident des Rechnungshofs hat die ihm durch Haushaltsvermerk  
übertragene Prüfung der Rechnung der Staatshauptkasse Hessen über Kap. 
02 01 - 529 02 (Zur Verfügung des Ministerpräsidenten für Förderung des 
Informationswesens) vorgenommen und über den Abschluss des Prüfungs-
verfahrens die diesen Bemerkungen beigefügte Erklärung (s. Anlage 1) als 
Grundlage für die Entlastung der Landesregierung  abgegeben. 
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1.3 Feststellungen nach Art. 144 Satz 1 HV, § 97 Abs. 2 Nr. 1 LHO 

Die in der Haushaltsrechnung 2001 nachgewiesenen Beträge stimmen mit 
folgenden Ausnahmen mit den Kassenrechnungen und Büchern überein, die 
der Rechnungshof und die Staatlichen Rechnungsprüfungsämter bestim-
mungsgemäß geprüft haben: 

• Die in Anlage 9 der Haushaltsrechnung 2001 unter Ziffer B. 7 d) nach-
gewiesenen Eventualverbindlichkeiten aus Bürgschaften und Garantien 
des Landes für Leihgaben der hessischen Landesmuseen sind mit 
102.406.392 DM nicht korrekt ausgewiesen. Auch die entsprechenden 
Eintragungen im Landesschuldbuch sind fehlerhaft (vgl. im Detail Be-
merkungen Allgemeiner Art, Kapitel 6.6.2). Der richtige Betrag muss 
179.178.294 DM lauten. 

• Bei der Darstellung des kassenmäßigen Abschlusses nach § 82 LHO ist 
beim Ausweis des Finanzierungssaldos aufgrund eines redaktionellen 
Versehens das Minus-Zeichen nicht dargestellt worden. Der Finanzie-
rungssaldo beträgt -2.327.684.663,28 DM. 

Bei ihrer Tätigkeit haben die Rechnungsprüfungsbehörden keine Einnah-
men und Ausgaben festgestellt, die nicht ordnungsgemäß belegt waren. 
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2 Zusammenfassende Darstellung von Rechnungsergebnissen 

Im Haushaltsjahr 2001 hat sich die finanzwirtschaftliche Situation des 
Landes gegenüber dem Vorjahr durch einen Rückgang der bereinigten 
Gesamteinnahmen und einem gleichzeitigen Anstieg der bereinigten Ge-
samtausgaben verschlechtert. Der Nettofinanzierungssaldo ist auf 
- 2.327,7 Mio. DM angewachsen und hat sich damit gegenüber dem Jahr 
2000 nahezu verdreifacht. 

Aus dem Haushaltsplan 2002 ergibt sich - bedingt durch einen weiteren 
Rückgang der Steuereinnahmen - eine abermalige Minderung der berei-
nigten Gesamteinnahmen, die den Rückgang der bereinigten Gesamtaus-
gaben deutlich übersteigt. Der für das Jahr 2002 vorgesehene Nettofinan-
zierungssaldo in Höhe von - 4.180,2 Mio. DM macht das Fünffache des 
im Jahr 2000 erreichten Wertes aus. 

Diese Entwicklung sowie die Strukturdaten des Landeshaushalts (insbe-
sondere die Entwicklung der Steuerdeckungsquote und der Kreditfinan-
zierungsquote) lassen auch für die beiden Haushaltsjahre 2002 und 2003 
keine nachhaltige Entspannung der finanzwirtschaftlichen Situation er-
kennen. 

2.1 Übersichten über die Einnahmen und Ausgaben 

Die nachfolgende Tabelle 2-1 zeigt, wie sich die Einnahmen und Ausgaben 
im Haushaltsjahr 2001 gemäß Gruppierungsplan (Gliederung nach öko-
nomischen Kategorien) verteilen. In der darauf folgenden Tabelle 2-2 sind 
die Ergebnisse mit gleicher Systematik in Euro dargestellt, um die Ver-
gleichbarkeit mit den Bemerkungen allgemeiner Art kommender Jahre zu 
erleichtern.  

Zum Vergleich werden in beiden Tabellen auch das Haushaltssoll für die 
Jahre 2002 (einschließlich Nachtragshaushalt) und 2003 sowie das Ist-
Ergebnis des Jahres 2000 aufgeführt. Bei dieser Darstellung ist zu berück-
sichtigen, dass die in den Haushaltsjahren 2000 bis 2002 stattgefundene 
schrittweise Ausgliederung der Hochschulen aus dem kameralen Rech-
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nungswesen, der Wiedereinstieg des Landes bei der Landesbank Hessen-
Thüringen, Beteiligungsveräußerungen im Jahr 2001 und die Ausgliederung 
des Landesbetriebs „Hessen-Forst“ ab dem Jahr 2003 die Vergleichbarkeit 
der Einnahmen und Ausgaben zum Teil erheblich einschränken. Aus die-
sem Grund wurden in den betreffenden Fußnoten die Veränderungsraten 
der Einnahmen und Ausgaben gegenüber den jeweiligen Vorjahren um die-
se Vorgänge bereinigt dargestellt.  

Des Weiteren erfolgt unter Tz. 2.2 eine Darstellung der wichtigsten Struk-
turdaten zur Haushaltsanalyse für die Jahre 2000 bis 2003, wobei ebenfalls 
Bereinigungen vorgenommen wurden, um eine zeitliche Vergleichbarkeit 
zu ermöglichen. 

Sind im nachfolgenden Text oder in den weiteren Tabellen und Abbildun-
gen Angaben für die Haushaltsjahre 2002 und 2003 enthalten, so handelt es 
sich hierbei stets um Soll-Zahlen. Daten für darüber hinaus reichende 
Haushaltsjahre sind der mittelfristigen Finanzplanung 2002 - 2006 ent-
nommen worden. Die Erläuterungen zu den Fußnoten der beiden Tabellen 
befinden sich auf der nachfolgenden Seite. 
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Einnahmen / Ausgaben

0 Steuern u. steuerähnliche Abgaben 29.747,8 4,4 28.322,0 27.883,1 -6,3 26.143,4 -6,2 28.368,9 8,5

dar.: Steuereinnahmen 29.319,3 4,5 28.007,0 27.552,6 -6,0 25.838,2 -6,2 28.157,1 9,0

Steuern nach LFA 23.825,2 2,6 22.960,0 22.425,0 -5,9 21.848,3 -2,6 23.541,3 7,7

1
Verwaltungseinnahmen, Einnahmen 
aus Schuldendienst u. dergleichen 2.064,7 -12,1 3.300,6 3.172,5 53,7 2.350,9 -25,9 2.691,6 14,5

2
Zuweisungen u. Zuschüsse f. lfd. 
Zwecke 2.181,7 16,1 1.966,9 2.082,2 -4,6 2.026,5 -2,7 2.778,6 37,1

3 Schuldenaufnahmen 5.844,2 -1,7 5.329,5 11.369,6 94,5 6.737,6 -40,7 6.322,6 -6,2
dar.: Kreditmarktmittel brutto 5.809,8 -1,6 5.296,0 11.343,8 95,3 6.705,6 -40,9 6.295,4 -6,1
                                    netto 1.298,1 10,5 1.810,0 2.284,3 76,0 3.887,8 70,2 2.047,2 -47,3
         Bundesdarlehen 34,4 -12,3 33,5 25,8 -24,9 32,0 24,0 27,2 -15,0
Zuweisungen u. Zuschüsse f. 
Investitionen 771,8 -25,5 919,8 715,5 -7,3 925,6 29,4 929,0 0,4
Entnahme aus Rücklagen, Fonds u. 
Stöcken 713,2 -24,2 524,5 1.097,7 53,9 827,9 -24,6 683,6 -17,4
Übrige besondere 
Finanzierungseinnahmen 624,8 -6,6 668,3 642,1 2,8 766,9 19,4 756,5 -1,4

Einnahmen insgesamt 41.948,1 1,5 41.031,6 46.962,8 12,0 39.778,6 -15,3 42.531,1 6,9
Gesamteinnahmen (bereinigt)1) 34.800,4 3,0 34.542,8 33.879,2 -2,6 31.478,3 -7,1 34.795,4 10,5

4 Persönliche Verwaltungsausgaben 13.614,9 -0,8 12.990,9 12.804,3 -6,0 13.312,9 4,0 13.406,4 0,7

5 Sächliche Verwaltungsausgaben 1.746,5 -4,0 1.529,0 1.563,6 -10,5 1.779,2 13,8 1.845,3 3,7
Ausgaben für Schuldendienst 7.155,3 -3,3 6.090,6 11.607,2 62,2 5.390,9 -53,6 7.040,4 30,6
dar.: Zinsen 2.532,6 -2,0 2.519,3 2.484,9 -1,9 2.500,9 0,6 2.717,4 8,7
        Tilgungen 4.622,7 -4,0 3.571,3 9.122,3 97,3 2.890,0 -68,3 4.323,0 49,6

6
Zuweisungen u. Zuschüsse für lfd. 
Zwecke 14.781,7 8,0 15.750,9 15.858,3 7,3 14.929,9 -5,9 15.977,2 7,0
dar.: Länderfinanzausgleich 5.494,1 13,6 5.047,0 5.127,6 -6,7 3.989,9 -22,2 4.615,8 15,7
        Kommunaler Finanzausgleich 4.292,4 3,1 4.382,6 4.410,7 2,8 4.419,6 0,2 4.356,2 -1,4

7 Baumaßnahmen 752,7 14,6 786,7 762,9 1,4 817,3 7,1 975,6 19,4

8
Sonstige Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen 2.064,0 -4,2 2.870,8 2.670,0 29,4 2.230,1 -16,5 2.562,1 14,9
dar.: Kommunaler Finanzausgleich 852,1 2,6 901,3 866,7 1,7 833,2 -3,9 697,6 -16,3

Investitionsausgaben insgesamt 2.816,7 0,2 3.657,5 3.432,9 21,9 3.063,3 -10,8 3.537,7 15,5

9
Besondere Finanzierungsausgaben 
ohne Rücklagen 621,8 -6,9 667,2 643,1 3,4 766,3 19,2 756,1 -1,3

Zuführung an Rücklagen, Fonds u. 
Stöcke 1.210,8 0,9 360,5 1.053,0 -13,0 535,9 -49,1 221,8 -58,6
Globale Minderausgaben 0,0 x -15,0 0,0 x 0,0 x -254,3 x

Ausgaben insgesamt 41.947,5 1,5 41.031,6 46.962,4 12,0 39.778,6 -15,3 42.531,1 6,9
Gesamtausgaben (bereinigt)1) 35.603,3 2,6 36.517,9 36.206,9 1,7 35.658,7 -1,5 37.304,7 4,6
Gesamtausgaben (bereinigt) ohne 
LFA 30.109,2 0,8 31.470,9 31.079,2 3,2 31.668,8 1,9 32.689,0 3,2
Überschuß +/Fehlbetrag - 0,6 x 0,0 0,5 -16,7 0,0 x 0,0 x
Nettofinanzierungssaldo -802,9 -12,4 -1.975,1 -2.327,7 189,9 -4.180,2 79,6 -2.509,3 -40,0

2000 2003 5)2002 5)

Ist
Veränd. 
zum Vj. 
(v.H.) 4)

2001
Veränd. 
zum Vj. 
(v.H.) 2)

Veränd. 
zum Vj. 
(v.H.) 3)

Soll
Veränd. 
zum Vj. 
(v.H.) in Mio DM

Soll e. N. Soll e.N.Ist

 

Tabelle 2-1: Einnahmen und Ausgaben in den Jahren 2000 bis 2003 in Mio. DM 
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Einnahmen / Ausgaben

0 Steuern u. steuerähnliche Abgaben 15.209,8 4,4 14.480,8 14.256,4 -6,3 13.366,9 -6,2 14.504,8 8,5

dar.: Steuereinnahmen 14.990,7 4,5 14.319,8 14.087,4 -6,0 13.210,9 -6,2 14.396,5 9,0
Steuern nach LFA 12.181,6 2,6 11.739,3 11.465,7 -5,9 11.170,9 -2,6 12.036,5 7,7

1
Verwaltungseinnahmen, Einnahmen 
aus Schuldendienst u. dergleichen 1.055,7 -12,1 1.687,6 1.622,1 53,7 1.202,0 -25,9 1.376,2 14,5

2
Zuweisungen und Zuschüsse für 
laufende Zwecke 1.115,5 16,1 1.005,7 1.064,6 -4,6 1.036,1 -2,7 1.420,7 37,1

3 Schuldenaufnahmen 2.988,1 -1,7 2.724,9 5.813,2 94,5 3.444,9 -40,7 3.232,7 -6,2
dar.: Kreditmarktmittel brutto 2.970,5 -1,6 2.707,8 5.800,0 95,3 3.428,5 -40,9 3.218,8 -6,1
                                  netto 663,7 10,5 925,4 1.168,0 76,0 1.987,8 70,2 1.046,7 -47,3
         Bundesdarlehen 17,6 -12,3 17,1 13,2 -24,9 16,4 24,0 13,9 -15,1
Zuweisungen u. Zuschüsse für 
Investitionen 394,6 -25,5 470,3 365,8 -7,3 473,2 29,4 475,0 0,4
Entnahme aus Rücklagen, Fonds u. 
Stöcken 364,7 -24,2 268,2 561,2 53,9 423,3 -24,4 349,5 -17,4
Übrige besondere 
Finanzierungseinnahmen 319,4 -6,6 341,7 328,2 2,8 392,1 19,4 386,8 -1,4

Einnahmen insgesamt 21.447,7 1,5 20.979,1 24.011,7 12,0 20.338,5 -15,3 21.745,8 6,9
Gesamteinnahmen (bereinigt)1) 17.793,1 3,0 17.661,5 17.322,2 -2,6 16.094,6 -7,1 17.790,6 10,5

4 Persönliche Verwaltungsausgaben 6.961,2 -0,8 6.642,1 6.546,7 -6,0 6.806,8 4,0 6.854,6 0,7

5 Sächliche Verwaltungsausgaben 893,0 -4,0 781,8 799,5 -10,5 909,7 13,8 943,5 3,7
Ausgaben für Schuldendienst 3.658,4 -3,3 3.114,1 5.934,7 62,2 2.756,3 -53,6 3.599,7 30,6
dar.: Zinsen 1.294,9 -2,0 1.288,1 1.270,5 -1,9 1.278,7 0,6 1.389,4 8,7
        Tilgungen 2.363,5 -4,0 1.826,0 4.664,2 97,3 1.477,6 -68,3 2.210,3 49,6

6
Zuweisungen u. Zuschüsse für lfd. 
Zwecke 7.557,7 8,0 8.053,3 8.108,2 7,3 7.633,5 -5,9 8.169,0 7,0
dar.: Länderfinanzausgleich 2.809,1 13,6 2.580,5 2.621,7 -6,7 2.040,0 -22,2 2.360,0 15,7
        Kommunaler Finanzausgleich 2.194,7 3,1 2.240,8 2.255,2 2,8 2.259,7 0,2 2.227,3 -1,4

7 Baumaßnahmen 384,9 14,6 402,2 390,1 1,4 417,9 7,1 498,8 19,4

8
Sonstige Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen 1.055,3 -4,2 1.467,8 1.365,1 29,4 1.140,2 -16,5 1.310,0 14,9
dar.: Kommunaler Finanzausgleich 435,7 2,6 460,8 443,1 1,7 426,0 -3,9 356,7 -16,3

Investitionsausgaben insgesamt 1.440,1 0,2 1.870,1 1.755,2 21,9 1.566,3 -10,8 1.808,8 15,5

9
Besondere Finanzierungsausgaben 
ohne Rücklagen 317,9 -6,9 341,1 328,8 3,4 391,8 19,2 386,6 -1,3

Zuführung an Rücklagen, Fonds u. 
Stöcke 619,1 0,9 184,3 538,4 -13,0 274,0 -49,1 113,4 -58,6
Globale Minderausgaben 0,0 x -7,7 0,0 x 0,0 x -130,0 x

Ausgaben insgesamt 21.447,4 1,5 20.979,1 24.011,5 12,0 20.338,5 -15,3 21.745,8 6,9

Gesamtausgaben (bereinigt)1) 18.203,7 2,6 18.671,3 18.512,3 1,7 18.232,0 -1,5 19.073,6 4,6

Gesamtausgaben (bereinigt) ohne LFA 15.394,6 0,8 16.090,8 15.890,5 3,2 16.192,0 1,9 16.713,6 3,2
Überschuß +/Fehlbetrag - 0,3 x 0,0 0,3 -16,7 0,0 x 0,0 x
Nettofinanzierungssaldo -410,5 -12,4 -1.009,9 -1.190,1 189,9 -2.137,3 79,6 -1.283,0 -40,0

Veränd. 
zum Vj. 
(v.H.)  in Mio  €

Soll e. N. Soll e.N.Ist

2000 6) 20032002

Ist

2001 6)

Veränd. 
zum Vj. 
(v.H.) 4)

Veränd. 
zum Vj. 
(v.H.) 2)

Veränd. 
zum Vj. 
(v.H.) 3)

Soll

 
Tabelle 2-2: Einnahmen und Ausgaben in den Jahren 2000 bis 2003 in Mio. € 
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Fußnote 1 Haushaltsvolumen abzüglich Aufnahme / Tilgung von Kreditmarktmitteln, Entnahmen / 
Zuführungen an Rücklagen, Überschüsse / Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren, haus-
haltstechnische Verrechnungen 

Fußnote 2 Veränderungsraten durch die erste Hochschulausgliederung beeinträchtigt, gegenüber dem 
Vorjahr ergeben sich folgende, vergleichbare Werte: Personalausgaben (+1,8 v.H.), Sächliche 
Verwaltungsausgaben (+ 1,9 v.H.), Übertragungsausgaben (+ 4,8 v.H.), Investitionsausgaben 
(+ 0,2 v.H.), ber. Gesamtausgaben (+ 2,7 v.H.), ber. Gesamtausgaben ohne LFA (+ 0,9 v.H.) 

Fußnote 3 Veränderungsraten durch die Hochschulausgliederung u. den Wiedereinstieg bei der Helaba 
beeinträchtigt, gegenüber dem Vorjahr ergeben sich folgende, vergleichbare Werte: Personal-
ausgaben (+2,6 v.H.), Sächliche Verwaltungsausgaben (+7,3 v.H.), Übertragungsausgaben 
(+1,9 v.H.), Investitionsausgaben (-0,1 v.H.), bereinigte Gesamtausgaben ( +0,7 v.H.), ber. 
Gesamtausgaben ohne LFA ( +1,8 v.H.) 

Fußnote 4 Veränderungsraten durch die Ausgliederung des Landesbetriebs „Hessen-Forst“ beeinträchtigt 
(bis 2002 übergangsweise kamerale Haushaltsführung) 

Fußnote 5 Umrechnung der Haushaltsjahre 2002 und 2003 in Mio. DM (Werte in den Haushaltsplänen 
in € ausgewiesen) 

Fußnote 6 Umrechnung der Haushaltsjahre 2000 und 2001 in Mio. € (Werte in den Haushaltsplänen in 
Mio. DM ausgewiesen) 

2.2 Strukturdaten des Hessischen Landeshaushalts 

Um die im weiteren Verlauf der Bemerkungen allgemeiner Art dargestell-
ten Kennzahlen und Strukturdaten zur langfristigen Haushaltsentwicklung 
der Jahre 1993 bis 2002 (insbesondere Steuerdeckungsquote, Personal-
Ausgabenquote, Personal-Steuerquote, Zins-Ausgabenquote sowie Investi-
tions-Ausgabenquote) in ihrer Aussagekraft nicht zu beeinträchtigen, wur-
den die unter Tz. 2.1 genannten Bereinigungen vorgenommen.  

Bei der Darstellung der langfristigen Haushaltsentwicklung der Jahre 1993 
bis 2002 ist berücksichtigt worden, dass die Hochschulen in den Jahren 
2000 und 2001 schrittweise aus dem kameralen Rechnungswesen ausge-
gliedert wurden und dort dann nur noch mit ihrem Zuschussbedarf veran-
schlagt werden. Anders als die übrige Landesverwaltung sind die Hoch-
schulen im Rahmen der Neuen Verwaltungssteuerung mit der Einführung 
des kaufmännischen Rechnungswesens sowie der Kosten- und Leistungs-
rechnung nicht verpflichtet, eine kamerale Rechnungslegung vorzulegen. 
Nach § 89 Abs. 2 Nr. 2 des Hessischen Hochschulgesetzes in der Fassung 
vom 31. Juli 2000 (GVBl. II 70-205) wenden die Hochschulen als selbstän-
dige Körperschaften des öffentlichen Rechts ausschließlich das kaufmänni-
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sche Rechnungswesen an. Aus diesem Grund musste diese Ausgliederung 
der Hochschulen auch in die Bereinigungen der langjährigen Kennzahlen 
einbezogen werden.  

Ferner wurden bei allen langfristigen Vergleichen weitere Bereinigungen 
(Bahnreform ab 1996, Neuordnung des Familienleistungsausgleichs ab 
1997, Errichtung des Sondervermögens Wohnungsbau und Zukunftsinvesti-
tionen im Jahr 1999, Wiedereinstieg bei der Landesbank Hessen-Thüringen 
im Jahr 2001) vorgenommen, um eine Vergleichbarkeit der Kennzahlen 
über einen mehrjährigen Zeitraum zu gewährleisten. 

Aufgrund der Bereinigungen weisen im weiteren Verlauf die in den Tabel-
len bzw. Abbildungen aufgeführten Quoten Abweichungen gegenüber den-
jenigen auf, die auf im vorigen Sinne nicht bereinigtem Datenmaterial be-
ruhen. Bereinigte und nicht-bereinigte Quoten (Strukturdaten) sind in der 
nachfolgenden Tabelle gegenübergestellt. 

2003

Ist Ist berei- 
nigt Soll e. N. Ist Ist berei- 

nigt Soll e.N.
Soll 

berei- 
nigt

Soll

Steuerdeckungsquote 1) 2) 79,1 80,7 73,0 72,2 74,5 69,0 69,8 72,0

Kreditfinanzierungsquote 3) 3,6 4,3 5,0 6,3 8,2 10,9 12,9 5,5

Personal-Ausgaben-Quote 1) 45,2 47,8 41,3 41,2 48,2 42,0 48,1 41,0

Personal-Steuer-Quote 2) 57,1 59,3 56,6 57,1 64,7 60,9 68,9 56,9

Zins-Ausgaben-Quote 1) 8,4 8,7 8,0 8,0 8,3 7,9 8,1 8,3

Zins-Steuer-Quote 2) 10,6 10,7 11,0 11,1 11,2 11,4 11,6 11,5

Investititions-Ausgaben-Quote 1) 9,4 10,5 11,6 11,0 10,3 9,7 10,7 10,8

Strukturdaten (v.H.)

2000 2001 2002

 1)  Jeweils in v.H. der Gesamtausgaben (bereinigt) ohne LFA 
 2)  Gemessen an Steuereinnahmen nach LFA
 3)  Nettokreditaufnahme in v.H. der Gesamtausgaben (bereinigt)

 
Tabelle 2-3: Strukturdaten des Hessischen Landeshaushalts 2000 bis 2003 

Bei den oben aufgezeigten Kennzahlen des Hessischen Landeshaushalts ist 
insbesondere die negative Entwicklung der Steuerdeckungsquote und der 
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Anstieg der Kreditfinanzierungsquote auffällig. Bedingt durch die erhebli-
chen Steuerausfälle des Jahres 2001 ist die Steuerdeckungsquote (langfris-
tige Bereinigung kursiv in Klammern) von 79,1 v.H. (80,7 v.H.) im Jahr 
2000 in nur einem Jahr auf 72,2 v.H. (74,5 v.H.) gefallen. Aufgrund der 
auch für das Jahr 2002 prognostizierten Steuerschwäche ist für das Jahr 
2002 sogar ein weiterer Rückgang auf 69,0 v.H. (69,8 v.H.) zu erwarten. 

Wegen der ansteigenden Nettoneuverschuldung hat sich die Kreditfinanzie-
rungsquote von 3,6 v.H. (4,3 v.H.) im Jahr 2000 auf 6,3 v.H. (8,2 v.H.) im 
Jahr 2001 erhöht und damit nahezu verdoppelt. Im Jahr 2002 soll sie an-
hand der Veranschlagung im Haushaltsplan noch weiter zunehmen, und 
zwar auf 10,9 v.H. (12,9 v.H.).  

2.3 Bereinigte Gesamteinnahmen2 

Die bereinigten Gesamteinnahmen des Haushaltsjahres 2001 (Einnahmen 
ohne Aufnahme von Kreditmarktmitteln, Rücklagenentnahmen, Überschüs-
se aus Vorjahren und ohne haushaltstechnische Verrechnungen) beliefen 
sich auf 33.879,2 Mio. DM und lagen damit um 1,9 v.H. (663,6 Mio. DM) 
unter dem Haushaltssoll (34.542,8 Mio. DM). 

Gegenüber dem Ist-Ergebnis des Jahres 2000 von 34.800,4 Mio. DM sind 
die bereinigten Gesamteinnahmen um 2,6 v.H. (921,2 Mio. DM) gesunken. 
Dieser Einnahmerückgang lag unter dem Durchschnitt der übrigen alten 
Bundesländer (ohne Berlin), die eine Minderung der bereinigten Gesamt-
einnahmen im Mittel um 4,9 v.H. zu verzeichnen hatten.  

2.4 Bereinigte Gesamtausgaben3 

Die bereinigten Gesamtausgaben (Ausgabevolumen ohne Ausgaben für 
Tilgung von Kreditmarktschulden und ohne besondere Finanzie-

                                              
2 Es handelt sich hierbei nicht um die zur langfristigen Vergleichbarkeit vorgenommene, zuvor 

dargelegte Bereinigung, siehe Tabelle 2-1, Fußnote 1.  
3 Vgl. Fußnote zuvor 
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rungsvorgänge) erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr um 603,6 Mio. DM 
(1,7 v.H.) auf 36.206,9 Mio. DM (Vorjahr: 35.603,3 Mio. DM).  

Ermäßigt man die bereinigten Gesamtausgaben um die Zahlungen des LFA, 
ergibt sich eine Wachstumsrate in Höhe von 3,2 v.H. Wird ebenso die 
Hochschulausgliederung und der Wiedereinstieg bei der Landesbank Hes-
sen-Thüringen berücksichtigt, fällt das Wachstum der bereinigten Gesamt-
ausgaben gegenüber dem Haushaltsjahr 2000 mit einer Rate von 1,8 v.H. 
niedriger aus.  

Die alten Länder (ohne Berlin) erhöhten ihre bereinigten Gesamtausgaben 
gegenüber dem Jahr 2000 im Durchschnitt um 2,9 v.H.  

2.5 Nettofinanzierungssaldo 

Der Nettofinanzierungssaldo (Unterschied zwischen bereinigten Einnahmen 
und bereinigten Ausgaben) betrug im Jahr 2001  
- 2.327,7 Mio. DM und hat sich seit dem Jahr 1993 in Hessen wie folgt ent-
wickelt: 

Nettofinanzierungssaldo
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Abbildung 2-1: Entwicklung des Finanzierungssaldos von 1993 bis 2002 
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Das Haushaltssoll 2001 wies einen Nettofinanzierungssaldo von 
- 1.975,1 Mio. DM aus. Die Differenz zwischen den bereinigten Einnahmen 
in Höhe von 33.879,2 Mio. DM und den bereinigten Ausgaben in Höhe von 
36.206,9 Mio. DM betrug im Ist - 2.327,7 Mio. DM. Damit lag der Nettofi-
nanzierungssaldo um 352,6 Mio. DM über dem Soll. Das Vorjahresergebnis 
(2000: - 802,9 Mio. DM) wurde um 1.524,8 Mio. DM und damit fast um 
das Doppelte überschritten.  

Maßgeblich hierfür war vor allem die ungünstige Steuereinnahmeentwick-
lung, die in erheblichem Maße zu dem Rückgang der bereinigten Einnah-
men beitrug. Nach dem Haushaltsplan des Jahres 2002 soll der Nettofinan-
zierungssaldo - bedingt durch einen weiteren Rückgang der bereinigten Ge-
samteinnahmen um 7,1 v.H. und einem gleichzeitigen geringfügigen Rück-
gang der bereinigten Ausgaben um nur 1,5 v.H. - abermals, und zwar auf 
- 4.180,2 Mio. DM anwachsen. Damit würde der für das Jahr 2002 vorge-
sehene Nettofinanzierungssaldo das Fünffache des Wertes für das Jahres 
2000 ausmachen.  
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3 Die Entwicklung von Einnahmearten im Haushaltsjahr 2001 

Die Steuereinnahmen wiesen im Jahr 2001 eine Höhe von 
27.552,6 Mio. DM auf. Damit blieben sie um 1.766,7 Mio. DM oder 
6,0 v.H. hinter dem Vorjahresergebnis zurück. Ausschlaggebend für die 
schwache Entwicklung der Steuereinnahmen waren die erheblich ver-
minderten Zuflüsse aus der Körperschaftsteuer. Das Gesamtaufkommen 
erreichte mit 355,6 Mio. DM nicht einmal 10 v.H. des Vorjahreswertes 
(5.531,5 Mio. DM); der verbleibende Landesanteil ging von 
2.250,4 Mio. DM um 84,8 v.H. auf nur noch 341,9 Mio. DM zurück. 

Die langfristig bereinigte Steuerdeckungsquote ermäßigte sich aufgrund 
der negativen Steuereinnahmeentwicklung von 80,8 v.H. auf 74,5 v.H. 
und sank damit in nur einem Jahr um 6,3 Prozentpunkte. 

Die „Eigenen Einnahmen“ stiegen im Jahr 2001 - in erster Linie getra-
gen durch hohe Erlöse aus der Veräußerung von Beteiligungen von ins-
gesamt 931,0 Mio. DM - um 53,7 v.H. auf 3.172,5 Mio. DM an. Die Über-
tragungseinnahmen erreichten mit 2.082,2 Mio. DM nicht das Vorjah-
resniveau (2.181,7 Mio. DM). Auch die Zuweisungen und Zuschüsse für 
Investitionen blieben mit einer Höhe von 715,5 Mio. DM unter dem Er-
gebnis des Vorjahres (771,8 Mio. DM). 

3.1 Die Steuereinnahmen im Jahr 2001 

3.1.1 Gesamtentwicklung 

Die positive Entwicklung der Steuereinnahmen in den Haushaltsjahren 
1998 und 1999, in denen Wachstumsraten von 8,1 v.H. bzw. 9,6 v.H. er-
reicht wurden, hatte sich im Haushaltsjahr 2000 bereits abgeschwächt . Im 
Jahr 2001 trat mit einem absoluten Rückgang der Steuereinnahmen eine 
Umkehr der Entwicklung ein. Während im Jahr 2000 noch ein Wachstum 
der Steuereinnahmen vor Länderfinanzausgleich (LFA) in Höhe 4,5 v.H. 
verzeichnet wurde, sanken die Steuereinnahmen im Haushaltsjahr 2001 ge-
genüber dem Vorjahr um 6,0 v.H. 
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Dem Steueraufkommen des Jahres 2000 in Höhe von 29.319,3 Mio. DM 
stand im Jahr 2001 ein Aufkommen von nur 27.552,6 Mio. DM gegenüber, 
was einem absoluten Rückgang von 1.766,7 Mio. DM entspricht. 

Verglichen mit den im Nachtragshaushaltsplan 2001 vorgesehenen Ein-
nahmen (Soll: 28.007,0 Mio. DM) lagen die Steuerzuflüsse des Jahres 2001 
mit 27.552,6 Mio. DM um 454,4 Mio. DM unter dem Soll. Damit wich das 
Ist-Aufkommen um - 1,6 v.H. von den Ansätzen ab.  

Die folgende Tabelle 3-1 zeigt die Entwicklung der Steuereinnahmen im 
Haushaltsjahr 2001 und stellt die Ist-Ergebnisse des Vorjahres gegenüber. 
Die darauffolgende Tabelle 3-2 enthält die im Nachtragshaushalt 2001 
vorgesehenen Steuereinnahmen sowie die realisierten Ist-Einnahmen. 
Zudem sind die absoluten und relativen Abweichungen dargestellt. 

Unter Berücksichtigung der Zahlungsverpflichtungen des Landes im Rah-
men des LFA in Höhe von 5.127,6 Mio. DM verblieben dem Landeshaus-
halt noch Steuereinnahmen in Höhe von 22.425,0 Mio. DM, was einer 
Minderung gegenüber dem Vorjahr von 5,9 v.H. entspricht. 
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2000 2001 Veränderung 
Steuereinnahmen 

in Mio. DM in Mio. DM in v.H. 
Lohnsteuer   

Gesamtaufkommen nach Erstattung Kindergeld 31.362,9 31.907,5 544,6 1,7 

Zerlegungssaldo (100 %) -2.727,1 -3.185,5 -458,4 -16,8 

Landesanteil (42,5 v.H.) 12.170,2 12.206,9 36,7 0,3 
Veranlagte Einkommensteuer   

Gesamtaufkommen 1.795,8 1.505,4 -290,4 -16,2 

Erstattungen -46,4 -87,7 -41,3 -89,0 

Landesanteil (42,5 v.H.) 743,5 602,5 -141,0 -19,0 
Nicht veranl. Steuern vom Ertrag     

Gesamtaufkommen 5.346,7 6.022,4 675,7 12,6 

Erstattungen -782,4 -1.219,3 -436,9 -55,8 

Landesanteil (50 v.H.) 2.282,2 2.401,6 119,4 5,2 
Zinsabschlag     

Gesamtaufkommen 5.278,2 6.235,5 957,3 18,1 

Zerlegungssaldo (100 %) -3.724,8 -4.792,6 -1.067,8 -28,7 

Landesanteil (44,0 v.H.) 683,5 634,9 -48,6 -7,1 
Körperschaftsteuer     

Gesamtaufkommen 5.531,5 355,6 -5.175,9 -93,6 

Zerlegungssaldo (100 %) -679,5 670,6 1.350,1 x 

Erstattungen  -351,2 -342,4 8,8 2,5 

Landesanteil (50 v.H.) 2.250,4 341,9 -1.908,5 -84,8 
Umsatzsteuer     

Gesamtaufkommen 16.824,1 17.495,1 671,0 4,0 

Landesanteil (tägl. Abrechnung, 32,48 v.H.) 5.636,6 5.682,5 45,9 0,8 

Landesanteil (vierteljährl. Abrechnung) -195,6 -314,2 -118,6 -60,6 
Beitrag Fonds Deutsche Einheit  -572,0 -525,9 46,1 8,1 
Einfuhrumsatzsteuer     

Gesamtaufkommen 3.547,6 3.438,3 -109,3 -3,1 

Landesanteil 2.219,9 2.300,2 80,4 3,6 
Gewerbesteuerumlage     

Gesamtaufkommen 716,2 621,6 -94,6 -13,2 

Landesanteil (57,78 v.H.) 413,8 344,5 -69,4 -16,8 

erhöhte Gewerbesteuerumlage 604,8 419,7 -185,1 -30,6 

Abrechnung erhöhte Gewerbesteuerumlage 1999 18,1 141,3 123,2 680,7 

Vermögensteuer 133,6 77,8 -55,8 -41,8 
Erbschaftsteuer 510,1 553,6 43,6 8,5 
Grunderwerbsteuer 1.013,3 1.021,3 8,0 0,8 
Kraftfahrzeugsteuer 1.040,1 1.248,0 207,9 20,0 
Rennwett- und Lotteriesteuern 240,1 279,8 39,7 16,5 
Feuerschutzsteuer 54,9 72,0 17,1 31,0 
Biersteuer 71,9 64,3 -7,5 -10,5 

Landesanteile Gemeinschaftsteuern u. Gewerbesteuerumlage 26.255,4 24.235,9 -2.019,5 -7,7 

Landessteuern 3.064,0 3.316,8 252,8 8,3 

Steuereinnahmen vor Länderfinanzausgleich  29.319,3 27.552,6 -1.766,7 -6,0 

Länderfinanzausgleich (tägl. und vj. Abrechnung) 5.494,1 5.127,6 -366,5 -6,7 

Steuereinnahmen nach Länderfinanzausgleich 23.825,2 22.425,0 -1.400,3 -5,9 

Tabelle 3-1: Steuereinnahmen der Jahre 2000 und 2001 
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Soll Ist Abweichung 
Steuereinnahmen 2001 

In Mio. DM In Mio. DM in v.H. 

Lohnsteuer   

Gesamtaufkommen nach Erstattung Kindergeld 32.324,7 31.907,5 -417,2 -1,3

Zerlegungssaldo (100 %) -3.185,9 -3.185,5 0,4 0,0

Landesanteil (42,5 v.H.) 12.384,0 12.206,9 -177,1 -1,4

veranlagte Einkommensteuer   

Gesamtaufkommen 1.340,6 1.505,4 164,8 12,3

Erstattungen -70,0 -87,7 -17,7 -25,3

Landesanteil (42,5 v.H.) 540,0 602,5 62,5 11,6

Nicht veranl. Steuern vom Ertrag     

Gesamtaufkommen 5.300,0 6.022,4 722,4 13,6

Erstattungen -900,0 -1.219,3 -319,3 -35,5

Landesanteil (50 v.H.) 2.200,0 2.401,6 201,6 9,2

Zinsabschlag     

Gesamtaufkommen 6.545,5 6.235,5 -310,0 -4,7

Zerlegungssaldo (100 %) -4.793,2 -4.792,6 0,6 0,0

Landesanteil (44,0 v.H.) 771,0 634,9 -136,1 -17,7

Körperschaftsteuer     

Gesamtaufkommen 910,0 355,6 -554,4 -60,9

Zerlegungssaldo (100 %) 670,0 670,6 0,6 0,1

Erstattungen -320,0 -342,4 -22,4 -7,0

Landesanteil (50 v.H.) 630,0 341,9 -288,1 -45,7

Umsatzsteuer     

Gesamtaufkommen x 17.495,1 x x

Landesanteil (tägl. Abrechnung, 32,48 v.H.) 5.332,0 5.682,5 350,5 6,6

Landesanteil (vierteljährl. Abrechnung) 0,0 -314,2 -314,2 x

Beitrag Fonds Deutsche Einheit  -540,0 -525,9 14,1 2,6
Einfuhrumsatzsteuer     

Gesamtaufkommen x 3.169,7 x x

Landesanteil 2.420,0 2.300,2 -119,8 -4,9
Gewerbesteuerumlage     

Gesamtaufkommen 605,8 621,6 15,8 2,6

Landesanteil (57,78 v.H.) 350,0 344,5 -5,5 -1,6

erhöhte Gewerbesteuerumlage 420,0 419,7 -0,3 -0,1

Abrechnung erhöhte Gewerbesteuerumlage 1999 140,0 141,3 1,3 0,9
Vermögensteuer 90,0 77,8 -12,2 -13,6

Erbschaftsteuer 550,0 553,6 3,6 0,7

Grunderwerbsteuer 1.030,0 1.021,3 -8,7 -0,8

Kraftfahrzeugsteuer 1.300,0 1.248,0 -52,0 -4,0

Rennwett- und Lotteriesteuern 265,0 279,8 14,8 5,6

Feuerschutzsteuer 50,0 72,0 22,0 44,0

Biersteuer 75,0 64,3 -10,7 -14,2

Landesanteile Gemeinschaftsteuern u. Gewerbesteuerumlage 24.647,0 24.235,9 -411,1 -1,7
Landessteuern 3.360,0 3.316,8 -43,2 -1,3

Steuereinnahmen vor Länderfinanzausgleich 28.007,0 27.552,6 -454,4 -1,6

Länderfinanzausgleich (tägl. und vj. Abrechnung) 5.047,0 5.127,6 80,6 1,6

Steuereinnahmen nach Länderfinanzausgleich 22.960,0 22.425,0 -535,0 -2,3

Tabelle 3-2: Soll-Ist-Vergleich der Steuereinnahmen 2001 
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3.1.2 Steuerdeckungsquote 

Der deutliche Rückgang der Steuereinnahmen hat sich im Jahr 2001 ebenso 
auf die langfristig bereinigte Steuerdeckungsquote (Anteil der Steuerein-
nahmen nach LFA an den bereinigten Gesamtausgaben nach LFA) ausge-
wirkt (zur methodischen Bereinigung im Langfristvergleich vgl. Anmer-
kungen unter Tz. 2.1). Nachdem die Quote aufgrund der positiven Entwick-
lung der Steuereinnahmen in den Jahren 1998 bis 2000 einen Höchststand 
von 80,8 v.H. erreichte, ist sie im Jahr 2001 in nur einem Jahr um 
6,3 Prozentpunkte auf 74,5 v.H. zurückgefallen. Dieser Trend soll sich der 
Planung für das Haushaltsjahr 2002 zufolge fortsetzen. Es wird eine weitere 
Absenkung der Steuerdeckungsquote auf unter 70,0 v.H. erwartet.  

Die folgende Abbildung 3-1 zeigt den Verlauf der Steuerdeckungsquote für 
die Jahre 1993 bis 2002: 
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Abbildung 3-1:  Entwicklung der Steuerdeckungsquote von 1993 bis 2002 

3.1.3 Gemeinschaftsteuern und Gewerbesteuerumlage 

(1) Der Rückgang der Steuerzuflüsse im Jahr 2001 um 6,0 v.H. ist in ers-
ter Linie auf den Verfall der Körperschaftsteuereinnahmen zurückzuführen. 
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Sie beliefen sich im Haushaltsjahr 2001 auf nur noch 341,9 Mio. DM (Vor-
jahr: 2.250,4 Mio. DM). Der Landesanteil an der Körperschaftsteuer ver-
zeichnete eine Einnahmenminderung gegenüber dem Vorjahr von 
1.908,5 Mio. DM, was einem relativen Rückgang von 84,8 v.H. entspricht. 
Hierbei ist zu beachten, dass auch der Landesanteil des Jahres 2000 durch 
einen Rückgang gegenüber dem Vorjahr (Landesanteil 1999: 
2.918,1 Mio. DM) geprägt war. 

Das im Nachtragshaushalt 2001 veranschlagte Soll (630,0 Mio. DM) lag 
um 950,0 Mio. DM unter den ursprünglichen Ansätzen und wurde dennoch 
um 288,1 Mio. DM oder 45,7 v.H. verfehlt.  

Das Gesamtaufkommen der Körperschaftsteuer erreichte mit 355,6 Mio. 
DM nicht einmal 10 v.H. des Vorjahresergebnisses (5.531,5 Mio. DM). 
Dass der Landesanteil mit 341,9 Mio. DM nahezu die Höhe des Gesamt-
aufkommens aufwies, geht auf einen für Hessen positiven Zerlegungssaldo 
zurück, der nahezu doppelt so hoch war wie die an das Bundesamt für Fi-
nanzen zu leistenden Erstattungen. 

Bundesweit fiel der Rückgang des Körperschaftsteueraufkommens im Jahr 
2001 noch stärker als in Hessen aus. Wurden im Jahr 2000 noch kassenmä-
ßige Körperschaftsteuereinnahmen von insgesamt 46.108,3 Mio. DM reali-
siert, wies das Aufkommen im Jahr 2001 mit - 832,4 Mio. DM einen nega-
tiven Wert auf.  

Aufgrund der im Jahr 2001 intensiv genutzten Möglichkeit der Unterneh-
men, bei Sonderausschüttungen von Gewinnrücklagen aus Vorjahren die 
Differenz zwischen Thesaurierungs- und Ausschüttungsbelastung als Er-
stattungsbetrag geltend zu machen, überstiegen die Erstattungsbeträge bun-
desweit die Körperschaftsteuerzahlungen.  

Werden in Vorjahren thesaurierte (einbehaltene) Gewinne, auf die ein höhe-
rer Körperschaftsteuersatz angewendet wurde, in Folgejahren ausgeschüttet, 
steht den Unternehmen die Erstattung der Differenz zwischen den Steuern 
für einbehaltene und ausgeschüttete Gewinne zu. Im Jahr 2001 war es des-
halb für die Unternehmen attraktiv, die in Vorjahren mit einem Thesaurie-
rungssatz in Höhe von 40 v.H. oder 45 v.H. versteuerten Gewinne (soge-
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nanntes Eigenkapital 40 - kurz EK 40 - oder EK 45) auszuschütten. Zudem 
bestand für die einbehaltenen Gewinne aus Vorjahren, die noch mit 45 v.H. 
belastet waren, eine Auskehrfrist bis zum 31. Dezember 2001. Bei einer 
späteren Auskehr des EK 45 werden diese Gewinne ab dem Jahr 2002 nur 
so behandelt, als wäre auf sie ein Steuersatz von 40 v.H. angewendet wor-
den. Eine Fristverstreichung hätte bei den Unternehmen demnach einen 
Verlust von 5 Prozentpunkten der erstattungsfähigen Beträge verursacht.  

Ferner ist für die Auskehr der einbehaltenen und mit einem Steuersatz von 
40 v.H. belasteten Gewinne (EK 40) den Unternehmen eine Übergangsfrist 
von 15 Jahren eingeräumt worden. Die Aufkommensentwicklung im Jahr 
2001 weist darauf hin, dass ein Großteil der Unternehmen die Möglichkeit 
der Auskehr des EK 40 und die Inanspruchnahme der Steuererstattung 
schnellstmöglich vorgenommen hat.  

Außerdem bewirkte die Absenkung des Körperschaftsteuertarifs von zuvor 
40,0 v.H. (bis 1998 : 45 v.H.) für einbehaltene Gewinne und 30,0 v.H. für 
ausgeschüttete Gewinne auf nunmehr einheitlich 25,0 v.H. durch das Steu-
ersenkungsgesetz 2000 eine Verminderung der Körperschaftssteuereinnah-
men. Dadurch reduzierten sich die Körperschaftsteuervorauszahlungen im 
Jahr 2001. Dies wurde durch die schwache konjunkturelle Entwicklung 
noch verstärkt.  

Damit haben sich die Unsicherheiten für eine fundierte Schätzung des Auf-
kommens aus der Körperschaftsteuer im Jahr 2001 nochmals verstärkt.  

(2) Im Gegensatz zur negativen Entwicklung der Körperschaftsteuer 
konnte die Lohnsteuer ein geringfügiges Wachstum (1,7 v.H.) verzeichnen 
und schloss mit einem Gesamtaufkommen in Höhe von 31.907,5 Mio. DM 
ab (Vorjahr: 31.362,9 Mio. DM). Mit dieser Entwicklung konnte sich Hes-
sen vom negativen Bundestrend abkoppeln. In allen Bundesländern betrug 
der Rückgang des Lohnsteueraufkommens im Mittel rd. 2,3 v.H. In Hessen 
hat sich die zum 1. Januar 2001 im Rahmen des Steuersenkungsgesetzes 
wirksam gewordene Tarifentlastung sowie die schwache Beschäftigungsla-
ge nicht vergleichbar ausgewirkt. Der Landesanteil von 12.206,9 Mio. DM 
übertraf den Vorjahreswert (12.170,2 Mio. DM) um 36,7 Mio. DM oder 
0,3 v.H. 
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Da im Nachtragshaushalt 2001 Lohnsteuereinnahmen in Höhe von 
12.384,0 Mio. DM vorgesehen waren, verfehlten die Ist-Einnahmen das 
Soll um 177,1 Mio. DM oder 1,4 v.H. Nach Ansicht des Ministeriums der 
Finanzen lag dies vor allem in der ungünstigen Beschäftigungsentwicklung 
und den von den Unternehmen vorgenommenen Gratifikationskürzungen, 
die sich negativ auf den sonst üblichen lohnsteuerstarken Monat Dezember 
ausgewirkt hätten. 

(3) Das Gesamtaufkommen der veranlagten Einkommensteuer hat sich im 
Jahr 2001 gegenüber dem Vorjahr deutlich um 290,4 Mio. DM auf 
1.505,4 Mio. DM vermindert. Die sich daraus ergebende Abnahme um 
- 16,2 v.H. liegt jedoch noch unter der bundesdurchschnittlichen Aufkom-
mensminderung in Höhe von -28,2 v.H.  

Der negative bundesdeutsche Gesamttrend resultierte vor allem aus hohen 
Abzugsbeträgen im Rahmen der Investitions- und Eigenheimzulage. Zudem 
stiegen die Erstattungen des Bundesamtes für Finanzen an, da die im Jahr 
2001 erfolgten hohen Gewinnausschüttungen der Unternehmen mit Erstat-
tungen an natürliche Personen einhergehen4. Der verbleibende Landesanteil 
an der veranlagten Einkommensteuer (nach Erstattungen) sank - mit 
19,0 v.H. noch etwas stärker als das hessische Gesamtaufkommen - auf 
nunmehr 602,5 Mio. DM (Vorjahr 743,5 Mio. DM). 

(4) Als Gegenpol der negativen Entwicklung bei der Körperschaftsteuer 
ist der deutliche Anstieg der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag zu sehen, 
die im Wesentlichen die Kapitalertragsteuer auf Dividenden umfassen. Hier 
wuchs das Gesamtaufkommen von 5.346,7 Mio. DM um 675,7 Mio. DM 
auf 6.022,4 Mio. DM aufgrund der erhöhten Gewinnausschüttungen der 
Kapitalgesellschaften an. Die Gewinnausschüttungen aus Altkapital, die zu 
hohen Körperschaftsteuererstattungen an die Unternehmen führten, wirkten 
sich somit - wenn auch in geringerem Umfang - positiv auf das Aufkom-
men der nicht veranlagten Steuern aus. 

                                              
4 Dem Empfänger der Ausschüttung steht ein Anspruch auf Aufrechnung bzw. Erstattung bei 

seiner Einkommensteuerveranlagung zu. 
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Der Landesanteil verbesserte sich von 2.282,2 Mio. DM um 5,2 v.H. auf 
2.401,6 Mio. DM. Das im Nachtragshaushalt 2001 veranschlagte Soll wur-
de um 201,6 Mio. DM oder 9,2 v.H. überschritten. 

(5) Die Zinsabschlagsteuer erreichte ein Gesamtaufkommen in Höhe von 
6.235,5 Mio. DM, so dass der Vorjahreswert um 957,3 Mio. DM oder 
18,1 v.H. deutlich übertroffen wurde. Der Landesanteil reduzierte sich je-
doch von 683,5 Mio. DM um 7,1 v.H. auf 634,9 Mio. DM. Ursächlich für 
diese gegenläufige Entwicklung war der Anstieg des für den Landeshaus-
halt negativen Zerlegungssaldos, der mit - 4.792,6 Mio. DM den Vorjah-
reswert (2000: - 3.724,8 Mio. DM) um über eine Milliarde DM überstieg 
und die positive Aufkommensentwicklung nicht nur aufzehrte, sondern  
überkompensierte. 

(6) Eine weitere negative Steuerentwicklung war im Jahr 2001 bei der 
Umsatzsteuer zu verzeichnen. Aufgrund der schwachen Inlandsnachfrage 
nahm das Aufkommen der Umsatzsteuer abermals bundesweit um 2,5 v.H. 
gegenüber dem Vorjahr ab. In Hessen wirkte sich die schwache Inlands-
nachfrage jedoch nicht in vergleichbarer Weise aus. Hier stieg vielmehr das 
Gesamtaufkommen von 16.824,1 Mio. DM um 671,0 Mio. DM auf 
17.495,1 Mio. DM an. Der Landesanteil nahm geringfügig von 
5.636,6 Mio. DM um 0,8 v.H. auf 5.682,5 Mio. DM zu.   

Dass die dem Landeshaushalt insgesamt verbleibenden Umsatzsteuerein-
nahmen dennoch nicht das Vorjahresniveau erreichen konnten, lag in einer 
negativen Quartalsabrechnung in Höhe von -314,2 Mio. DM begründet 
(Vorjahr: -195,6 Mio. DM). Somit ermäßigten sich die Umsatzsteuerein-
nahmen insgesamt von 5.441,0 Mio. DM auf 5.368,3 Mio. DM. Das im 
Nachtragshaushalt insgesamt veranschlagte Soll wurde um 36,3 Mio. DM 
überschritten. 

(7) Durch einen erneuten Anstieg der Importe wuchsen die Zuflüsse aus 
der Einfuhrumsatzsteuer bundesweit um 2,2 v.H. gegenüber dem Jahr 2000 
an. Zwar sank das Gesamtaufkommen entgegen dem Bundestrend ab, der 
auch von Abschlagszahlungen und Restausgleichen bestimmte Landesanteil 
nahm aber von 2.219,9  Mio. DM um 3,6 v.H. auf 2.300,2 Mio. DM zu. Das 
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veranschlagte Soll (2.420,0 Mio. DM) wurde um 119,8 Mio. DM oder 
5,0 v.H. verfehlt. 

(8) Nach einem Wachstum des Aufkommens aus der Gewerbesteuerum-
lage im Hj. 2000 schwächte sich das Gesamtaufkommen im Jahr 2001 - 
bedingt durch den Rückgang der Gewerbesteuerzahlungen der Unterneh-
men - um 13,2 v.H. auf 621,6 Mio. DM ab. Von diesem Gesamtaufkommen 
verblieb dem Haushalt ein Landesanteil von 344,5 Mio. DM. Damit fiel der 
Landesanteil um 69,4 Mio. DM (16,8 v.H.) gegenüber dem Vorjahreswert 
(413,8 Mio. DM) zurück.  

Die im Landeshaushalt 2001 insgesamt vereinnahmte Gewerbesteuerumla-
ge (einschließlich der erhöhten Umlage und der Vorjahresabrechnung) re-
duzierte sich um 131,3 Mio. DM auf 905,4 Mio. DM (Vorjahr 
1.036,8 Mio. DM). Der Haushaltsansatz der gesamten Gewerbesteuerumla-
gen (910,0 Mio. DM) wurde somit nur geringfügig unterschritten. 

3.1.4 Landessteuern 

Die Landessteuern konnten im Haushaltsjahr 2001 mit einem Gesamtbetrag 
in Höhe von 3.316,8 Mio. DM zu den Steuereinnahmen des Landes beitra-
gen. Da die Landessteuern im Vorjahr Einnahmen in Höhe von 
3.064,0 Mio. DM erbrachten, konnte sich die Entwicklung der Landessteu-
ern mit einem deutlichen Wachstum von 8,3 v.H. von dem negativen Trend 
der Gemeinschaftsteuern absetzen. 

Eine deutliche Steigerungsrate verzeichneten insbesondere die Einnahmen 
aus der Kraftfahrzeugsteuer, die gegenüber dem Vorjahr um 20,0 v.H. auf 
1.248,0 Mio. DM zulegten. Dieser Anstieg war allerdings nicht ausrei-
chend, um die im Nachtragshaushalt 2001 vorgesehenen 1.300,0 Mio. DM 
zu erreichen, woraus sich ein Fehlbetrag in Höhe von 52,0 Mio. DM ergab. 

Ein deutliches Wachstum in Höhe von 16,5 v.H. zeigte sich bei den Ein-
nahmen aus Rennwett- und Lotteriesteuern, bei denen 279,8 Mio. DM 
(2000: 240,1 Mio. DM) dem Landeshaushalt zuflossen. Die im Nachtrags-
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haushalt veranschlagten  265,0 Mio. DM wurden um 14,8 Mio. DM über-
troffen.  

Einen kräftigen Zuwachs verbuchte die Feuerschutzsteuer, die gegenüber 
dem Vorjahr um 31,0 v.H. auf 72,0 Mio. DM anstieg. Bei dieser Steuerart 
wurde die Veranschlagung im Nachtragshaushalt 2001 um 44,0 v.H. oder 
22,0 Mio. DM überschritten. 

Auch die Erbschaftsteuer (Einnahmen 2001: 553,6 Mio. DM) legte gegen-
über dem Vorjahr (2000: 510,1 Mio. DM) um 8,5 v.H. zu. Das Soll wurde 
geringfügig um 3,6 Mio. DM oder 0,7 v.H. überschritten. Die Grunder-
werbsteuern stiegen um 0,8 v.H. auf 1.021,3 Mio. DM; das Soll 
(1.030,0 Mio. DM) wurde um 8,7 Mio. DM geringfügig verfehlt. 

Die Einnahmen aus der Vermögensteuer, bei der sich in den vorangegange-
nen zwei Haushaltsjahren das Restaufkommen trotz Abschaffung zum 
1. Januar 1997 erhöhte, sanken erwartungsgemäß um 41,8 v.H. von 
133,6 Mio. DM auf nunmehr 77,8 Mio. DM. Rückläufig entwickelte sich 
ebenso die Biersteuer, bei der das Aufkommen um 10,5 v.H. auf 
64,3 Mio. DM zurückging. 

3.2 Steuerähnliche Abgaben 

Die Einnahmen aus steuerähnlichen Abgaben betrugen 330,5 Mio. DM und 
lagen damit um 15,4 Mio. DM (4,9 v.H.) über dem Soll. Das Vorjahreser-
gebnis (2000: 428,4 Mio. DM) wurde um 98,0 Mio. DM (22,9 v.H.) unter-
schritten.  

Zu dem Rückgang der steuerähnlichen Abgaben hat insbesondere der 
Rückgang der Einnahmen aus der Grundwasserabgabe unter Titel 09 02 – 
099 76 beigetragen. Diese schloss mit einem Aufkommen in Höhe von 
103,2 Mio. DM ab und lag damit um 115,0 Mio. DM unter dem Vorjah-
resergebnis (2000: 218,2 Mio. DM). Eine Minderung in dieser Größenord-
nung war bereits im Haushaltsplan 2001 veranschlagt worden (Soll 2001: 
102,0 Mio. DM), da die Änderung des Hessischen Grundabwasserabgaben-
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gesetzes eine Reduzierung der Abgabensätze um 50 v.H. für das Jahr 2001 
beinhaltete. 

Im Rahmen der Abwasserabgabe wurden im Jahr 2001 unter dem Titel 
09 02 – 099 74 Einnahmen in Höhe von 80,6 Mio. DM erzielt. Diese Ein-
nahmen lagen um 10,6 Mio. DM über dem veranschlagten Soll 
(70,0 Mio. DM) und um 17,8 Mio. DM über dem Vorjahreswert (2000: 
62,8 Mio. DM). 

Die Einnahmen aus der Spielbankabgabe (17 16 – 093 01) schlossen mit 
136,5 Mio. DM nahezu identisch mit dem Vorjahr ab (2000: 
136,1 Mio. DM) und blieben um 2,5 Mio. DM hinter dem Soll von 
139,0 Mio. DM zurück.  

3.3 Eigene Einnahmen 

Die „Eigenen Einnahmen“ (Verwaltungseinnahmen, Einnahmen aus Schul-
dendienst und dergleichen - Hauptgruppe 1 des Gruppierungsplans) betru-
gen 3.172,5 Mio. DM und unterschritten somit die Sollhöhe um 
128,1 Mio. DM (3,9 v.H.). Im Vorjahresvergleich (2000: 2.064,7 Mio. DM) 
ergab sich eine deutliche Steigerung um 1.107,8 Mio. DM (53,7 v.H.), da 
im Jahr 2001 Erlöse aus Beteiligungsveräußerungen in Höhe von insgesamt 
931,0  Mio. DM erzielt wurden (vgl. Tz. 4.4.2). 

Im Vorjahresvergleich bzw. gegenüber den Haushaltsansätzen gab es die in 
Tabelle 3-3 dargestellte Entwicklung. 

Wie in den Vorjahren stellen die Gebühren und Geldstrafen u.ä mit 
981,9 Mio. DM (Vorjahr: 1.008,4 Mio. DM) die bedeutendste Position in-
nerhalb der Eigenen Einnahmen dar. Gegenüber dem Vorjahr blieben sie 
um 26,5 Mio. DM und um 17,6 Mio. DM hinter dem Ansatz 
(999,5 Mio. DM) zurück.  
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2000 2001 

Ist Soll Ist Soll / 
Ist  

Veränd. 
gg. Vj. 

Eigene Einnahmen 
(HGr. 1) 

In Mio. DM in v.H. 

Gebühren, Geldstrafen u.ä.  1.008,4 999,5 981,9 -17,6 -2,6 
Gewinne aus Landesbetrieben und Betei-
ligungen 65,4 51,6 60,2 8,6 -8,0 

Gewinne u. Überschüsse aus Lotterie u.ä.  225,6 257,4 243,6 -13,8 8,0 
Verkaufserlöse Immobilien 70,4 178,8 72,9 -105,9 3,6 
Verkaufserlöse bewegliche Sachen 4,8 3,3 4,8 1,5 0,0 
Erlöse aus dem Verkauf v. Beteiligungen 0,0 930,0 931,0 1,0 x 
Zinseinnahmen von Bund und Ländern 3,9 6,0 6,1 0,1 56,4 
Zinseinnahmen von öffentlichen Unter-
nehmen 7,7 32,2 31,3 -0,9 306,5 

Sonstige Zinseinnahmen 12,9 4,7 3,5 -1,2 -72,9 
Einnahmen Arbeitsverwaltung Vollzugs-
anstalten 20,4 13,6 14,3 0,7 -29,9 

Unanbringliche Steuererstattungen 10,3 11,0 13,1 2,1 27,2 
Säumnis- und Verspätungszuschläge 
(Steuerverwaltung) 115,9 120,0 121,4 1,4 4,7 

Rückzahlungen von Überzahlungen bei 
Bewilligungen ÖPNV  4,0 0,3 7,2 6,9 80,0 

Kostenbeteiligung Dritter an Kataster- u. 
Vermessungsverwaltung 20,8 0,0 19,2 19,2 -7,7 

Unterkunft u. Verpflegung von Spätaus-
siedlern 7,1 7,5 6,7 -0,8 -5,6 

Verkauf von Holz und Holzerzeugnissen 
einschl. Rückegelder u.ä.  147,1 170,0 139,1 -30,9 -5,4 

Jagd- und Fischereieinnahmen 6,8 6,9 7,9 1,0 16,2 
Einnahmen der Maschinenbetriebe (Hes-
sen-Forst) 6,4 4,2 5,0 0,8 -21,9 

Darlehenstilgung ländlicher Raum 8,5 10,3 8,4 -1,9 -1,2 
Sonstige Verwaltungseinnahmen EPl. 15  53,5 2,8 5,0 2,2 -90,7 
Tilgung v. Darlehen nach dem Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz 28,9 26,0 26,8 0,8 -7,3 

Kapitalrückzahlungen Helaba 0,0 265,0 265,0 0,0 x 
Abführungen aus dem Sondervermögen 
Wohnungswesen u. Zukunftsinvestitionen 113,8 117,3 89,4 -27,9 -21,4 

Übrige 122,1 82,2 108,8 26,6 -10,9 
Eigene Einnahmen  2.064,7 3.300,6 3.172,6 -128,0 53,7 

Tabelle 3-3: Eigene Einnahmen in den Jahren 2000 und 2001 

Der Hauptanteil der Gebühren, Geldstrafen u.ä. (Gruppen 111 und 112) 
entfiel dabei wie im Vorjahr mit 573,7 Mio. DM auf Geldstrafen und Geld-
bußen bei ordentlichen Gerichten unter Kapitel 05 04. Das Soll in Höhe von 
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557,0 Mio. DM wurde um 3,0 v.H. überschritten. Zu dieser Position sind 
die im Jahr 2001 vereinnahmten Geldstrafen und Geldbußen der ordentli-
chen Gerichte und Staatsanwaltschaften im Landgerichtsbezirk Wiesbaden 
in Höhe von 57,5 Mio. DM hinzuzurechnen (ab dem Jahr 2001 im Rahmen 
der Neuen Verwaltungssteuerung gesondert budgetierter Referenzbereich 
unter Kapitel 05 28). 

Ferner trugen die Geldbußen, Verwarnungs- und Zwangsgelder, die bei der 
Zentralen Verwarnungs- und Bußgeldstelle für Verkehrsordnungs-
widrigkeiten beim Regierungspräsidium in Kassel in Kapitel 03 14 einge-
nommen werden, in erheblichem Maße zu den Einnahmen der Gruppen 111 
und 112 bei. Diese Einnahmen der Verwarnungs- und Bußgeldstelle er-
reichten im Jahr eine Höhe von  57,4 Mio. DM (Soll: 70,7 Mio. DM, Vor-
jahr: 63,9 Mio. DM). 

Die dritte gewichtige Gebührenquelle stellten - wie in den Vorjahren - die 
Einnahmen der Katasterämter aus Erstattungen für Verwaltungskosten unter 
Titel 07 30 – 111 11 mit einer Höhe von 63,3 Mio. DM dar, die den Ansatz 
von 72,8 Mio. DM um 9,5 Mio. DM verfehlten. 

Als eine Sonderentwicklung des Jahres 2001 müssen die hohen Erlöse aus 
der Veräußerung von Beteiligungen angesehen werden, die im Einzel-
plan 17 Einnahmen von insgesamt 931,0 Mio. DM erbrachten (vgl. im De-
tail auch Tz. 4.4.2 sowie Tz. 7.1.3.4). Ein weiterer Sondereffekt stellte im 
gleichen Haushaltsjahr die einmalige Rückzahlung des Genussrechtskapi-
tals bei der Landesbank Hessen-Thüringen dar, die unter dem neu geschaf-
fenen Titel 17 04 – 134 01 Einnahmen in Höhe von 265,0 Mio. DM er-
brachte. 

Der zum 1. Januar 2001 errichtete Landesbetrieb Hessen-Forst konnte Ein-
nahmen von 139,1 Mio. DM aus dem Verkauf von Holz und Holzerzeug-
nissen erzielen. 

Im Bereich der Wohnungsbaudarlehen (Kapitel 19 07) wiesen die Abfüh-
rungen aus dem Sondervermögen „Wohnungswesen und Zukunfts-
investitionen“ (anteilige Rückflüsse aus Wohnungsbaudarlehen) unter Titel 
19 07 – 182 01 eine Höhe von 89,4 Mio. DM (Vorjahr: 113,8 Mio. DM) 
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auf. Da im Haushaltsplan Einnahmen von 117,3 Mio. DM veranschlagt wa-
ren, ergaben sich bei diesem Titel Mindereinnahmen von 27,9 Mio. DM. 

3.4 Übertragungseinnahmen 

Die Übertragungseinnahmen (Einnahmen aus Zuweisungen und Zu-
schüssen außer für Investitionen - Hauptgruppe 2 des Gruppierungsplans) 
erreichten im Jahr 2001 eine Höhe von 2.082,2 Mio. DM. Damit lagen sie 
um 115,3 Mio. DM (5,9 v.H.) über dem Soll (1.966,9 Mio. DM). Das Vor-
jahresergebnis (2.181,7 Mio. DM) wurde um 99,5 Mio. DM (4,6 v.H.) un-
terschritten.  

Von den gesamten Übertragungseinnahmen entfielen 1.615,5 Mio. DM 
(77,6 v.H.) auf Zahlungen des Bundes, 129,9 Mio. DM (6,2 v.H.) auf Ge-
meinden, Gemeindeverbände und Zweckverbände, 150,0 Mio. DM 
(7,2 v.H.) auf das Ausland (insbesondere EG-Mittel), 13,3 Mio. DM 
(0,6 v.H.) auf Sozialversicherungsträger und die Bundesanstalt für Arbeit, 
7,5 Mio. DM (0,4 v.H.) auf andere Bundesländer sowie 165,9 Mio. DM 
(8,0 v.H.) der Übertragungseinnahmen auf Sonstige.  

Im Einzelnen ergab sich die in Tabelle 3-4 dargestellte Entwicklung. 

Wie in den Vorjahren flossen die höchsten Übertragungseinnahmen im Be-
reich des Öffentlichen Personennahverkehrs innerhalb des Kapitels 07 12 
zu. Aufgrund des Gesetzes zur Regionalisierung des Öffentlichen Perso-
nennahverkehrs (Regionalisierungsgesetz) vom 27.12.1993 (BGBl. I 
S. 2378) ist der Schienenpersonennahverkehr in den Verantwortungsbereich 
der Länder übergegangen, wofür die Länder als Kompensation Zuweisun-
gen vom Bund erhalten. Im Haushaltsjahr 2001 erreichten diese Übertra-
gungseinnahmen 953,4 Mio. DM und überschritten damit geringfügig den 
Vorjahreswert (950,4 Mio. DM). 
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2000 2001 

Ist Soll Ist Soll / 
Ist 

Ve-
ränd. 

Gg. Vj.

Übertragungseinnahmen 

(HGr. 2) 

In Mio. DM In v.H.

Bundes-Erstattung für Munitionsbeseitigung 1,8 3,9 5,3 1,4 194,4
Sonderzuweisungen Bund für Berufsschulen x 0,0 12,2 12,2 x
Kostenerstattung Erhebung Kirchensteuer 57,8 54,0 56,8 2,8 -1,7
Erstattung Bund für Planaufgaben (Staats-
bauverwaltung) 35,1 29,5 20,5 -9,0 -41,6

Erstattungen aus dem Sondervermögen 
Wohnungswesen u. Zukunftsinvestitionen  x 25,7 18,1 -7,6 x

Zuweisungen Bund nach dem Regionalisie-
rungsgesetz (Schienenpersonennahverkehr) 950,4 871,1 953,4 82,3 0,3

Bundeserstattung für Unterhaltung Straßen 41,3 52,8 44,8 -8,0 8,5
Erstattung der Landkreise im Rahmen der 
gemeinsamen Straßenunterhaltung 31,8 30,1 32,1 2,0 0,9

Umlage Ausbildung von Altenpflegekräften  22,4 23,5 20,8 -2,7 -7,1
Erstattungen des Bundes nach dem Unter-
haltsvorschussgesetz 32,2 37,0 31,0 -6,0 -3,7

Rückzahlung Leistungen Unterhaltsvor-
schussgesetz 15,8 11,0 10,1 -0,9 -36,1

Beförsterung Körperschaftswaldungen 17,8 16,4 15,9 -0,5 -10,7
Gemeinschaftsaufgabe "Agrarstruktur und 
Küstenschutz" 69,9 70,6 65,9 -4,7 -5,7

Erstattung Versorgungsbezüge u.ä. 58,2 136,1 117,5 -18,6 101,9
Bundeszuweisung für Einrichtungen Blaue 
Liste 26,1 28,4 28,5 0,1 9,2

Zuweisungen der Theaterstädte 69,1 70,9 70,2 -0,7 1,6
Wissenschafts- und Forschungsförderung aus 
Drittmitteln 204,2 x x x x

Bund-Länder-Hochschulsonderprogramm III 14,6 x x x x
Bundesanteil BAföG-Zuschüsse 54,8 67,4 67,5 0,1 23,2
Erstattung § 172 Bundeserstattungsgesetz 36,7 38,5 40,5 2,0 10,4
Erstattungen v. Rückstellungen Nachversi-
cherung ausscheidender Beamter / Beamtin-
nen der Uni-Klinika (einmalig) 

x 13,6 11,7 -1,9 x

Wohnungsbau x 0,0 57,0 57,0 x
Bundesanteil Wohngeld einschl. Festbetrag 239,9 248,0 245,5 -2,5 2,3
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) 8,0 0,0 6,5 6,5 -18,8
Übrige 193,8 138,4 150,4 12,0 -22,4

Übertragungseinnahmen 2.181,7 1.966,9 2.082,2 115,3 -4,6

Tabelle 3-4: Übertragungseinnahmen in den Jahren 2000 und 2001 
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Auf einen einmaligen Sondereffekt ist der deutliche Anstieg der Landesein-
nahmen aus der Erstattung von Versorgungsbezügen u.ä. (Einzelplan 14) 
zurückzuführen, die von 58,2 Mio. DM um 59,3 Mio. DM auf nunmehr 
117,5 Mio. DM zunahmen. Unter dem neu eingerichteten Titel 14 03 – 
281 05 hatten die aus dem Landeshaushalt ausgegliederten und in rechtsfä-
hige Anstalten des öffentlichen Rechts umgewandelten Universitätsklinika 
nach dem Gesetz für die hessischen Universitätsklinika die bis dahin gebil-
deten Pensionsrückstellungen (insgesamt 54,7 Mio. DM) an das Land abzu-
führen. Diese Abführungen wiesen betragsmäßig nahezu die Steigerung der 
oben genannten Gesamterstattung um 59,3 Mio. DM auf. In gleichem Zu-
sammenhang hatten die Universitätsklinika Rückstellungen für die Nach-
versicherung ausscheidender Beamtinnen / Beamten in Höhe von 
11,7 Mio. DM, die unter dem neuen Titel 17 04 – 281 01 vereinnahmt wur-
den, zu erstatten.  

Die in den Vorjahren regelmäßig zufließenden hohen Einnahmen aus 
Drittmitteln im Bereich der Wissenschafts- und Forschungsförderung, die 
im Jahr 2000 noch 204,2 Mio. DM erbrachten, sind durch die Ausgliede-
rung der Hochschulen nicht mehr im Haushaltsplan etatisiert. Diese Mittel 
sind nunmehr unmittelbar in den Wirtschaftsplänen der Universitäten ent-
halten. 

3.5 Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 

Die Einnahmen von Dritten für Investitionen (Zuweisungen und Zuschüsse 
für Investitionen, Obergruppen 33 und 34 des Gruppierungsplans) betrugen 
im  Haushaltsjahr 2001 rd. 715,5 Mio. DM. Damit wurde das Soll von 
919,8 Mio. DM um 204,3 Mio. DM (22,2 v.H.) unterschritten. Gegenüber 
dem Vorjahreswert (2000: 771,8 Mio. DM) waren Mindereinnahmen von 
56,3 Mio. DM (7,3 v.H.) zu verzeichnen. 

Die einzelnen Einnahmen der Obergruppen 33 und 34 entwickelten sich 
wie in nachfolgender Tabelle 3-5 dargestellt. 
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2000 2001 

Ist Soll Ist Soll / 
Ist 

Veränd.
Gg. Vj.

Zuweisungen und Zuschüsse für  
Investitionen 

In Mio. DM In v.H.

Erstattungen für Planaufgaben bei Bauten des 
Bundes 

42,5 42,3 43,0 0,7 1,2

Bundesanteil GA "Wirtschaftsstruktur" 18,4 20,9 20,9 0,0 13,6
Bundesanteil GA "Agrarstruktur u. Küsten-
schutz" 35,4 37,7 33,5 -4,2 -5,3

EU-Zuweisungen Programm KONVER  4,1 2,0 0,0 -2,0 -100,0
EU-Zuweisungen zur Ziel-2-Förderung 16,3 55,0 24,0 -31,0 47,0
EU-Zuweisungen Förderung des ländl. Raumes 
(Regionalfonds EFRE u. EAGFL-Fonds) 14,4 26,0 45,7 19,7 217,4

Zuweisungen des Bundes nach dem Regionali-
sierungsgesetz (Schienenpersonennahverkehr) 30,0 124,1 35,0 -89,1 16,7

Entwurfsbearbeitung u. Bauaufsicht an Bundes-
straßen 12,5 13,4 13,4 0,0 7,2

Baumaßnahmen an Landesstraßen 2,7 2,2 1,8 -0,4 -33,3
Bundeserstattungen für wasserwirtschaftliche 
Maßnahmen 12,6 14,1 14,6 0,5 15,9

EU-Zuweisungen für die Verbesserung der 
Verarbeitungs- u. Vermarktungsbedingungen 
Landwirtschaftserzeugnisse 

0,0 1,5 0,0 -1,5 x

Bundesanteil BAföG-Darlehen 37,0 45,4 44,8 -0,6 21,1
Zuweisungen Kommunen für S-Bahn Rhein-
Main 9,9 5,0 1,9 -3,1 -80,8

Krankenhausumlage 163,6 158,8 79,3 -79,5 -51,5
Zuweisungen Landkreise u. krsfr. Städte Altlas-
tenfinanzierungsumlage 8,2 7,0 5,8 -1,2 -29,3

Zuweisungen des Bundes Gemeindeverkehrsfi-
nanzierung 202,4 201,8 197,3 -4,5 -2,5

Zuweisungen Bund für Hochschulbau 49,0 57,1 60,7 3,6 23,9
Zuweisungen des Bundes für Grunderwerb 
Universitäten 4,0 4,0 3,0 -1,0 -25,0

Zuschüsse Bund für sozialen Wohnungsbau 86,3 66,8 69,2 2,4 -19,8
Zuschüsse Bund Sonderprogramm sozialer 
Wohnungsbau 6,2 12,5 1,5 -11,0 -75,8

Vorauszahlungen des Bundes für Städtebau 7,2 10,8 9,1 -1,7 26,4
Bundes-Zuweisungen Förderung Stadtteile 0,3 4,4 1,5 -2,9 400,0
Übrige 8,8 8,5 9,5 1,1 8,2

Zuweisungen u. Zuschüsse f. Investitionen 771,8 919,8 715,5 -204,3 -7,3

Tabelle 3-5: Zuweisungen u. Zuschüsse für Investitionen in den Jahren 2000 und 2001 
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Wie in den Vorjahren stellen die Finanzhilfen des Bundes für die Verbesse-
rung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden die bedeutendste Position der 
Einnahmen von Dritten für Investitionen dar. Diese werden auf der Grund-
lage des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes vom 28. Januar 1988 
(BGBl. I S. 100) geleistet. Hier flossen dem Landeshaushalt im Jahr 2001 
Bundesmittel in Höhe von 201,8 Mio. DM (Vorjahr: 202,4 Mio. DM) zu. 
Diese wurden an Gemeinden und Verkehrsunternehmen u.a. für den Aus- 
und Umbau von Straßen und Brückenbauwerken, für den Geh- und Radwe-
gebau, für Beschleunigungsmaßnahmen des ÖPNV oder für Maßnahmen 
der Verkehrssicherheit und des Schallschutzes zur Verfügung gestellt. 

Nach den Bestimmungen des § 34 Abs. 1 Nr. 2 und § 38 des Finanzaus-
gleichsgesetzes (FAG) sowie gemäß § 35 des Hessischen Krankenhausge-
setzes (HKHG) haben sich die kreisfreien Städte und Landkreise durch eine 
Krankenhausumlage an den Lasten der öffentlichen Förderung der Kran-
kenhausinvestitionen zu beteiligen. Die hieraus resultierenden Einnahmen 
des Landes betrugen im Jahr 2001 rd. 79,3 Mio. DM. Die sich dadurch er-
gebende deutliche Minderung gegenüber dem Vorjahr (Einnahmen 2000: 
163,6 Mio. DM) um 84,3 Mio. DM und die Unterschreitung des Ansatzes 
(Soll: 158,8 Mio. DM) um 79,5 Mio. DM ist maßgeblich darauf zurückzu-
führen, dass ein Teilbetrag der Krankenhausumlage in Höhe von 
79,2 Mio. DM im Hinblick auf die geringeren investiven Ausgaben der 
Krankenhäuser nicht erhoben wurde. Die im Jahr 2001 nicht von den 
Kommunen eingeforderten Mittel sollen aber nacherhoben werden, wenn 
dies aufgrund der Entwicklung der investiven Ist-Ausgaben der Kranken-
häuser gerechtfertigt erscheint.  

Die Zuweisungen des Bundes für Investitionen im Bereich des Schienen-
personennahverkehrs nach dem Regionalisierungsgesetz erreichten im Jahr 
2001 eine Höhe von 35,0 Mio. DM (Vorjahr: 30,0 Mio. DM). Die Zuwei-
sungen des Bundes für den sozialen Wohnungsbau verminderten sich von 
86,3 Mio. DM im Jahr 2000 auf 69,2 Mio. DM. Aus dem „Sonderpro-
gramm Sozialer Wohnungsbau“, in welchem der Bund in den Jahren 1992 
bis 1995 Gebiete mit besonderem Wohnungsbedarf förderte, flossen dem 
Landeshaushalt noch Mittel in Höhe von 1,5 Mio. DM (Vorjahr: 
6,2 Mio. DM) zu. Ferner übertrug der Bund für Baumaßnahmen innerhalb 
des Hochschulbereiches Investitionsmittel von 60,7 Mio. DM an den Lan-
deshaushalt. 
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4 Die Entwicklung von Ausgabearten im Haushaltsjahr 2001 

Die Personalausgaben beliefen sich im Jahr 2001 auf 12.804,3 Mio. DM. 
Die Minderung gegenüber dem Vorjahr (13.614,9 Mio. DM) um 6,0 v.H. 
wurde im Wesentlichen durch die Ausgliederung der Hochschulen verur-
sacht. Ohne Berücksichtigung dieses Sondereffekts sind die Personalaus-
gaben um 2,6 v.H. gewachsen. Die Personal-Ausgabenquote stieg von 
47,8 v.H. auf 48,2 v.H. an. 

Der Anteil der Versorgungsaufwendungen an den gesamten Personal-
ausgaben hat im Jahr 2001 eine Höhe von 22,9 v.H. erreicht.  

Im Jahr 2001 wurden insgesamt 1.298 neue Stellen (ohne Leerstellen) -
vor allem im Bereich Schulen und Hochschulen - eingerichtet und 553 
Stellen in Abgang gestellt.  

Die Investitionsausgaben haben sich gegenüber dem Vorjahr um 
21,9 v.H. gesteigert und eine Höhe von 3.432,9 Mio. DM erreicht. We-
sentlichen Anteil hieran hat der Wiedereinstieg bei der Landesbank Hes-
sen-Thüringen. 

Diesem Beteiligungserwerb in Höhe von 600,0 Mio. DM standen hohe 
Beteiligungsveräußerungen von 931,1 Mio. DM gegenüber. Die quantita-
tive Bedeutung der Vermögensveräußerungen im Haushaltsjahr 2001 
veranlasst den Rechnungshof, auf die Problematik der derzeitigen Defini-
tion der für die Kreditobergrenze relevanten Investitionen hinzuweisen. 

Die langfristig bereinigte Investitions-Ausgabenquote ermäßigte sich von 
10,5 v.H. auf 10,3 v.H. 

4.1 Personalausgaben 

4.1.1 Entwicklung der Personalausgaben 

Im Haushaltsjahr 2001 verringerten sich die Personalausgaben um 
810,6 Mio. DM auf 12.804,3 Mio. DM (Vorjahr: 13.614,9 Mio. DM). Für 
diese deutliche Minderung in Höhe von 6,0 v.H. war die Ausgliederung der 
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Hochschulbereiche aus dem kameralen Landeshaushalt ursächlich. Berei-
nigt um die haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen dieser Ausgliederung 
haben sich die Personalausgaben im Haushaltsjahr 2001 nicht rückläufig 
entwickelt, sondern sind um 2,6 v.H. gegenüber dem Vorjahr gestiegen.  

Die nachstehende Übersicht zeigt die Entwicklung der Personalausgaben im 
Jahresvergleich. 

2000 2001 2001 Mehr /
Weniger  

Verän-
derung  

in Mio. DM in v.H. 
Personalausgaben 

Ist Soll Ist Soll / Ist Ist / Vj. 
Abgeordnete u. ehrenamt-

lich Tätige 39,4 42,3 41,4 -0,9 

 

5,1 

Beamte, Richter 7.125,5 7.150,3 6.864,8 -285,5 -3,7 

Angestellte 2.061,2 1.599,8 1.604,6 4,8 -22,2 

Arbeiter 550,1 472,6 432,3 -40,3 -21,4 

Beschäftigungsentgelte 243,0 108,1 175,3 67,2 -27,9 

Nicht aufteilbare 

Personalausgaben 170,2 8,8 26,3 17,5 

 

-84,5 

Versorgung 2.725,8 2.851,9 2.930,5 78,6 7,5 

Beihilfen u.ä. 643,2 654,2 676,3 22,1 5,1 

Trennungsgeld u.ä. 56,3 56,0 52,7 -3,3 -6,4 

Globale Personalausgaben 0,0 46,9 0,0 -46,9 x 

- Insgesamt 1) 13.614,9 12.990,9 12.804,3 -186,6 -6,0 

1) Darunter Ausgaben für ABM: 2000: 8,0 Mio. DM, 2001: 6,5 Mio. DM; im Soll: Leertitel. 
 Für das Jahr 2001 ergibt sich eine vergleichbare Wachstumsrate von 2,6 v.H. anstelle  
 von - 6,0 v.H.  
 Abweichungen in den Summen durch Runden. 

 
Tabelle 4-1: Personalausgaben in den Jahren 2000 und 2001 

Durch die Ausgliederung der Hochschulen ermäßigten sich die Personal-
ausgaben für Angestellte um 22,2 v. H. auf 1.604,6 Mio. DM. Ähnlich san-
ken die Löhne der Arbeiter um 21,4 v. H. von 550,1 Mio. DM auf 
432,3 Mio. DM. Auch die Bezüge der Beamten und Richter verringerten 
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sich um 3,7 v.H. auf 6.864,8 Mio. DM. Ein Anstieg war bei den Aufwen-
dungen für Abgeordnete und ehrenamtlich Tätige um 5,1 v. H. auf 
41,4 Mio. DM zu verzeichnen. 

Die Ausgaben für Versorgungsleistungen, die aufgrund der zentralen Ver-
anschlagung im Einzelplan 14 für alle Versorgungsempfänger des Landes 
nicht durch die Hochschulausgliederung berührt sind, stiegen - wie in den 
Vorjahren - abermals an, und zwar um 7,5 v.H. auf eine Höhe von insge-
samt 2.930,5 Mio. DM. Damit haben sie einen Anteil an den gesamten Per-
sonalausgaben (12.804,3 Mio. DM) von nunmehr 22,9 v.H. erreicht. Zum 
Vergleich: Im Jahr 1991 betrugen die Versorgungsausgaben 
1.819,9 Mio. DM und machten 17,1 v.H. der gesamten Personalausgaben 
(10.617,3 Mio. DM) aus. Der Anteil der Versorgungsleistungen an den Per-
sonalausgaben des Landes hat sich innerhalb eines 10-Jahres-Zeitraums um 
5,8 Prozentpunkte erhöht. 

Versorgungs- und Beihilfeleistungen gemeinsam machen mit einer Höhe 
von 3.606,8 Mio. DM einen Anteil an den Personalausgaben von 28,2 v.H. 
aus. 

Die beiden folgenden Abbildungen 4-1 und 4-2 zeigen die Zusammenset-
zung der Personalausgaben in den Jahren 1991 und 2001 und veranschauli-
chen die in dem 10-Jahres-Zeitraum zu beobachtende Verschiebung der 
jeweiligen Anteile. 

Nahezu konstant geblieben ist der Anteil der Beamten- und Richterbezüge 
als größter Ausgabenblock. Die Versorgungs- und Beihilfeleistungen haben 
ihren Anteil hingegen zu Lasten der Personalausgaben für Angestellte und 
Arbeiter deutlich ausgeweitet. 
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Zusammensetzung der Personalausgaben im Jahr 1991
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Abbildung 4-1: Zusammensetzung der Personalausgaben im Jahr 1991 

 

Zusammensetzung der Personausgaben im Jahr 2001
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Abbildung 4-2: Zusammensetzung der Personalausgaben im Jahr 2001 
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4.1.2 Entwicklung der Personal-Ausgabenquote 

Die Personalausgabenquote (Anteil der Personalausgaben an den bereinig-
ten Gesamtausgaben abzüglich Länderfinanzausgleich - LFA) verringerte 
sich von 45,2 v.H. im Jahr 2000 auf 41,2 v.H. im Haushaltsjahr 2001. Auch 
die Absenkung der Personalausgabenquote um 4,0 Prozentpunkte ist im 
Wesentlichen auf die Hochschulausgliederung zurückzuführen. Ohne diese 
Maßnahme sowie aufgrund weiterer langfristiger Bereinigungen zeigt sich 
ein anderes Bild: Hier erhöhte sich die Quote von 47,8 v.H. auf 48,2 v.H. 
Ausschlaggebend hierfür war die Erhöhung der (bereinigten) Personalaus-
gaben um 2,6 v.H., die über derjenigen der langfristig bereinigten Gesamt-
ausgaben nach LFA von 1,8 v.H. lag.  

Die langjährige Entwicklung der Personalausgabenquote zeigt folgende 
Abbildung 4-3: 
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Abbildung 4-3: Entwicklung der Personalausgabenquote im Langfristvergleich 

Die Darstellung veranschaulicht, dass sich die Personal-Ausgabenquote in 
der Vergangenheit bis auf das Haushaltsjahr 1999 kontinuierlich von 
43,2 v.H. im Jahr 1993 bis auf 48,2 v.H. im Jahr 2001 erhöht hat. Das mit-
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telfristige Ziel, die Höhe der Personalausgaben und den Anteil dieser Aus-
gaben am gesamten Haushaltsvolumen zurückzuführen, ist damit in den 
vergangenen Jahren trotz der im Zuge der Personalausgabenbudgetierung 
vorgenommenen Kürzungen nicht erreicht worden. Für das Jahr 2002 ergibt 
sich anhand der veranschlagten Daten des Haushaltsplans eine leichte Zu-
rückführung der Personal-Ausgabenquote um 0,1 Prozentpunkte auf dann 
48,1 v.H. 

Für die zukünftigen Haushaltsjahre ist insbesondere aufgrund der weiter 
steigenden Zahl von Versorgungsempfängern ein Anwachsen des Anteils 
der Versorgungsausgaben an den gesamten Personalausgaben - wie schon 
in den vergangenen Jahren - zu prognostizieren. Kann dieses Wachstum 
nicht in gleicher Höhe durch Einsparungen bei den laufenden Personalaus-
gaben kompensiert werden, sind steigende Personalausgaben und unter 
Umständen eine weitere Erhöhung der Personal-Ausgabenquote zu erwar-
ten. 

4.1.3 Wesentliche Stellenänderungen 

Nach den im Haushaltsplan ausgewiesenen Stellenübersichten wurden im 
Haushaltsjahr 2001 insgesamt 1.440,5 neue Stellen (ohne Leerstellen) ein-
gerichtet. Darin sind 142,5 erstmals ausgewiesene Altersteilzeitstellen nach 
§ 9 Haushaltsgesetz (HG) enthalten, so dass sich ein tatsächlicher Zugang 
von 1.298 Stellen ergibt. Die Einrichtung von 20 Stellen wurde im Haus-
haltsplan als kostenneutral bezeichnet. Im Haushalt des Jahres 2000 war 
eine Steigerung um insgesamt 975 neue Stellen zu verzeichnen. 

Wie im Vorjahr ist auch im Jahr 2001 mit 1.000 Stellen der größte Teil der 
neu eingerichteten Stellen im Einzelplan 04 (Geschäftsbereich des Hessi-
schen Kultusministeriums) enthalten. Davon sind im Kapitel 04 71 - Leh-
rerausbildung - 400 Stellen für Studienreferendare, Lehramtsreferendare 
sowie Fachlehreranwärter ausgebracht und zur Besetzung zum 1.5. bzw. 
1.11. des Jahres im Umfang von jeweils 200 Stellen freigegeben worden. 
Die übrigen 600 neuen Stellen waren für die Einstellung von Studienräten 
z.A. vorgesehen. Die Besetzung dieser Stellen wurde zum Schuljahresbe-
ginn 2001/2002 zugelassen. 



4 Die Entwicklung von Ausgabearten im Haushaltsjahr 2001 

Bemerkungen 2002 des Hessischen Rechnungshofs  79 

Im Einzelplan 15 (Geschäftsbereichs des Ministeriums für Wissenschaft 
und Kunst) bei dem Abschnitt Wissenschaft - Kapitel 15 05 bis 15 30 - sind 
238,5 neue Stellen ausgewiesen. Diese unterteilen sich in 124 Planstellen 
für Beamte (darunter 99 Planstellen der Besoldungsgruppe C), in 107,5 
Stellen für Angestellte und 7 Stellen für Arbeiter. Sie ersetzen die bisher im 
Hochschulsonderprogramm III den Hochschulen zur Verfügung gestellten 
Stellen.  

Nach den Angaben in den „Übersichten über die Stellenveränderungen“ des 
Haushaltsplans 2001 und den Erläuterungen hierzu stehen den Stellenzu-
gängen insgesamt 670 Stellenabgänge (ohne Berücksichtigung von 470 
Leerstellen und 37 Altersteilzeitstellen) gegenüber. In dieser Zahl ist der 
Abgang von 117 Stellen für Bedienstete des Immobilienmanagements im 
Kapitel 17 04 enthalten, so dass sich ein tatsächlicher Abgang von insge-
samt 553 Stellen ergibt. 

Die Aufgliederung der in den einzelnen Kapiteln angegebenen Stellenab-
gänge nach der Wertigkeit zeigt, dass 

28,8 v.H. dem höheren Dienst bzw. vergleichbaren Angestellten, 

32,2 v.H. dem gehobenen Dienst bzw. vergleichbaren Angestellten, 

27,4 v.H. dem mittleren Dienst bzw. vergleichbaren Angestellten, 

2,0 v.H. dem einfachen Dienst bzw. vergleichbaren Angestellten und 

9,6 v.H. dem Arbeiterbereich 

zuzuordnen sind. 

Die Anzahl der Hebungen im Haushaltsjahr 2001 beträgt insgesamt 1.783 
und liegt damit erheblich unter dem Wert des Vorjahres (3.280 Hebungen). 
Betroffen waren 1.569 Planstellen von Beamten und 214 Stellen für Ange-
stellte. Hebungen um mehr als zwei Besoldungs- bzw. Vergütungsgruppen 
erfolgten bei 175 Planstellen und 29 Stellen für Angestellte.  

Wie bereits in den Jahren zuvor waren im Haushaltsjahr 2001 im Einzelplan 
03 bei Kapitel 24 - Allgemeine Einnahmen und Ausgaben der Polizei - mit 
einer Anzahl von 773 die weitaus meisten Hebungen zu verzeichnen. Mit 
einer Ausnahme wurde im Haushaltsplan zur Begründung auf die Bestim-
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mungen des Überleitungsbeschleunigungsgesetzes und die Verbesserung 
des Stellenanteils im höheren und gehobenen Dienst verwiesen. Im Einzel-
plan 05 bei den Kapiteln 05, 06, 15 und 17 - Vollzugsanstalten - erfolgten 
Hebungen im Umfang von 407 Planstellen. Zu deren Begründung wurde 
auf die Verordnung vom 2. November 2000 (GVBl. I S. 512) über die Fest-
setzung von Obergrenzen für Beförderungsämter im mittleren Dienst bei 
den Justizvollzugsanstalten verwiesen. Weitere Hebungen von Stellen in 
bemerkenswertem Umfang waren im Einzelplan 06 Kapitel 04 - Steuerver-
waltung - festzustellen. Davon waren insgesamt 270 Planstellen für die Ein-
führung der Bearbeitereingabe bei den Finanzämtern vorgesehen.  

4.2 Sächliche Verwaltungsausgaben 

Die Sächlichen Verwaltungsausgaben (Obergruppen 51 bis 54 des Gruppie-
rungsplans) lagen mit 1.563,6 Mio. DM um 182,9 Mio. DM (10,5 v.H.) un-
ter dem Vorjahreswert (2000: 1.746,5 Mio. DM). Das Soll wurde um 
34,6 Mio. DM (2,3 v.H.) überschritten. 

Ohne die Ausgliederung der Hochschulen hätten sich die Sächlichen Ver-
waltungsausgaben im Jahr 2001 nicht rückläufig entwickelt, sondern wären 
um 7,3 v.H. gegenüber dem Vorjahr angestiegen. 

Im Einzelnen haben sich die Sächlichen Verwaltungsausgaben wie in Ta-
belle 4-2 dargestellt entwickelt. 

(1) Wie in den Vorjahren waren im Rahmen der Sächlichen Verwaltungs-
ausgaben erhebliche Mittel für Verfahren bei Gerichten und Behörden (Ver-
fahrensauslagen, Gr. 536) zu leisten. Hier ergab sich eine erneute Steige-
rung gegenüber dem Vorjahr um 9,4 Mio. DM (3,7 v.H.) auf 
263,3 Mio. DM. Das Soll wurde um 5,0 Mio. DM überschritten. Zum Ver-
gleich: Im Jahr 1991 betrugen die Verfahrensauslagen noch 
150,7 Mio. DM. Damit haben sie sich innerhalb eines 10-Jahres-Zeitraumes 
um 113,2 Mio. DM oder rd. 75 v.H. erhöht. Der überwiegende Anteil der 
Verfahrensauslagen fiel im Jahr 2001 bei den ordentlichen Gerichten und 
Staatsanwaltschaften (Einzelplan 05, Kapitel 04) für die Entschädigung  
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2000 2 0 0 1 

Ist Soll Ist Soll / 
Ist  

Veränd.
gg. Vj. 

 

Sächliche Verwaltungsausgaben
 

Grp.

in Mio. DM v.H. 

Geschäftsbedarf 511 23,8 20,3 19,3 -1,0 -18,9 
Bücher, Zeitschriften 512 11,0 10,9 11,3 0,4 2,7 
Post- und Fernmeldegebühren 513 137,7 130,6 133,8 3,2 -2,8 
Haltung von Fahrzeugen 514 51,3 50,6 50,6 0,0 -1,4 
Geräte, Ausstattungen 515 67,8 44,6 54,1 9,5 -20,2 
Dienst- und Schutzkleidung 516 10,3 13,8 11,3 -2,5 9,7 
Bewirtschaftung von Grundstücken, Ge-
bäuden und Räumen 517 209,0 122,9 122,3 -0,6 -41,5 

Mieten und Pachten 518 107,5 91,3 88,4 -2,9 -17,8 
Unterhaltung d. Grundstücke u. Anlagen 519 174,2 137,2 126,1 -11,1 -27,6 
Unterhaltung übriges Grundvermögen 521 18,9 22,1 19,0 -3,1 0,5 
Verbrauchsmittel 522 64,3 70,6 73,5 2,9 14,3 
Bibliotheken, Sammlungen 523 21,9 4,3 4,4 0,1 -79,9 
Lehr- und Lernmittel 524 55,7 50,9 50,7 -0,2 -9,0 
Aus- und Fortbildung, Umschulung 525 18,6 28,1 18,9 -9,2 1,6 
Sachverständige, Gerichtskosten 526 12,4 16,1 12,0 -4,1 -3,2 
Reisekosten 527 35,5 33,2 33,0 -0,2 -7,0 
Veröffentlichungen 531 12,8 12,1 14,0 1,9 9,4 
Einrichtung Unterkünfte (insb. Justizvoll-
zug u. Flüchtlingsunterbringung) 532 6,0 4,4 5,5 1,1 -8,3 

Sachaufwand für Ausbildung und Prüfung 
Außenstehender 533 10,4 11,4 9,5 -1,9 -8,7 

Geräte für Fachaufgaben 535 20,2 17,9 20,5 2,6 1,5 
Verfahrensauslagen 536 253,9 258,3 263,3 5,0 3,7 
Beförderungskosten 537 5,0 6,3 5,0 -1,3 0,0 
Sonstige Dienstleistungen 1)  538 281,4 335,4 372,7 37,3 32,4 
Steuern und Abgaben 542 7,3 7,5 7,5 0,0 2,7 
Nicht näher aufteilbarer Sachaufwand 547 111,7 16,9 22,1 5,2 -80,2 
Globale Minderausgaben 549 0,0 0,0 0,0 0,0 x 
Übrige Sachausgaben  17,9 11,3 14,8 3,5 -17,3 

Sächliche Verwaltungsausgaben  1.746,5 1.529,0 1.563,6 34,6 -10,5 

1) Darunter:    
03 24 - 538 69 (Polizei: Benutzerentgelte DV-Verfahren) 5,9 9,2 21,9 12,7 271,2
06 04 - 538 69 (Steuerverwaltung: masch. Aufbereitung) 47,7 47,6 46,4 -1,2 -2,7
07 30 - 538 69 (Kataster- u. Vermessungsverwaltung: 

Benutzerentgelte DV-Verfahren) 
12,5 7,6 7,2 -0,4 -42,4

08 42 - 538 03 (Unterbringung/Verpflegung ausländischer 
Flüchtlinge) 

4,6 6,9 4,8 -2,1 4,3

08 43 - 538 04 (Spätaussiedler u. Flüchtlinge) 24,9 25,3 24,9 -0,4 0,0
09 60 - 538 01 (Dienstleistung Forsten) 26,2 31,9 33,7 1,8 28,6
17 02 - 538 69 (sonst. Dienstleistungen, insb. Pflege SAP 

R/3, SAP-RZ, HCC, HAV, HvHe) 
3,8 13,2 18,2 5,0 378,9

17 02 - 538 71 (ext. Beratung Einführung SAP R/3) 2,2 19,0 28,5 9,5 x

Differenzen in den Summen durch Rundungen 

Tabelle 4-2: Sächliche Verwaltungsausgaben in den Jahren 2000 und 2001 
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beigeordneter Anwälte (50,0 Mio. DM), die Entschädigung von Sachver-
ständigen (48,2 Mio. DM), die Zeugenentschädigung (6,4 Mio. DM), Be-
kanntmachungskosten (15,5 Mio. DM) und für Untersuchungs- und Unter-
bringungskosten (10,3 Mio. DM) an. 

(2) Eine weitere Erhöhung gegenüber dem Vorjahr entstand bei den Aus-
gaben für sonstige Dienstleistungen (Grp. 538). Betrugen diese Ausgaben 
im Jahr 2000 noch 281,4 Mio. DM, machten sie 2001 bereits 
372,7 Mio. DM aus. Damit lagen die sonstigen Dienstleistungsausgaben um 
37,3 Mio. DM über dem Soll (335,4 Mio. DM) und um 91,3 Mio. DM 
(32,4 v.H.) über dem Vorjahreswert. Den größten Anteil dieser Ausgaben 
machen die Benutzerentgelte der Steuerverwaltung an die HZD und andere 
Dritte für die maschinelle Aufbereitung (Titel 06 04 – 538 69) in Höhe von 
46,4 Mio. DM aus.  

Zur Steigerung der gesamten Dienstleistungsausgaben haben - neben zahl-
reichen Titeln mit kleineren Beträgen - die Benutzerentgelte der Polizei an 
die HZD beigetragen, die aufgrund eines DV-Systemwechsels von 
5,9 Mio. DM auf 21,9 Mio. DM zunahmen und sich damit nahezu vervier-
fachten. Des Weiteren wurden im Rahmen der landesweiten Einführung 
und des Betriebes der SAP R 3-Software unter 17 02 – 538 69 Mittel in 
Höhe von 18,2 Mio. DM verausgabt. Der Vorjahreswert betrug 
3,8 Mio. DM; das Soll des Jahres 2001 rd. 13,2 Mio. DM. 

Ferner mussten unter der Ausgabentitelgruppe 17 02 ATG 71 (Reform des 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens) 9,5 Mio. DM mehr als geplant 
für die externe Beratung zur Einführung der kaufmännischen Buchführung 
verausgabt werden. Die Ist-Ausgaben in Höhe von 28,5 Mio. DM (Soll: 
19,0 Mio. DM) überstiegen den Vorjahreswert (2000: 2,2 Mio. DM) um 
26,3 Mio. DM.  

(3) Ein erheblicher Rückgang war im Jahr 2001 bei den Ausgaben für die 
Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume (Grp. 517) zu ver-
zeichnen. Wurden im Haushaltsjahr 2000 für die Bewirtschaftung der Im-
mobilien noch 209,0 Mio. DM - im Wesentlichen für Energie, Reinigung, 
Be- und Entwässerung u.ä. - verausgabt, sanken die hierfür verwendeten 
Mittel im Jahr 2001 um 86,7 Mio. DM (41,5 v.H.) auf 122,3 Mio. DM.  
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Zu dieser erheblichen Minderung trug die Ausgliederung der Hochschulen 
sowie die Errichtung des Landesbetriebes „Hessisches Immobilienmana-
gement“ bei. Da dem Landesbetrieb das operative Liegenschaftsmanage-
ment übertragen wurde, wird ein Teil der zuvor dezentral in den Einzelplä-
nen veranschlagten Bewirtschaftungsausgaben nunmehr im Wirtschaftsplan 
des Landesbetriebes ausgewiesen. Im Gegenzug wird dem Landesbetrieb - 
neben den jeweiligen Mieteinnahmen - unter 17 04 – 682 80 ein pauschales 
Dienstleistungsentgelt gewährt, das im Jahr 2001 37,6 Mio. DM betrug. 

Im gleichen Zusammenhang ist der im Jahr 2001 festzustellende Rückgang 
der Ausgaben für die Unterhaltung der Grundstücke und Anlagen 
(Grp. 519) zu sehen, da sich auch hier die Ausgliederung der Hochschulen 
und die Errichtung des Landesbetriebs Hessisches Immobilienmanagement 
ausgabenmindernd auswirkte. Die Unterhaltungsausgaben nahmen von 
174,2 Mio. DM im Jahr 2000 um 48,1 Mio. DM (27,6 v. H.) auf nunmehr 
126,1 Mio. DM ab. 

(4) Auch die Minderung der Ausgaben für kunst- und wissenschaftliche 
Sammlungen und Bibliotheken, die mit einer Höhe von 4,4 Mio. DM nur 
noch weniger als ein Viertel des Vorjahreswertes (21,9 Mio. DM) ausmach-
ten, ist in erheblichem Maß durch die Ausgliederung der Hochschulberei-
che aus dem kameralen Haushalt beeinflusst.  

(5) Von der Ausgliederung wurde die Entwicklung bei den Ausgaben für 
den Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenständen 
(Grp. 515) beeinflusst, bei denen ein Rückgang um 20,2 v. H. auf 
54,1 Mio. DM (Vorjahr: 67,8 Mio. DM) zu verzeichnen war. Das Soll in 
Höhe von 44,6 Mio. DM wurde um 9,5 Mio. DM übertroffen. Vor der 
schrittweisen Ausgliederung der Hochschulen machte im Jahr 1999 der Er-
werb von Geräten u.ä. noch 85,7 Mio. DM aus, wovon rd. ein Drittel 
(29,7 Mio. DM) in den ausgegliederten Kapiteln des Einzelplans 15 als 
Ausgabe erfasst wurde.  

(6) Schließlich wurde auch der hohe Rückgang des nicht näher aufteilba-
ren Sachaufwandes (Grp. 547) von 117,7 Mio. DM im Jahr 2000 um 
80,2 v.H. auf 22,1 Mio. DM im Jahr 2001 durch die Hochschulausgliede-
rung verursacht. Vor der Ausgliederung wurde der nicht näher aufteilbare 
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Sachaufwand im Wesentlichen durch die Ausgaben der Hochschulen für die 
Wissenschafts- und Forschungsförderung aus Drittmitteln bestimmt, die im 
Jahr 1999 noch 84,2 Mio. DM und damit rd. 68 v.H. der Gruppe 547 aus-
machten.  

(7) Die Post- und Fernmeldegebühren übertrafen mit Ausgaben von 
133,8 Mio. DM ihren Ansatz in Höhe von 130,6 Mio. DM um 
3,2 Mio. DM; das Vorjahresergebnis (2000: 137,7 Mio. DM) wurde um 
3,9 Mio. DM (2,8 v.H.) unterschritten.  

4.3 Übertragungsausgaben für laufende Zwecke 

Die Übertragungsausgaben (Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse 
außer für Investitionen, HGr. 6) wiesen im Haushaltsjahr 2001 eine Höhe 
von 15.858,3 Mio. DM auf. Damit lagen sie um 107,4 Mio. DM über dem 
Soll (15.750,9 Mio. DM) und um 1.076,6 Mio. DM (7,3 v.H.) über dem 
Vorjahreswert (2000: 14.781,7 Mio. DM).  

Eine Hauptursache für diesen Anstieg war die Ausgliederung der verbliebe-
nen Hochschulprogrammhaushalte im Jahr 2001. Schon das Haushaltsjahr 
2000 war durch ein deutliches Anwachsen der Übertragungsausgaben ge-
prägt, da in diesem Jahr die erste Teilausgliederung einiger Hochschulen 
aus dem kameralen Haushalt vollzogen wurde. Die zuvor unter den Haupt-
gruppen 4 bis 6 in den Hochschulkapiteln enthaltenen Ausgaben werden 
nunmehr als Zuschüsse für laufende Zwecke (bis 2001 unter Gr. 682, ab 
2002 unter Gr. 685) veranschlagt. Diese Zuschüsse an die ausgegliederten 
Universitäten und Fachhochschulen betrugen im Jahr 2000 erstmalig 
406,9 Mio. DM und erreichten im Haushaltsjahr 2001 eine Höhe von 
2.051,7 Mio. DM. Ohne die Ausgliederung wären die Übertragungsausga-
ben im Landeshaushalt nicht um 7,3 v.H., sondern nur um 1,9 v.H. ange-
wachsen. 

Die laufenden Zuweisungen des Landes an die kreisangehörigen Gemein-
den, Landkreise und kreisfreien Städte im Rahmen des Kommunalen Fi-
nanzausgleichs in Höhe von 4.410,7 Mio. DM (Vorjahr: 4.292,4 Mio. DM) 
sowie die Zahlungen des Landes in den LFA in Höhe von 5.127,6 Mio. DM 
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bilden innerhalb der Übertragungsausgaben noch vor den Zuschüssen an die 
Hochschulen die beiden größten Ausgabepositionen. Die Übertragungen an 
die hessischen Kommunen sowie an andere Bundesländer im Rahmen des 
LFA machen zusammen 9.538,3 Mio. DM und damit rd. 60 v.H. der ge-
samten Hauptgruppe 6 aus. 

Ferner hatte das Land im Haushaltsjahr 2001 Erstattungen an Kommunen, 
Verbände und andere Organisationen für die Unterbringung und Betreuung 
ausländischer Flüchtlinge in Höhe von 335,8 Mio. DM zu leisten. Gegen-
über dem Vorjahr (2000: 435,4 Mio. DM) bedeutet dies aufgrund weiterhin 
rückläufiger Flüchtlingszahlen eine Minderung um 99,6 Mio. DM 
(22,9 v.H.). Für die Aufnahme und Unterbringung von Spätaussiedlern 
wurden 4,0 Mio. DM (Vorjahr 5,6 Mio. DM) aufgewendet, so dass sich für 
beide Personengruppen insgesamt Übertragungsausgaben in Höhe von 
339,8 Mio. DM ergaben. Zum Vergleich: Im Jahr 1994 wurden mit Zahlun-
gen von 1.198,1 Mio. DM für 26.077 Flüchtlinge und Spätaussiedler bis-
lang die höchsten Übertragungsausgaben geleistet. Demgegenüber machen 
die Zahlungen des Jahres 2001 mit 339,8 Mio. DM nur rd. ein Drittel der 
Beträge von 1994 bei nunmehr 13.446 Flüchtlingen und Spätaussiedlern 
aus. 

Für den Erhalt und den Ausbau des Schienenpersonennahverkehrs, der im 
Zuge des Regionalisierungsgesetzes vom Bund in den Verantwortungsbe-
reich der Länder übergegangen ist, sowie zur Förderung des allgemeinen 
Öffentlichen Personennahverkehrs wies das Land im Jahr 2001 den öffent-
lichen Unternehmen unter den Titeln 07 12 – 682 72 und 07 12 – 682 73 
Ausgleichsleistungen in einer Gesamthöhe von 855,7 Mio. DM (Vorjah-
reswert 2000: 863,4 Mio. DM) zu.  

Eine deutliche Erhöhung war bei den Zuschüssen an Studenten und Schüler 
im Rahmen des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) zu ver-
zeichnen. Hier stiegen die Ausgaben unter 15 30 - 681 66/67 um 23,1 v.H. 
auf 103,8 Mio. DM (Vorjahr: 84,3 Mio. DM) an. 

Die direkt im Haushaltsplan ausgewiesenen Zuschüsse des Landes an die 
Universitätskliniken Gießen, Marburg und Frankfurt am Main, die im Vor-
jahr noch 354,7 Mio. DM ausmachten, sind erstmals im Haushaltsjahr 2001 
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weggefallen. Am 1. Januar  2001 erhielten die Einrichtungen nach dem Ge-
setz für die hessischen Universitätskliniken vom 26. Juni 2000 (GVBl. I S. 
344) den Status einer rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen Rechts. Mit der 
Verselbständigung der Kliniken entfiel die Veranschlagung von Zuschüssen 
in den drei Kapiteln des Einzelplans 15. Die Kliniken unterstützen die 
Fachbereiche Medizin ihrer jeweiligen Hochschule und rechnen die Leis-
tungserbringung direkt mit den Universitäten ab.  

Im Einzelnen haben sich die Übertragungsausgaben wie in folgender Tabel-
le 4-3 dargestellt entwickelt. 
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 2000 2001 
Übertragungsausgaben Ist Soll Ist Soll / 

Ist 
Ver-
änd. 
Vj.  

 In Mio. DM in v.H.

Staatsleistungen Kirchen / Religionsgemeinschaften 80,2 87,9 86,8 -1,1 8,2
Zuschüsse an Ersatzschulen 241,0 261,7 251,5 -10,2 4,4
Erstattungen an Kirchen / Religionsgemeinschaften f. 
Gestellungsverträge im Bereich der Schulausbildung 30,7 39,1 38,9 -0,2 27,4

Kostenerstattung LWV (Maßregelvollzug) 67,3 67,5 74,3 6,8 10,4
Dienstleistungsvergütung InvestitionsBank Hess. AG 17,3 16,9 20,1 3,2 16,2
Förderung u. Ausgleichsleistungen nach dem Regio-
nalisierungsG an Verkehrsverbünde 863,4 855,7 855,7 0,0 -0,9

Abgeltung v. Leistungen im Ausbildungsverkehr 
(ÖPNV-Unternehmen) 29,3 32,2 28,7 -3,5 -2,0

Erstattungen an die Unfallkasse Hessen 33,2 34,7 33,4 -1,3 0,6
Erstattung Ausbildungskosten Altenpflegekräfte 21,5 23,5 37,4 13,9 74,0
Bundesseuchengesetz 17,4 17,7 17,2 -0,5 -1,1
Fahrgelderstattung für Behinderte 31,9 34,8 34,8 0,0 9,1
Unterhaltsleistungen (Unterhaltsvorschussgesetz) 96,1 74,0 61,9 -12,1 -35,6
Suchthilfemaßnahmen (insb. Drogenberatungsstellen) 16,4 15,3 14,9 -0,4 -9,1
Unterbringung und Betreuung ausl. Flüchtlinge 435,4 341,1 335,8 -5,3 -22,9
Aufnahme und Unterbringung von Spätaussiedlern 6,3 5,6 4,0 -1,6 -36,5
Rehabilitierung Strafverfolgungsopfer (ehem. DDR) 16,0 4,0 1,6 -2,4 -90,0
Ausgaben Grundwasserabgabe 9,4 5,0 4,1 -0,9 -56,4
Kulturlandschaftsprogramm 16,7 21,4 17,3 -4,1 3,6
Gemeinschaftsaufgabe „Agrarstruktur“ 74,0 90,5 84,5 -6,0 14,2
Erstattung anteiliger Versorgungsbezüge 7,6 8,7 8,8 0,1 15,8
Zuschüsse an Studentenwerke 31,8 32,8 32,8 0,0 3,1
Zuschüsse an Universitätsklinika 354,7 x x x x
Zuschüsse lfd. Zwecke budgetierte Hochschulen 406,9 2.034,8 2.051,7 16,9 404,2
Zuschüsse lfd. Zwecke Forschungsanstalt Geisenheim 23,7 20,3 20,0 -0,3 -15,6
Hochschulsonderprogramm 9,2 x x x x
Innovationsfonds Bereich Wissenschaft u. Forschung x 18,0 28,7 10,7 x
Theaterförderung 9,6 10,3 10,1 -0,2 5,2
Musikförderung 6,1 6,8 6,8 0,0 11,5
Zuschuss Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) 62,4 65,6 66,5 0,9 6,6
Zuschuss an Max-Planck-Gesellschaft 54,6 53,3 49,2 -4,1 -9,9
Zuschuss an Einrichtungen der Blauen Liste 52,3 56,4 55,8 -0,6 6,7
BAföG-Zuschüsse 84,3 90,6 103,8 13,2 23,1
Rentenzahlungen (Wiedergutmachung) 94,9 93,4 92,9 -0,5 -2,1
Zuweisung Grunderwerbsteuer Kreise / kreisfr. Städte 344,8 343,0 340,7 -2,3 -1,2
Kompensation Familienleistungsausgleich Kommu-
nen  224,5 236,0 236,0 0,0 5,1

Zuschüsse an die Hessischen Staatsbäder 27,4 25,4 24,4 -1,0 -10,9
Dienstleistungsentgelt Hess. Immobilienmanagement 0,1 50,8 37,8 -13,0 x
Länderfinanzausgleich 5.494,1 5.047,0 5.127,6 80,6 -6,7
Zuweisungen an die Spielbankgemeinden 37,8 40,8 40,7 -0,1 7,7
Kommunaler Finanzausgleich (lfd.) 4.292,4 4.382,6 4.410,7 28,1 2,8
Wohngeld 479,8 496,0 491,2 -4,8 2,4
Übrige 579,2 609,7 619,2 9,5 6,9
Übertragungsausgaben (HGr. 6) 14.781,7 15.750,9 15.858,3 107,4 7,3

Tabelle 4-3: Übertragungsausgaben in den Jahren 2000 und 2001 
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4.4 Investitionsausgaben 

4.4.1 Entwicklung der Investitionsausgaben im Jahr 2001 

Im Haushaltsplan 2001 waren Mittel in Höhe von 3.657,5 Mio. DM für In-
vestitionsausgaben (Hauptgruppen 7 und 8) vorgesehen. Im Haushaltsvoll-
zug wurden 3.432,9 Mio. DM verausgabt, so dass das Soll um 
224,6 Mio. DM (6,1 v.H.) unterschritten wurde. Damit blieben die tatsäch-
lich getätigten Investitionsausgaben - wie in den Vorjahren - deutlich unter 
der Veranschlagung zurück. Das Investitionsvolumen des Vorjahres in Hö-
he von 2.816,7 Mio. DM wurde um 616,2 Mio. DM (21,9 v.H.) über-
schritten. 

Der Anstieg der Investitionsausgaben gegenüber dem Vorjahr ist in erster 
Linie auf den Wiedereinstieg des Landes bei der Landesbank Hessen-
Thüringen im Jahr 2001 zurückzuführen. Für das erneute Engagement bei 
der Landesbank wurden Mittel in Höhe von 600,0 Mio. DM verausgabt. 
Gemeinsam mit weiteren Beteiligungserwerben übertreffen diese in ihrer 
betragsmäßigen Größenordnung (Volumen insgesamt 624,9 Mio. DM) das 
Wachstum der Investitionsausgaben gegenüber dem Vorjahr 
(616,2 Mio. DM). Ein derartiges Wachstum stellt damit einen Einmaleffekt 
des Jahres 2001 dar; dies wird sich - wie die Planung für die folgenden 
Haushaltsjahre zeigt - in diesem Umfang nicht fortsetzen.  

4.4.2 Haushaltsrechtliche Definition des Investitionsbegriffs 

Der Erwerb der Beteiligung an der Landesbank Hessen-Thüringen und die 
im gleichen Haushaltsjahr vollzogene Veräußerung von Beteiligungsver-
mögen des Landes machen eine mit dem haushaltsrechtlichen Investitions-
begriff verbundene Problematik deutlich, die sich aus seiner Funktion für 
die Obergrenze der Nettokreditaufnahme nach Art. 141 HV in Verbindung 
mit § 18 Abs. 1 LHO ergibt.  

Die im Haushaltsplan veranschlagten Investitionen stellen nach 
Art. 141 HV in Verbindung mit § 18 Abs. 1 LHO die Grenze der verfas-
sungsrechtlich zulässigen Nettoneuverschuldung dar. Der Wiedereinstieg 
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des Landes bei der Landesbank Hessen-Thüringen gilt im Sinne des 
§ 13 Abs. 3 Nr. 2 LHO als Investition, da es sich um den Erwerb von An-
teilsrechten an einem Unternehmen handelt. Unter Titel 17 17 – 831 71 
wurden für den 10-prozentigen Anteilserwerb mit einem Nennbetrag in Hö-
he von 93,3 Mio. DM Mittel in Höhe von 600,0 Mio. DM beansprucht. 
Damit hat der Wiedereinstieg bei der Landesbank als Investitionsausgabe 
die zulässige Grenze der Nettoneuverschuldung um 600,0 Mio. DM ausge-
weitet. 

In engem Sachzusammenhang mit dem Engagement bei der Landesbank 
Hessen-Thüringen ist der Verkauf von Beteiligungen, vornehmlich die im 
Jahr 2001 erfolgte Teilveräußerung von Anteilen des Landes an der GWH 
Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH Hessen, Frankfurt am Main, an 
die Landesbank Hessen-Thüringen zu sehen. Im Haushaltsjahr 2001 wurden 
aus dem Verkauf von Beteiligungen unter 17 17 – 133 insgesamt Erlöse in 
Höhe von 931,0 Mio. DM erzielt. 

Wenn der Erwerb von Beteiligungen als Investition gilt, ist der Verkauf von 
Beteiligungen haushaltswirtschaftlich als „Desinvestition“ anzusehen. Die 
Einnahmen aus der Veräußerung von Beteiligungen werden aber bislang bei 
der Berechnung der verfassungsmäßigen Grenze der Nettoneuverschuldung 
nicht im Wege des Abzugs von den Investitionsausgaben berücksichtigt. 

Dies betrifft auch die Beteiligungsveräußerungen des Landes im Jahr 2001, 
die in einem Fall der Finanzierung des Beteiligungserwerbs dienten. Ob-
wohl hier Investition und Desinvestition in unmittelbarem Zusammenhang 
standen und die gesamten Beteiligungsveräußerungen in Höhe von 
931,1 Mio. DM die Ausgaben für die Anteilserwerbe im gleichen Jahr über-
stiegen, haben die Veräußerungserlöse die zulässige Nettoneuverschuldung 
nicht eingeschränkt. 

Anders als das Haushaltsrecht verwendet die Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung nicht nur einen engeren Investitionsbegriff (Beteiligungserwerbe 
haben danach keinen investiven Charakter), sondern sie zieht zudem Ein-
nahmen aus der Veräußerung von beweglichen und unbeweglichen Sachen 
von den Investitionsausgaben ab. Damit berücksichtigt sie diese als Desin-
vestitionen und behandelt staatliche Investitionen als Nettopositionen.  
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Die Rechnungshöfe des Bundes und der Länder haben sich in der Vergan-
genheit mehrfach mit der Definition des Investitionsbegriffs befasst und 
wiederholt gefordert, auch „negative“ Investitionen bei der Berechnung der 
Verschuldungsgrenze zu berücksichtigen. Die Hinwendung zu einem Netto-
investitionsbegriff und dessen Zugrundelegung als Obergrenze der Netto-
neuverschuldung würde sowohl dem Gedanken der Generationengerechtig-
keit in geeigneter Weise Rechnung tragen als auch eine konsequentere Kre-
ditbegrenzungswirkung entfalten. Die quantitative Bedeutung der Vermö-
gensveräußerungen im Haushaltsjahr 2001 veranlasst den Rechnungshof, 
auf die Problematik der derzeitigen Definition der für eine Kreditfinanzie-
rung relevanten Investitionen hinzuweisen. 

4.4.3 Investitionsausgaben 2001 im Einzelnen 

Im Jahr 2001 machten die Bauausgaben (Hauptgruppe 7) mit einer Höhe 
von 762,9 Mio. DM rd. 22 v.H. der gesamten Investitionsausgaben aus. Das 
Vorjahresergebnis wurde um 10,2 Mio. DM (1,4 v.H.) überschritten. Das 
veranschlagte Soll wurde um 23,8 Mio. DM verfehlt. Ausschlaggebend 
hierfür waren insbesondere Sollunterschreitungen von 23,7 Mio. DM im 
Bereich des Staatlichen Hochbaus (Einzelplan 18) und von 10,7 Mio. DM 
beim Straßen- und Brückenbau, während der sonstige Tiefbau und kleinere 
Neu-, Um- und Erweiterungsbauten in geringerem Maße über dem Soll ab-
schlossen.  

Die sonstigen Investitionsausgaben (HGr. 8) legten gegenüber dem Vorjahr 
(2000: 2.064,0 Mio. DM) um 606,0 Mio. DM zu und erreichten eine Höhe 
von 2.670,0 Mio. DM. Dieser deutliche Anstieg war - wie das Wachstum 
der Investitionen insgesamt - in erheblicher Weise durch den Erwerb von 
Beteiligungen (624,9 Mio. DM) geprägt. Das im Haushaltsplan vorgesehe-
ne Soll der sonstigen Investitionsausgaben wurde jedoch um 
200,8 Mio. DM unterschritten, da insbesondere die Ausgaben für den Sach-
erwerb um 47,4 Mio. DM, die Darlehensvergabe um 44,4 Mio. DM und die 
Zuweisungen an den Öffentlichen Bereich um 64,1 Mio. DM hinter den 
Ansätzen zurück blieben.  
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Die Entwicklung der einzelnen Investitionsausgabenbereiche (gemäß Grup-
pierung) ist der nachstehenden Tabelle zu entnehmen.  

2000 2001 

Ist Soll Ist Soll / 
Ist  

Veränd. 
Gg. Vj.Investitionsausgaben 

 
Grp. 

Mio. DM In v.H. 
   
Hochbau 712-

759 
507,4 525,3 501,6 -23,7 -1,1

Straßen- und Brückenbau 76, 77 204,9 228,6 217,9 -10,7 6,3
Sonstiger Tiefbau 78, 79 18,6 18,4 23,7 5,3 27,4
Kleinere Neu-, Um- und Er-
weiterungsbauten 

711 21,8 14,4 19,7 5,3 -9,6

Sacherwerb 81 216,6 215,7 168,3 -47,4 -22,3
Grunderwerb 82 46,7 57,1 52,9 -4,2 13,3
Erwerb von Beteiligungen 83 5,3 612,8 624,9 12,1 x
Darlehen an öffentlichen Be-
reich  

85 0,0 8,0 0,0 -8,0 0,0

Darlehensvergabe 86 60,8 116,7 72,3 -44,4 18,9
Inanspruchnahme aus Ge-
währleistungen 

87 9,2 16,8 12,2 -4,6 32,6

Zuweisungen an öffentlichen 
Bereich 

88 816,0 851,5 787,4 -64,1 -3,5

Zuschüsse an Dritte 89 909,3 992,1 952,0 -40,1 4,7

Investitionsausgaben zu-
sammen 

7,8 2.816,7 3.657,5 3.432,9 -224,6 21,9

davon:    
Bauausgaben 7 752,7 786,7 762,9 -23,8 1,4

Sonstige Investitionsausgaben 8 2.064,0 2.870,8 2.670,0 -200,8 39,1

Nachrichtlich: Sachinvestitio-
nen 

7, 81, 
82 

1.016,0 1.059,5 984,1 -75,4 -3,1

Abweichungen in den Summen durch Runden 

Tabelle 4-4: Investitionsausgaben nach Gruppierungsplan in den Jahren 2000 und 2001 

4.4.4 Sonstige Investitionsausgaben 

Für welche Zwecke die sonstigen Investitionsausgaben im Wesentlichen 
verwendet wurden, ist der folgenden Übersicht zu entnehmen: 
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2000 2 0 0 1 

Ist Soll Ist Soll / 
Ist  

Veränd.  
gg. Vj.  

 
Sonstige Investitionsausgaben  

In Mio. DM In v.H. 

Brand- und Katastrophenschutz (investiv) 17,8 24,4 18,1 -6,3 1,7 
Beschaffungen (EPl. 18) 10,3 21,9 22,2 0,3 115,5 
Beschaffungen (übrige EPl.) 206,3 193,8 146,1 -47,7 -29,2 
Grunderwerb 46,7 57,1 52,9 -4,2 13,3 
Medien im Unterricht (Programm Schu-
le@Zukunft) 

0,0 0,0 12,2 12,2 x 

Entwicklung des ländlichen Raumes (Regi-
onalfonds EFRE u. EAGFL-Fonds) 

16,4 5,0 18,7 13,7 14,0 

EU-Mittel für Ziel-2-Förderung 14,3 50,0 24,1 -25,9 68,5 
GA „Regionale Wirtschaftsstruktur“ 41,8 39,4 36,7 -2,7 -12,2 
GA „Agrarstruktur“ 37,8 38,9 31,6 -7,3 -16,4 
Dorferneuerung (nicht "GA Agrarstruktur") 14,6 15,5 9,0 -6,5 -38,4 
Ausgleichsleistungen nach § 8 Abs. 2 Regi-
onalisierungsgesetz 

39,8 65,5 53,6 -11,9 34,7 

Bau von Alten- u. Behinderteneinrichtungen 9,1 13,9 5,1 -8,8 -44,0 
Zuschüsse zum Bau von Kindergärten u. 
Einrichtungen der Jugend- u. Familienhilfe 

6,8 3,2 5,7 2,5 -16,2 

Hochwasserschutz 7,7 12,3 10,5 -1,8 36,4 
Investitionen Abwasserabgabengesetz 23,2 58,2 17,5 -40,7 -24,6 
Investitionen Grundwasserabgabengesetz 37,0 20,5 36,3 15,8 -1,9 
Zuschüsse an private Unternehmen für Alt-
lastensanierung u. Bodenschutz 

73,1 64,9 69,8 4,9 -4,5 

Energieeinsparung und -nutzung (investiv) 19,7 14,5 9,3 -5,2 -52,8 
Zuschüsse an Universitätsklinika 46,0 x x x x 
Investitionszuschüsse budgetierte Hoch-
schulen u. Forschungsanstalt Geisenheim 

16,1 65,4 65,4 0,0 306,2 

BAföG-Darlehen 56,9 82,9 69,0 -13,9 21,3 
Erhaltung von Kulturdenkmälern 0,0 15,0 15,0 0,0 x 
Kapitalerhöhung Hessische Kulturstiftung 0,0 10,0 10,0 0,0 x 
Gewährleistung aus Landesbürgschaften 9,1 16,3 12,1 -4,2 33,0 
Beteiligungserwerb an der Helaba 0,0 600,0 600,0 0,0 x 
Kommunaler Finanzausgleich (investiv) 852,1 901,3 866,7 -34,6 1,7 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
(Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz) 

205,5 201,8 201,7 -0,1 -1,8 

Zuführung Sondervermögen „Wohnungs-
wesen und Zukunftsinvestitionen“ 

126,9 113,0 97,2 -15,8 -23,4 

Zuweisungen an Gemeinden (Städtebau) 28,0 31,6 22,0 -9,6 -21,4 
Übrige 101,0 134,5 131,5 -3,0 30,2 
Sonstige Investitionsausgaben (HGr. 8) 2.064,0 2.870,8 2.670,0 -200,8 29,4 

Abweichungen in den Summen durch Rundungen 

Tabelle 4-5: Sonstige Investitionsausgaben 2000 und 2001 
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Die größte Ausgabenposition innerhalb der sonstigen Investitionsausgaben 
bilden die Investitionszuweisungen des Landes an die Kommunen im Rah-
men des Kommunalen Finanzausgleichs. Diese erreichten im Jahr 2001 ei-
ne Höhe von 866,7 Mio. DM und überstiegen den Vorjahreswert 
(852,1 Mio. DM) um 14,6 Mio. DM (1,7 v.H.). Da im Haushaltsplan Inves-
titionszuweisungen an die Kommunen in Höhe von 901,3 Mio. DM vorge-
sehen waren, wurde das Soll um 34,6 Mio. DM unterschritten (vgl. im De-
tail Tz. 5.2.3). 

Die übrigen Investitionsausgaben (sonstige Investitionsausgaben, HGr. 8, 
abzüglich Investitionen im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs) 
wiesen eine Summe von 1.803,3 Mio. DM auf und erhöhten sich gegenüber 
dem Vorjahr (1.211,9 Mio. DM) um 591,4 Mio. DM. Lässt man den Wie-
dereinstieg bei der Landesbank bei den sonstigen Investitionen außer Acht, 
belaufen sich diese auf 1.203,3 Mio. DM und liegen damit geringfügig un-
ter Vorjahresniveau.  

Mehrausgaben ergaben sich insbesondere bei dem Programm 
Schule@Zukunft (+ 12,2 Mio. DM), der Entwicklung des ländlichen Rau-
mes (+ 13,7 Mio. DM) und bei Investitionen nach dem Grundwasserabga-
bengesetz (+ 15,8 Mio. DM).  

Geringere Ausgaben als veranschlagt wurden insbesondere bei den Be-
schaffungen (beeinflusst durch die Hochschulausgliederung, 
- 47,7 Mio. DM), den EU-Mitteln für die Ziel-2 Förderung 
(- 25,9 Mio. DM), den Ausgleichsleistungen für Verkehrsverbünde nach 
§ 8 Abs. 2 Regionalisierungsgesetz (- 11,9 Mio. DM), den BAföG-Darlehen 
(- 13,9 Mio. DM), den Investitionen nach dem Abwasserabgabengesetz 
(- 40,7 Mio. DM) sowie bei der Zuführung an das Sondervermögen „Woh-
nungswesen und Zukunftsinvestitionen“ (- 15,8 Mio. DM) geleistet.  

4.4.5 Investitions-Ausgabenquote im Langfristvergleich 

Die Investitions-Ausgabenquote (Anteil der Investitionsausgaben an den 
bereinigten Gesamtausgaben abzüglich der LFA-Zahlungen) nahm ohne 
langfristige Bereinigungen -insbesondere wegen der erheblichen Ausgaben 
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für den Erwerb von Beteiligungen - von 9,4 v.H. im Jahr 2000 auf 11,0 v.H. 
im Jahr 2001 zu. 

Ohne Sondereffekte (Beteiligungserwerb an der Landesbank Hessen-
Thüringen, Errichtung des Sondervermögens „Wohnungswesen und Zu-
kunftsinvestitionen“, Ausgliederung der Hochschulen, vgl. im Detail Kapi-
tel 2) ermäßigte sich die Investitions-Ausgabenquote aber von 10,5 v.H. auf 
10,3 v.H. Ursächlich für das Absinken der Quote war das anhaltend niedri-
ge Investitionsniveau innerhalb des Landeshaushalts, dem auf der anderen 
Seite steigende Gesamtausgaben (bereinigt ohne LFA) gegenüberstanden.  

Die Entwicklung der Investitions-Ausgabenquote ist der nachstehenden 
Übersicht zu entnehmen: 

Investitions-Ausgabenquote
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Abbildung 4-4: Investitions-Ausgabenquote im Langfristvergleich 

Die Darstellung verdeutlicht, dass die Investitionstätigkeit unverändert auf 
niedrigem Niveau verharrt. Im Jahr 1993 machte die Investitions-
Ausgabenquote noch 14,0 v.H. aus. Sie hat sich nach einer kurzfristigen 
Erholung im Jahr 1995 dauerhaft auf 10,4 v.H. im Jahr 1998 ermäßigt. Im 
Jahr 2001 ist mit einem Wert von 10,3 v.H. ein neuer Tiefststand erreicht 
worden.  
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5 Länderfinanzausgleich und Kommunaler Finanzausgleich 

Im Rahmen des Länderfinanzausgleichs entstanden im Jahr 2001 kas-
senmäßige Zahlungsverpflichtungen des Landes in Höhe von 
5.127,6 Mio. DM. Obwohl dies einer Rückführung um 366,5 Mio. DM 
gegenüber dem Vorjahr entspricht, liegen die Ausgleichszahlungen im-
mer noch über 5 Mrd. DM. Sie beanspruchen 18,6 v.H. der Steuerein-
nahmen und belasten damit weiterhin den Landeshaushalt auf hohem 
Niveau.  

Aufgrund der negativen Steuerentwicklung des Jahres 2001 wurde die im 
Haushaltsplan vorgesehene Steuerverbundmasse des kommunalen Fi-
nanzausgleichs in Höhe von 5.033,2 Mio. DM mit einer Schlussabrech-
nung von 4.807,0 Mio. DM deutlich verfehlt. Die Differenz in Höhe von 
226,2 Mio. DM fließt im übernächsten Haushaltsjahr als Spitzabrech-
nung in die Verbundmasse ein und belastet damit den kommunalen Fi-
nanzausgleich des Jahres 2003.  

5.1 Länderfinanzausgleich  

5.1.1 Zahlungsverpflichtungen im Jahr 2001 

Die kassenmäßigen Zahlungen des Landes im Länderfinanzausgleich (LFA) 
beliefen sich im Jahr 2001 auf 5.127,6 Mio. DM. Aufgrund der Aufstellung 
und Verabschiedung des Nachtragshaushalts im letzten Quartal des Jahres 
2001 konnten die Zahlungsverpflichtungen des Landes genauer als in den 
Vorjahren prognostiziert werden. Deshalb wurde das Soll in Höhe von 
5.047,0 Mio. DM um 80,6 Mio. DM (1,6 v.H.) überschritten. Im Vorjahr 
wurde das veranschlagte Soll wegen der in diesem Ausmaß nicht vorherge-
sehenen günstigen Entwicklung der Steuereinnahmen in Hessen noch um 
514,1 Mio. DM, im Jahr 1999 sogar um 1.078,0 Mio. DM übertroffen. 

Das Haushaltsjahr 2001 war durch eine negative Entwicklung des Steuer-
aufkommens geprägt. Zudem fiel der Rückgang der hessischen Steuerein-
nahmen mit 6,0 v.H. höher als der durchschnittliche Wert aller Bundeslän-
der aus, die im Mittel einen Steuerrückgang von 5,7 v.H. zu verzeichnen 
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hatten. Aus diesem Grund ermäßigten sich auch die Zahlungsverpflichtun-
gen des Landes im LFA. Die kassenmäßigen Abführungen in Höhe von 
5.127,6 Mio. DM unterschritten den Vorjahreswert (5.494,1 Mio. DM) um 
366,5 Mio. DM oder 6,7 v.H.  

Die folgende Abbildung zeigt die Entwicklung der kassenmäßigen Zahlun-
gen des Landes Hessen im Rahmen des LFA in den Jahren 1991 bis 2001:  

Kassenmäßige Zahlungen im LFA in Mio. DM
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Abbildung 5-1: Entwicklung des Länderfinanzausgleichs im Mehrjahresvergleich 

Anhand der Abbildung ist zu erkennen, dass trotz des Rückgangs der Zah-
lungsverpflichtungen Hessens die Belastungen im Rahmen des LFA ein 
weiterhin hohes Niveau aufweisen und auch im Jahr 2001 über 5 Mrd. DM 
liegen. Damit haben sich die Zahlungen innerhalb eines 10-Jahreszeit-
raumes nahezu auf das Fünffache erhöht.  

Nach Abzug der Abführungen im LFA verblieben dem Land von seinen 
Steuereinnahmen des Jahres 2001 in Höhe von 27.552,6 Mio. DM noch 
22.425,0 Mio. DM. Aufgrund der Steuerschwäche des Jahres 2001 waren 
dies 1.400,2 Mio. DM (5,9 v.H.) weniger als im Vorjahr und 
535,0 Mio. DM (2,3 v.H.) weniger als im Haushaltsplan 2001 veranschlagt 
worden waren.  
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5.1.2 Abrechnung des Länderfinanzausgleichs 2001 

Die nachstehende Tabelle 5-1 weist die vorläufige Abrechnung des bundes-
staatlichen Finanzausgleichs 2001 aus. In der Berechnung sind die im Jahr 
2001 gewährten Sonder-Bundesergänzungszuweisungen von 1,2 Mrd. DM 
an Bremen und von 0,9 Mrd. DM an das Saarland zum Zwecke der Haus-
haltssanierung enthalten. Diese Sonder-Bundesergänzungszuweisungen, die 
ursprünglich in Höhe von insgesamt 3,4 Mrd. DM (davon 1,8 Mrd. DM an 
Bremen und 1,6 Mrd. DM an das Saarland) auf die Jahre 1995 bis 1998 be-
fristet waren, werden nunmehr nach dem Dritten Gesetz zur Änderung des 
Finanzausgleichgesetzes bis zum Jahr 2004 abschließend weitergewährt, 
wobei die Zahlungen schrittweise verringert werden. 

Die Fußnoten der Tabelle 5-1 sind auf der darauffolgenden Seite erläutert. 

Die Tabelle zeigt, dass die relative Finanzkraft Hessens im Jahr 2001 mit 
125,74 v.H. gegenüber dem Vorjahr (2000: FKM5 in v.H. der AMZ6 = 
125,3 v.H.) nahezu konstant blieb. Ebenfalls zu erkennen ist, dass das Land 
in der Finanzkraftreihenfolge vor den Ausgleichsleistungen - wie in den 
Vorjahren - eindeutig den ersten Platz einnahm. Als Bundesland mit der 
zweitstärksten Finanzkraft vor Ausgleichsleistungen wies Baden-
Württemberg eine Messzahl auf, die mit einer Höhe von 113,32 v.H. schon 
um rd. 12,4 Prozentpunkte hinter dem hessischen Wert lag.  

                                              
5 Die Finanzkraft eines Landes ergibt sich aus der Summe der Steuereinnahmen, der Einnahmen 

aus der bergrechtlichen Förderabgabe des Landes nach § 7 des Gesetzes über den Finanz-
ausgleich zwischen Bund und Ländern i.d.F. vom 20.12.2001 sowie der Steuereinnahmen der 
Gemeinden nach § 8 dieses Gesetzes. Die Finanzkraftmesszahl (FKM) kennzeichnet die reale 
Finanzstärke eines Landes. 

6 Der Finanzkraftmesszahl wird im LFA die Ausgleichsmesszahl (AMZ) als einwohnerbezogene 
durchschnittsorientierte Sollgröße gegenübergestellt. Sie setzt sich aus der gliedstaatlichen 
Ausgleichsmesszahl nach § 7 des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Bund und Län-
dern und der kommunalen Ausgleichsmesszahl nach § 8 dieses Gesetzes zusammen. Nach dem 
Verhältnis von FKM und AMZ bemisst sich die relative Position des Landes im LFA.  
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Fußnote 1 Vorläufige Abrechnung des LFA 2001 nach Bundesministerium der Finanzen 

Fußnote 2 Finanzkraftmesszahl (FKM) und Ausgleichsmesszahl (AMZ) 

Fußnote 3 Bundesergänzungszuweisungen (BEZ) 

Fußnote 4 Fonds Deutsche Einheit (FDE) 

 

Unter Berücksichtigung der horizontalen und vertikalen Ausgleichsleistun-
gen belegte das Land - wie im Vorjahr - nur noch den 9. Platz. So verfügten 
die Freie Hansestadt Bremen und alle neuen Bundesländer nach Aus-
gleichsleistungen über eine höhere Finanzkraft als Hessen. Es bleibt abzu-
warten, ob die Neugestaltung des Finanzausgleichs durch das Gesetz zur 
Fortführung des Solidarpaktes, zur Neuordnung des bundesstaatlichen Fi-
nanzausgleichs und zur Abwicklung des Fonds „Deutsche Einheit“ (Soli-
darpaktfortführungsgesetz - SFG) ab dem Jahr 2005 ein System schafft, das 
ausreichende Anreize zur Stärkung der finanzstaatlichen Eigenverantwort-
lichkeit enthält, einen vertretbaren Nivellierungsgrad aufweist und allokati-
ve Fehlanreize vermeidet.  

5.2 Kommunaler Finanzausgleich 

5.2.1 Gesetzliche Grundlagen 

Nach Art. 137 Abs. 5 HV hat der Staat den Gemeinden und Gemeindever-
bänden die zur Durchführung ihrer eigenen und der übertragenen Aufgaben 
erforderlichen Geldmittel im Wege des Lasten- und Finanzausgleichs zu 
sichern. Dieser Verfassungsvorgabe trägt § 1 Abs. 1 des Finanzausgleichs-
gesetzes (FAG) Rechnung. Die danach den hessischen Gemeinden und 
Gemeindeverbänden zur Verfügung gestellten Finanzmittel (Finanzaus-
gleichsmasse nach § 2 FAG) bestehen vor allem aus einem Anteil am Steu-
eraufkommen des Landes (Steuerverbundmasse) sowie aus weiteren Beträ-
gen, die sich aufgrund von Gesetzen oder nach Maßgabe des jährlichen 
Haushaltsplans ergeben.  

Bei der Bemessung der Steuerverbundmasse geht der hessische Finanzaus-
gleich über die Verpflichtung des Art. 106 Abs. 7 GG hinaus, wonach in die 
Steuerverbundmasse die Gemeinschaftsteuern einzugehen haben. Der hessi-
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sche Finanzausgleich bezieht mit dem Aufkommen der Kraftfahrzeugsteu-
er, der Grunderwerbsteuer und der Vermögensteuer die wichtigsten Landes-
steuern in die Berechnung der Steuerverbundmasse ein und beteiligt die 
kommunale Ebene mit einer seit 2001 geltenden Verbundquote von 
23,0 v.H. 

5.2.2 Steuerverbund- und Finanzausgleichsmasse 2001 

Die nachfolgende Tabelle 5-2 zeigt die gemäß § 2 Abs. 4 FAG ermittelte 
Steuerverbundmasse im Jahr 2001. Zum Vergleich sind ferner die im Haus-
haltsvollzug tatsächlich realisierten Steuereinnahmen sowie das Ergebnis 
der Schlussabrechnung 2001 dargestellt. 

Für die Ermittlung der Steuerverbundmasse 2001 waren die geplanten Steu-
ereinnahmen ohne Nachtragshaushalt maßgeblich, die nach Abzug der er-
warteten Zahlungsverpflichtungen im LFA 21.301,0 Mio. DM ausmachten. 
Die hierauf angewendete Steuerverbundquote von 23,0 v.H. (Vorjahr: 
22,9 v.H.) ergab eine Steuerverbundmasse in Höhe von 4.899,2 Mio. DM. 
Unter Berücksichtigung der Spitzabrechnung für das Jahr 1999 
(+ 183,9 Mio. DM), einem Ausgleich für in Abgang gestellte Ausgabereste 
des KFA (+ 50,0 Mio. DM) sowie einer Minderung nach Art. 2 Finanzaus-
gleichsänderungsgesetz 2001 zur kommunalen Beteiligung an den Lasten 
des Steuersenkungsgesetzes (- 100,0 Mio. DM) ergab sich eine Verbund-
masse von 5.033,2 Mio. DM.  

Aufgrund der im Jahr 2001 eingetretenen Steuerschwäche lagen die Ist-
Werte der einzubeziehenden Steuern (20.317,6 Mio. DM) um nahezu 
1 Mrd. DM unter den bei der Ermittlung der Steuerverbundmasse veran-
schlagten Steuereinnahmen. Die Schlussabrechnung des Jahres 2001 weist 
eine Verbundmasse in Höhe von 4.807,0 Mio. DM aus, die um 
226,2 Mio. DM unterhalb des ursprünglich vorgesehenen Volumens zu-
rückblieb. Aus diesem Grund wurde die Verbund- und damit letztlich die 
Finanzausgleichsmasse im Haushaltsplan 2003 um diesen Schlussabrech-
nungsbetrag (115,65 Mio. €) vermindert (§ 2 Abs. 4 FAG). 
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Soll 2001 
(ohne Nachtrag) 

Ist 2001 
Steuerverbundmasse 2001 

In Mio. DM  

Lohnsteuer 11.540,0 12.206,9 

Veranlagte Einkommensteuer 540,0 602,5 

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 2.010,0 2.401,6 

Zinsabschlag 650,0 634,9 

Körperschaftsteuer 1.580,0 341,9 

Umsatzsteuer (einschl. Einfuhrumsatzsteuer) 8.540,0 7.668,5 
Abzüglich Umsatzsteuerkürzung für den Fonds Deut-
sche Einheit  

-540,0 -525,9 

Abzüglich Familienleistungsausgleich (17 01 – 613 02) -236,0 -236,0 

Gewerbesteuerumlage (ohne Erhöhung)  450,0 344,5 

Vermögensteueraufkommen 50,0 77,8 

Grunderwerbsteuer 1.030,0 1.021,3 

Abzüglich Zuweisung an Kommunen (17 01 – 613 01) -343,0 -340,7 

Kraftfahrzeugsteueraufkommen 1.180,0 1.248,0 

Einbezogene Steuern vor LFA 26.451,0 25.445,2 

Abzüglich Länderfinanzausgleich (ohne Nachtrag) -5.150,0 -5.127,6 

Einbezogene Steuern nach LFA  21.301,0 20.317,6 

Hiervon 23 v.H. ergibt Steuerverbundmasse von 4.899,2 4.673,0 

Abrechnungsspitze aus 1999 183,9 183,9 

Ausgleich für 1999 in Abgang gest. Ausgabereste 50,0 50,0 
Verminderung nach Art. 2 Finanzausgleichsände-
rungsgesetz 2001 

-100,0 -100,0 

Verbundmasse (Regierungsvorlage) 5.033,2  

Verbundmasse (kassenmäßiges Ist)  4.807,0 

Ergebnis der Schlussabrechnung 2001  -226,2 
Abweichungen in den Summen durch Rundungen 

Tabelle 5-2: Steuerverbundmasse im Jahr 2001 (Schlussabrechnung) 
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Zur Steuerverbundmasse traten die Krankenhausumlage (158,8 Mio. DM), 
Zuführungen zum Ausgleich ausfallender Zuweisungen des Bundes für die 
wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser (80,0 Mio. DM), Zuweisun-
gen der Kommunen für die S-Bahn-Rhein-Main (5,0 Mio. DM) sowie die 
Altlastenfinanzierungsumlage (7,0 Mio. DM) hinzu, so dass sich eine Fi-
nanzausgleichsmasse für das Jahr 2001 in Höhe von insgesamt 
5.283,9 Mio. DM ergab. 

5.2.3 Ausgaben des Kommunalen Finanzausgleichs 2001 

Das FAG sieht vor, dass die Finanzausgleichsmasse für Allgemeine Zuwei-
sungen (Schlüsselzuweisungen an die Kommunen sowie Finanzzuweisun-
gen an den Landeswohlfahrtsverband), Besondere Finanzzuweisungen und 
für Ausgaben zur Finanzierung von Investitionen verwendet wird 
(§ 3 FAG). 

Die nachfolgende Tabelle 5-3 zeigt, für welche Zuweisungsbereiche im 
Einzelnen die gesamte Finanzausgleichsmasse von 5.283,9 Mio. DM nach 
der Planung und im Haushaltsvollzug verwendet wurde. 

Im Haushaltsvollzug des Jahres 2001 ergaben sich nennenswerte Planab-
weichungen im Bereich der Pauschalen Investitionsförderung, da unter Titel 
17 26 – 883 01 (Investitionspauschale Allgemein) Mittel in Höhe von 
150,0 Mio. DM verausgabt wurden. Da im Soll 100,0 Mio. DM veran-
schlagt waren, bedeutet dies zwar Mehrausgaben von 50,0 Mio. DM, die im 
Vorjahr übertragenen Ausgabenreste von 50,0 Mio. DM wurden aufgelöst.  

Die Zuweisungen des Landes an Gemeinden und Gemeindeverbände für die 
Dorferneuerung blieben mit 9,6 Mio. DM um 23,7 Mio. DM hinter dem 
Ansatz (33,3 Mio. DM) zurück. Die Minderausgaben haben die schon aus 
dem Vorjahr bestehenden Ausgabereste (15,0 Mio. DM) in der gleichen 
Höhe auf nunmehr 38,7 Mio. DM verstärkt. 
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Soll 2001 Ist 2001 
Kommunaler Finanzausgleich 2001 

in Mio. DM  

Allgemeine Finanzzuweisungen 3.181,9 3.189,8 

Schlüsselzuweisungen 3.036,2 3.044,1 

Finanzzuweisungen an den LWV 145,7 145,7 

Besondere Finanzzuweisungen 
(darunter Zuweisungen für:) 

1.180,5 1.189,4 

Schulen 260,0 260,0 

Örtliche Jugendhilfe 145,0 144,7 

Örtliche Sozialhilfe 313,0 310,0 

Ausgleich Belastung überdurchschn. Arbeitslosigkeit 64,0 64,0 

Zuweisungen aus dem Landesausgleichsstock 30,5 42,9 

Gemeinwirtschaftliche Leistungen im ÖPNV 73,5 70,0 

Förderung von Verkehrsverbünden 93,8 93,3 

Betriebskosten der Kindergärten 118,2 122,62 

Ausgaben zur Finanzierung von Investitionen 921,5 898,1 

Pauschale Investitionsförderung 
(darunter:) 

202,8 252,8 

Investitionspauschale Allgemein 100,0 150,0 

Investitionspauschale Schulbau allgemein 102,8 102,8 

Allgemeine Investitionszuweisungen 
(darunter insbesondere:) 

250,2 201,3 

Dorferneuerung 33,3 9,6 

Landesprogramm Einfache Stadterneuerung 15,4 10,0 

Einrichtungen der Altenhilfe 30,0 31,6 

Trink- und Abwasseranlagen, Hochwasserschutz 139,0 120,2 

Leistungen nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz 
und dem Hessischen Krankenhausgesetz 

397,5 392,0 

Zuweisungen für den Straßenbau und den ÖPNV 71,0 52,0 

Finanzausgleichsleistungen zusammen 5.283,9 5.277,3 

Differenzen in den Summen durch Rundungen 

Tabelle 5-3: Verwendung der Kommunalen Finanzausgleichsmasse 2001 
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Weitere bedeutende Minderausgaben ergaben sich bei den Zuweisungen an 
Zweck-, Wasser- und Bodenverbände für den Bau von Trink- und Abwas-
seranlagen unter 17 41 – ATG 72, für die insgesamt Mittel in Höhe von 
139,0 Mio. DM vorgesehen waren. Die im Haushaltsvollzug geleisteten 
Zuweisungen von 120,2 Mio. DM stellen dementsprechend Minderausga-
ben von 18,8 Mio. DM dar. Auch die Zuweisungen zur Finanzierung von 
Nahverkehrseinrichtungen - enthalten in der Position Zuweisungen für den 
Straßenbau und den ÖPNV - blieben mit 33,9 Mio. DM um 21,1 Mio. DM 
hinter dem Ansatz (55,0 Mio. DM) zurück.  

Die Ausgabereste innerhalb des kommunalen Finanzausgleichs betrugen im 
Jahr 2001 rd. 447,8 Mio. DM und haben sich damit um 76,5 Mio. DM ge-
genüber dem Vorjahr (2000: 524,3 Mio. DM) vermindert.  

Diese Entwicklung ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass im 
Hinblick auf den unzureichenden Mittelabfluss beim Krankenhausbaupro-
gramm (Kapitel 17 36 – ATG 81) ein Teil der Krankenhausumlage 2001 
von rd. 79,4 Mio. DM „gestundet“ wurde. Durch Haushaltsvermerk bei den 
Ausgaben des Kapitels 17 36 waren diese Mindereinnahmen auf die Aus-
gabeermächtigung anzurechnen. 
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6 Entwicklung der Landesschuld und des Schuldendienstes 7 

Die Nettokreditaufnahme stieg im Haushaltsjahr 2001 auf 
2.284,3 Mio. DM an. Sie hat sich damit im Vergleich zum Vorjahr 2000 
um 986,2 Mio. DM (76,0 v.H.) erhöht und gegenüber dem Jahr 1999 na-
hezu verdoppelt. Dadurch wuchs der Gesamtschuldenstand des Landes 
auf einen neuen Höchststand von 52.455,8 Mio. DM. Im Haushaltsvoll-
zug 2001 wurde die verfassungsmäßige Schuldenobergrenze um 
298,5 Mio. DM überschritten. Die verschuldungsbezogenen Indikatoren 
deuten auf eine weitere Einengung des finanzpolitischen Handlungs-
spielraums hin.  

Das Ministerium für Wissenschaft und Kunst hat seinen haushaltsgesetz-
lich vorgegebenen Ermächtigungsrahmen für die Übernahme von Bürg-
schaften und Garantien um mehr als das Doppelte überschritten. Dies ist 
nicht verfassungsgemäß. 

6.1 Einhaltung des Ermächtigungsrahmens für Kredite, Bürg-
schaften und Garantien  

6.1.1 Kreditermächtigungen 

Die Aufnahme von Krediten bedarf nach Art. 141 der Hessischen Verfas-
sung (HV) in Verbindung mit § 39 Abs. 1 LHO einer gesetzlichen Grundla-
ge. Durch die Bestimmungen des § 13 Abs. 1 S. 1 HG wurde das Hessische 
Ministerium der Finanzen ermächtigt, die im Haushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 2001 vorgesehenen Kredite aufzunehmen. Der Kreditermächti-
gungsrahmen ergibt sich hiernach aus den entsprechenden Ansätzen im 
Haushaltsplan.  

                                              
7 Detailliertere Angaben zu der Entwicklung der Landesschuld und des Schuldendienstes im Jahr 

2001 können dem 51. Schuldenbericht des Präsidenten des Hessischen Rechnungshofs über 
den Schuldenstand des Landes Hessen am 31. Dezember 2001 entnommen werden. 
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Nach dem Haushaltsplan 2001 
(ohne EPl. 19) waren Kreditaufnahmen von 5.296,0 Mio. DM  
vorgesehen. 
 
Dazu kamen zusätzliche Tilgungsausgaben 
kurzfristiger Kredite von 5.574,1 Mio. DM  
und ein Ermächtigungsrest  
aus dem Vorjahr von   506,7 Mio. DM, 
so dass sich insgesamt ein  
Ermächtigungsrahmen von 11.376,8 Mio. DM  
ergab. 
 
Dem stehen anrechenbare Kredit- 
aufnahmen von insgesamt 11.343,8 Mio. DM  
gegenüber. 

Der gesamte Ermächtigungsrahmen ist damit bis auf 33,0 Mio. DM nahezu 
ausgeschöpft worden. Dies entspricht einer Unterschreitung des Ermächti-
gungsrahmens um 0,3 v.H. 

6.1.2 Bürgschafts- und Garantieermächtigungen  

6.1.2.1 Übernahme von Bürgschaften durch das Ministerium der Fi-
nanzen  

Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleis-
tungen, die im Sinne des Art. 141 HV zu den Sicherheitsleistungen zählen 
und zu Ausgaben in künftigen Haushaltsjahren führen können, bedarf nach 
Art. 141 HV in Verbindung mit § 39 S. 1 LHO einer gesetzlichen Grundla-
ge. Der Ermächtigungsrahmen zur Übernahme von Bürgschaften und Ga-
rantien wird deshalb regelmäßig durch den Haushaltsgesetzgeber im Haus-
haltsgesetz festgeschrieben. 

Nach den §§ 14 u. 15 des Haushaltsgesetzes 
2001 war das Ministerium der Finanzen  
ermächtigt, Bürgschaften und Garantien von 561,5 Mio. DM 
zu übernehmen. 
Es hat diesen Rahmen mit 50,4 v.H. oder  283,0 Mio. DM 
ausgeschöpft. 
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6.1.2.2 Übernahme von Garantien durch das Ministerium für Wis-
senschaft und Kunst 

Das Ministerium für Wissenschaft und Kunst (HMWK) war im Haushalts-
jahr 2001 nach § 14 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes ermächtigt, zur Absiche-
rung der den hessischen Landesmuseen überlassenen Leihgaben, an denen 
ein besonderes Landesinteresse besteht, Garantien bis zu einer Höhe von 
insgesamt 80,0 Mio. DM zu übernehmen. Darauf waren sowohl in den Vor-
jahren in Anspruch genommene als auch durch Rückgabe der Leihgaben 
wieder frei gewordene Ermächtigungen anzurechnen.  

Bis Ende des Jahres 2000 hatte das HMWK für wechselnde Leihgaben Ga-
rantien in einer Gesamthöhe von 58,5 Mio. DM übernommen. Diese Über-
nahmen waren nach dem Gesetzeswortlaut auf den Ermächtigungsrahmen 
von 80,0 Mio. DM anzurechnen, so dass für das Haushaltsjahr 2001 nur 
noch ein Ermächtigungsrest in Höhe von 21,5 Mio. DM verblieb. Da 
zugleich bis zum Beginn des Haushaltsjahres 2001 Leihgaben im Wert von 
49,3 Mio. DM zurückgegeben und dafür erteilte Garantiezusagen frei wur-
den, war ein Ermächtigungsrahmen von insgesamt 70,8 Mio. DM vorhan-
den. Im Haushaltsjahr 2001 wurden weitere Garantiezusagen in Höhe von 
7,6 Mio. DM frei. Damit erhöhte sich der Ermächtigungsrahmen auf 
78,4 Mio. DM. 

Im Haushaltsjahr 2001 hat das HMWK jedoch für die Hessischen Landes-
museen, insbesondere für die Ausstellung „Der junge Rembrandt“ der 
Staatlichen Museen Kassel, Garantien für Leihgaben in Höhe von 
177,5 Mio. DM übernommen, ohne die verbliebene Restermächtigung zu 
berücksichtigen. Die folgende Tabelle 6-1 zeigt die Höhe der Garantieer-
mächtigungen des HMWK und ihre Inanspruchnahme. 

Anhand der tabellarischen Übersicht wird deutlich, dass durch die Garan-
tiezusagen im Haushaltsjahr 2001 der zur Verfügung stehende Ermächti-
gungsrahmen um 99,2 Mio. DM überschritten wurde. Da die Übernahme 
von Bürgschaften und Garantien nach Art. 141 HV in Verbindung mit 
§ 39 Abs. 1 LHO einer gesetzlichen Grundlage bedarf, war die vorgenom-
mene Übernahme von Garantien im Umfang von 99,2 Mio. DM somit nicht 
verfassungsgemäß. 



6 Entwicklung der Landesschuld und des Schuldendienstes 

108 Bemerkungen 2002 des Hessischen Rechnungshofs 

Hj. 
Gesamtermächti-
gung / Ermächti-

gungsrest *) 

Inanspruch- 
nahmen Rückgaben Ermächti-

gungsrest 

 In Mio. DM 
1998 80,0 - 18,3 0,0 61,7 

1999 61,7 - 31,4 + 33,9 64,2 

2000 64,2 -8,8 + 15,4 70,8 

2001 70,8 -177,5 + 7,6 - 99,2 

*)  Ab dem Jahr 1999 sind bei der im Jahr 1998 ausgebrachten Gesamtermächtigung in Höhe von 
 80,0 Mio. DM in Anspruch genommene und frei gewordene Ermächtigungen zu berücksichtigen. 

Tabelle 6-1: Garantieermächtigungen des HMWK 

Ferner sind die durch das Hessische Ministerium für Wissenschaft und 
Kunst übernommenen Garantien für die Leihgaben der Landesmuseen nicht 
in vollständiger und korrekter Weise in das Landesschuldbuch eingetragen 
worden (vgl. im Detail Tz. 6.6.2). 

6.2 Ausfallzahlungen 

Die Ausfallzahlungen für eingegangene Eventualverbindlichkeiten haben 
im Jahr 2001 rd. 12,2 Mio. DM betragen. 

In diesem Betrag sind mit 77 Abwicklungsfällen und Zahlungsverpflich-
tungen des Landes in Höhe von 12,0 Mio. DM überwiegend Ausfallzahlun-
gen enthalten, die in Zusammenhang mit Bürgschaften für Wirtschaftsför-
derungsmaßnahmen entstanden sind. 

Die Ausfallzahlungen aufgrund eingegangener Eventualverbindlichkeiten 
lagen 1992 noch bei 5,5 Mio. DM und haben sich seitdem wie folgt entwi-
ckelt: 
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Haushaltsjahr Ausfallzahlungen 
(in Mio. DM) 

1992 5,5  

1993 7,2  

1994 15,4  

1995 12,5  

1996 24,0  

1997 34,9  

1998 18,3  

1999 16,8  

2000 9,2  

2001 12,2  

Tabelle 6-2: Ausfallzahlungen aufgrund eingegangener Eventualverbindlichkeiten 

Nach einer rückläufigen Tendenz seit dem Haushaltsjahr 1998 sind die 
Ausfallzahlungen damit im Jahr 2001 erstmals wieder angestiegen. Sie lie-
gen jedoch im Jahr 2001 mit 12,2 Mio. DM unter dem Durchschnittswert 
(15,6 Mio. DM) des betrachteten 10-Jahres-Zeitraums. 

6.3 Einhaltung der Kredithöchstgrenze 

Art. 141 HV sowie Art. 115 Abs. 1 S. 2 GG in Verbindung mit 
§ 18 Abs. 1 LHO beschränken die verfassungsrechtlich zulässige Kredit-
höchstgrenze auf die Ausgaben für Investitionen. Bei der Gegenüberstel-
lung der Einnahmen aus Krediten und der Summe der Ausgaben für Investi-
tionen ergibt sich folgendes Bild (Abweichungen in den Summen durch 
Rundungen): 
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Im Haushaltsplan 2001 waren Investitions- 
ausgaben vorgesehen von: 3.657,5 Mio. DM 
 
Vermindert um die Einnahmen aus 
Zuweisungen und Zuschüssen für 
Investitionen aus Kreditaufnahmen 
beim Bund und ähnlichem 953,3 Mio. DM 
und um die aus dem Steuerverbund 
finanzierten Investitionsausgaben 
des kommunalen Finanzausgleichs   653,6 Mio. DM 
 
ergeben sich geplante Investitionen von netto  2.050,6 Mio. DM 
 
Dem steht im Haushaltsplan eine 
Nettokreditaufnahme gegenüber von 1.810,0 Mio. DM 
 
Die Nettokreditaufnahme unterschreitet 
die maßgeblichen Investitionen lt. 
Haushaltsplan um 240,6 Mio. DM 
(= 11,7 v.H.). 
 
Im Haushaltsvollzug 2001 sind festzustellen: 
 
Investitionsausgaben 3.432,9 Mio. DM 
./. Minderung 1.447,1 Mio. DM 
Investitionen netto 1.985,8 Mio. DM 
 
Dem ist eine Nettokreditaufnahme von  2.284,3 Mio. DM 
gegenüberzustellen.  
 
Die Nettokreditaufnahme überschreitet 
somit die maßgeblichen Investitionen  
im Haushaltsvollzug um  298,5 Mio. DM 
(= 15,0 v.H.) 

Die durch Art. 141 Satz 1 HV sowie Art. 115 Abs. 1 S. 2 GG in Verbin-
dung mit § 18 Abs. 1 Satz 1 LHO gezogene Kredithöchstgrenze wurde so-
mit im Haushaltsvollzug nicht eingehalten.  
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Insgesamt stellt sich die Entwicklung seit 1994 wie folgt dar: 

Über (+) und / Unterschreitung (-) der Kredithöchstgrenze 

Soll Ist Hj. 
(in Mio. DM) 

1994 - 35,3 + 56,2 

1995 - 110,8 + 332,2 

1996 - 2,1 + 132,7 

1997 - 140,0 + 925,0 

1998 - 272,6 - 0,6 

1999 - 1,6 - 193,8 

2000 - 144,3 - 119,3 

2001 -240,6 + 298,5 

Tabelle 6-3: Einhaltung der Kredithöchstgrenze im Zeitraum 1994 bis 2001 

Die Übersicht zeigt, dass in den vorangegangenen drei Haushaltsjahren 
(1998 bis 2000) die durch Art. 141 Satz 1 HV und § 18 Abs. 1 Satz 1 LHO 
gezogene Kredithöchstgrenze im Haushaltsvollzug eingehalten werden 
konnte, nachdem dies im Zeitraum von 1994 bis 1997 nicht der Fall war. 
Durch die Nichteinhaltung im Jahr 2001 wurde diese positive Entwicklung 
nicht fortgeführt.  

Der Hessische Rechnungshof hat sich in seinen Bemerkungen 1995 unter 
den Tz. 43 ff. eingehend mit der Überschreitung der Kredithöchstgrenze im 
Haushaltsvollzug befasst. Er hält an seiner Auffassung fest, dass die Be-
grenzung der Nettoneuverschuldung auf die Höhe der Investitionsausgaben 
nicht nur bei der Aufstellung des Haushaltsplans, sondern auch im Haus-
haltsvollzug zu beachten ist. Hierzu könnte ein geeignetes Überwachungs-
instrumentarium einen hilfreichen Beitrag leisten. 
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6.4 Nettokreditaufnahme 

Die Nettokreditaufnahme des Landes stellt den Saldo aus der Aufnahme 
von Kreditmarktmitteln und der Tilgung von Schulden dar. Sie betrug im 
Haushaltsjahr 2001: 

Bruttokreditaufnahme 11.343,8 Mio. DM 
Tilgungen am Kreditmarkt  9.059,5 Mio. DM 
Nettokreditaufnahme 2001 2.284,3 Mio. DM 
 
Gegenüber der Nettokreditaufnahme im Haushaltsjahr 2000 in Höhe von 
1.298,1 Mio. DM (Saldo aus der Bruttokreditaufnahme von 
5.809,8 Mio. DM und einer Tilgung am Kreditmarkt von 4.511,7 Mio. DM) 
bedeutet die Nettokreditaufnahme des Jahres 2001 einen erheblichen An-
stieg von 76 v.H. oder 986,2 Mio. DM. 

Die Nettokreditaufnahme hat sich wie folgt entwickelt: 
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Abbildung 6-1: Nettokreditaufnahme im Zeitraum 1993 bis 2002 

Während in den Jahren 1998 und 1999 die Nettokreditaufnahme von ur-
sprünglich 2.891,5 Mio. DM im Jahr 1997 auf zunächst 1.428,5 Mio. DM 
und anschließend auf 1.175,1 Mio. DM zurückgeführt werden konnte, setz-
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te sich dieser positive Trend im Jahr 2000 mit einem Wiederanstieg der 
Nettokreditaufnahme auf 1.298,1 Mio. DM nicht fort. Bedingt durch den 
Rückgang der Steuereinnahmen setzte sich der negative Trend des Jahres 
2000 auch im Haushaltsjahr 2001 mit einem deutlichen Anstieg auf 
2.284,3 Mio. DM noch stärker fort. Der im Haushaltsplan 2001 veran-
schlagte Betrag wurde um 474,3 Mio. DM (26,2 v.H.) überschritten. Die im 
Haushaltsjahr 2002 vorgesehene Nettoneuverschuldung in Höhe von 
3.887,8 Mio. DM kommt einer Verdreifachung der im Jahr 1999 realisier-
ten Nettoneuverschuldung von 1.175,1 Mio. DM gleich.  

6.5 Schuldendienst 

6.5.1 Zinszahlungen 

Im Rahmen des Schuldendienstes waren im  
Haushaltsjahr 2001 Zinsen in Höhe von 2.484,9 Mio. DM 
zu zahlen. 
Das bedeutet gegenüber den Zinsausgaben im 
Haushaltsjahr 2000 von 2.532,6 Mio. DM 
eine Verminderung um 47,7 Mio. DM 
 
Gegenüber 2000 sanken damit die Zinsausgaben um 1,9 v.H. Einen anderen 
Trend verzeichnete der Durchschnitt der übrigen alten Bundesländer (ohne 
Berlin). Hier stiegen die Zinsausgaben um durchschnittlich 1,5 v.H. gegen-
über dem Vorjahr an.  
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Die Entwicklung von Zinsausgaben und Nettokreditaufnahme stellt sich in 
absoluten Zahlen wie folgt dar: 

Haushalts- 
jahr 

Nettokredit-
aufnahme Zinsausgaben Verbleibende 

Einnahmen 

 Mio. DM 
1992 1.589,7 1.980,1 - 390,4 
1993 1.750,0 2.115,5 - 365,5 

1994 2.443,1 2.168,5 + 274,6 

1995 2.355,2 2.266,9 + 88,3 

1996 2.174,7 2.358,9 - 184,2 

1997 2.891,5 2.413,4 + 478,1 

1998 1.428,5  2.554,0 - 1.125,5 

1999 1.175,1 2.583,4 - 1.408,3 

2000 1.298,1 2.532,6 - 1.234,5 

2001 2.284,3 2.484,9 -200,6 

2002 (Soll) 3.887,8 2.500,9 1.386,9 

Tabelle 6-4: Nettokreditaufnahme und Zinsausgaben im Zeitraum 1992 bis 2002 

6.5.2 Zins-Ausgabenquote 

Die Zins-Ausgabenquote (Zinsausgaben in v.H. der bereinigten Gesamtaus-
gaben nach Länderfinanzausgleich) ist eine Kennzahl, welche die länger-
fristige haushaltswirtschaftliche Belastung durch die Verschuldung anzeigt. 
Sie ermäßigte sich unbereinigt von 8,4 v.H. im Haushaltsjahr 2000 auf 
8,0 v.H. im Jahr 2001.  

Die langfristig bereinigte Zins-Ausgabenquote (vergleiche Anmerkungen 
unter Tz. 2.1) hat folgende Entwicklung genommen: 
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Abbildung 6-2: Zins-Ausgabenquote 

Die Zins-Ausgabenquote hat bis zum Jahr 1998 einen steigenden Verlauf 
genommen. Sie ist von 7,5 v.H. im Jahr 1992 relativ gleichmäßig auf 
7,9 v.H. im Jahr 1995 angestiegen und hat 1996 einen vergleichsweise gro-
ßen Sprung auf 8,3 v.H. gemacht. In 1997 waren dann 8,5 v.H. der berei-
nigten Ausgaben für Zinszahlungen zu leisten. Im Haushaltsjahr 1998 stieg 
die Zins-Ausgabenquote auf 9,1 v.H. an und nahm damit in nur einem Jahr 
um mehr als einen halben Prozentpunkt zu.  

Seit dem Haushaltsjahr 1999 ist die Zins-Ausgabenquote wieder leicht 
rückläufig und hat im Haushaltsjahr 2001 einen Wert von 8,3 v.H. ange-
nommen. Während sich im Jahr 1999 der Rückgang der Quote bei weiter-
hin steigenden Zinszahlungen nur aufgrund des noch stärkeren Anstiegs der 
bereinigten Gesamtausgaben einstellte, ging in den beiden darauffolgenden 
Jahren 2000 und 2001 die Zinslast selbst um rd. 100 Mio. DM von 
2.583,4 Mio. DM im Jahr 1999 auf 2.484,9 Mio. DM im Jahr 2001 zurück. 
Dadurch ermäßigte sich der Anteil der Zinsen an den bereinigten Gesamt-
ausgaben, die sich in den Jahren 2000 und 2001 um insgesamt 1,6 Mrd. DM 
erhöhten. 

Anhand des Rückgangs der absoluten Zinszahlungen und der Zins-
Ausgabenquote ist erkennbar, dass sich die im Jahr 2001 erfolgte deutliche 
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Erhöhung der Nettoneuverschuldung und des Schuldenstandes noch nicht 
auf die Zinslast ausgewirkt hat. Dies wird aber aller Wahrscheinlichkeit 
nach in den kommenden Jahren - verstärkt durch die Realisierung der ge-
planten weiteren Erhöhungen der Nettoneuverschuldung in den Haushalts-
jahren 2002 und 2003 - der Fall sein. So ist in Zukunft ein Wiederanstieg 
der Zinszahlungen des Landes zu erwarten. Dies und die damit einherge-
hende Belastung des Landeshaushalts ist bereits im Haushaltsplan 2003 zu 
erkennen. Die im Jahr 2003 vorgesehenen Ausgaben für Zinsen in Höhe 
von 2.717,4 Mio. DM würden bei einer Realisierung einen Anstieg gegen-
über dem Haushaltsjahr 2001 um 232,5 Mio. DM oder 9,4 v.H. darstellen 
und mit einem Wiederanstieg der Zins-Ausgabenquote einhergehen. 

Bei der Beurteilung der aufgezeigten Entwicklung darf nicht außer Acht 
gelassen werden, dass die in den vorangegangenen Jahren anhaltend günsti-
ge Situation auf den Kapitalmärkten die Entwicklung der Zins-
Ausgabenquote positiv beeinflusst hat. Falls mit der vorgesehenen Erhö-
hung der Nettoneuverschuldung in den kommenden Haushaltsjahren ein 
allgemeiner Anstieg des Zinsniveaus auf den Kapitalmärkten einhergehen 
sollte, wäre mit einem noch stärkeren Wachstum der Zinsausgaben sowie 
der Zins-Ausgabenquote zu rechnen. 

6.5.3 Zins-Steuerquote 

Eine weitere Aussage über die Haushaltsbelastung durch die Kredit-
aufnahme ermöglicht die Zins-Steuerquote (Zinsen in v.H. der Steu-
ereinnahmen nach Länderfinanzausgleich).  
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Bei der Zins-Steuerquote ist folgende Entwicklung zu verzeichnen (zur Be-
rücksichtigung der langfristigen Bereinigung vgl. Anmerkungen unter Tz. 
2.1):  

Zinsaus- 
gaben 

Steuerein-
nahmen LFA 

Steuerein-
nahmen nach 

LFA 

Zins-
Steuer-
Quote 

HH- 
jahr 

Mio. DM v.H. 

1992 1.980,1 22.467,2 1.561,6 20.905,6 9,5 

1993 2.115,5 23.416,5 2.318,1 21.098,4 10,0 

1994 2.168,5 22.685,1 1.986,8 20.698,3 10,5 

1995 2.266.9 22.518,4 1.810,0 20.708,4 10,9 

1996 2.358,9 24.233,8 3.246,8 20.987,0 11,2 

1997 2.413,4 23.461,3 3.079,3 20.382,0 11,8 

1998 2.554,0 25.600,7 3.316,7 22.284,0 11,6 

1999 2.583,4 28.051,8 4.838,0 23.213,8 11,2 

2000 2.532,6 29.319,3 5.494,1 23.825,2 10,7 

2001 2.484,9 27.552,6 5.127,6 22.425,0 11,2 

2002 (Soll) 2.500,9 25.838,2 3.989,9 21.848,3 11,6 

Tabelle 6-5: Zinsausgaben und Steuereinnahmen im Mehrjahresvergleich 
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Die langjährige Entwicklung der Zins-Steuerquote zeigt folgende Darstel-
lung: 

Zins-Steuerquote
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Abbildung 6-3: Zins- Steuerquote 

In den Jahren 1992 bis 1997 zeigt die Zins-Steuerquote einen dauerhaft 
steigenden Verlauf und hat im Jahr 1997 einen Höchstwert von 11,8 v.H. 
angenommen. Ursächlich für diese Entwicklung waren die durch den An-
stieg der Verschuldung anwachsenden Zinsausgaben, die im Betrachtungs-
zeitraum von 1992 bis 1997 sogar fallenden Steuereinnahmen nach LFA 
gegenüberstanden.  

Durch den kräftigen Anstieg der Steuereinnahmen in den Jahren 1998, 1999 
und 2000 konnte der negative Trend der Zins-Steuerquote gebrochen und 
eine Absenkung der Kennzahl auf 10,7 v.H. erreicht werden. Im Jahr 2000 
wurde diese Entwicklung durch fallende absolute Zinsausgaben zusätzlich 
begünstigt. Trotz der abermalig im Jahr 2001 gesunkenen Zinsausgaben, ist 
die Zins-Steuerquote aufgrund der negativen Entwicklung der Steuerein-
nahmen erstmalig wieder auf 11,2 v.H. angestiegen. Da im Haushaltsplan 
2002 wachsende Zinsausgaben und abnehmende Steuereinnahmen veran-
schlagt sind, ist ein weiterer Anstieg der Zins-Steuerquote auf 11,7 v.H. zu 
erwarten.  
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6.6 Entwicklung des Schuldenstandes 

6.6.1 Schuldenstand 

Die Schulden des Landes Hessen am Kreditmarkt machen den wesentlichen 
Teil der gesamten Landesschuld aus. Zu ihr zählen des Weiteren die Schul-
den im öffentlichen Bereich, die Eventualverbindlichkeiten (Bürgschaften 
und Garantien) sowie die am Jahresende in Anspruch genommenen Kas-
senkredite. Der gesamte Schuldenstand des Landes hat sich im Jahr 2001 
von 49.680,1 Mio. DM auf 52.455,8 Mio. DM erhöht. Diese Entwicklung 
bedeutet einen Anstieg gegenüber dem Vorjahr um 2.775,7 Mio. DM oder 
5,6 v.H. (Vorjahr + 2,5 v.H.). Ohne die Eventualverbindlichkeiten nahmen 
die Schulden von 48.422,1 Mio. DM um 5,5 v.H. auf 51.090,7 Mio. DM zu. 

Zum Ende des Haushaltsjahres 2001 hat sich der Schuldenstand des Landes 
gegenüber dem Vorjahr im Detail wie folgt entwickelt: 

Ende 2000 Veränderung Ende 2001 Art der Schuld 
(in Mio. DM) 

    
Schulden am Kreditmarkt *) 45.660,6 2.283,5 47.944,1 

darunter:    

Kredite bei Banken u. a.  32.489,1 - 2.128,3 30.360,8 

Anleihen des Landes Hessen 13.171,5 4.411,8 17.583,3 

Schulden im öffentlichen 
Bereich 1.774,3 -37,9 1.736,4 

Kassenkredite 1.007,2 403,0 1.410,2 

Summe der Staatsschulden 48.442,1 2.648,5 51.090,7 

Bürgschaften und Garantien 1.237,9 127,7 1.365,1 

Gesamtschuldenstand 49.680,1 2.775,7 52.455,8 

*) In den Schulden am Kreditmarkt sind die Darlehen der Hessischen Staatsbäder (Ende 2001: 25,1 Mio. DM 
[- 0,9 Mio. DM gegenüber dem Vorjahr.]) enthalten. 

Tabelle 6-6: Entwicklung der Landesschuld  
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6.6.2 Eintragungen im Landesschuldbuch 

Die in der vorstehenden Tabelle aufgeführten Beträge sind aufgrund fehler-
hafter Meldungen nicht vollständig und korrekt dem Landesschuldbuch zu 
entnehmen. Während die Eintragungen in den Abteilungen I (Buchschul-
den) und II (Briefschulden) sowie die Eintragungen der Kassenkredite mit 
den festgestellten Beständen übereinstimmen, sind die Eventualverbind-
lichkeiten in Abteilung III nicht vollständig erfasst. 

In den Eventualverbindlichkeiten aus Bürgschaften und Garantien sind auch 
diejenigen Garantien enthalten, die das Land für Leihgaben an hessische 
Museen übernommen hatte (vgl. auch Tz. 6.1.2.2). In das Landesschuld-
buch wurde nur der jeweils vom HMWK zum 31. Dezember eines Haus-
haltsjahres gemeldete Bestand als neuer Bestand eingetragen und der jewei-
lige Bestand aus dem Vorjahr als Abgang ausgebucht. Die tatsächlich frei-
gewordenen Garantien sind nicht im Schuldbuch ausgewiesen worden. Die 
Führung des Landesschuldbuches entspricht insoweit nicht der nach 
§ 4 Abs. 3 des Landesschuldengesetzes erlassenen Verwaltungsvorschrift. 

Außerdem war die vom HMWK vorgelegte Liste der Garantien fehlerhaft. 
Entgegen des zum 31. Dezember 2001 gemeldeten Bestandes in Höhe von 
102,4 Mio. DM betrug der tatsächliche Bestand der Verpflichtungen zu die-
sem Stichtag 179,2 Mio. DM. Aus diesem Grund sind die Bürgschaften und 
Garantien im Landesschuldbuch sowie in Anlage 9 der Haushaltsrechnung 
des Jahres 2001 um rd. 77 Mio. DM zu niedrig ausgewiesen worden. 

6.6.3 Zusammenfassende Würdigung und Ausblick 

Die Entwicklung der Wachstumsraten von Kreditmarktschulden (ohne Kas-
senverstärkungskredite) und Gesamteinnahmen (bereinigt) hat folgenden 
Verlauf genommen: 
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Abbildung 6-4: Wachstumsraten Kreditmarktschulden und bereinigten Gesamteinnahmen 

Die Differenz der Wachstumsrate der Kreditmarktschulden sowie der 
Wachstumsrate der bereinigten Gesamteinnahmen lässt sich als Konsolidie-
rungsindikator interpretieren. Wächst die Verschuldung in einem Haus-
haltsjahr geringer (stärker) als die bereinigten Gesamteinnahmen, so sinkt 
(steigt) bei unverändertem Kapitalmarktzins die Einnahmebeanspruchung 
durch die Zinsausgaben. Bei einer Wachstumsrate der Kreditmarktschulden, 
die unterhalb derjenigen der bereinigten Gesamteinnahmen liegt, ergibt sich 
demnach ein in der Tendenz ansteigender finanzpolitischer Handlungsspiel-
raum.  

Aus der obigen Darstellung ist ersichtlich, dass in den Jahren 1993 bis 1995 
sowie im Jahr 1997 die Kreditmarktschulden stärker stiegen als die berei-
nigten Gesamteinnahmen. In den Jahren 1991, 1992 und 1996 fiel die 
Wachstumsrate der bereinigten Gesamteinnahmen jedoch höher aus als der 
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prozentuale Anstieg der Kreditmarktschulden, so dass sich der finanzpoliti-
sche Handlungsspielraum tendenziell erweiterte. Dieses war - maßgeblich 
geprägt durch die günstige Steuerentwicklung und dem daraus resultieren-
den deutlichen Anstieg der bereinigten Gesamteinnahmen - in den Haus-
haltsjahren 1998 bis 2000 ebenso der Fall. 

Die Grafik verdeutlicht aber auch die im Jahr 2001 erfolgte Trendumkehr. 
Während die Kreditmarktschulden (ohne Kassenverstärkungskredite) in 
diesem Jahr um 5,0 v.H. anstiegen, sanken die bereinigten Gesamteinnah-
men um 2,6 v.H. ab. Die damit geöffnete Schere zwischen der Wachstums-
rate der Kreditmarktschulden und der bereinigten Gesamteinnahmen zeigt, 
dass aufgrund des Rückgangs der bereinigten Gesamteinnahmen - im We-
sentlichen bedingt durch die negative Entwicklung der Steuereinnahmen - 
der finanzpolitische Handlungsspielraum eingeschränkt wurde. 

Im Haushaltsjahr 2002 droht mit einem weiteren Rückgang der bereinigten 
Gesamteinnahmen in Höhe von 7,1 v.H. eine Einnahmenabsenkung, die in 
diesem Ausmaß im Beobachtungszeitraum bisher nicht aufgetreten ist. Die 
gleichzeitig vorgesehene, weitere Erhöhung der Nettoneuverschuldung, die 
zu einem Anwachsen der Kreditmarktschulden um 8,1 v.H. führen würde, 
ließe im Haushaltsjahr 2002 den finanzpolitischen Handlungsspielraum 
weiter zurückgehen.  
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7 Entwicklung des Landesvermögens 

Das Landesvermögen aus Darlehensforderungen, Beteiligungen und 
Wertpapieren ist im Jahr 2001 um 19,0 Mio. DM auf insgesamt 
4.216,7 Mio. DM gestiegen. 

Der Rechnungshof regt an, in den Bestandsnachweis über die vom Land 
gehaltenen Wertpapiere einen Hinweis auf die vorhandenen Wertpapiere 
des Sondervermögens „Versorgungsrücklage des Landes Hessen“ aufzu-
nehmen.  

Das nach § 86 LHO zu erstellende Landesgrundbesitzverzeichnis konnte 
für das Jahr 2001 nicht abgeschlossen werden, da die entsprechenden 
Meldungen im Bereich der domänen- und forstfiskalischen Grundstücke 
nicht vollständig vorlagen.  

Der Rücklagenbestand im hessischen Landeshaushalt verharrt mit einer 
Höhe von 1.477,3 Mio. DM weiterhin auf hohem Niveau. Aufgrund der 
quantitativen Bedeutung der Rücklagen, die im Neuen Steuerungsmodell 
zukünftig als „Sonderansprüche“ zu den Produktabgeltungen hinzutreten 
könnten, spricht sich der Rechnungshof für eine zentralisierte Überwa-
chung der Rücklagen bzw. Forderungen aus.  

7.1 Vermögen aus Darlehensforderungen, Beteiligungen und Wert-
papieren 

7.1.1 Gesamtübersicht 

Das Vermögen des Landes, soweit es aus Darlehen des Landeshaushalts 
und des Hessischen Investitionsfonds, aus Beteiligungen und aus Wertpa-
pieren besteht, betrug Ende des Jahres 2001 insgesamt 4.216,7 Mio. DM. 
Damit ist das Vermögen des Landes um 19,0 Mio. DM gegenüber dem 
Stand des Vorjahres (4.197,7 Mio. DM) angewachsen. 

Die folgende Übersicht zeigt den Bestand des Landesvermögens aus Darle-
hensforderungen, Beteiligungen und Wertpapiere zu den Stichtagen 
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31. Dezember 2000 und 31. Dezember 2001 sowie die sich daraus im Ver-
lauf des Hj. 2001 ergebenden Bestandsveränderungen: 

Stand 
31.12.2000 

Veränderung 
zum Vj. 

Stand 
31.12.2001 Gesamtübersicht 

in Mio. DM 
(Differenzen in den Summen durch Rundungen) 

Darlehen 3.004,8 5,8 3.010,6 

Beteiligungen (Nennbetrag) 1.193,0 13,1 1.206,0 

Wertpapiere 0,0 0,0 0,0 

Vermögen aus Darlehen, Be-
teiligungen und Wertpapieren 4.197,7 19,0 4.216,7 

Tabelle 7-1: Darlehen, Beteiligungen und Wertpapiere 

7.1.2 Vermögen aus Darlehensforderungen 

Der Bestand der Darlehen stieg im Jahr 2001 geringfügig um 5,8 Mio. DM 
von 3.004,8 Mio. DM auf 3.010,6 Mio. DM zum 31. Dezember 2001 an. 
Die folgende Tabelle 7-2 gibt eine Übersicht über die Zusammensetzung 
der ausgegebenen Darlehen. 

Die kommunalen Darlehen mit Ansparverpflichtungen aus dem Hessischen 
Investitionsfonds (§§ 11 bis 13 des Investitionsfondsgesetzes) machen mit 
rd. Zwei-Dritteln den weitaus größten Anteil der insgesamt ausgegebenen 
Darlehen des Landes aus.  

Im Haushaltsjahr 2001 verzeichneten nur die Darlehen mit Ansparver-
pflichtungen einen steigenden Verlauf. Sie nahmen um 50,8 Mio. DM auf 
2.034,5 Mio. DM zu.  

 



7 Entwicklung des Landesvermögens 

Bemerkungen 2002 des Hessischen Rechnungshofs 125 

Stand 
31.12.2000

Verän-
derung 
zum Vj 

Stand 
31.12.2001Darlehen 

in Mio. DM  
(Differenzen in d. Summen durch Rundungen)

Darlehen aus dem Landesstock (Wohnungs- 
u. Städtebau, Zukunftsinvestitionen) 

10,1 - 0,1 10,0 

Darlehen an die Deutsche Bundesbahn u.  
die nicht bundeseigenen Eisenbahnen 15,3 0,0 15,3 

Darlehen an die hessischen Staatsbäder 26,0 0,0 26,0 

Darlehen an die Deutsche Lufthansa 1,2 -0,7 0,5 

Darlehen für die Landwirtschaft 20,9 -0, 2 20,7 

Errichtung u. Förderung ländlicher Sied-
lungen 

217,1 -14,5 202,6 

Darlehen nach dem Bundesausbildungsför-
derungsgesetz (BAföG)  

332,6 -2,6 330,0 

Sonstige Darlehen für kulturelle Zwecke 1,9 0,0 1,9 

Schulbaudarlehen an Kommunen nach § 6 
Investitionsfondsgesetz 394,7 -26,8 367,9 

Darlehen mit Ansparverpflichtungen an 
Kommunen nach §§ 11 bis 13 Investitions-
fondsgesetz 

1.983,7 50,8 2.034,5 

Sonstige Darlehen 1,3 -0,1 1,2 

Darlehen 3.004,8 5,8 3.010,6 

Tabelle 7-2: Entwicklung der Darlehen im Jahr 2001 

Die Darlehen für die Errichtung und Förderung ländlicher Siedlungen gin-
gen hingegen von 217,1 Mio. DM um 14,5 Mio. DM auf 202,6 Mio. DM, 
die Schulbaudarlehen um 26,8 Mio. DM auf 367,9 Mio. DM zurück. Alle 
anderen Darlehensgruppen blieben im ihrem Bestand unverändert oder san-
ken gegenüber dem Vorjahr nur in geringem Umfang. 
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7.1.3 Vermögen aus Beteiligungen 

7.1.3.1 Übersicht 

Die Beteiligungen des Landes stiegen im Jahr 2001 um netto 13,0 Mio. DM 
auf einen kumulierten Nennbetrag in Höhe von 1.206,0 Mio. DM (Vorjahr: 
1.193,0 Mio. DM) an. Das Engagement des Landes bei der Fraport AG, 
Frankfurt am Main, in Höhe von 566,3 Mio. DM machte mit rd. 47 v.H. 
nahezu die Hälfte davon aus.  

Die folgende Tabelle 7-3 zeigt die Entwicklung des Landesvermögens aus 
Beteiligungen im Haushaltsjahr 2001: 

Stand 
31.12.2000

Verän-
derung
zum Vj 

Stand 
31.12.2001 

 
Beteiligungen nach Vermögensgruppen 

Nennbetrag in Mio. DM  
(Differenzen in d. Summen durch Rundungen) 

Beteiligungen des Landes an Unternehmen 
in der Form von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts  
(Vermögensgruppe 1200)  

103,8 93,7 197,5 

Beteiligungen des Landes an Unternehmen 
des privaten Rechts *) 

(Vermögensgruppe 1201) 

842,9 -4,6 838,3 

Beteiligungen des Landes an Unternehmen 
des sozialen Wohnungsbaus 
(Vermögensgruppe 12010) 

244,7 -76,1 168,6 

Beteiligungen kaufmännisch eingerichteter 
Betriebe nach § 26 LHO an Unternehmen 
des privaten Rechts 
(Vermögensgruppe 1211) 

1,6 0,0 1,6 

Nennbetrag der Beteiligungen insgesamt 1.193,0 13,0 1.206,0 

*) Werte im Jahr 2001 durch die Ausgliederung der Hochschulbeteiligungen beeinflusst 

Tabelle 7-3: Beteiligungen nach Vermögensgruppen 
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Maßgeblich für den erneuten Anstieg des Beteiligungsumfangs war das 
deutliche Wachstum der Beteiligungen des Landes an Unternehmen des 
öffentlichen Rechts um 93,7 Mio. DM, welches den Rückgang der Beteili-
gungen an Unternehmen des privaten Rechts (-4,6 Mio. DM) und an Unter-
nehmen des sozialen Wohnungsbaus (-76,1 Mio. DM) überkompensieren 
konnte.  

7.1.3.2 Unternehmen des öffentlichen Rechts  

Die Erhöhung der Beteiligungen an Unternehmen in der Rechtsform juristi-
scher Personen des öffentlichen Rechts (Vermögensgruppe 1200) wurde 
durch den Wiedereinstieg des Landes Hessen bei der Landesbank Hessen-
Thüringen bewirkt. Für den zehnprozentigen Beteiligungserwerb mit einem 
Nennbetrag in Höhe von 93,3 Mio. DM wurden Landesmittel von 
600,0 Mio. DM unter Titel 17 17 – 831 71 verausgabt. Ferner stieg die Be-
teiligungsquote an der Kreditanstalt für Wiederaufbau geringfügig von 
1,41 v.H. auf 1,6 v.H. und dadurch der Nennbetrag der Beteiligung um 
0,4 Mio. DM an. 

7.1.3.3 Unternehmen des privaten Rechts 

Bei dem Anwachsen des ausgewiesenen Beteiligungsvermögens auf 
1.206,0 Mio. DM zum Stichtag 31. Dezember 2001 ist zu berücksichtigen, 
dass die bisher enthaltenen Beteiligungen der hessischen Hochschulen nicht 
mehr in dem Beteiligungsbericht des Ministeriums der Finanzen aufgeführt 
sind. Der kumulierte Nennbetrag aller Beteiligungen des Landes wäre noch 
höher ausgefallen, wenn diese wie bisher dort berücksichtigt worden wären.  

Da nach Auffassung des Ministeriums der Finanzen die Verwaltung ihres 
Eigenvermögens zu den Selbstverwaltungsangelegenheiten der Hochschu-
len gehört, wurden die aus Eigenmitteln der Universitäten finanzierten Be-
teiligungen aus dem unmittelbaren Landesvermögen ausgegliedert. Aus 
diesem Grund sind die Hochschulbeteiligungen auch in dem nach 
§ 73 LHO aufzustellenden Nachweis über das Vermögen des Landes nicht 
mehr enthalten.  
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Die nachstehende Übersicht stellt diejenigen Hochschulbeteiligungen dar, 
die noch in dem Beteiligungsbericht des Ministeriums der Finanzen zum 
Stichtag 31. Dezember 2000 enthalten waren. Eine Fortschreibung für das 
Jahr 2001 war dem Hessischen Rechnungshof nicht möglich, da eine Ak-
tualisierung des Beteiligungsberichtes über neu hinzugetretene oder aufge-
gebene Hochschulbeteiligungen nicht mehr stattfindet. 

Beteiligung 
Nennbetrag 

zum 31.12.2000 
in DM 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts mittelhessischer Universitä-
ten - BIM, Gießen 

5.000,00 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts mittelhessischer Universitä-
ten - TransMIT, Gießen 

30.000,00 

Innovationsgesellschaft Darmstadt mbH, Darmstadt 59.652,82 

Innovetics Gesellschaft für innovative Technologien und FuE-
Dienstleistungen der Johann Wolfgang Goethe-Universität, 
Frankfurt am Main 

48.895,75 

Kassel University Press GmbH, Kassel 50.000,00 

Sus Tech Verwaltungs GmbH, Darmstadt 24.447,88 

SuS Tech GmbH und Co. KG, Darmstadt 24.447,88 

Internationales Begegnungs- und Forschungszentrum für In-
formatik (IBFI) Schloss Dagstuhl gem. GmbH, Wadern 

20.000,00 

FIDT Fördergesellschaft für innovative Dienstleistungen und 
Techniken mbH, Kassel 

5.000,00 

 267.444,33 

Tabelle 7-4: Ausgegliederte Hochschulbeteiligungen 

Der Rückgang der Beteiligungen des Landes an Unternehmen des privaten 
Rechts (ohne Unternehmen zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus) 
betrug 4,6 Mio. DM (Jahresendbestand 2001: 838,3 Mio. DM). 

So wurde ein 70,67-prozentiger Anteil des Landes an der Hessen-Energie 
Gesellschaft für rationelle Energienutzung mbH, Wiesbaden, in Höhe von 
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2,1 Mio. DM mit Vertrag vom 11. Juli 2001 veräußert. Ebenso wurde das 
Engagement des Landes an der Windenergiepark Vogelsberg GmbH, 
Friedberg, in Höhe von 50.000 DM im Jahr 2001 beendet. Auch die Ge-
schäftsanteile an der Blutspendedienst Hessen des Deutschen Roten Kreu-
zes gemeinnützige GmbH, Frankfurt am Main, mit einem Nennbetrag von 
2.190.000 DM wurden zum 1.Juli 2001 an das Deutsche Rote Kreuz Lan-
desverband Hessen e.V. verkauft. Schließlich wurde ebenfalls der Anteil an 
der GMD-Forschungszentrum Informationstechnik GmbH, Bonn, in Höhe 
von 2.000 DM veräußert. 

Zum Landesvermögen hinzugetreten ist die Beteiligung an der im Haus-
haltsjahr 2001 gegründeten Frankfurt RheinMain 2012 GmbH, Frankfurt 
am Main. Die gemeinsam mit der Stadt Frankfurt am Main und der Wirt-
schaftsinitiative Rhein-Main gebildete Gesellschaft soll die Bewerbung für 
die Olympischen Spiele 2012 vorbereiten und unterstützen. Das Land trägt 
zusätzlich zur Stammeinlage von 48.895,58 DM einen Anteil an den zu-
künftigen Betriebskosten der Frankfurt RheinMain 2012 GmbH. 

Ferner ist das Land eine Beteiligung in Höhe von 20 v.H. an der AMI Arz-
neimitteluntersuchungsinstitut Nord GmbH, Bremen, mit einem Beteili-
gungsnennbetrag von 12.500 DM eingegangen. Ebenfalls zum Landesver-
mögen hinzugetreten ist eine Beteiligung an der fiscus GmbH (Beteili-
gungsnennbetrag 3.911,66 DM) sowie an der DIE ROSE GmbH und Co. 
KG (Beteiligungsnennbetrag 11.734,98 DM), die bisher unter Projektent-
wicklungsgesellschaft mbH und Co. Hotel Rose KG firmierte. 

7.1.3.4 Beteiligungen an Unternehmen des Sozialen Wohnungsbaus 

Die Beteiligungen des Landes an Unternehmen, die die Förderung des sozi-
alen Wohnungsbaus zum Ziel haben (Vermögensgruppe 12010), nahmen 
im Jahr 2001 von 244,7 Mio. DM um 76,1 Mio. DM auf nunmehr 
168,6 Mio. DM ab.  

Ursächlich für den Abbau der Beteiligungen an Unternehmen des Sozialen 
Wohnungsbaus war die im Jahr 2001 vorgenommene Teilveräußerung von 
Anteilen des Landes an der GWH Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft 
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mbH Hessen mit Sitz in Frankfurt am Main an die Landesbank Hessen-
Thüringen. Die Beteiligungsquote wurde von 89,84 v.H. auf 20 v.H. ermä-
ßigt, der Nennbetrag reduzierte sich entsprechend von 97.929.600 DM auf 
21.851.510,66 DM. 

7.1.3.5 Beteiligungen kaufmännisch eingerichteter Betriebe nach 
§ 26 LHO 

Bei den Beteiligungen kaufmännisch eingerichteter Betriebe nach § 26 
LHO an Unternehmen des privaten Rechts traten im Haushaltsjahr 2001 
keine Veränderungen auf. Der kumulierte Nennbetrag dieser Beteiligungen 
betrug deshalb zum Stichtag 31. Dezember 2001 wie im Vorjahr 
1,6 Mio. DM. 

7.1.4 Vermögen aus Wertpapieren 8 

Wertpapiere waren - wie in den Vorjahren - nicht im unmittelbaren Landes-
vermögen enthalten, sie stellen aber einen Teil des Sondervermögens „Ver-
sorgungsrücklage des Landes Hessen“ dar (vgl. Abschnitt 7.4). Insofern 
sollte der vom Ministerium der Finanzen aufzustellende Bestandsnachweis 
über die vom Land Hessen gewährten Darlehen sowie über die gehaltenen 
Wertpapiere und Beteiligungen einen entsprechenden Querverweis auf die 
Wertpapiere des Sondervermögens enthalten. 

7.2 Liegenschaftsvermögen 

Nach Angaben des zuständigen Fachreferats beim Ministerium der Finan-
zen konnte wie in den Vorjahren die Übersicht über die Veränderungen im 
Grundbesitzstand des Landes (Landesgrundbesitzverzeichnis gemäß § 86 
LHO) für das Jahr 2001 nicht abgeschlossen werden, da die Meldungen 
über Flächenveränderungen im Bereich der domänen- und forstfiskalischen 
Grundstücke unvollständig vorlagen. 
                                              
8 Der Wertpapierbestand aus der Zeit vor der Gründung des Landes Hessen, der keinen Wert 

aufweist, bleibt außer Betracht. 
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7.3 Entwicklung der Sondervermögen 

Bei den Sondervermögen handelt es sich im Gegensatz zu den Rücklagen 
tatsächlich um Vermögen des Landes im engeren Sinne, das als Darlehens-
forderungen ausgebracht, als Geldanlage auf dem Kapitalmarkt oder in 
Wertpapieren investiert, Erträge erwirtschaften kann.  

Zu den Sondervermögen des Landes zählen die „Versorgungsrücklage des 
Landes Hessen“, das Sondervermögen „Wohnungswesen und Zukunftsin-
vestitionen“ und der Hessische Investitionsfonds. 

Der Hessische Investitionsfonds (Nachweis in Anlage 12 der Haushalts-
rechnung) wuchs im Jahr 2001 von 2.510,5 Mio. DM auf 2.563,5 Mio. DM 
an. Das Sondervermögen bestand dabei zu 89,1 v.H. (2.285,0 Mio. DM) aus 
ausgegebenen Darlehen sowie zu 10,9 v.H. (278,5 Mio. DM) aus Geldbe-
ständen.  

Das in Anlage 13 der Haushaltsrechnung gesondert dargestellte Sonder-
vermögen „Versorgungsrücklage des Landes Hessen“ schloss im Hj. 2001 
mit einem Bestand von 129,7 Mio. DM ab. Gegenüber dem Vorjahresbe-
stand in Höhe von 28,4 Mio. DM stieg das Sondervermögen damit um 
101,3 Mio. DM an. Der Bestand des Sondervermögens setzte sich - bis auf 
ein vernachlässigbar geringes Bankguthaben - ausschließlich aus Wertpa-
pieren zusammen, die mit ihren Anschaffungskosten in die Bewertung ein-
gingen. 

Das in Anlage 14 der Haushaltsrechnung gesondert dargestellte Sonder-
vermögen „Wohnungswesen und Zukunftsinvestitionen“, das als Stille Ein-
lage in die Landesbank Hessen-Thüringen eingebracht ist, wies zum 
31. Dezember 2001 einen Bestand von 7.865,1 Mio. DM (Vorjahr 
7.852,0 Mio. DM) auf. 

Die Verwaltung des Sondervermögens „Wohnungswesen und Zukunftsin-
vestitionen“ und des Hessischen Investitionsfonds ist der Landesbank Hes-
sen-Thüringen treuhänderisch übertragen worden. Zudem ist das Ministeri-
um der Finanzen im Jahr 2003 ermächtigt worden, das Vermögen des Hes-
sischen Investitionsfonds gegen eine jährlich zu zahlende angemessene 
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marktgerechte Vergütung als stille Einlage in die Landesbank Hessen-
Thüringen einzubringen (GVBl. I 2002 S. 804). 

7.4 Entwicklung der Rücklagen  

7.4.1 Bedeutung der Rücklagen für den Landeshaushalt 

7.4.1.1 Finanzwirtschaftliche Bedeutung 

Bei einer finanzwirtschaftlichen Qualifizierung der im Landeshaushalt ge-
bildeten Rücklagen ist zu beachten, dass diese keine frei verfügbare Fi-
nanzmasse darstellen und keinem Fonds o.ä. zugeführt werden. Insofern 
handelt es sich bei allen Rücklagen, die nach § 85 Abs. 1 Nr. 2 LHO in der 
Haushaltsrechnung in gesonderter Übersicht darzustellen sind, nicht um 
überschüssige Landesmittel, die am Kapitalmarkt angelegt wurden und dort 
Erträge erwirtschaften. Dieses gelänge allenfalls für Rücklagen, die bei ei-
nem ausgeglichenen Haushalt, der ohne eine Nettoneuverschuldung abge-
schlossen werden kann, gebildet werden. 

Die Rücklagenbildung wird - anders als die unter Tz. 1.2.3 angesprochene 
Übertragung von Ausgaberesten - als tatsächliche Ausgabe unter der Grup-
pierungsnummer 919 gebucht und erhöht damit den Finanzbedarf. Deshalb 
müssen diese Ausgaben - wie der Saldo aller übrigen laufenden Ausgaben 
auch - beim Abschluss des Haushaltes gedeckt werden. Da der Haus-
haltsausgleich in den vergangenen Jahren nur mit Hilfe der Aufnahme von 
Neuschulden gelang, können letztendlich auch die gebildeten Rücklagen als 
kreditfinanziert angesehen werden. 

7.4.1.2 Quantitative Bedeutung 

Die quantitative Bedeutung der Rücklagen hat im hessischen Landeshaus-
halt in den vergangenen Jahren erheblich zugenommen. Schloss die Haus-
haltsrechnung des Jahres 1989 noch mit einem Gesamtrücklagenbestand 
von 490,2 Mio. DM bei insgesamt nur drei bestehenden Rücklagen ab, wa-
ren zehn Jahre später zum Abschluss des Haushaltsjahres 1998 bereits 39 
Rücklagenpositionen mit einer Höhe von zusammen 1.011,6 Mio. DM ge-
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bildet worden. Zwar ging der Rücklagenbestand im Haushaltsjahr 2001 ge-
genüber dem Vorjahr leicht zurück. Mit einem Gesamtvolumen von 
1.477,3 Mio. DM zum Abschluss des Haushaltsjahres 2001 haben die 
Rücklagen im Landeshaushalt ein deutlich größeres Gewicht als die Positi-
on der Ausgabereste (zur Ausgliederung der Rücklagen der Hochschulen 
vgl. Tz. 7.4.3). 

Zu der wachsenden Bedeutung der Rücklagen trugen insbesondere die Mo-
dellversuche im Rahmen der Neuen Verwaltungssteuerung (Personal-
kostenbudgetierung, Globalbudget, Budgetierung nach dem Rauischholz-
hausener Modell) bei. Im Zuge der Reform des Haushalts- und Rechnungs-
wesens wurde seit Beginn des Haushaltsjahres 1994 immer mehr Dienst-
stellen als eine haushaltsrechtliche Flexibilisierungsmaßnahme die Mög-
lichkeit eingeräumt, nicht verausgabte Mittel am Jahresende einer Rücklage 
zuzuführen. Dabei sollte die Bildung von Rücklagen einen zeitnahen und 
bedarfsgerechteren Mitteleinsatz ermöglichen und letztendlich zu einer 
wirtschaftlicheren Verwendung der öffentlichen Mittel beitragen. 

Aufgrund der Einführung von budgetierten Bereichen in nahezu allen Ein-
zelplänen des Landeshaushalts, schloss die Haushaltsrechnung 2001 mit 
insgesamt 85 Rücklagenpositionen ab. 

7.4.2 Entwicklung der Rücklagen im Einzelnen 

Nach § 85 Abs. 1 Nr. 2 LHO ist der Haushaltsrechnung eine Übersicht über 
die Einnahmen und Ausgaben sowie den Bestand an Sondervermögen und 
Rücklagen beizufügen. Dieser Anforderung wird in der Haushaltsrechung 
2001 durch Anlage 2 Rechnung getragen, die zum Ende des Haushaltsjah-
res 2001 einen gesamten Rücklagenbestand (ohne Fonds und Stöcke) in 
Höhe von 1.477,3 Mio. DM (Vorjahr: 1.700,2 Mio. DM) ausweist.  

Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der gesamten Rücklagenbe-
stände im Haushaltsjahr 2001:  
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Bestand 
31.12.2000

Veränderung 
zum Vj. 

Bestand 
31.12.2001 Rücklagen 

Nennbetrag in Mio. DM  
(Differenzen in d. Summen durch Rundungen) 

Rücklagen  
(ohne Rücklagen im Rahmen der NVS)  

1.498,4 -328,3 1.170,1 

Darunter:    
Rücklage nach dem Abwasserabgabengesetz 172,7 -72,7 100,0 

Rücklage nach § 6 Grundwasserabgabengesetz 352,9 -54,9 298,0 

Waldrücklage nach § 29 Abs. 2 u. 3 Forstgesetz 9,3 3,8 13,1 

Ausgleichsrücklage 943,7 -201,4 742,7 

Rücklagen im Rahmen der NVS    

Personalbudgets 6,3 47,8 54,1 

Budgetierte Bereiche - Allgemeine Rück-
lagen 170,3 60,7 231,0 

Budgetierte Bereiche - Investitions-
rücklagen 9,9 12,2 22,1 

Globalhaushalte (Hochschulen) 15,4 -15,4 0,0 

Rücklagen zusammen 1.700,2 -222,9 1.477,3 

Nachrichtl. ohne Hochschulrücklagen 1) 1.647,0 -169,7 1.477,3 

1) Um eine Vergleichbarkeit der Jahre 2000 und 2001 herzustellen, wurden die Rücklagen der Hochschulkapi-
tel bereits (fiktiv) im Jahr 2000 ausgeklammert.  

Tabelle 7-5: Entwicklung der Rücklagen im Haushaltsjahr 2001 

Anhand der Tabelle 7-5 ist erkennbar, dass sich der Gesamtbestand der 
Rücklagen im Jahr 2001 von 1.700,2 Mio. DM um 222,9 Mio. DM auf 
1.477,3 Mio. DM reduziert hat. Wird der Rücklagenbestand des Jahres 
2000 um die zu diesem Zeitpunkt noch bestehenden Rücklagen der Hoch-
schulen auf 1.647,0 Mio. DM bereinigt, ergibt sich eine vergleichbare Ab-
senkung in Höhe von 169,7 Mio. DM.  

Zu der Absenkung des gesamten Rücklagenbestandes haben insbesondere 
die Rückgänge der allgemeinen und zweckgebundenen Rücklagen geführt, 
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während die Rücklagen in den budgetierten Bereichen - wie in den Vorjah-
ren - zunahmen. 

So wurde der zum Jahresende 2000 vorhandene Bestand der Ausgleichs-
rücklage in Höhe von 943,7 Mio. DM im Hj. 2001 durch eine Zuführung 
von 272,9 Mio. DM und eine Entnahme von 474,0 Mio. DM auf insgesamt 
742,7 Mio. DM vermindert. Auch die Rücklage nach dem Abwasserabga-
bengesetz sank von 172,7 Mio. DM um 72,7 Mio. DM auf 100,0 Mio. DM. 
Die Rücklage nach dem Grundwasserabgabengesetz nahm von 
352,9 Mio. DM um 54,9 Mio. DM auf 298,0 Mio. DM ab. 

Einschließlich des Bestandes der Waldrücklagen in Höhe von 
13,1 Mio. DM (Vorjahr 9,3 Mio. DM), einer Erhöhung der Schuldendienst-
rücklage von 4,1 Mio. DM auf 4,6 Mio. DM, der auf 4,4 Mio. DM vermin-
derten Domänenrücklage (Vorjahr 4,6 Mio. DM), der Rücklage für die  
überörtliche Prüfung kommunaler Körperschaften von 4,7 Mio. DM sowie 
weiterer Rücklagen mit geringfügiger Höhe belief sich der Bestand an all-
gemeinen und zweckgebundenen Rücklagen Ende 2001 auf 
1.170,1 Mio. DM (Ende 2000: 1.498,4 Mio. DM). Damit nahmen die „tra-
ditionellen“ Rücklagen außerhalb der Modellversuche und budgetierten 
Bereiche sowie der Personalausgabenrücklagen um 328,3 Mio. DM gegen-
über dem Vorjahr ab. 

Im Gegensatz hierzu haben die Rücklagen im Rahmen der Neuen Verwal-
tungssteuerung an Bedeutung gewonnen. Die Rücklagen der budgetierten 
Dienststellen stiegen von 195,6 Mio. DM - trotz Hochschulausgliederung - 
um 57,5 Mio. DM auf 253,1 Mio. DM an. In dem Jahresendbestand 2001 
von 253,1 Mio. DM sind allgemeine Rücklagen in Höhe von 
231,0 Mio. DM sowie Investitionsrücklagen im Höhe von 22,1 Mio. DM 
enthalten. Alle Rücklagen aus Personalbudgets der Ressorts haben einen 
Stand von 54,1 Mio. DM erreicht. Hierin sind noch die beiden verbliebenen 
Rücklagen aus dem Modellversuch Personalkostenbudgetierung (Minister-
präsident und Staatskanzlei sowie Ministerium der Justiz), der im Jahr 2001 
ausgelaufen ist, in Höhe von 2,9 Mio. DM enthalten.  

Diese und weitere Vermögensbestände und -bewegungen sind in der Anla-
ge 2 der Haushaltsrechnung 2001 dargestellt. 
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7.4.3 Ausgliederung der Hochschul-Rücklagen 

Beim zeitlichen Vergleich von Anzahl und Gesamthöhe der Rücklagen ist 
zu berücksichtigen, dass - ähnlich wie die Unternehmensbeteiligungen der 
Universitäten - sämtliche Rücklagenpositionen der Hochschulen im Rah-
men ihrer Umwandlung in rechtsfähige Körperschaften des öffentlichen 
Rechts und der Einführung des kaufmännischen Rechnungswesens aufge-
löst wurden.  

Zum Jahresende 2000 bestanden im Einzelplan 15 bei den Hochschulkapi-
teln (einschließlich Forschungsanstalt Geisenheim am Rhein) Rücklagenbe-
stände der Globalhaushalte sowie Allgemeine und Investitionsrücklagen der 
budgetierten Bereiche in Höhe von 53,2 Mio. DM. Diese Rücklagenbestän-
de wurden zum 1. Januar  2001 als Forderungen gegenüber dem Landes-
haushalt in die Eröffnungsbilanzen der Universitäten übernommen. Ohne 
diese Ausgliederung hätte die Zahl der Rücklagen zum Ende des Jahres 
2001 die Grenze von 100 Positionen überschritten.  

In Anlage 2 der Haushaltsrechnung 2001 wurden bei allen Hochschulrück-
lagen Ausgaben in der Höhe des Jahresanfangsbestandes nachgewiesen und 
der Rücklagenbestand somit auf 0 DM reduziert. Korrespondierende kame-
rale Buchungen von Einnahmen der betroffenen Hochschulkapiteln des 
Einzelplans 15 wurden - wie bei einer Rücklagenentnahme sonst üblich - 
nicht vorgenommen, da entsprechende Titel in den Hochschulkapiteln be-
reits weggefallen waren.  

Die Umwandlung kameraler Rücklagen in Forderungen wird im Rahmen 
der Neuen Verwaltungssteuerung in den kommenden Jahren an Bedeutung 
gewinnen, wenn in ähnlicher Weise wie bei den Hochschulrücklagen ver-
fahren wird. In diesem Fall bestünden bei den jeweiligen Buchungskreisen 
Ansprüche an den Landeshaushalt in Höhe von nahezu 1,5 Mrd. DM, die zu 
Zahlungen über die laufenden Produktabgeltungen hinaus führen können. 
Machen beispielsweise die Hochschulen ihre Sonderforderungen gegenüber 
dem Landeshaushalt geltend, hat das Ministerium der Finanzen die entspre-
chende Liquidität zu beschaffen und den Universitäten zusätzlich zur lau-
fenden Produktabgeltung zur Verfügung zu stellen. 
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Gegenwärtig wird in der Haushaltsrechnung des Landes die Summe der 
bestehenden Rücklagen nicht ausgewiesen. Auch ist unbestimmt, zu wel-
chem Zeitpunkt die Dienststellen beabsichtigen, ihre Rücklagenbestände 
über die Veranschlagung der aktuellen Haushaltsmittel hinaus für Ausga-
benzwecke geltend zu machen. Daraus ist erkennbar, dass es zukünftig ei-
ner zentralen Überwachung der Rücklagen bzw. dieser „Sonderforderun-
gen“ bedarf, wobei  

• fortlaufend der Bestand der insgesamt bestehenden „Sonderansprüche“ 
gegenüber dem Landeshaushalt erfasst,  

• die voraussichtliche Inanspruchnahme der Forderungen der Verwal-
tungseinheiten ermittelt bzw. prognostiziert und  

• für eine sachgerechte Liquiditätsplanung und Abstimmung Sorge getra-
gen werden sollte.  
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Teil II Bemerkungen zu den Einzelplänen (EPl) 

EPl 03 - Ministerium des Innern und für Sport 

8 Instandsetzung, Wartung und Pflege der Polizeifahrzeuge 
 (Kapitel 03 20/24) 

Der Kraftfahrzeug-Instandsetzungsdienst der hessischen Polizei ist un-
zweckmäßig organisiert und personell überbesetzt. Dies hatte der Rech-
nungshof bereits in seinen Bemerkungen 1992 festgestellt. Das Ministe-
rium hat - den Empfehlungen des Rechnungshofs folgend - inzwischen 
eine umfassende Neuordnung konzipiert. Danach würden sich jährliche 
Einsparungen in Höhe von rd. 4,3 Mio. € (8,4 Mio. DM) ergeben.  

Die Portalwaschanlagen für Polizeifahrzeuge arbeiten weder rentabel 
noch sind sie ausgelastet. Sie wurden zudem ohne Wirtschaftlichkeitsun-
tersuchungen errichtet. Die meisten Fahrzeuge (insbesondere Funkstrei-
fen-Kraftwagen, Zivilfahrzeuge) könnten in gewerblichen Wagenwasch-
anlagen wirtschaftlicher gereinigt werden. Das wird von einigen Polizei-
dienststellen bereits praktiziert. 

Der Rechnungshof empfiehlt dem Ministerium, das Konzept zur Erneue-
rung des Kraftfahrzeug-Instandsetzungsdienstes konsequent und zeitnah 
umzusetzen und alsbald eine Entscheidung zu den Waschanlagen 
herbeizuführen.  

8.1  

8.1.1  

Der Rechnungshof hatte in seinen Bemerkungen 1992 festgestellt, dass der 
Kraftfahrzeug-Instandsetzungsdienst der hessischen Polizei unwirtschaft-
lich arbeitet, unzweckmäßig organisiert und personell überbesetzt ist. Er 
hatte eine grundsätzliche Neuordnung des gesamten Instandsetzungsdiens-
tes vorgeschlagen. Unter anderem hatte er empfohlen, den Personalbestand 
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an Handwerkern (281 Kraftfahrzeug-Handwerker, 17 Meister) auf 141 
Handwerker zuzüglich Meister zu verringern. Dadurch wäre das Betreu-
ungsverhältnis zwischen Fahrzeugen und Handwerkern von 1:14 auf 1:30 
gestiegen. 

Die Landesregierung schloss sich den Bemerkungen an. Ihre auf Beschluss 
des Landtags geplante, dem Vorschlag des Rechnungshofs folgende Neu-
konzeption des Instandsetzungsdienstes (Auflösung von 34 kleinen Instand-
setzungseinrichtungen sowie Reduzierung des Personalsolls auf 131 Hand-
werkerstellen) konnte sie nicht umsetzen. Im personalvertretungsrechtlichen 
Beteiligungsverfahren konnte keine Einigung erzielt werden. Nunmehr leg-
te das Ministerium als maßgebliches Betreuungsverhältnis einen Wert von 
1:21,4, einen Personalbedarf (Personal-Soll) von 185 Stellen für Fahrzeug-
Handwerker/Wagenpfleger (ohne Meister) sowie eine Zahl von 30 Werk-
stätten fest. Mit Erlass vom 1. April 1997 regelte es die Neuorganisation 
des Kraftfahrzeug-Instandhaltungsdienstes der Polizei abschließend. 

Der Rechnungshof hat diese Thematik im Jahr 2000 erneut aufgegriffen. 

8.1.2  

Der Rechnungshof hat sich im Jahr 2000 ferner mit der Wirtschaftlichkeit 
der Portal-Waschanlagen bei der hessischen Polizei befasst. 

Die meisten Dienstkraftwagen der hessischen Polizei, vor allem die Funk-
streifen-Kraftwagen, werden außen maschinell gereinigt. Die Wagenwäsche 
findet entweder in einer der sechs landeseigenen Portalwaschanlagen der 
Polizei oder in gewerblichen Autowaschanlagen statt. Auf die zweite Alter-
native, die häufig mit dem Betanken der Fahrzeuge verbunden ist, greifen 
Polizeidienststellen zurück, die nicht im örtlichen Einzugsbereich einer Por-
talwaschanlage liegen. Waschintervalle sind nicht vorgegeben. Gewaschen 
wird nach Bedarf, der vom Einsatz und der Verschmutzung der Fahrzeuge 
abhängt. Bei der maschinellen Wagenwäsche in den Portalwaschanlagen 
sind ein bis zwei Wasch- und Trockengänge üblich. Die Anlagen bedienen 
entweder die Fahrzeugbesatzungen (Polizeibeamte) oder das technische 
Hilfspersonal (Kraftfahrzeug-Handwerker, Wagenpfleger). 
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8.2  

8.2.1  

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass sich Organisation und Wirtschaft-
lichkeit der Kraftfahrzeug-Instandhaltung trotz der bisher eingeleiteten 
Schritte nicht wesentlich verbessert haben. Die Fortentwicklung der Werk-
stätten zu leistungsfähigen Einrichtungen werde durch die Festlegungen im 
Erlass vom 1. April 1997 behindert. Richtungsweisende, technische Verän-
derungsprozesse, wie die längeren Inspektionsintervalle, seien unberück-
sichtigt geblieben. 

Er hat hervorgehoben, der Personalbestand der Kraftfahrzeug-Werkstätten 
müsse mindestens in dem ursprünglich vorgesehenen Umfang verringert 
werden, um annähernd die in den Werkstätten anderer Bundesländer übli-
che Auslastung zu erreichen. Selbst dann bliebe ihre Produktivität immer 
noch weit hinter derjenigen gewerblicher Werkstätten zurück. Dies ergebe 
sich aus einer Studie des Instituts für Automobilwirtschaft in Geislingen an 
der Steige vom Januar 2000. Ein Servicemitarbeiter des Kraftfahrzeugge-
werbes betreute danach durchschnittlich 95 Autos.  

Der Rechnungshof hat ferner darauf hingewiesen, dass nach der Studie der 
Aufwand für Qualifizierungsmaßnahmen und die Werkstattausrüstung auf-
grund der weiter steigenden technischen Komplexität drastisch zunehmen 
werde. Daraus folge, dass sich die für optimale Ergebnisse angesetzte Min-
destgröße einer Werkstatt nach oben verschiebe. Anstelle der bisherigen 
vier produktiven Werkstattmitarbeiter müssten ihr künftig acht bis zwölf 
angehören. Bei unveränderter Organisation der Polizeiwerkstätten müsse 
deshalb davon ausgegangen werden, dass sich der Produktivitätsabstand 
zwischen ihnen und den privaten Werkstätten vergrößern werde.  

Der Rechnungshof hat empfohlen, die kleinen, besonders unwirtschaftli-
chen Instandsetzungseinrichtungen bei den Polizeidirektionen/-autobahn-
stationen (überwiegend mit zwei bis vier Handwerkern/Wagenpflegern) in 
stärkerem Maße als bisher vorgesehen zu größeren leistungsfähigeren Ein-
heiten zusammen zu legen. Wo dies nicht möglich oder unwirtschaftlich sei 
(z.B. zu lange Wege), sollte eine Schließung der Einrichtungen und die 
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Vergabe von Instandsetzungsaufträgen an ortsansässige Gewerbetriebe er-
wogen werden.  

Er hat ferner angeregt, das Personal-Soll für die Werkstätten neu festzule-
gen und den daraus resultierenden Personalüberhang zügig abzubauen. 

8.2.2  

Aufgrund einer betriebswirtschaftlichen Kostenvergleichsrechnung hat der 
Rechnungshof beanstandet, dass die Portalwaschanlagen weder ausgelastet 
waren noch rentabel arbeiteten. Nach seinen Berechnungen betrugen dort 
die durchschnittlichen Kosten für eine Wagenwäsche 19,04 € (37,24 DM). 
Dieser Betrag überstieg den Durchschnittspreis für eine vergleichbare ge-
werbliche Wagenwäsche (5,71 € = 11,17 DM) um mehr als das Dreifache. 
Auch die Selbstkostenpreise jeder Anlage lagen über den vergleichbaren 
örtlichen Preisen einer Fremdwäsche. In diesem Zusammenhang hat er zu-
dem kritisiert, dass die Portalwaschanlagen ohne vorherige Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen gebaut worden waren. 

Der Rechnungshof hat dargelegt, dass die Waschanlagen auch dann nicht 
rentabel arbeiteten, wenn sich die Zahl der nutzungsberechtigten Fahrzeuge 
erhöhen (Einbeziehung weiterer Landesfahrzeuge) und Personalkosten 
durch Umstellung auf Selbstbedienung eingespart würden. Der Preis für 
eine Wagenwäsche läge selbst dann noch über demjenigen in einer gewerb-
lichen Waschanlage, wenn der Aufwand für die Investitionen (kalkulatori-
sche Abschreibung und Verzinsung) herausgerechnet, mithin nur die im 
Wirtschaftsjahr anfallenden Grundkosten (für Personal, Energie, Wartung) 
angesetzt würden. Zudem müssten erhebliche Mittel in eine neue Geräte-
technik mit Wasserrückgewinnungsanlagen investiert werden. Fünf der 
sechs Anlagen hätten keine oder nur eine unzureichende Wasserkreislauf-
führung, weshalb das Land seiner Verpflichtung zum Umweltschutz nicht 
gerecht würde. 

Er hat empfohlen, die Portalwaschanlagen bei den Polizeipräsidien Frank-
furt am Main, Südhessen, Westhessen und bei der Polizeistation Rüssels-
heim sowie zumindest eine von zwei Anlagen in Kassel (Polizeipräsidium 
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Nordhessen oder IV. Bereitschaftspolizeiabteilung) stillzulegen. Stattdessen 
sollten die Fahrzeuge in gewerblichen Anlagen gewaschen werden. Da-
durch ergäben sich jährliche Einsparungen von mindestens 148.000 € 
(289.463 DM).  

Er hat außerdem vorgeschlagen, unter Beteiligung der Oberfinanzdirektion 
Frankfurt am Main - Referat Beschaffungswesen - Nutzungsvereinbarungen 
mit gewerblichen Waschanlagenbetreibern zu treffen. So ließe sich weiter 
sparen. Schon zum Zeitpunkt der Prüfung hätten Polizeidienststellen, die 
nicht an eine polizeiliche Anlage angeschlossen gewesen seien, individuelle 
Preisnachlässe ausgehandelt. 

Der Rechnungshof hat angeraten, künftig keine landeseigenen Portalwasch-
anlagen mehr zu errichten. 

8.3  

Das Ministerium hat sich zu den beiden Prüfungskomplexen folgenderma-
ßen geäußert:  

8.3.1  

Die Einrichtung und der Betrieb der Kraftfahrzeug-Werkstätten sowie die 
Beschaffung und Betreuung der Kraftfahrzeuge der hessischen Polizei seien 
zu reorganisieren und neu zu konzipieren. Ziel sei, eine wirtschaftlichere 
Betreuung als bisher (Pflege, Wartung und Instandsetzung aller Polizeiau-
tos) zu erreichen. Diese Vorgabe solle in ihrer Gesamtheit unter Beachtung 
folgender Eckpunkte bis spätestens 31.12. 2003 umgesetzt werden:  

• Die Zahl der polizeilichen Kraftfahrzeug-Werkstätten, - Instandhaltungs-
plätze und -Pflegeplätze wird von 39 auf 6 plus eine Sonderwerkstatt re-
duziert. 

• Die 6 Werkstätten werden bei den Polizeipräsidien Nordhessen, Mittel-
hessen, Südosthessen, Südhessen, Westhessen und Frankfurt am Main 
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eingerichtet. Über den Standort der Sonderwerkstatt wird noch entschie-
den. 

• Der Personalbestand in den bestehenden Einrichtungen wird sukzessive 
und sozialverträglich abgebaut. 

• Die personelle Mindestbesetzung der neuen Kraftfahrzeug-Werkstätten 
wird grundsätzlich auf vier Beschäftigte festgesetzt. Damit wird der ur-
sprünglich ins Auge gefasste Betreuungsschlüssel 1:100 als „personelle 
Richtgröße“ vollständig aufgegeben. Er führte nach der Untersuchung 
der eingesetzten Projektgruppe und der Firma DEKRA zu Personalzah-
len, die unter vier Mitarbeitern lagen. Über diese rein betriebswirtschaft-
lich ausgerichteten Betrachtungen hinaus muss den besonderen Bedürf-
nissen des Polizeidienstes (Autonomie, Erhaltung der Mobilitätskompe-
tenz, Sonderfahrzeuge etc.) Rechnung getragen werden. 

• Künftig werden vermehrt instandsetzungsbedürftige Polizeiautos örtli-
chen Vertragsfirmen zugeführt. 

Das Ministerium hat diese Gestaltungspläne in seinem Erlass vom 23. Janu-
ar 2003 konkretisiert (StAnz. 2003, S. 886). Insbesondere wurde die Zahl 
der Beschäftigten in jeder Werkstatt auf fünf und in der Sonderwerkstatt auf 
zehn Bedienstete festgeschrieben.  

8.3.2  

Zu den Portalwaschanlagen hat das Ministerium mitgeteilt, es beabsichtige, 
den Empfehlungen des Rechnungshofs grundsätzlich zu folgen. Die konkre-
te Umsetzung im Einzelfall (Datum der Schließung, Aufgabe/Umwidmung 
der Liegenschaften, mögliche anderweitige Verwendung des Personals, 
Verkauf der Gerätschaften usw.) habe es der Projektgruppe übertragen. 
Diese habe sich ebenso wie der Rechnungshof dafür ausgesprochen, die 
Wagenwäsche grundsätzlich auf externe Leistungsanbieter zu verlagern. Es 
selbst habe aber über die Neuorganisation der Kraftfahrzeug-Instandhaltung 
bei der hessischen Polizei und damit einhergehend auch über die Zukunft 
der Portalwaschanlagen noch nicht endgültig entschieden.  
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8.4  

Der Rechnungshof begrüßt die im Kern zustimmende Haltung des Ministe-
riums und die von ihm in Gang gesetzten Maßnahmen. Die nach den Prü-
fungsfeststellungen eingeleitete Umstrukturierung beinhaltet ein Sparpoten-
zial, das sich nach der Kalkulation des Ministeriums auf rd. 4,3 Mio. € (8,4 
Mio. DM) beläuft. Gerade deshalb sollte sein am 23. Januar 2003 ergange-
ner Erlass „Organisation der Kraftfahrzeuginstandhaltung der hessischen 
Polizei“ zügig umgesetzt werden. Darüber hinaus sollten die Portalwasch-
anlagen in absehbarer Zeit stillgelegt werden. 
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EPl 04 - Kultusministerium  

9 Bildung von Schulklassen und regionale Schulentwicklungs-
planung  

 (Kapitel 04 53, 04 55 und 04 58) 

Die Landesregierung hat bisher nur unzureichende Möglichkeiten, um 
die Schulentwicklungsplanung der Schulträger beeinflussen zu können. 
Der Rechnungshof empfiehlt, in die Diskussion über eine Änderung der 
diesbezüglichen gesetzlichen Vorschriften einzutreten. 

In den untersuchten Bereichen der Primarstufe und der Sekundarstufe I 
ließen sich - abhängig vom Umfang schulorganisatorischer Maßnah-
men - bis zu ca. 600 Lehrerstellen mit Personalausgaben in einer Grö-
ßenordnung bis zu etwa 36 Mio. € (rd. 70,4 Mio. DM) einsparen. Dieser 
Betrag stünde innerhalb des Budgets des Einzelplans zum weiteren Aus-
bau der Leistungsfähigkeit hessischer Schulen zur Verfügung. 

9.1 Vorbemerkung 

Der Rechnungshof hat sich wiederholt mit den Personalausgaben für Lehr-
kräfte an hessischen Schulen beschäftigt. Zuletzt hat er im September 1991 
dem Hessischen Landtag in einer beratenden Äußerung gemäß § 88 Abs. 2 
Landeshaushaltsordnung über die „Entwicklung von Schülerzahlen, Leh-
rerbedarf, Schulformen und -standorten sowie Kosten des hessischen 
Schulwesens“ berichtet. 

Für das Schuljahr 1999/2000 hat der Rechnungshof unter Beteiligung des 
Staatlichen Rechnungsprüfungsamts Darmstadt bei den allgemein bilden-
den Schulen mit den Schwerpunkten Primarstufe und Sekundarstufe I (Jahr-
gangsstufen 1 bis 4 bzw. 5 bis 10) untersucht, welche Auswirkungen die 
Schulentwicklungsplanung und Schulorganisation der Schulträger auf die 
vom Land zu finanzierenden Personalkosten der Lehrkräfte hat. 
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Die Personalausgaben für alle Schulen beliefen sich im Haushaltsjahr 2000 
auf insgesamt 2,174 Milliarden € (4,252 Milliarden DM). Davon entfielen 
rund 80 v.H. auf die vom Rechnungshof untersuchten Bereiche. 

9.2 Bildung von Schulklassen 

9.2.1  

Im Schuljahr 2000/2001 besuchten rund 589.000 Schülerinnen und Schüler 
Primar- und Sekundarstufen I an allgemein bildenden öffentlichen Schulen 
(mit Ausnahme der Sonderschulen). 

Neben der Schülerzahl ist die Anzahl der gebildeten Schulklassen wesent-
lich für die Personalausgaben der Lehrkräfte. Sie hängt unmittelbar von den 
Klassengrößen ab. Das Ministerium hat u.a. Schülerhöchst- und Schüler-
mindestzahlen für das Bilden von Schulklassen („Klassengrößenverord-
nung“9) festgelegt. 

Aus nachfolgender Tabelle ergeben sich die anteiligen Personalausgaben 
des Landes für Lehrkräfte je Schülerin oder Schüler in Klassen mit der zu-
lässigen Schülermindestzahl, der Höchstzahl und mit der Durchschnittszahl 
je Schulform (ohne gymnasiale Oberstufe) im Schuljahr 2000/2001. 

                                              
9 Verordnung gemäß § 144a Abs. 2 Hessisches Schulgesetz (HSchG) über die Festlegung der 

Anzahl und der Größe der Klassen, Gruppen und Kurse in allen Schulformen vom 3. Dezem-
ber 1992, ABl. 1993 S. 2 
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Ohne andere Personalausgaben des Schulbereichs und ohne Sachausgaben 
entstanden dem Land im Schuljahr 2000/2001 abhängig von der Klassen-
größe anteilige Personalausgaben für Lehrkräfte zwischen 2.280 € 
(4.460 DM) und 3.890 € (7.610 DM) je Schülerin oder Schüler an den 
Schulformen der Primarstufe und der Sekundarstufe I. 

Der Rechnungshof fand Schulen mit unterschiedlicher Auslastung vor. Bei 
den Grundschulen war beispielsweise in einem Schulträgerbereich eine 
durchschnittliche Klassenstärke von 19,9, in einem strukturell vergleichba-
ren, anderen Schulträgerbereich dagegen von 23,3 Schülerinnen und Schü-
lern pro Schulklasse festzustellen. 

Im Bereich der Sekundarstufe I stellte der Rechnungshof durchschnittliche 
Schülerzahlen von 

21,4 bis 26,8 (Förderstufe), 
17,3 bis 21,9 (Hauptschule), 
23,1 bis 28,5 (Realschule) sowie 
21.6 bis 26,6 (Integrierte Gesamtschule) 

in strukturell vergleichbaren Schulträgerbereichen fest. Gemessen an den 
zulässigen Schülerhöchstzahlen waren die vorgehaltenen personellen und 
sächlichen Ressourcen in diesen Schulträgerbereichen zwischen rund 62 
und 90 Prozent ausgelastet. 

9.2.2  

Der Rechnungshof hat auf die finanziellen Auswirkungen der Klassengrö-
ßen (Tabelle 9-1, letzte Spalte) hingewiesen. Bei einem nur um jeweils ei-
nen Schüler höheren Durchschnittswert und rund 589.000 Schülerinnen und 
Schülern in den geprüften Schulstufen und Schulformen würden rechne-
risch Personalmittel von rund 67 Mio. € (rund 131 Mio. DM) frei. Dabei 
würden nicht einmal die Schülerhöchstzahlen laut Klassengrößenverord-
nung erreicht.  

Der Rechnungshof verkennt nicht, dass der Einsparung von Mitteln in die-
ser Höhe geographische und demographische Hindernisse der hessischen 
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„Schullandschaft“ sowie gesetzliche Bestimmungen zur Erreichbarkeit der 
Bildungsangebote unter zumutbaren Bedingungen Grenzen setzen. 

Die Anzahl der zu bildenden Klassen könnte jedoch deutlich gesenkt wer-
den, wenn es gelänge, die durch zu viele, schwach ausgelastete Schulzwei-
ge und Schulformen geprägten regionalen Schulangebote in Hessen zu 
straffen. Die Schülerzahl würde sich auf eine geringere Anzahl von Klassen 
mit geringerem Bedarf an Lehrkräften verteilen. 

Insbesondere durch Umsetzung der nachfolgenden Empfehlungen ließen 
sich Reserven bis zu etwa 600 Lehrerstellen mit einer finanziellen Größen-
ordnung von rd. 36 Mio. € (rd. 70,4 Mio. DM) in den geprüften Bereichen 
der Primarstufe und der Sekundarstufe I erschließen. 

U.a. hat der Rechnungshof empfohlen, darauf hinzuwirken, 

• Grundschulen mit geringen Jahrgangsbreiten und mit Klassen nahe den 
Schülermindestzahlen zusammenzulegen, wenn mehrere solcher Schu-
len im selben Stadt- oder Gemeindegebiet liegen, 

• Schulbezirke so zu verändern, dass sehr kleine Klassen vermieden wer-
den, 

• Förderstufen mit Jahrgangsbreiten unter 40 Schülern zusammenzulegen 
oder aufzulösen, 

• weniger als zweizügige Hauptschul-, Realschul- und Gymnasialzweige 
an Gesamtschulen zusammenzulegen oder aufzulösen und 

• Schulen und Schulstandorte mit geringer Auslastung zusammenzulegen. 

9.2.3  

Das Ministerium hat sich in seiner Stellungnahme den Ausführungen des 
Rechnungshofs zur geringen Auslastung der Ressourcen in einigen Schul-
trägerbereichen angeschlossen. Dies betreffe nicht nur den Personalauf-
wand des Landes für gering ausgelastete Klassen und Schulen, sondern 
auch die sächlichen Kosten der Schulträger. 
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Eine stärkere Ausschöpfung der zulässigen Schülerzahl bei der jährlichen 
Klassenbildung biete dagegen kaum noch zusätzliches Potential für höhere 
Durchschnittsgrößen der Klassen bzw. eine bessere Auslastung der Res-
sourcen. Insbesondere bei den Grundschulen sei nur begrenzter Spielraum 
vorhanden. Die Bevölkerung akzeptiere räumliche Veränderungen nicht 
(„Kurze Beine, kurze Wege“). 

Hauptursache für zu geringe durchschnittliche Klassengrößen seien jedoch 
fehlende, konsequente Entscheidungen der Schulträger bei der Fortschrei-
bung ihrer Schulentwicklungspläne und mangelnde, konstruktive Ein-
griffsmöglichkeiten der Schulaufsicht. 

9.3 Einfluss des Landes auf die Schulentwicklungsplanung 

9.3.1  

Die inhaltliche und organisatorische Weiterentwicklung des Schulwesens 
ist Planungs- und Gestaltungsaufgabe des Kultusministeriums. Die Schul-
träger, insbesondere Städte und Landkreise, stellen Schulentwicklungspläne 
für ihr Gebiet auf. Darin werden u.a. der gegenwärtige und künftige Schul-
bedarf, die Schulstandorte, deren Einzugsbereich und dort vorhandene Bil-
dungsangebote ausgewiesen. Die Planung soll ein möglichst vollständiges 
und wohnortnahes Bildungsangebot sichern und (zugleich) gewährleisten, 
dass die personelle Ausstattung der Schulen im Rahmen der Bedarfs- und 
Finanzplanung des Landes möglich ist. Das Land ist gesetzlicher Träger 
von Personalkosten der Schulen.  

Schulentwicklungspläne und deren Fortschreibung bedürfen der Zustim-
mung des Kultusministeriums. Diese ist zu versagen, wenn ein Schulent-
wicklungsplan den bereits genannten Anforderungen nicht entspricht oder 
mit einer zweckmäßigen Schulorganisation nicht zu vereinbaren ist. Das 
Ministerium kann Schulentwicklungsplänen auch unter Auflagen oder nur 
in Teilen zustimmen. 

Verbindliche Voraussetzungen für die Errichtung oder für das Fortbestehen 
von Schulen im Rahmen der Schulentwicklungsplanung, wie etwa Mindest-
jahrgangsbreiten, normiert das Gesetz jedoch nicht. 
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9.3.2  

Nach Auffassung des Rechnungshofs stellen sich neben aktuellen Fragen 
nach der pädagogischen Qualität von Schulen vor dem Hintergrund knapper 
öffentlicher Mittel zunehmend Fragen der Wirtschaftlichkeit. Bislang räu-
men aber weder das Hessische Schulgesetz noch andere Rechtsvorschriften 
dem Land die entsprechenden Eingriffsmöglichkeiten bei der Schulentwick-
lungsplanung der Schulträger ein. Nach heutiger Rechtslage können nur die 
Schulträger selbst unwirtschaftliche Strukturen - wie etwa ein zu breit gefä-
chertes Angebot zu kleiner Schulzweige bzw. Schulformen mit schwacher 
Auslastung - korrigieren. Eine Verweigerung der ministeriellen Zustim-
mung zu einem Schulentwicklungsplan für bereits bestehende Schulen oder 
die Missachtung von Auflagen haben für die betroffenen Schulträger keine 
gravierenden und insbesondere auch keine finanziellen Folgen. Eine Er-
satzvornahme des Landes ist rechtlich nicht möglich. 

Bei fehlender Kooperation der Schulträger kann es das Land daher nicht 
verhindern, dass ihm durch zu aufwändige Schulstrukturen zusätzliche Per-
sonalausgaben in erheblicher Höhe aufgebürdet werden und überhöhte 
Ausgaben für Lehrkräfte entstehen. 

Deshalb sollten künftig mit der Finanzierungspflicht des Landes auch kon-
struktive Eingriffs- und Gestaltungsrechte einhergehen. Die Planungskom-
petenz der Schulträger sollte dort Grenzen finden, wo das Recht des Lan-
desparlaments berührt wird, über den Umfang von Stellen und Personalmit-
teln für die hessischen Schulen abschließend zu entscheiden und einen ver-
bindlichen Rahmen für die Bedarfs- und Finanzplanung des Landes vor-
zugeben.  

Der Rechnungshof empfiehlt deshalb, in die Diskussion über die Änderung 
der entsprechenden gesetzlichen Vorschriften einzutreten. Dabei ist einer-
seits auf die Wahrung des kommunalen Selbstverwaltungsrechts (Artikel 28 
Grundgesetz) zu achten; andererseits sollte das Land ausreichende Mög-
lichkeiten erhalten, um den Personalbedarf der Schulen begrenzen zu kön-
nen.  
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9.3.3  

Das Ministerium hat in seiner Stellungnahme bestätigt, insbesondere hin-
sichtlich der Sekundarstufe I sei die Kernaussage des Rechnungshofs rich-
tig, durch Zusammenfassung teils viel zu kleiner Schulzweige und Schul-
formen könne die Auslastung der vorhandenen Ressourcen optimiert wer-
den. 

Schulträger seien jedoch wegen des Widerstandes der Schulstandorte, der 
Schulen und der Elternschaft häufig nicht bereit, eine weitere Zersplitterung 
konkurrierender Schulformen zu verhindern oder Schulen an weniger 
Standorten zu konzentrieren. Das Land müsse daher notfalls auf dem Wege 
der Ersatzvornahme eingreifen können. 

Auch wenn zunächst zusätzliche Investitionen an zentralen Schulstandorten 
erforderlich würden und auch Schülertransportkosten anfielen, könnten auf 
Dauer erhebliche laufende Kosten eingespart werden. Das Land müsse sol-
che Investitionen fördern oder auf andere Weise Anreize oder Zwänge 
schaffen, um zu insgesamt wirtschaftlicheren Systemen zu kommen. 

9.4 Schlussbetrachtung 

Der Rechnungshof begrüßt die Stellungnahme des Ministeriums, die mit 
seiner Auffassung übereinstimmt. 
Er weist auf den Neunten Zusammenfassenden Bericht des Präsidenten des 
Hessischen Rechnungshofs - Überörtliche Prüfung Kommunaler Körper-
schaften - vom März 2001 hin, in dem erhebliche Einsparpotentiale durch 
schulorganisatorische Maßnahmen der Schulträger aufgezeigt wurden.  

Der Rechnungshof empfiehlt, die vorgeschlagenen  Änderungen der Vor-
schriften zur Schulentwicklungsplanung zügig anzugehen, um dem Land 
konstruktive Eingriffs- und Gestaltungsmöglichkeiten zu eröffnen. 
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EPl 06 - Ministerium der Finanzen 

10 Organisation und Wirtschaftlichkeit der Oberfinanzdirekti-
on Frankfurt am Main  

 (Kapitel 06 03) 

Die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main hat nach Wegfall der Bun-
desaufgaben die Organisationsstruktur und den Personalbestand noch 
nicht hinreichend an die gewandelten Rahmenbedingungen angepasst. 

Die Aufbauorganisation kann durch Abschaffung einer Hierarchiestufe 
(Gruppenebene) und erweiterte Leitungsspannen in den Referaten ge-
strafft werden. Weitere Einsparpotenziale ließen sich durch Privatisie-
rung, Delegation und Verlagerung von Aufgaben erschließen. 

Das Ministerium sollte - soweit erforderlich - auf die hierfür notwendigen 
Änderungen der Rechtsgrundlagen hinwirken und möglichst zeitnah ent-
sprechende personalwirtschaftliche Konsequenzen ziehen. 

10.1 Organisationsstruktur 

10.1.1  

Die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main (OFD) ist im Geschäftsbereich 
des Ministeriums der Finanzen Mittelbehörde. Die Finanzämter, die Staats-
bauämter und eine Staatliche Neubauleitung sind ihr unmittelbar nachge-
ordnet. 

Seit der Übertragung der Bundesaufgaben auf die Oberfinanzdirektion Kob-
lenz zum 01. August 1998 wurde die OFD als ausschließliche Landesbe-
hörde mit der Besitz- und Verkehrsteuerabteilung und der Landesbauabtei-
lung sowie dem Präsidialbüro fortgeführt. Mit Wirkung vom 01. Dezember 
2000 wurde sie neu gegliedert und eine Landeszentralabteilung als selb-
ständige Organisationseinheit eingerichtet. Gleichzeitig wurde die Zahl der 
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Gruppen von sechs auf acht erhöht und die Zahl der Referate von 39 auf 35 
vermindert.  

Die OFD ist mit Behördenleitung, Abteilungen, Gruppen und Referaten 
vierstufig gegliedert. Im Zeitpunkt der Prüfung waren in den drei Abteilun-
gen insgesamt acht Gruppen, 35 Referate und die Revisionsgruppe Bau ein-
gerichtet. Von den der OFD insgesamt zugewiesenen 389 Stellen waren 359 
besetzt und wie folgt verteilt: 
Behördenleitung mit Präsidialbüro: 52,5 Stellen, Landeszentralabteilung: 
149 Stellen, Landesbauabteilung: 64 Stellen sowie Besitz- und Ver-
kehrsteuerabteilung: 93,5 Stellen. 

10.1.2  

Der Rechnungshof hat die Auffassung vertreten, dass der vierstufige Be-
hördenaufbau der OFD und die Einrichtung einer zusätzlichen Abteilung 
und zwei weiterer Gruppen nicht mit den Grundsätzen einer modernen 
Verwaltung und dem Bemühen der Landesregierung, Organisationsstruktu-
ren zu straffen, vereinbar ist. 
Nach dem Gebot des organisatorischen Minimums hat er die neu eingerich-
tete Zentralabteilung nur dann für gerechtfertigt gehalten, wenn die Auf-
bauorganisation der OFD insgesamt durch Wegfall der Gruppenebene und 
erweiterte Leitungsspannen in den Referaten gestrafft wird. Er hat in die-
sem Zusammenhang u.a. vorgeschlagen, die Rechtsangelegenheiten in ei-
nem Referat zu bündeln. 

10.1.3  

Das Ministerium hat in seiner Stellungnahme u.a. ausgeführt, dass der Auf-
bau der OFD den Regelungen des Finanzverwaltungsgesetzes (FVG) und 
der Geschäftsordnung für die Oberfinanzdirektionen (OFDGO) entspräche 
und die "Abschaffung" der Gruppenleiter sowie die Einführung einer "Refe-
ratsleitung" die Hierarchieebenen nicht vermindern würde. Der Vorschlag, 
die Rechtsreferate zusammenzufassen, solle umgesetzt werden. Weitere 
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Maßnahmen zur Zusammenlegung bzw. zur Neustrukturierung von Refera-
ten seien beabsichtigt oder würden geprüft. 

10.1.4  

Der Rechnungshof begrüßt die beabsichtigten Maßnahmen zur Aufgaben-
bündelung und zur Neustrukturierung von Referaten.  

Er weist darauf hin, dass die Bestimmungen der OFDGO zwar eine vierstu-
fige Behördenorganisation im Regelfall zulassen. Er hält diese Festlegung 
aus den 70er Jahren, welche die Organisation und die Geschäftsabläufe von 
Oberfinanzdirektionen mit Bundes- und Landesabteilungen regelt, für un-
zeitgemäß; er ist zudem der Auffassung, dass sich der Aufbau der OFD als 
ausschließlicher Landesmittelbehörde an den Organisationsgrundsätzen des 
Landes zu orientieren hat. Danach sind Behörden allenfalls dreistufig in 
Basisorganisationseinheit (Referat), mittlere Leitungsebene und Behörden-
leitung zu gliedern. Selbst in den Ministerien wird auf die Gruppenebene 
zunehmend verzichtet. 

Den Einwand, der Wegfall der Gruppenebene habe keine Abflachung der 
Hierarchien zur Folge, vermag der Rechnungshof nicht nachzuvollziehen. 
Er geht davon aus, dass die bisher von den Gruppenleitern wahrgenomme-
nen Leitungs- und Lenkungsaufgaben ohne Personalvermehrung den Abtei-
lungsleitern bzw. den Leitern der Referate übertragen werden können, zu-
mal dann, wenn den Vorschlägen des Rechnungshofs gefolgt wird, den 
Sachbearbeitern zur Stärkung der Eigenverantwortlichkeit ein erweitertes 
Zeichnungsrecht einzuräumen. 

Der Rechnungshof hält an seiner Auffassung fest, dass eine eigenständige 
Landeszentralabteilung nur dann gerechtfertigt ist, wenn neben der in Aus-
sicht gestellten Aufgabenbündelung durch Zusammenfassung von Refera-
ten die Hierarchien innerhalb der OFD durch den ersatzlosen Abbau der 
Gruppenebene abgeflacht werden. 
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10.2 Aufgaben der Besitz- und Verkehrsteuerabteilung:  
Landwirtschaftliche Sachverständige 

Der Rechnungshof hat den Bereich „Landwirtschaftliche Sachverständige" 
näher untersucht und einer aufgabenkritischen Betrachtung unterzogen. Die 
getroffenen Feststellungen und Empfehlungen betreffen nicht nur die OFD, 
sondern wirken sich insbesondere auch auf die Finanzämter aus. 

10.2.1  

Die nahezu 50 Landwirtschaftlichen Sachverständigen bei Finanzämtern 
und OFD sind außer bei der Einheitsbewertung mit Bodenschätzungsarbei-
ten und Gutachten befasst. Nach Erfahrungen in anderen Bundesländern 
macht das auf die Tätigkeiten der Landwirtschaftlichen Sachverständigen 
zurückzuführende steuerliche Mehraufkommen nur einen geringen Bruch-
teil des Verwaltungsaufwands für die Bodenschätzung aus. 

10.2.2  

Der Rechnungshof ist davon ausgegangen, dass das für die Wirtschaftlich-
keit der Bodenschätzung in anderen Bundesländern festgestellte Missver-
hältnis ähnlich auch in Hessen besteht. Es sollte daher erwogen werden, die 
Bodenschätzung aus der Steuerverwaltung auszugliedern und auf eine ande-
re Verwaltung zu übertragen oder durch Externe wahrnehmen zu lassen.  

10.2.3  

Das Ministerium hat die geringe steuerliche Bedeutung der Tätigkeit der 
Landwirtschaftlichen Sachverständigen zwar eingeräumt, jedoch die An-
sicht vertreten, die Frage der Wirtschaftlichkeit ihres Einsatzes müsse un-
abhängig vom steuerlichen Nutzen der Bodenschätzung gesehen werden. 
Diese Aufgabe werde durch Bundesgesetz der Finanzverwaltung der Län-
der zugewiesen. Die Bodenschätzung habe wesentlich größere außersteuer-
liche Bedeutung als Dienstleistung für andere Ressorts.  
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Das Ministerium hat angekündigt, durch Umstrukturierung und Aufgaben-
verlagerung sechs Stellen für Landwirtschaftliche Sachverständige einzu-
sparen und eine weitere Reduzierung zu prüfen. 

Im Übrigen hat es darauf hingewiesen, dass eine Verlagerung der Boden-
schätzung auf eine andere Verwaltung bzw. deren Entstaatlichung einer 
entsprechenden bundesgesetzlichen Regelung bedürfe. 

10.2.4  

Der Rechnungshof sieht in den geplanten Stelleneinsparungen einen Schritt 
in die richtige Richtung. Er erwartet eine weitere kritische Prüfung der 
Aufgabenwahrnehmung und des Personalbedarfs in diesem Aufgabenbe-
reich. Darüber hinaus sollte unter Kosten-Nutzen-Gesichtspunkten unter-
sucht werden, ob es gesamtstaatlich nicht wirtschaftlicher und wirksamer 
wäre, die Bodenschätzung wegen ihrer überwiegend außersteuerlichen Be-
deutung einer anderen Verwaltung zu übertragen oder aber Externe zu be-
auftragen.  

10.3 Aufgaben der Landesbauabteilung 

10.3.1  

Die Landesbauabteilung ist Fach- und Aufsichtsbehörde der Staatlichen 
Hochbauverwaltung, die für Bauaufgaben des Landes, des Bundes und der 
Stationierungsstreitkräfte zuständig ist.  

Den Jahresberichten 1992 ff. der OFD zufolge sind das Bauvolumen und 
der Personaleinsatz der Staatlichen Hochbauverwaltung seit Anfang der 
90er Jahre insgesamt stark zurückgegangen. Dabei wurde der Personal-
bestand der Staatsbauämter von ehemals 1.389 Beschäftigten zum Stand 
1. Januar 1993 Jahr für Jahr auf 965 Beschäftigte im Jahr 2001 zurückge-
führt. Der entsprechende Personaleinsatz der OFD von ehemals 65 Beschäf-
tigten zum Stand 01. Januar 1993 ist seither - von zwischenzeitlichen 
Schwankungen abgesehen - in etwa gleichgeblieben. Er betrug zum 01. Juni 
2001 64 Beschäftigte. Dabei ist zu berücksichtigen, dass bei der OFD in 
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diesem Zeitraum zur Korruptionsbekämpfung die Mobile Prüfgruppe sowie 
die Revisionsgruppe Bau mit insgesamt 14 Beschäftigten neu eingerichtet 
wurden.  

Die Koalitionsvereinbarung vom 19. März 1999 enthielt das Ziel, die 
Staatsbauverwaltung zu privatisieren. Mittlerweile ist dieses Ziel insofern 
angepasst worden, als Kernkompetenzen im Baubereich und zur Korrupti-
onsbekämpfung erhalten werden sollten, jedoch bei gleichzeitiger weiterer 
Rückführung von Ressourcen. 

10.3.2  

Der Rechnungshof hat den Personaleinsatz in der Landesbauabteilung vor 
dem Hintergrund der seit Jahren rückläufigen Bauausgaben der öffentlichen 
Hand und des damit einhergehenden kontinuierlichen Personalabbaus bei 
den Staatsbauämtern als überhöht bewertet. Er hat vorgeschlagen, dass ent-
sprechend den Zielen der Verwaltungsreform nur noch die zwingend von 
der Mittelinstanz zu erledigenden Aufsichts- und Steuerungsaufgaben bei 
der OFD verbleiben und die personellen Ressourcen zurückgeführt werden 
sollten.  

10.3.3  

Das Ministerium hat den Personaleinsatz in Relation zu den wahrzuneh-
menden Aufgaben der Landesbauabteilung nicht für überhöht gehalten und 
keinen Zusammenhang zur Entwicklung der Bauausgaben sowie zur Perso-
nalentwicklung bei den Staatsbauämtern gesehen. Im Übrigen sei trotz der 
zwischenzeitlich neu eingerichteten Mobilen Prüfgruppe und der Revisi-
onsgruppe Bau der Personalbestand bei der OFD zwischen dem 01. Januar 
1992 und dem 01. Juni 2001 von 74 auf 64 Beschäftigte zurückgegangen.  

10.3.4  

Der Rechnungshof hat als Ausgangspunkt seiner Betrachtungen den 
01. Januar 1993 gewählt. Der Hinweis des Ministeriums auf den Personal-
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bestand der Landesbauabteilung zum 01. Januar 1992 kann daher zu keiner 
anderen Bewertung führen. Das Bauvolumen ist nach Auffassung des 
Rechnungshofs zwar nicht alleiniger, jedoch wichtiger Indikator für die 
Angemessenheit der Personalausstattung. Die rückläufige Auftragslage 
zeigt somit Tendenzen für die Arbeitsbelastung und damit den Personalbe-
darf nicht nur für die Ortsinstanz, sondern auch für die Mittelinstanz auf. 

Der erfolgte kontinuierliche Personalabbau bei den Staatsbauämtern hätte 
gerade im Zuge der von der Landesregierung angestrebten Verschlankung 
der Mittelbehörden auch bei der Landesbauabteilung entsprechende perso-
nelle Konsequenzen haben müssen. Dies hätte im Wege einer Personalbe-
darfsberechnung zeitnah untersucht werden sollen. 

10.4 Administrative Querschnittsaufgaben und Serviceleistungen 

10.4.1  

Administrative Querschnittsaufgaben wie Organisation, Haushalt, Personal 
und Informationstechnik werden im Wesentlichen in der Landeszentralab-
teilung wahrgenommen. Serviceleistungen wie Fahrbereitschaft, Boten-
dienst, Poststelle, Registratur, Haushandwerker und Druckerei sind dem 
Präsidialbüro zugeordnet. Die Serviceleistungen dienen auch dem Betrieb 
der im OFD-Gebäude untergebrachten Dienststellen(-teile) des Bundes. 

Für diese Aufgaben werden insgesamt mehr als die Hälfte der für die OFD 
veranschlagten Stellen gebunden. 

10.4.2  

Der Rechnungshof hat den Personalaufwand für administrative Quer-
schnittsaufgaben und Serviceleistungen im Verhältnis zu den originären 
steuer- und baufachlichen Aufgaben für zu hoch gehalten. Er hat zur Rück-
führung des Personalaufwands Möglichkeiten aufgezeigt, wie vor allem 
Serviceleistungen privatisiert, zentralisiert und abgeschichtet werden kön-
nen. Im Einzelnen hat er u.a. vorgeschlagen, 
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• die Zuständigkeiten für die Personalverwaltung weitgehend auf die Fi-
nanzämter und die Staatsbauämter zu delegieren und die verbleibenden 
Aufgaben in einem Referat zu bündeln, 

• den Personalaufwand in der Poststelle, in der Registratur, beim Boten-
dienst und in der Bücherei durch verstärkte Nutzung elektronischer Me-
dien sowie durch Rationalisierung der Arbeitsabläufe zurückzuführen, 

• die Zahl der Berufskraftfahrer durch verstärkte Inanspruchnahme von 
Beförderungsalternativen wie die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel, 
von Dienstfahrzeugen als Selbstfahrer, von privaten Kraftfahrzeugen  
oder aber durch Beauftragung privater Fahrdienste zu vermindern sowie 
den ohnehin bereits unzureichend genutzten Fuhrpark zu reduzieren,  

• den Bedarf an Druckleistungen durch Fremdvergabe zu decken und den 
eigenen Druckereibetrieb aufzugeben,  

• die bisher von eigenen Haushandwerkern wahrgenommenen Aufgaben 
fremdzuvergeben. 

10.4.3  

Das Ministerium hat die Unterscheidung zwischen originären Fachaufgaben 
und mittelbaren Steuerungs- und Unterstützungsaufgaben für zweifelhaft 
gehalten. Vielmehr sei es originäre Aufgabe der Mittelbehörde OFD (Fach-
abteilungen und Zentralabteilung), den nachgeordneten Bereich zu leiten 
und zu steuern.  

Bei der Personalverwaltung sei es oftmals wirtschaftlicher, Zuständigkeiten 
wie z.B. Beurteilungen, Beförderungen, Lehrgangsverteilungen oder Ver-
setzungen zu bündeln und nicht auf die Ortsinstanzen zu delegieren. Hier 
sei eine zentrale Steuerung durch die OFD erforderlich. Allerdings sei der 
Prozess, Aufgaben auf die Ortsebene zu delegieren, noch nicht abgeschlos-
sen.  

Die Aufgabenbereiche Botendienst, Fahrbereitschaft, Poststelle, Bücherei 
und Registratur würden zeitgemäßer und effizienter organisiert werden, 
sobald Grundsatzentscheidungen, insbesondere hinsichtlich der weiteren 
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Präsenz des Bundes, gefallen und deren Konsequenzen abschätzbar seien. 
Im Bereich der Hausverwaltung bestünde dem Grunde nach ebenfalls Über-
einstimmung. 

10.4.4  

Der Rechnungshof verkennt nicht, dass die Abgrenzung von administrati-
ven Aufgaben und Fachaufgaben bei einer Mittelinstanz durchaus unter-
schiedlich bewertet werden kann.  

Unabhängig von dieser Abgrenzungsfrage weist der Rechnungshof aber 
weiterhin auf den hohen Personalaufwand für administrative Querschnitts-
aufgaben und Serviceleistungen hin. 

Dabei erkennt er die Notwendigkeit einer zentralen Steuerung bestimmter 
Aufgaben des Personalbereichs an. Einzelfallentscheidungen sollten jedoch 
weitgehend auf die operative Ebene delegiert werden. 

Die bestehenden Möglichkeiten zur Fremdvergabe von Serviceaufgaben 
sind nicht ausgeschöpft. Auch durch die aufgezeigten Möglichkeiten zur 
Zentralisierung bzw. Abschichtung von Aufgaben sind Rationalisierungen 
und dadurch Personaleinsparungen möglich. Der Rechnungshof unterstützt 
daher die Bemühungen des Ministeriums, die Serviceleistungen des Inneren 
Dienstes zeitgemäßer und effizienter gestalten zu wollen. 

Spätestens nach Weggang der Bundesdienststellen(-teile) wird zu prüfen 
sein, ob die verbleibenden Restaufgaben es rechtfertigen, das Präsidialbüro 
als eigenständige Organisationseinheit aufrechtzuerhalten. 

10.5 Zeichnungsrecht 

10.5.1  

Nach den derzeitigen Regelungen dürfen die Sachbearbeiter der OFD nur 
die Vorgänge aus ihrem Arbeitsbereich abschließend zeichnen, für die ih-
nen die Befugnis schriftlich übertragen ist.  
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10.5.2  

Entsprechend dem Ziel der Verwaltungsreform, die ganzheitliche Bearbei-
tungsweise zu stärken und Verantwortlichkeiten zu delegieren, hat der 
Rechnungshof vorgeschlagen, das Zeichnungsrecht der Sachbearbeiter zu 
erweitern. Diese sollten zukünftig grundsätzlich für die von ihnen bearbei-
teten Vorgänge auch abschließend zeichnen, sofern die Befugnis nicht aus-
drücklich einer vorgesetzten Stelle vorbehalten bleibt. Dadurch könnten die 
Entscheidungswege verkürzt und die Leitungsebene entlastet werden. 

10.5.3  

Das Ministerium hat den Ausführungen des Rechnungshofs zur weiteren 
Delegation von Verantwortung auf die Sachbearbeiter durch Erweiterung 
des Zeichnungsrechts grundsätzlich zugestimmt. Die entsprechenden Be-
stimmungen würden gerade überarbeitet. Eine grundlegende Abweichung 
von den bundesrechtlichen Vorschriften der OFDGO liege aber nicht im 
abschließenden Ermessen der OFD. 

10.5.4  

Der Rechnungshof hält die sich abzeichnende Entwicklung zur Stärkung 
der Sachbearbeiterebene und zur Entlastung des Leitungspersonals für 
sachgerecht. Er sieht sich in seiner Auffassung bestätigt, dass die Regelun-
gen der OFDGO heutigen Erfordernissen nicht mehr entsprechen und einer 
grundlegenden Überarbeitung bedürfen. 

10.6 Schlussbetrachtung 

10.6.1  

Der Bund hat die Aufgabenwahrnehmung im Bereich der Bundesfinanz-
verwaltung bei ausgewählten Oberfinanzdirektionen zusammengefasst. 
Durch die Änderung des Artikels 108 Grundgesetz i.V.m. einer Novellie-
rung des FVG wurde zwischenzeitlich zudem der rechtliche Rahmen für 
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einen zweistufigen Aufbau der Finanzverwaltung durch den möglichen 
Verzicht auf die Mittelinstanz geschaffen. 

10.6.2  

Der Rechnungshof hat dazu ausgeführt, dass diese Gesetzesänderung vor-
rangig für kleinere Länder von Bedeutung sein dürfte. Die rechtlichen und 
organisatorischen Maßnahmen des Bundes sollten aber auch für Hessen 
Anlass sein, insbesondere Zielsetzung und Zuschnitt der OFD mit vermin-
derten Personalressourcen den gewandelten Rahmenbedingungen anzupas-
sen. 

10.6.3  

Das Ministerium hat sich hierzu nicht gesondert geäußert. 

10.6.4  

Der Rechnungshof bekräftigt zusammenfassend seine Auffassung, dass die 
OFD durch Nutzung von Privatisierungs-, Abschichtungs- und Rationalisie-
rungsmöglichkeiten sowie durch Straffung der Organisationsstrukturen 
verschlankt und die entsprechenden personalwirtschaftlichen Konsequenzen 
möglichst zeitnah gezogen werden sollten. 

Ergebnis sollte eine moderne, leistungsfähige und effiziente Mittelinstanz 
sein, die für die bevorstehenden Herausforderungen im Bereich der Finanz-
verwaltung gewappnet ist. 
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EPl 08 - Sozialministerium  

11 Bearbeitung von Fördermaßnahmen  
 (Kapitel 08 03, 08 22, 08 24) 

Das Ministerium nahm in mehreren Fällen zu Prüfungsmitteilungen des 
Rechnungshofs erst mit erheblicher Verspätung Stellung. 

Durch eine zögerliche Überprüfung von Förderprojekten besteht die Ge-
fahr, dass Rückforderungsansprüche gegen Zuwendungsempfänger we-
gen Verjährung nicht mehr durchzusetzen sind. 

Die Nichtvorlage eines seit mehreren Jahren angeforderten Verwen-
dungsnachweises hindert den Rechnungshof an der Prüfung der zweck-
entsprechenden Verwendung einer Zuwendung. 

11.1 Zögerliche Einleitung eines Rückforderungsverfahrens 

11.1.1  

Ein vom Land Hessen geförderter Beschäftigungsträger zahlte seinen lei-
tenden Mitarbeitern innerhalb von zwei Jahren Erfolgsbeteiligungen in Hö-
he von mehr als 745.000 € (1.460.000. DM) aus. In den Verwendungs-
nachweisen gab er nur einen geringen Teil seiner Einnahmen an.  

11.1.2  

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass der Beschäftigungsträger entgegen 
seiner zuwendungsrechtlichen Verpflichtung nur einen Teil seiner Einnah-
men angegeben hat. Er hat daher das Ministerium aufgefordert, Rückforde-
rungsansprüche geltend zu machen und die künftige Förderfähigkeit des 
Trägers zu überprüfen. 
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11.1.3  

Das Ministerium hat, obwohl ihm dieser Sachverhalt bereits im Oktober 
2001 mitgeteilt worden ist, erst im Februar 2003 inhaltlich dazu Stellung 
genommen.  

Es hat mitgeteilt, es habe inzwischen die Investitionsbank Hessen (IBH) 
beauftragt, das Rückforderungsverfahren einzuleiten. 

Zur Frage der Förderfähigkeit des Trägers hat das Ministerium mitgeteilt, 
einen Förderantrag für die Jahre 2001 bis 2003 abgelehnt zu haben, weil die 
niedrige Förderquote auf einen Mitnahmeeffekt schließen lasse. Es werde 
auch künftig über Förderanträge des Zuwendungsempfängers aktuell unter 
Berücksichtigung aller für die Förderung relevanten Umstände entscheiden. 

11.1.4  

Der Rechnungshof nimmt zur Kenntnis, dass sich das Ministerium seiner 
Rechtsauffassung anschließt und nunmehr über die IBH das Rückforde-
rungsverfahren eingeleitet hat. 

Er ist allerdings der Auffassung, dass das Ministerium auch in kürzerer Zeit 
zu dem Ergebnis hätte kommen können. 

11.2 Hinhaltende Bearbeitung von Rückforderungsansprüchen 

11.2.1  

Ein Zuwendungsempfänger verstieß bei der Vergabe mehrerer Aufträge mit 
einem Volumen von rund 1.514.000 € (rund 2.962.000 DM) zum Bau einer 
Werkstatt für Behinderte gegen Bestimmungen der Verdingungsordnung 
für Bauleistungen (VOB). 



11 Bearbeitung von Fördermaßnahmen  

166 Bemerkungen 2002 des Hessischen Rechnungshofs 

11.2.2  

Der Rechnungshof hat das Ministerium bereits im Januar 2000 in seiner 
Prüfungsmitteilung gebeten, Rückforderungsansprüche geltend zu machen. 

11.2.3  

Das Ministerium hat sich nach vier nicht zielführenden Stellungnahmen 
erstmals im September 2002 inhaltlich geäußert. Es hat bei drei Gewerken 
schwere VOB-Verstöße anerkannt. Ferner hat es in Aussicht gestellt, bei 
der Erstellung des Verfahrensvorschlages zur Abschlussfinanzierung werde 
nach der Gesamtbewertung, entsprechend dem Erlass des Hessischen Fi-
nanzministeriums vom 22.03.199410, „eine komplette oder teilweise Rück-
forderung des Betrages“ für das jeweilige Gewerk erfolgen. Für die anderen 
beanstandeten Gewerke hat das Ministerium prozentuale Kürzungen 
angekündigt. 

In einer weiteren Stellungnahme vom Februar 2003 hat das Ministerium 
ergänzend mitgeteilt, die interne Klärung sei abgeschlossen. Gegenwärtig 
werde der Vorschlag zur abschließenden Finanzierung erstellt. Dieser sei 
mit den anderen Zuwendungsgebern abzustimmen. Nach erfolgter Abstim-
mung sei der Gesamtrückforderungsbescheid vorgesehen. 

11.2.4  

Eine Entscheidung über die tatsächliche Höhe der bereits im September 
2002 angekündigten Rückforderungen steht noch aus. 

Der Rechnungshof kann aus der Stellungnahme vom Februar 2003 nicht 
erkennen, wann die Bearbeitung des Vorgangs abgeschlossen sein wird. 

Es besteht die Gefahr, dass die Rückforderungsansprüche wegen der Ver-
säumung der Jahresfrist nach § 48 Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(HVwVfG) bereits verjährt sind, zumal der vom Staatsbauamt fachtech-

                                              
10 St.Anz. 1994 S.1129 



11 Bearbeitung von Fördermaßnahmen 

Bemerkungen 2002 des Hessischen Rechnungshofs 167 

nisch geprüfte Verwendungsnachweis dem Ministerium bereits seit Mai 
2001 vorliegt. 

11.3 Schleppende Bearbeitung von Prüfungsmitteilungen 

11.3.1  

Eine Einrichtung der Behindertenhilfe erhielt u.a. vom Land Hessen eine 
Zuwendung in Höhe von rund 174.000 € (340.000 DM) zu den mit rund 1,3 
Mio. € (rund 2,55 Mio. DM) veranschlagten Kosten für den Aus- und Um-
bau landwirtschaftlicher Gebäude und den Neubau eines Betriebsleiter-
wohnhauses. 

11.3.2  

Der Rechnungshof hat in seiner Prüfungsmitteilung vom April 2000 festge-
stellt, dass der Zuwendungsempfänger weitestgehend die Vorschriften der 
VOB nicht beachtet hat.  

Er hat daher das Ministerium aufgefordert, Rückforderungsansprüche gel-
tend zu machen. 

11.3.3  

Das Ministerium hat erstmals im August 2002 zu den Feststellungen und 
Wertungen des Rechnungshofs Stellung genommen. Es hat schwere VOB-
Verstöße mit einem Auftragsvolumen von rund 1.278.000 € (rund 
2.500.000 DM) anerkannt und mitgeteilt, dass es nicht zu einer vollständi-
gen, sondern - unter Anwendung des vorgenannten Erlasses des Finanzmi-
nisteriums - nur zu einer teilweisen Rückforderung der gewährten Landes-
zuwendung kommen werde. 

Im Februar 2003 hat das Ministerium ergänzend mitgeteilt, es habe einen 
Vorschlag zur abschließenden Finanzierung dieses Projekts erstellt und den 



11 Bearbeitung von Fördermaßnahmen  

168 Bemerkungen 2002 des Hessischen Rechnungshofs 

weiteren Zuwendungsgebern vorgelegt. Nach deren Zustimmung werde der 
Rückforderungsbescheid erstellt. 

11.3.4  

Der Rechnungshof hält es nicht für hinnehmbar, dass sich das Ministerium 
rund drei Jahre nach Erhalt der Prüfungsmitteilung noch nicht konkret zum 
Umfang der beabsichtigten Rückforderungen geäußert hat. 

Es besteht die Gefahr, dass Rückforderungsansprüche wegen Verjährung 
gemäß § 48 HVwVfG nicht mehr durchgesetzt werden können. 

11.4 Behinderung der Prüfungstätigkeit wegen Nichtvorlage von 
Unterlagen 

11.4.1  

Das Ministerium beteiligte sich im Jahr 1998 mit rund 409.000 € (800.000 
DM) an der Förderung des Neubaus eines Jugendgästehauses. Insgesamt 
betrugen die Zuwendungen und Zuschüsse der öffentlichen Hand rund 
4,5 Mio. € (rund 8,8 Mio. DM). Dabei vereinbarten die beteiligten Behör-
den, dass das Landesjugendamt Hessen den Verwendungsnachweis verwal-
tungsmäßig zu prüfen habe. Mit Schreiben vom September 1998 forderte 
der Rechnungshof den Verwendungsnachweis an und nahm im Oktober 
1999 Einsicht in die Förderakten. Das Bauvorhaben war zu diesem Zeit-
punkt noch nicht abgeschlossen. Im April 2001 fragte der Rechnungshof an, 
ob die Fördermaßnahme zwischenzeitlich abgeschlossen sei und bat erneut 
um Übersendung des Verwendungsnachweises. Das Ministerium informier-
te im Juli 2001 über den Abschluss des Bauvorhabens und teilte mit, der 
Verwendungsnachweis läge dem zuständigen Staatsbauamt zur baufachli-
chen Prüfung vor.  
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11.4.2  

Nach den Feststellungen des Rechnungshofs wird der Verwendungsnach-
weis seit Mai 2002 im Ministerium verwaltungsmäßig geprüft.  

Mehrfache Bemühungen des Rechnungshofs, den Verwendungsnachweis 
zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit der durchge-
führten Baumaßnahme zu erhalten, blieben erfolglos. 

11.4.3  

Im Februar 2003 hat das Ministerium mitgeteilt, das zuständige Staatsbau-
amt habe im Januar 2003 ergänzend zu den zwischenzeitlich vom Ministe-
rium festgestellten VOB-Verstößen Stellung genommen. Gegenwärtig er-
folge eine interne Bewertung durch die Innenrevision des Ministeriums. 

11.4.4  

Der Rechnungshof kritisiert die unangemessen lange Bearbeitungsdauer 
- insbesondere bei der Prüfung des Verwendungsnachweises -, durch die er 
an der Erfüllung seiner Prüfungs- und Berichterstattungsaufgaben gehindert 
wird. 

11.5 Zusammenfassung 

Der Rechnungshof erwartet, dass das Sozialministerium künftig seine Prü-
fungsmitteilungen zeitnah bearbeitet. Insbesondere Rückforderungsansprü-
che sind so zügig zu bearbeiten, dass deren Verjährung vermieden werden 
kann. 
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EPl 09 - Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und  
 Forsten 

12 Förderung von Biogasanlagen  
 (Kapitel 09 05 - ATG 94, Hj. 1993 - 2001) 

In den Jahren 1993 bis 2001 förderte das Ministerium siebzehn Projekte 
zur Errichtung von Biogasanlagen mit Zuwendungen von insgesamt rd. 
1,9 Mio. € (rd. 3,77 Mio. DM). 

Nur drei der zehn untersuchten Anlagen arbeiteten ohne Änderung der 
ursprünglichen Konzeption wirtschaftlich. Fünf andere Anlagen erreich-
ten erst nachträglich durch erhebliche weitere Investitionen für Leis-
tungserhöhungen und die Einführung oder den Ausbau der Kofermenta-
tion (Zugabe von organischen Abfällen) ein besseres Betriebsergebnis. 

Der Rechnungshof empfiehlt, künftig nur noch Anlagen mit höherer 
Nennleistung zu fördern und die Wirtschaftlichkeit von geplanten Anla-
gen verstärkt zu überprüfen. 

12.1  

Ein energiepolitisches Ziel der Landesregierung ist die Förderung der Pri-
mär-Energieeinsparung und die Nutzung erneuerbarer Energien im Interes-
se von Umweltentlastung und Klimaschutz. Einen wichtigen Beitrag zur 
Erreichung dieses Ziels soll die Erzeugung und Nutzung von Biogas leisten. 

Der Rechnungshof hat zehn von siebzehn Biogasanlagen in Verbindung mit 
Blockheizkraftwerken untersucht, die das Ministerium von 1993 bis 2001 
gemäß §§ 5, 6 des Hessischen Energiegesetzes gefördert hatte. Dabei stand 
die Wirtschaftlichkeit des Betriebes dieser Anlagen im Vordergrund. Die 
elektrischen Nennleistungen dieser Anlagen betrugen zwischen 15 und 150 
Kilowatt. Für die Investitionskosten der geförderten siebzehn Anlagen von 
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6.288.467 € (12.299.172 DM) wurden Zuwendungen in Höhe von 
1.929.939 € (3.774.632 DM) gewährt. 

Bei drei Anlagen mit Leistungen von 45 Kilowatt, 115 Kilowatt und 150 
Kilowatt führte die ursprüngliche Konzeption zu einem befriedigenden 
wirtschaftlichen Erfolg. Grundlage der positiven Bilanz war eine maximale 
Gasausbeute durch einen optimalen Ausbau der Kofermentation (Zusatz 
von Grasschnitt, Nahrungsmittelresten, Speiseabfällen, Schlachthofabfällen 
und anderen organischen Stoffen). Dies führte zu einer hohen Dauerleistung 
und niedrigen Betriebskosten pro erzeugter Kilowattstunde. Außerdem fie-
len durch die eigene Wartung der Anlagen nur Materialkosten für Ersatztei-
le an.  

Die anderen sieben Anlagen mit Nennleistungen zwischen 15 und 37 Kilo-
watt erwirtschafteten die aufgewandten Betriebs- und Kapitalkosten nicht, 
obwohl auch hier die Betreiber selbst Wartung und Reparaturen durchführ-
ten. Erst die nachträgliche Leistungserhöhung der Generatoren mit einem 
Ausbau der Kofermentation verbesserte die Wirtschaftlichkeit von fünf An-
lagen. Eine Anlage erreichte die geplante Gasausbeute nicht, weil die zur 
Verwertung vorgesehenen Schlachthofabfälle die gesetzlichen Hygienisie-
rungsvorschriften nicht erfüllten. Die siebente Anlage erwies sich bereits 
bei der Bewertung des Förderantrags als grundsätzlich unwirtschaftlich. 

12.2  

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass die Wirtschaftlichkeit von 
Biogasanlagen mit der Höhe der Nennleistung, der Auslastung und der ab-
gegebenen Strommenge steigt. Nur bei hoher Auslastung und entsprechend 
hoher Leistung werden die Betriebs- und Kapitalkosten durch die Erlöse 
von Strom und Wärme ausgeglichen.  

Kleinanlagen mit einer elektrischen Nennleistung unter 30 Kilowatt führen 
zu unwirtschaftlichen Betriebsergebnissen. 

Grundsätzlich sollte bei der Planung von Biogasanlagen auf eine kosten-
günstige Kofermentation geachtet werden. Verträge über zu entsorgende 
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organische Abfälle sollten die seuchenhygienischen Vorschriften berück-
sichtigen. Vor der Bewilligung von Zuwendungen sollten Gasausbeute und 
die maximal erreichbare Dauerleistung aufgrund der anfallenden Gülle und 
der verfügbaren Zusätze genau bestimmt werden, um einen wirtschaftlichen 
Betrieb zu gewährleisten. 

12.3  

Das Ministerium hat sich im Wesentlichen der Auffassung und den Emp-
fehlungen des Rechnungshofs angeschlossen. Es hat insbesondere einge-
räumt, dass kleinere Anlagen kaum wirtschaftlich betrieben werden könn-
ten. Seit 1998 fördere es solche Anlagen nicht mehr. Eine konkrete untere 
Grenze für die Förderungswürdigkeit wolle es jedoch nicht ziehen, da ne-
ben betriebswirtschaftlichen Aspekten weitere positive Nebeneffekte zu 
berücksichtigen seien. In diesem Zusammenhang hat es auf die Düngewert-
vorteile einer in einer Biogasanlage behandelte Gülle gegenüber Rohgülle 
hingewiesen.  

12.4  

Der Rechnungshof begrüßt es, dass das Ministerium seine Empfehlungen 
bei den aktuellen Förderanträgen aufgreifen und die Wirtschaftlichkeit der 
zu fördernden Anlagen stärker berücksichtigen will.  
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EPl 15 - Ministerium für Wissenschaft und Kunst 

13 Bibliothekssysteme der hessischen Universitäten  
 (Kapitel 15 05, 15 07, 15 09 , 15 10 und 15 13) 

An den hessischen Universitäten gibt es zu viele dezentrale und selbstän-
dige Bibliotheken. Die Bibliothekssysteme sollten gestrafft werden.  

13.1  

13.1.1  

In Hessen soll die Versorgung mit Literatur und anderen Medien sowie mit 
Einrichtungen der Kommunikation und Informationsverarbeitung nach den 
Grundsätzen der funktionalen Einschichtigkeit erfolgen. Die Hochschulen 
haben ihr Bibliothekswesen durch Satzung dementsprechend auszugestalten 
(§ 56 Hessisches Hochschulgesetz (HHG)).  

In einem einschichtigen System sind die Bibliotheken der Universität einer 
einheitlichen Leitung unterstellt, das Personal und die Finanzmittel sind 
zentral etatisiert und die Beschaffung der Literatur erfolgt nach einheitli-
chen Grundsätzen.  

In einem zwei- oder mehrschichtigen Bibliothekssystem existieren unter-
halb der Zentralbibliothek weitgehend autonome Bibliotheken mit eigenem 
Personal und eigenem Etat. Unabhängig hiervon kann das Bibliothekssys-
tem mehr oder weniger stark zentralisiert sein, wobei ein stark dezentrali-
siertes System vergleichsweise viele, ein zentralisiertes System vergleichs-
weise wenige Bibliotheksstandorte hat. 

13.1.2  

Die Fachgebiets- und Institutsbibliotheken sind überwiegend noch nicht an 
die Zentralbibliotheken im Sinne der funktionalen Einschichtigkeit ange-
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bunden. Insbesondere werden die Informationsmedien häufig noch nicht 
nach einheitlichen Kriterien zentral bewirtschaftet und beschafft. Allein der 
Erwerbungsetat der hessischen Universitätsbibliotheken betrug im Jahr 
2000 rund 15,2 Mio. € (29,7 Mio. DM). 

Die hessischen Universitätsbibliotheken sind stark dezentralisiert. Die ein-
zelnen Bibliotheken verteilen sich auf eine Vielzahl von Standorten. Neben 
den zentralen Universitätsbibliotheken gab es in Gießen 127, in Frankfurt 
117, in Marburg 96, in Darmstadt 78 und in Kassel 10 bibliothekarische 
Einrichtungen (Fachbereichs-, Fachgebiets- und Institutsbibliotheken). Da-
mit entfielen auf 1.000 Studierende in der Regelstudienzeit in Gießen 7,8, 
in Marburg 5,9, in Darmstadt 4,8, in Frankfurt 3,3 und in Kassel 0,6 Biblio-
theken (Bibliotheksdichte).  

13.2  

Der Rechnungshof hat kritisiert, dass die hessischen Universitätsbibliothe-
ken immer noch nicht durchgängig einschichtig organisiert sind. Hierdurch 
werden noch nicht alle Wirtschaftlichkeits- und Wirksamkeitspotentiale 
ausgeschöpft.  

Weiter hat der Rechnungshof darauf hingewiesen, dass sich durch eine 
möglichst weitgehende räumliche Zusammenfassung der Universitätsbiblio-
theken Personal- und Sachkosten verringern ließen. 

Dabei verkennt der Rechnungshof nicht, dass sich durch eine Zentralisie-
rung die Entfernungen zwischen der Bibliothek und dem eigentlichen Ort 
der Lehre und Forschung, dem Institut oder Lehrstuhl in Einzelfällen ver-
größern können. Durch die Entwicklung im Bereich der elektronischen Da-
tenverarbeitung verliert dieser Nachteil seiner Auffassung nach jedoch zu-
nehmend an Gewicht. Der Rechnungshof hat auch berücksichtigt, dass die 
Möglichkeit einer Zentralisierung bibliothekarischer Einrichtungen im Ein-
zelfall kurz- bis mittelfristig durch die baulichen und räumlichen Gegeben-
heiten begrenzt wird. Gleichwohl hat er festgestellt, dass die im Rahmen 
der baulichen Gegebenheiten bestehenden Zentralisierungspotentiale nicht 
immer ausgeschöpft werden. Insbesondere scheint eine Zusammenlegung 
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der räumlich eng beieinander liegenden bibliothekarischen Einrichtungen 
notwendig und vertretbar. Selbst wenn die einzelnen Instituts- und Lehr-
stuhlbibliotheken etwa in einem Gebäude zusammengefasst sind, eine Zu-
sammenlegung sich somit aufdrängt, wird diese nicht immer konsequent 
angestrebt. 

13.3  

Das Hessische Ministerium für Wissenschaft und Kunst hat den Ausfüh-
rungen des Rechnungshofs grundsätzlich zugestimmt. Es hat die Erwartung 
ausgesprochen, dass die Vorschläge des Rechnungshofs zu einer weiteren 
Modernisierung des Bibliothekswesens an den hessischen Universitäten 
beitragen. Seine Rolle im Bezug auf die Universitätsbibliotheken sieht das 
Ministerium aber im Wesentlichen auf die Rechtsaufsicht und die Setzung 
von Innovationsanreizen beschränkt. 

Das Ministerium hat weiter ausgeführt, es habe die Universitäten unmittel-
bar vor Eingang der Prüfungsmitteilung um Vorlage von Berichten zur Um-
setzung des § 56 HHG gebeten. Zwei Universitäten hätten mittlerweile Sat-
zungen zur Bibliotheksorganisation vorgelegt, von dreien stünden diese 
noch aus.  

13.4  

Der Rechnungshof empfiehlt dem Ministerium, im Rahmen seiner rechts-
aufsichtlichen Befugnisse auf eine möglichst zeitnahe Umsetzung der im 
Hessischen Hochschulgesetz verankerten Organisationsgrundsätze hinzu-
wirken. 

Eine stärkere räumliche Zusammenfassung bibliothekarischer Einrichtun-
gen ist nach Auffassung des Rechnungshofs möglich und geboten. Der 
Rechnungshof erwartet, dass die Hochschulen bestehende Zentralisierungs-
potentiale ausschöpfen und das Ministerium diesen Prozess unterstützt und 
fördert. 
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14 Wohnungsfürsorge des Klinikums der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität Frankfurt am Main  

 (Kapitel 15 10) 

Die Wohnungsfürsorge des Klinikums ist unwirtschaftlich. Jede der 840 
Wohneinheiten wird jährlich durchschnittlich mit 3.100 € (6.100 DM) 
subventioniert (Gesamtvolumen: 2,6 Mio. € (5 Mio. DM)). 

Der Rechnungshof regt an, Art und Umfang der Wohnungsfürsorge auf-
gabenkritisch zu hinterfragen. 

14.1  

14.1.1  

Das Universitätsklinikum der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frank-
furt am Main unterhält für seine Mitarbeiter insgesamt rund 840 Dienst- 
und Landesmietwohnungen sowie Appartements und Personalunterkünfte. 
Die Objekte verteilen sich auf 24 Gebäude und eine Wohnanlage, die alle 
auf dem Gelände des Klinikums liegen. 

Ohne die Bereitstellung kostengünstigen Wohnraums kann nach Auf-
fassung des Universitätsklinikums qualifiziertes Personal häufig nicht ge-
wonnen werden.   

Die Zahl der zu betreuenden Wohneinheiten hat sich seit dem Jahre 1996 
um rund 35 v.H. verringert. Zur Bewirtschaftung der Liegenschaften wird 
seit dem Jahre 1990 ein DV-Programm eingesetzt. Das mit der Wohnungs-
fürsorge betraute Personal, das jährliche Kosten von rund 300.000 € 
(590.000 DM) verursacht, wurde in den 90er Jahren nicht verringert.  

Ein im Jahre 1997 für rund 14,3 Mio. € (28 Mio. DM) speziell für Pflege-
kräfte errichtetes Wohngebäude war im Jahre 2001 nur zu 51 v.H. mit Mit-
arbeitern im Pflegebereich, zu rund 40 v.H. mit anderen Beschäftigtengrup-
pen des Klinikums belegt. Nach den Feststellungen der internen Revision 
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waren die meisten Mieter aus anderen Wohnungen des Klinikums in den 
Neubau umgezogen. 

Nach Berechnungen des Rechnungshofs kostet die Wohnungsfürsorge des 
Klinikums deutlich über 2,6 Mio. €  (5 Mio. DM) jährlich. Jede der rund 
840 Wohneinheiten wird durchschnittlich mit rund 3.100 € (6.100 DM) pro 
Jahr subventioniert.  

14.1.2  

Für einen Teil der Landesmietwohnungen hat das Klinikum die vorge-
schriebenen Mitteilungen an das Staatsbauamt zur Mietwertüberprüfung 
seit dem Jahre 1994 nicht mehr erstellt. In der Folge wurden die Mieten 
nicht entsprechend angepasst. Dies führte zu Einnahmeverlusten in Höhe 
von rund 128.000 €  (250.000 DM).  

Der Unterschiedsbetrag zwischen den angesetzten Mieten für die Mitarbei-
ter des Klinikums und den ortsüblichen Mieten ist als geldwerter Vorteil 
lohnsteuerpflichtig. Das Klinikum hat den auf den geldwerten Vorteil ent-
fallenden Lohnsteueranteil nicht einbehalten und an das Finanzamt abge-
führt. Das Finanzamt forderte vom Klinikum eine Steuernachzahlung in 
Höhe von rund 125.000 € (244.000 DM). Bei sachgerechter Anwendung 
der steuerrechtlichen Vorschriften hätten die Bediensteten als Steuerschuld-
ner und nicht das Klinikum für die Steuerzahlungen aufkommen müssen.  

14.2  

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass die gegenwärtige Form der 
Wohnungssubventionierung unwirtschaftlich ist. Insbesondere die lang-
fristige Kapitalbindung durch den Bau eigener Wohnungen verhindert eine 
flexible Anpassung an geänderte Marktbedingungen. So hat das Beispiel 
des im Jahre 1997 fertiggestellten Objekts gezeigt, dass sich der Woh-
nungsbedarf des Klinikums für seine Mitarbeiter häufig nicht genau ermit-
teln lässt bzw. sich nach Fertigstellung der Objekte die Nachfragesituation 
ändern kann. 
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Angesichts des hohen Subventionsbedarfs hat der Rechnungshof angeregt, 
die wohnwirtschaftlichen Aktivitäten des Klinikums aufgabenkritisch zu 
hinterfragen. 

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass direkte Zahlungen an die 
Beschäftigten gezielter eingesetzt werden könnten und mit ihnen ein höhe-
rer Nutzen und Anreiz als durch die subventionierte Bereitstellung von 
Wohnraum erreichbar wäre. Der Rechnungshof hat angeregt, auf eine hier-
für gegebenenfalls notwendige Änderung rechtlicher Regelungen hinzuwir-
ken. 

Sofern die Wohnraumbereitstellung für Mitarbeiter unter den gegenwärti-
gen Rahmenbedingungen weiterhin für erforderlich gehalten wird, sollten 
angesichts der aufgezeigten Mängel bei der Liegenschaftsverwaltung die 
internen Abläufe kurzfristig überprüft und optimiert werden. Darüber hin-
aus wäre nach Auffassung des Rechnungshofs zu überlegen, durch wen und 
in welcher Organisationsform das Immobilienmanagement effektiv und 
effizient betrieben werden kann. 

14.3  

Der Rechnungshof hat seine Prüfungsmitteilung Mitte Juni 2002 dem Klini-
kum und dem Ministerium mit der Bitte um Stellungnahme bis zum 
30. August 2002 übersandt. Beide Adressaten haben sich zu den hier ange-
sprochenen Fragen bisher nicht geäußert.  

Das Ministerium hat auf eine Stellungnahme zu dem vorliegenden Bemer-
kungsbeitrag verzichtet. 
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EPl 17 - Allgemeine Finanzverwaltung 
hier: Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und  
 Landesentwicklung 

15 Vergabe von Bauaufträgen durch Zuwendungsempfänger  
 (Kapitel 17 30, Kapitel 17 52) 

Verkehrsunternehmen in öffentlicher Trägerschaft vergaben umfangrei-
che Bauaufträge zum Ausbau ihrer Infrastruktur freihändig. Aufträge 
und Nachtragsvereinbarungen wurden nachträglich pauschaliert und 
rechnungsbegründende Unterlagen zur Prüfung nicht vorgelegt.  

Der Rechnungshof erwartet, dass die Bewilligungsbehörden mit Nach-
druck für die Einhaltung der haushalts- und vergaberechtlichen Bestim-
mungen sorgen. Er empfiehlt, bei den festgestellten Vergabeverstößen die 
Zuwendungen neu festzusetzen. 

15.1 Bau einer Omnibuswartungshalle 

15.1.1  

Ein südhessisches Verkehrsunternehmen in öffentlicher Trägerschaft erhielt 
Zuwendungen nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) 
und dem Finanzausgleichsgesetz (FAG) für den Bau einer Omnibuswar-
tungshalle. Die Bewilligungssumme lag bei rd. 2,0 Mio. € (3,9 Mio. DM). 
In dem Zuwendungsbescheid des Ministeriums wurde die grundsätzliche 
Anwendung der Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB) vorge-
schrieben. Zudem wurde auf die Geltung des § 44 Landeshaushaltsordnung 
(LHO) und der dazu gehörigen Verwaltungsvorschriften verwiesen. Mittel-
bewirtschaftende Stelle war das Hessische Landesamt für Straßen- und 
Verkehrswesen (Landesamt).  

Der Zuwendungsempfänger erteilte nach öffentlicher Ausschreibung den 
Auftrag an den Mindestbietenden als Einheitspreisvertrag, jedoch ohne 
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Nennung einer Auftragssumme. Es wurde lediglich auf das Leistungsver-
zeichnis und die gewerteten Nebenangebote verwiesen. Die Auswertung der 
Angebote und die Ermittlung des annehmbarsten Angebots waren durch 
den Rechnungshof nicht prüfbar, da alle Angebote und Nebenangebote der 
Mitbewerber zum Zeitpunkt der Prüfung schon vernichtet waren. Nach 
Aussage des Zuwendungsempfängers geschah dies mit Zustimmung des 
Landesamtes. 

Nach der zehnten Abschlagsrechnung mit einem Zahlungsstand von 
2.123.836 € (4.153.862 DM) brutto wurde der Einheitspreisvertrag wenige 
Tage vor Abschluss der Bauarbeiten in einen Pauschalvertrag mit einer 
Auftragssumme von 2.881.130 € (5.635.000 DM) brutto umgewandelt. 
Aufgrund der nachträglichen Pauschalpreisvereinbarung war die Gesamt-
leistung in der Schlussrechnung nicht in die Einzelpositionen des Auftrags 
aufgegliedert. Rechnungsbegründende Unterlagen zum Nachweis der aus-
geführten Leistungen wurden zum Zeitpunkt der Prüfung nicht vorgelegt. 

Fast vier Jahre nach Übersendung der Prüfungsmitteilung legte das zustän-
dige Amt für Straßen- und Verkehrswesen im August bzw. September 2002 
dem Rechnungshof den mehrfach angeforderten verwaltungsseitig geprüf-
ten Schlussverwendungsnachweis vor. Die nachträglich aufgestellte Ab-
rechnung der bauausführenden Firma war lediglich auf dem Mengengerüst 
der Ausschreibung aufgebaut. Die tatsächlich ausgeführten Leistungen wa-
ren nicht mit Aufmaßen nachgewiesen. 

15.1.2  

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass weder die Abschlagsrechnungen 
noch die Schlussrechnung prüfbar waren und der Zuwendungsempfänger 
keine Baurechnung entsprechend den hierfür geltenden Verwaltungsvor-
schriften aufgestellt hatte. Er hat empfohlen, die Zuwendung nach der 
Rechnungssumme der letzten Abschlagsrechnung zu bestimmen, da nicht 
prüfbar war, ob zwischen der Stellung der letzten Abschlagsrechnung 
(30.01.98) und der Pauschalpreisvereinbarung (03.03.98) Leistungen in 
Höhe von rd. 757.000 € (rd. 1.481.000 DM) erbracht wurden. Zudem hat er 
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angeregt, die Zuwendung neu festzusetzen, da ohne Nachweise die korrekte 
Höhe der Zuwendung nicht festzustellen ist.  

15.1.3  

Das Landesamt hat eingeräumt, dass keine rechnungsbegründenden Unter-
lagen bzw. keine Baurechnung vorlägen. Dies gelte auch für den Zeitraum 
vor der Pauschalierung, obwohl für die Abschlagszahlungen die Leistungen 
im Einzelnen hätten nachgewiesen werden müssen11. Die Differenz zwi-
schen der Pauschalsumme von 2.881.130 € (5.635.000 DM) brutto und dem 
Zahlungsstand der letzten Abschlagsrechnung könne bisher noch nicht auf-
geklärt und erst als zuwendungsfähig anerkannt werden, wenn im Rahmen 
der Schlussverwendungsnachweisprüfung die entsprechenden Nachweise 
vorgelegt würden. Im Übrigen habe das Landesamt der Vernichtung der 
Unterlagen nicht zugestimmt. Der Zuwendungsempfänger habe eine Aus-
kunft missverstanden. 

Das Ministerium hat weiterhin mitgeteilt, die Prüfungsmitteilung sei suk-
zessiv abgearbeitet worden. Eine abschließende Antwort sei erst nach Vor-
lage des geprüften Verwendungsnachweises möglich gewesen. Es hat aller-
dings nicht erläutert, warum die Verwendungsnachweise erst vier Jahre 
nach Inbetriebnahme der Anlage vom Zuwendungsempfänger dem Amt für 
Straßen- und Verkehrswesen zur Prüfung vorgelegt wurden. Zum Nachweis 
der Bauleistungen hat das Ministerium ausgeführt, dass nachträglich beauf-
tragte Aufmaße Grundlage der Prüfung gewesen seien. Nach Ansicht der 
Fachbehörde seien diese korrekt gewesen. Nicht nachweisbare Kosten seien 
als nicht zuwendungsfähig abgesetzt worden.  

15.1.4  

Die nochmaligen Stellungnahmen des Landesamtes und des Ministeriums 
haben keine neuen Gesichtspunkte ergeben. Daher hält der Rechnungshof 
seine Empfehlung, die Zuwendung zu kürzen, aufrecht.  

                                              
11 VOB/B § 16 Nr.1 
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Dem Rechnungshof ist bewusst, dass die Prüfung des Verwendungsnach-
weises erst nach dessen Vorlage möglich ist. Er weist jedoch darauf hin, 
dass dieser nach den VV-LHO12 innerhalb von sechs Monaten nach Durch-
führung des Vorhabens, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den 
Bewilligungszeitraum folgenden Monats vorzulegen ist. Bei nicht fristge-
rechter Vorlage kommt ein Widerruf mit Rückwirkung in Betracht. Das 
Ministerium hat es nach Ansicht des Rechnungshofs unterlassen, auf die 
zeitnahe Vorlage des Verwendungsnachweises hinzuwirken.  

Der Rechnungshof hält daher auch den Zeitraum von fast vier Jahren für die 
abschließende Antwort auf seine Prüfungsmitteilung für unangemessen 
lang. 

15.2 Bau einer Omnibusabstellanlage 

15.2.1  

Zeitgleich errichtete dieses Verkehrsunternehmen eine Omnibusabstellanla-
ge, für die ebenfalls Zuwendungen nach dem GVFG und dem FAG in Höhe 
von rd. 6,7 Mio. € (rd.13.1 Mio. DM) bewilligt wurden. 

Der Zuwendungsempfänger teilte dem Landesamt mit, er werde diese Maß-
nahme nach VOB/A Abschnitt 3 in Beschränkter Ausschreibung nach öf-
fentlichem Teilnehmerwettbewerb vergeben. Es wurde jedoch ein Verhand-
lungsverfahren nach VOB/A Abschnitt 4 (Sektorenrichtlinie) europaweit 
ausgeschrieben. Da aufgrundlage dieser Veröffentlichung keine Angebote 
eingingen, wurde, wie zuvor angekündigt, beschränkt ausgeschrieben. Nach 
der Submission der acht eingegangenen Angebote führte der Zuwendungs-
empfänger, ohne die Ausschreibung zuvor aufzuheben, mit den drei Min-
destbietenden Preisverhandlungen durch und ließ sich von diesen ein neues 
Angebot vorlegen. Die zunächst an dritter Stelle liegende Firma erhielt als 
nunmehr günstigster Bieter den Zuschlag. Die Entwurfspläne des Bauwerks 
waren etwa ein Jahr vor der Ausschreibung dieser Firma bereits zu Verfü-

                                              
12 VV-LHO zu § 44, Anlage 2, Nr. 6 
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gung gestellt worden. Der Auftrag wurde aufgrund eines Nebenangebots zu 
einer Pauschalsumme erteilt. 

Zum Zeitpunkt der Prüfung durch den Rechnungshof (Frühjahr 1998) wa-
ren die Angebote der anderen Bieter bereits vernichtet. Eine Prüfung des 
Vergabeverfahrens war nicht mehr möglich. 

15.2.2  

Der Rechnungshof hat die Ausschreibungspraxis bemängelt. Der Zuwen-
dungsempfänger war mehrfach darauf hingewiesen worden, dass die 
VOB/A anzuwenden und Aufträge öffentlich auszuschreiben seien. Nach 
Ansicht des Rechnungshofs ergibt sich aus den VV-LHO zweifelsfrei, dass 
immer dann die VOB/A Abschnitte 1 bis 3 - Öffentliche Ausschreibung - 
anzuwenden ist, wenn mit Mitteln des Landes maßgeblich geförderte Leis-
tungen zu vergeben sind. Nachverhandlungen mit Bietern nach Angebots-
prüfung und vor der Vergabeentscheidung stellen einen schweren Vergabe-
verstoß im Sinne des Erlasses des Ministeriums der Finanzen vom 22. März 
1994 - H 1012/VV/ § 44 - III A 11 dar. Der Rechnungshof hat daher emp-
fohlen, den Zuwendungsbescheid zu widerrufen und die Zuwendung neu 
festzusetzen.  

15.2.3  

Das Landesamt hat zwar der Beanstandung hinsichtlich der Nachverhand-
lung mit Bietern zugestimmt. Es hat aber darauf hingewiesen, dass dem 
Zuwendungsempfänger nicht bewusst gewesen sei, dass er Abschnitt 3 der 
VOB/A - Öffentliche Ausschreibung - anzuwenden hätte. Dies sei auch 
nicht in den Zuwendungsbedingungen besonders hervorgehoben gewesen. 
Zudem seien alle Beteiligten davon ausgegangen, dass das Verhandlungs-
verfahren zu Recht angewendet werden dürfe. Daher sollte keine Kürzung 
der Zuwendung vorgenommen werden. 
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Ergänzend hat das Ministerium darauf hingewiesen, dass erst seit dem 
Haushaltsjahr 2001 die Beachtung des Abschnitts 3 der Verdingungsord-
nungen Teil A zur Auflage gemacht werde. 

15.2.4  

Die Einlassungen des Landesamtes und des Ministeriums haben den Rech-
nungshof nicht überzeugt. Der Zuwendungsempfänger erhielt bereits bei 
Antragsprüfung folgenden Hinweis: „Gemäß den Vorläufigen Verwaltungs-
vorschriften zu § 44 LHO ist bei Vergaben von Aufträgen die VOB/VOL 
zwingend zu beachten. Die öffentliche Ausschreibung ist vorrangig anzu-
wenden.“ Auch ist im Vermerk zur Vergabeprüfung des Landesamtes unter 
dem Punkt Beanstandungen notiert: “künftig keine Verhandlungsverfah-
ren“. Die Unzulässigkeit der freihändigen Vergabe war demnach bekannt. 
Eine Vergabezustimmung hätte verweigert und eine erneute, öffentliche 
Ausschreibung gefordert werden müssen. 

Der Rechnungshof ist der Ansicht, dass die Straßen- und Verkehrsverwal-
tung als Zuwendungsgeber die Einhaltung ihrer eigenen Vorgaben und Auf-
lagen mit Nachdruck sicherstellen sollte. Er hält daher daran fest, die Zu-
wendung neu festzusetzen . 

15.3 Ausbau einer Regionalbahn 

15.3.1  

Für den Ausbau einer nordhessischen Regionalbahn erhielt ein Verkehrsun-
ternehmen in öffentlicher Trägerschaft eine Förderung in Höhe von 90 v.H. 
der zuwendungsfähigen Kosten. Für die ersten beiden vom Rechnungshof 
geprüften Bauabschnitte einer Schienenstrecke erließ das Ministerium einen 
vorläufigen Zuwendungsbescheid, der u.a. folgende Auflage enthielt: „Ge-
mäß den Vorläufigen Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO ist bei Verga-
ben von Aufträgen die VOB/VOL zwingend zu beachten. Die Vergaben 
bedürfen der Zustimmung der Fachbehörde. Auf den diesbezüglichen Erlass 
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des Hessischen Ministeriums der Finanzen, vom 22.03.1994 (StAnz. 
17/1994) weise ich besonders hin.“ 

In dem später durch das Landesamt erstellten Zuwendungsbescheid wurden 
Fördermittel nach dem GVFG und dem FAG in Höhe von rd. 4,5 Mio. € 
(8,9 Mio. DM) bewilligt. Auf die Verwaltungsvorschriften des Landes Hes-
sen zur Durchführung des GVFG und die Vorläufigen Verwaltungsvor-
schriften zu § 44 LHO wurde verwiesen. 

Der Zuwendungsempfänger wandte bei der Vergabe des geprüften Bauauf-
trags das Verhandlungsverfahren nach VOB/A Abschnitt 4 (Sektorenricht-
linie) an und vergab nach Preisverhandlungen den Auftrag freihändig und 
pauschaliert für 1.738.392 € (3.400.000 DM) netto. 

Gemäß der Auflage des vorläufigen Bescheids zeigte der Zuwendungsemp-
fänger das von ihm gewählte Ausschreibungsverfahren mit Vergabevor-
schlag dem Landesamt an. Dieses stimmte der freihändigen Vergabe zu. 

Im Zuge der Bauausführung ergaben sich durch Planänderungen und un-
vorhergesehene Ereignisse im Baufeld Änderungen des Leistungsbildes. 
Diese führten zu insgesamt 72 ebenfalls pauschalierten Nach- und Zusatz-
aufträgen mit einem Gesamtvolumen von rd. 1,534 Mio. € 
(rd. 3,0 Mio. DM) netto. 

Aufgrund der pauschalierten Abrechnungen war keine Baurechnung erstellt 
worden. Eine Prüfung der Schlussrechnung durch den Rechnungshof war 
daher nicht möglich. 

15.3.2  

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass das Landesamt bei Prüfung des 
Vergabevorschlags die vom Ministerium erlassenen Auflagen im Bescheid 
außer Acht ließ und einer freihändigen Vergabe zustimmte.  

Er hat ferner das Fehlen einer prüfbaren Schlussrechnung kritisiert und 
empfohlen, auch zur Vermeidung der Risiken im Tief- und Gleisbau, das 
Pauschalieren von Bauaufträgen nicht mehr zuzulassen.  
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15.3.3  

Das Ministerium hat zugesagt, zukünftig pauschalierte Vergaben bei Bau-
verträgen nicht mehr als zuwendungsfähig anzuerkennen. In der Straßen- 
und Verkehrsverwaltung sei dies bereits entsprechend umgesetzt worden. 

Aufgrund der mehrfach vom Rechnungshof beanstandeten Nichteinhaltung 
der Öffentlichen Ausschreibung nach den Abschnitten 1 bis 3 der VOB/A 
durch die Zuwendungsempfänger habe es festgelegt, dass künftig alle Un-
ternehmen  aufgrundlage des § 44 LHO verpflichtet werden, bei der Verga-
be der mit Zuwendungen geförderten (Bau-) Leistungen nach den Abschnit-
ten 1 bis 3 der maßgeblichen Verdingungsordnung VOB/A oder VOL/A zu 
verfahren. Aufgrund der Hinweise des Rechnungshofs sei zudem das 
Handbuch für die Vergabe und Ausführung von Bauleistungen im Straßen- 
und Brückenbau (HVA-StB), das bislang nur im Zuwendungsbereich Stra-
ßenbau galt, auch für Baumaßnahmen im Öffentlichen Personennahverkehr 
eingeführt worden. Damit würden die Regelungen für das Aufstellen der 
Vergabeunterlagen, das Durchführen der Vergabeverfahren und das Abwi-
ckeln der Verträge für alle Zuwendungsempfänger verbindlich. 

15.3.4  

Der Rechnungshof weist nochmals darauf hin, dass auch bisher schon alle 
Verkehrsunternehmen in öffentlicher Trägerschaft als öffentliche Auftrag-
geber dem Anwendungsvorrang der Abschnitte 1 bis 3 der Verdingungs-
ordnungen Teil A unterlagen und Zuwendungsempfänger generell die VV 
zu § 44 LHO einzuhalten hatten. Gleichwohl begrüßt er die Klarstellung 
und erwartet die konsequente Beachtung der einschlägigen Vergabevor-
schriften.  
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16 Anliegerbeiträge bei Zuwendungen für kommunale Straßen-
baumaßnahmen  

 (Kapitel 17 30, Kapitel 17 52) 

Bei Straßenbaumaßnahmen erhalten die Kommunen Zuwendungen des 
Landes als Anteilfinanzierung für den kommunalen Kostenanteil. Bisher 
werden bei der Berechnung der zuwendungsfähigen Kosten Anliegerbei-
träge als Kostenbeteiligung Dritter pauschal abgesetzt.  

Zahlreiche Kommunen erheben aufgrund von Beitragssatzungen höhere 
als die unterstellten Beiträge und ersetzen so ihren Anteil teilweise durch 
Landesmittel und Anliegerbeiträge. 

Der Rechnungshof empfiehlt, die Höhe einer Zuwendung nach den tat-
sächlichen Finanzierungsbeiträgen Dritter zu bestimmen. 

16.1  

16.1.1  

Gemeinden und Gemeindeverbände erhalten auf der Grundlage des Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetztes (GVFG) und des Finanzausgleichs-
gesetzes (FAG) Zuwendungen für Straßenbaumaßnahmen. Gefördert wer-
den im Wege der Anteilfinanzierung Bau- und Grunderwerbskosten, die 
nicht durch Finanzierungsbeiträge Dritter gedeckt werden. Die Verwal-
tungsvorschriften des Landes Hessen zur Durchführung des Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetzes (VV-GVFG)13 sehen vor, dass bei Berechnung 
einer Zuwendung Kosten für Erschließungsanlagen in Höhe des beitragsfä-
higen Erschließungsaufwandes nach §§ 127 ff. Baugesetzbuch (BauGB) 
sowie Beiträge nach § 11 Abs.3 des Gesetzes über kommunale Abgaben 
(KAG) als nicht zuwendungsfähig gelten.  

Beiträge nach § 11 Abs. 3 KAG werden gegenwärtig gemäß Anlage 17 zu 
den VV-GVFG von der Bewilligungsbehörde pauschal angesetzt. Nach Art 

                                              
13 StAnz.Nr.7/1998 vom 16.Februar 1998, S.502, Pkt. 5 
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der Baumaßnahme und Verkehrsbedeutung der Straße wird eine der folgen-
den Pauschalen in v.H. der übrigen zuwendungsfähigen Kosten im Finan-
zierungsplan herangezogen: 

• bei flächendeckenden Verkehrsberuhigungsmaßnahmen 40 v.H. 

• wenn Straßen überwiegend dem innerörtlichen 
Durchgangsverkehr dienen 30 v.H. 

• wenn Straßen überwiegend dem überörtlichen  
Durchgangsverkehr dienen 20 v.H. 

Bei der Geh- und Radwegeförderung beträgt die Anliegerpauschale 25 v.H. 
der zuwendungsfähigen Aufwendungen. Diese landeseinheitlichen pau-
schalierten Anliegerbeiträge werden bei der Berechnung der zuwendungs-
fähigen Kosten unterstellt und der späteren Abrechnung zu Grunde gelegt. 
In förmlich festgelegten Sanierungsgebieten (§ 154 Abs.1 BauGB) sind die 
Vorschriften über die Erhebung von Beiträgen für die Herstellung, Erweite-
rung oder Verbesserung von Erschließungsanlagen nicht anzuwenden. Nach 
Anlage 17 zu den VV-GVFG werden daher bei der Ermittlung der zuwen-
dungsfähigen Kosten bei Straßenbaumaßnahmen Anliegerbeiträge nicht 
unterstellt.  

16.1.2  

Unabhängig von der Höhe der unterstellten Pauschale erheben die Kommu-
nen Erschließungsbeiträge sowie Anliegerbeiträge entsprechend ihren je-
weiligen Straßenbeitragssatzungen.  

Der Rechnungshof stellte hierzu Folgendes fest: 

• Mehrere Kommunen erhoben aufgrund ihrer Beitragsatzungen nach dem 
KAG höhere als die im Zuwendungsantrag unterstellten Beiträge. Da die 
tatsächlichen Einnahmen nicht in die Abrechnung der Maßnahmen ein-
flossen, reduzierte sich der vom Zuwendungsempfänger zu tragende Ei-
genanteil teilweise erheblich. In einer Kommune waren Anliegerbeiträge 
in Höhe von 20 v.H. unterstellt, nach der Beitragssatzung jedoch in Höhe 
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von 50 v.H. erhoben worden. Die Zuwendung des Landes, die 60 v.H. 
des kommunalen Anteils ersetzen sollte, stieg damit auf 96 v.H. 

• In einer Gemeinde wurden bei drei geprüften Baumaßnahmen die Anlie-
gerbeiträge nicht nach den Gesamtkosten berechnet und von diesen zur 
Ermittlung der zuwendungsfähigen Kosten abgesetzt. Vielmehr wurde 
die Zuwendung aus den Gesamtkosten berechnet; die Anliegerbeiträge 
wurden nur aus dem verbleibenden Anteil bestimmt. Damit wurde ein 
Teil der satzungsgemäßen Anliegerbeiträge durch Zuwendungen des 
Landes und Mittel der Gemeinde ersetzt. 

• In der Vorlage zur Beschlussfassung des Gemeindevorstandes heißt es 
hierzu, dass Zuwendungen aus Bundes- bzw. Landesmitteln gemäß dem 
GVFG zur Deckung solcher Kosten bestimmt seien, die die Gemeinden 
nicht - auch nicht durch die Erhebung von Beiträgen - abwälzen könnten. 
Diese Beiträge dienten ausschließlich der finanziellen Entlastung der 
Gemeinden und könnten nicht auf die von den Anliegern zu zahlenden 
Straßenbeiträge angerechnet werden. Die vorgesehene Verfahrensweise 
entspreche nicht der gesetzlichen Vorschrift und stelle somit einen Ver-
stoß gegen die Grundsätze der Einnahmebeschaffung nach § 93 der Hes-
sischen Gemeindeordnung dar. Dennoch wurde dieses Verfahren im 
Gemeindevorstand einstimmig beschlossen. 

• Eine südhessische Stadt erklärte mit der Antragstellung, dass sie keine 
Anliegerbeiträge erheben könne und werde. Folglich wurden bei der 
Förderung der Maßnahme keine Anliegerbeiträge unterstellt. Im Nachhi-
nein stellte sich bei der Prüfung heraus, dass nach der Beitragssatzung 
nach dem KAG Anliegerbeiträge und darüber hinaus auch Erschlie-
ßungsbeiträge für neu erschlossene Grundstücke in Höhe von rd. 
181.000 € (rd. 354.000 DM) erhoben worden waren. 

• Das Ministerium unterstellte in einem Zuwendungsbescheid für einen 
Straßenausbau 20 v.H. der zuwendungsfähigen Kosten als Anliegerpau-
schale. Der Zuwendungsempfänger setzte im Verwendungsnachweis die 
Anliegerpauschale von den zuwendungsfähigen Kosten nicht ab. Das zu-
ständige Amt für Straßen- und Verkehrswesen bemerkte bei der Prüfung 
des Verwendungsnachweises den Fehler nicht. Nach Prüfung der Unter-
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lagen durch ein Staatliches Rechnungsprüfungsamt forderte das Amt für 
Straßen- und Verkehrswesen die Überzahlung in Höhe von rd. 105.000 € 
(rd. 205.000 DM) zurück. 

• Für den Ausbau einer innerörtlichen Hauptverkehrsstraße in einem fest-
gelegten Sanierungsgebiet hatte eine Gemeinde Zuwendungen in Höhe 
von 75 v.H. nach GVFG und 5 v.H. nach FAG der zuwendungsfähigen 
Kosten, zusammen rd. 233.000 € (rd. 455.000 DM), erhalten. Anlieger-
beiträge waren nicht unterstellt worden. Die Prüfung durch ein Staatli-
ches Rechnungsprüfungsamt ergab, dass die Anlieger aufgrund einer 
Straßenbeitragssatzung durch Vorausleistungsbescheide zur Übernahme 
von 50 v.H. der Aufwendungen herangezogen worden waren. Die Sum-
me der Anliegerbeiträge und der Zuwendung überstieg damit die Kosten. 
Daher beschloss der Magistrat, den Anteil der Landeszuwendung, der 
nach Deckung des gesamten städtischen Anteils verbleibt, an die Anlie-
ger weiterzugeben.  

16.2  

Der Rechnungshof hat die Berücksichtigung von pauschal unterstellten An-
liegerbeiträgen für nicht mit der LHO vereinbar gehalten, wenn tatsächlich 
höhere Einnahmen erzielt werden. Nach seiner Ansicht widerspricht dies 
den VV zu § 44 LHO14, wonach sich bei Erhöhen der Deckungsmittel oder 
bei Hinzutreten neuer Deckungsmittel die Zuwendung ermäßigt. Er hat sich 
dafür ausgesprochen, zukünftig statt der unterstellten Anliegerpauschalen 
den Betrag anzusetzen, der aufgrund der jeweils gültigen Straßenbeitrags-
satzung zu erheben ist. Nur bei Fehlen entsprechender Satzungen sollten 
weiterhin die vorgenannten Pauschalen herangezogen werden.  

Ferner hat der Rechnungshof die Verwendung von Landesmitteln zur Ver-
ringerung satzungsgemäßer Anliegerbeiträge für unzulässig erachtet, weil 
durch Zuwendungen, die als Anteilfinanzierung gewährt werden, nicht der 
Eigenanteil der Gemeinde verringert oder gänzlich ersetzt werden darf. Er 
hat daher angeregt, dass der Zuwendungsempfänger entsprechend den Be-
                                              
14 Anlage 3 zu Nr. 5.1 
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stimmungen der LHO die tatsächliche Finanzierung im Schlussverwen-
dungsnachweis darstellen sollte.  

16.3  

Das Ministerium hat zunächst zugesagt, das Verfahren zur Ansetzung und 
Abrechnung von nicht zuwendungsfähigen Beiträgen Dritter bei der im Jah-
re 2003 anstehenden Überarbeitung der Verwaltungsvorschriften zum 
GVFG zu ändern. 

Im Nachgang hat es mitgeteilt, es habe zur Schaffung einer breiteren Da-
tenbasis eigene Erhebungen durchgeführt, die die Feststellungen des Rech-
nungshofs bestätigten. Dabei habe sich aber auch gezeigt, dass in den Fäl-
len, in denen Anliegerbeiträge erhoben worden seien, der umlegungsfähige 
Aufwand meist niedriger gewesen sei als der Gesamtaufwand. Die Pauscha-
lierung habe sich in der Praxis bewährt und die Abrechnung der Förder-
maßnahmen wesentlich beschleunigt und vereinfacht. Sie solle daher beibe-
halten werden. Die Darstellung der tatsächlichen Finanzierung im Verwen-
dungsnachweis würde die Abrechnung verzögern, weil viele Beitragsver-
fahren angefochten würden und die Höhe der Beiträge erst nach Beendi-
gung der Streitverfahren feststünde. Zur Anzahl solcher Klageverfahren, die 
tatsächlich zu wesentlichen Änderungen der Finanzierung und zu Verzöge-
rungen der Abrechnung führen könnten, hat das Ministerium keine Anga-
ben gemacht. Bei Überarbeitung der Förderrichtlinien wolle man bei einer 
Erhöhung der Anliegerpauschalen den Interessen des Zuwendungsgebers 
und der Kommunen gerecht werden. 

16.4  

Der Auffassung des Ministeriums kann der Rechnungshof nicht folgen. Er 
geht nicht davon aus, dass eine Erhöhung der Anliegerpauschalen den Inte-
ressen der Zuwendungsempfänger entspricht. Die aufgezeigten Widersprü-
che zur Landeshaushaltsordnung und die Möglichkeit der unzulässigen 
Verminderung des Eigenanteils der Zuwendungsempfänger werden damit 
nicht beseitigt. Dem Einwand, dass umlegungsfähige und zuwendungsfähi-
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ge Kosten nicht gleich seien, wird bereits jetzt dadurch Rechnung getragen, 
dass für die Höhe der pauschal unterstellten Anliegerbeiträge nur die umle-
gungsfähigen Kosten zu Grunde gelegt werden. 

Der Rechnungshof bleibt bei seiner Ansicht, dass allein die Darstellung der 
tatsächlichen Finanzierung der LHO entspricht und den sachgerechten Ein-
satz der Haushaltsmittel gewährleistet, zumal die Ergebnisse des Prüfungs-
verfahrens die vom Ministerium vertretene Auffassung nicht bestätigen.  

Der Rechnungshof erwartet, dass dies bei der anstehenden Überarbeitung 
der Richtlinien zum GVFG berücksichtigt wird. Er geht außerdem davon 
aus, dass in den Fällen, in denen die beanstandete Abrechnungspraxis an-
gewandt wurde, förderrechtliche Konsequenzen gezogen werden.  
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EPl 17 - Allgemeine Finanzverwaltung und 
EPl 09 - Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und  
 Forsten 

17 Stellungnahmen zu Prüfungsmitteilungen  
 (Kapitel 17 41 und 09 02) 

Im Zuständigkeitsbereich des Ministeriums kam es in mehreren Fällen zu 
erheblichen Fristüberschreitungen bei den geforderten Stellungnahmen 
zu Prüfungsmitteilungen. Teilweise stehen Antworten auf Prüfungsmit-
teilungen seit mehreren Jahren aus. 

Zahlreiche Bemühungen des Rechnungshofs, kürzere Beantwortungszei-
ten herbeizuführen, blieben lange erfolglos. 

Der Rechnungshof hält eine deutliche Verbesserung der Abläufe insbe-
sondere im Regierungspräsidium für dringend notwendig.  

17.1  

17.1.1  

Eine beachtliche Anzahl von Prüfungsverfahren aus dem Zuständigkeitsbe-
reich des Ministeriums konnte bisher nicht abgeschlossen werden, weil die 
Stellungnahmen der Verwaltung trotz zahlreicher Fristsetzungen und Erin-
nerungen sich verzögerten, unvollständig waren oder teilweise seit Jahren 
gänzlich ausstehen. 

Die Prüfungen befassten sich mit der Förderung von Baumaßnahmen im 
Bereich der Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen sowie mit Ausgaben 
für den Deichbau. 

Bei den Prüfungsmitteilungen zu den Wasserversorgungs- und Abwasseran-
lagen, die oft mehrere Gemeinden und verschiedenartige Maßnahmen betra-
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fen, war das Ministerium zur Sachstandsklärung und Bewertung auf die 
Zuarbeit des zuständigen Regierungspräsidiums angewiesen. 

Bei vier Prüfungsmitteilungen kam es wegen staatsanwaltschaftlicher Er-
mittlungen zwar auch zu nicht vermeidbaren z. T. mehrjährigen Verzöge-
rungen; dennoch wäre in drei von diesen Fällen spätestens seit Ende 1999 
und in einem Fall seit Herbst 2001 eine verwaltungsmäßige Aufarbeitung 
möglich gewesen. 

In der folgenden Tabelle 17-1 sind die zögerlich bearbeiteten bzw. die noch 
ausstehenden Stellungnahmen sowie die Bemühungen des Rechnungshofs 
um zeitgerechte Antworten der Verwaltung zu den Prüfungsverfahren dar-
gestellt: 
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Prüfungs-
mitteilung 

vom

geprüfte Stelle /
Prüfungsinhalt

Bearbeitung d. d. 
Staatsanwaltschaft 

vom - bis

a) (Teil-)
     Stellungnahmen
     Ministerium 
b) Antworten RH
c) Erledigung in %

a) Fristsetzungen (F)
b) Erinnerungen
     - schriftlich (S),
     - telefonisch (T)
     - mündlich anl. 
       Bespr. (M) 

07. Okt 96

Abwasserverband S. u.a.

Zuwendungen zum Bau von 
Wasserversorgungs- und 
Abwasseranlagen

28 Okt 96

7. Mai 98

a) 03. Mrz 99
   14. Aug 00

b) 08. Aug 00
    24. Aug 00

c) ca. 75 %

a) keine wg. StA

b) 16. Jan 01 (T)
    26. Apr 01 (M)
    28. Jun 01 (T)
    20. Jul 01 (M)
    16. Nov 01 (T)
    23. Jul 02 (T)
    16. Dez 02 (T)

14. Apr 97

Stadt B. S.

Zuwendungen zum Bau von 
Wasserversorgungs- und 
Abwasseranlagen

28. Apr 97

21. Sep 01

(Teilaufarbeitung schon 
vor Abschluss der 
Ermittlungen StA möglich)

a) bisher keine

b) siehe a)

c) 0 %

a) keine wg. StA

b) 28. Sep 99 (T)
    26. Apr 01 (M)
    21. Aug 01 (S)
    21. Nov 01 (T)
    25. Jan 02 (T)
    23. Jul 02 (T)
    16. Dez 02 (T)

28. Aug 97

Gemeinde S.
Abwasserverband B.

Zuwendungen zum Bau von 
Wasserversorgungs- und 
Abwasseranlagen

22. Sep 97

8. Apr 98

a) 27. Dez 00

b) 08. Feb 02
    
c) ca. 40 %

a) keine wg. StA

b) 18. Okt 99 (T)
    06. Dez 00 (T)
    26. Apr 01 (M)
    01. Okt 01 (T)
    08. Nov 01 (M)
    23. Jul 02 (T)
    16. Dez 02 (T)

12. Jan 00

Stadt K. u.a.

Pauschale Investitionszu-
weisungen zum Bau von 
Abwasseranlagen

keine

a) bisher keine

b) siehe a)

c) 0 %

a) 01. Jun 00

b) 31. Mai 00 (T)
    05. Dez 00 (T)
    17. Jan 01 (T)
    15. Feb 01 (M)
    05. Mrz 01 (T)
    26. Apr 01 (M)
    20. Jul 01 (M)
    01. Okt 01 (T)
    16. Nov 01 (T)
    23. Jul 02 (T)
    16. Dez 02 (T)

02. Aug 00

Gemeinde R.

Pauschale Investitionszu-
weisungen zum Bau von 
Abwasseranlagen

keine

a) bisher keine

b) siehe a)

c) 0 %

a) 3 Monate

b) 26. Apr 01 (M)
    07. Mai 01 (S) 
    01. Okt 01 (T)
    21. Nov 01 (T)
    23. Jul 02 (T)
    16. Dez 02 (T)

18. Feb 97
und

08. Jun 98

Deichverstärkungs-
maßnahmen

28. Feb 97 bzw.              
10. Jun 98

Ende 1999

a) 07. Jan 00 allgemein
   17. Sep 01
   04. Nov 02

b) Bearbeitung durch Teil-
    stellungnahmen nur
    eingeschränkt möglich
   
c) ca. 40 %

a) keine wg. StA
    
b) 15. Feb 01 (M)
    26, Apr 01 (M)
     01. Okt.01 (T)
    08. Nov 01 (M)
    21. Nov 01 (T)
    15. Mrz 02 (T)
    24. Mai 02 (T)
    04. Jun 02 (M)
    23. Jul 02 (T)
    10. Sep 02 (M)  

Tabelle 17-1: Stand der Abwicklungsverfahren: Februar 2003 
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17.1.2  

Nachdem die zahlreichen schriftlichen und mündlichen Fristsetzungen des 
Rechnungshofs erfolglos blieben, nahm sich die Staatssekretärin der Ange-
legenheit an. Aus ihrem Schreiben vom 14. Mai 2001 an das zuständige 
Regierungspräsidium geht u.a. hervor, dass  

• der Leiter der Abteilung Wasser und Boden des Ministeriums bereits im 
Februar des Jahres 2001 das Regierungspräsidium auf die zum Teil er-
heblich überschrittenen Fristen zur Aufarbeitung der Prüfungsmitteilun-
gen aufmerksam gemacht hatte, 

• die Mitarbeiter des Ministeriums in der Vergangenheit mehrfach münd-
lich und schriftlich an die Erledigung erinnert hatten und  

• nunmehr der zuständige Regierungspräsident um personelle Verstär-
kung der bearbeitenden Stellen im Regierungspräsidium gebeten wurde. 

Dabei wies die Staatssekretärin auch auf die Jahresfrist nach § 48 Hessi-
sches Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG) hin, innerhalb derer - so-
fern aufgrund der Beanstandungen erforderlich - Zuwendungsbescheide 
zurückzunehmen oder zu widerrufen sind; sie bat um eine Bearbeitung bis 
zum 15. Juni 2001. 

In einem Erlass an das betreffende Regierungspräsidium vom 7. Dezember 
2001 führte das Ministerium aus, dass aus seiner Sicht derartige Bearbei-
tungsrückstände (nahezu 2 Jahre) auch nicht mehr mit unerwarteten Perso-
nalausfällen entschuldigt werden könnten. Unter Bezugnahme auf das 
Schreiben der Staatssekretärin vom 14. Mai 2001 wies es nochmals darauf 
hin, dass eine sorgfältige, aber auch zügige Behandlung von Angelegenhei-
ten der Rechnungsprüfung unerlässlich, und das Ministerium insoweit ge-
genüber dem Parlament verantwortlich sei. Diese an sich selbstverständli-
chen Grundsätze würden nach wie vor nicht ausreichend beachtet; man be-
halte sich daher vor, das Hessische Ministerium des Innern und für Sport 
hierüber zur Wahrnehmung seiner Dienstaufsicht zu unterrichten. 
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Mit Ausnahme einer Teilstellungnahme vom 4. November 2002 zu der Prü-
fungsmitteilung Deichverstärkungsmaßnahmen konnte der Rechnungshof  
zunächst keine weiteren Fortschritte in der Bearbeitung verzeichnen. 

17.2  

§ 96 Abs. 1 Satz 1 LHO sieht vor, dass der Rechnungshof das von ihm ge-
wonnene Prüfungsergebnis den zuständigen Stellen zur Äußerung innerhalb 
einer von ihm zu bestimmenden Frist mitteilt. Die Einhaltung von Äuße-
rungspflichten ist vor allem erforderlich, um eine zeitnahe und vollständige 
Berichterstattung für das parlamentarische Entlastungsverfahren zu ermög-
lichen und damit das Parlament die Prüfungsergebnisse bei seinen haus-
halts- und finanzpolitischen Entscheidungen berücksichtigen kann.  

Der Rechnungshof hat es daher als nicht hinnehmbar kritisiert, dass sich 
Prüfungsverfahren, in denen z. T. die Notwendigkeit erheblicher Mittel-
rückforderungen festgestellt wurde, wegen der Nichtbeachtung von Äuße-
rungspflichten über mehrere Jahre hinziehen. Er hat insbesondere auf die 
nachteiligen Folgen der zögerlichen Bearbeitung hingewiesen. Diese beste-
hen vielfach in einem Versäumnis der Jahresfrist nach § 48 HVwVfG, in 
einer damit einhergehenden Ungleichbehandlung von Zuwendungs-
/Zuweisungsempfängern sowie im Ablauf von Aufbewahrungsfristen für 
maßnahmenrelevante Unterlagen. Letzteres führt wiederum zu Beweis-
nachteilen und erschwert die Klärungsmöglichkeiten von Sachverhalten bei 
Zuständigkeitsänderungen. 

17.3  

In seiner Stellungnahme hat das Ministerium Folgendes ausgeführt: 

Es habe, nachdem das Regierungspräsidium auf das Schreiben vom 7. De-
zember 2001 nicht reagierte, von der zunächst erwogenen Unterrichtung 
des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport abgesehen, weil es 
von Gesprächen mit der Leitung des Regierungspräsidiums eher eine Be-
schleunigung der Bearbeitung erwartet habe. Dementsprechend sei seitens 
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der Zentralabteilung des Ministeriums im Herbst 2002 mehrfach beim Re-
gierungspräsidenten und beim Regierungsvizepräsidenten auf eine rasche 
Erledigung hingewirkt worden. 

Das Regierungspräsidium habe dem Ministerium mit Schreiben vom 
19. Dezember 2002 einen Zeitplan für die weitere Bearbeitung vorgelegt. 
Infolge von Personalverstärkungen habe der Leiter des Haushaltsdezernates 
beim Regierungspräsidium beauftragt werden können, sich ausschließlich 
um die Bearbeitung der geforderten Stellungnahmen zu bemühen. 

Inzwischen habe das Regierungspräsidium zu den Prüfungsmitteilungen 
betreffend eines Abwasserverbandes und einer Stadt berichtet, so dass das 
Ministerium hierzu kurzfristig Stellung nehmen könne. Auch zu den ande-
ren angesprochenen Prüfungsmitteilungen wolle das Regierungspräsidium 
in den nächsten Wochen berichten. 

17.4  

Die Stellungnahme bezüglich des genannten Abwasserverbandes ist am 
4. März 2003 eingegangen. 

Der Rechnungshof nimmt die Bemühungen des Ministeriums um eine Be-
schleunigung der Bearbeitung in dem zuständigen Regierungspräsidium zur 
Kenntnis. Er weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die noch ab-
zugebenden Stellungnahmen vollständig sein sollten und von weiteren, für 
alle Beteiligten weniger effizienten Teilstellungnahmen abgesehen werden 
sollte. 

Er erwartet, dass das Ministerium künftig durch wirksame Maßnahmen 
fristgerechte Stellungnahmen zu seinen Prüfungsmitteilungen sicherstellt, 
damit der Rechnungshof seine verfassungsmäßigen Aufgaben gegenüber 
dem Parlament zeitgerecht erfüllen kann und mögliche finanzielle Nachteile 
für den Landeshaushalt vermieden werden. 
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EPl 17 - Allgemeine Finanzverwaltung 
hier: Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und  
 Landesentwicklung 

18 Zuwendung zum Bau einer Wegeüberführung  
 (Kapitel 17 52) 

Eine Kommune widmete zwei Waldwege für den öffentlichen Verkehr, 
um für die Beseitigung zweier Bahnübergänge eine Kostenteilung nach 
dem Eisenbahnkreuzungsgesetz zu ermöglichen. Die Kosten der Gesamt-
maßnahme in Höhe von 3,1 Mio. € (6,1 Mio. DM) waren danach zu je 
einem Drittel von der Deutschen Bahn AG, dem Bund und der Kommune 
zu übernehmen. Für das von der Kommune zu tragende Kostendrittel ge-
währte das Ministerium eine Zuwendung als Anteilfinanzierung nach 
dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz. Den verbleibenden kommu-
nalen Eigenanteil übernahm aufgrund einer Vereinbarung die Deutsche 
Bahn AG. Im Finanzierungsplan blieb diese Zahlung unberücksichtigt. 
Der Rechnungshof empfiehlt, die Höhe der Zuwendung aufgrund der 
tatsächlichen Finanzierung neu zu bestimmen. 

Zur Überführung des Waldwegs über die zweigleisige Bahnstrecke wurde 
eine 205 Meter lange Brücke für 2,15 Mio. € (4,2 Mio. DM) errichtet, die 
der Rechnungshof für überdimensioniert hält. Er sieht den Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit bei der Förderung des Bauwerks 
missachtet. 

18.1 Finanzierung der Wegeüberführung 

18.1.1  

Im Zuge von Ausbaumaßnahmen an der Bahnstrecke Frankfurt am Main - 
Mannheim der Deutschen Bahn (DB) AG waren die schienengleichen 
Bahnübergänge zweier Waldwege durch die Errichtung eines Brückenbau-
werks zu beseitigen. Da die DB AG die Maßnahme veranlasst hatte und die 
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kreuzenden Wege keine öffentlichen Straßen waren, wäre sie alleiniger 
Kostenträger dieser Maßnahme gewesen. 

In Verhandlungen zwischen der DB AG und der Kommune wurde verein-
bart, die kreuzenden Waldwege für den öffentlichen Verkehr zu widmen 
und als Gemeindestraßen einzustufen. Mit der Widmung wurden die Wege 
gleichzeitig für den allgemeinen Verkehr gesperrt. In einer Stellungnahme 
zum Widmungsverfahren erklärte das Landesamt für Straßen- und Ver-
kehrswesen, dass die Voraussetzungen zur Einstufung als Gemeindestraße 
nicht vorlägen und die Widmung rechtsfehlerhaft erfolgt sei. Gleichwohl 
wurde die Widmung nicht zurückgenommen. 

Die Widmung der Wege für den öffentlichen Verkehr und die Einstufung 
als Gemeindestraße ermöglichten eine Kostenteilung nach § 13 des Eisen-
bahnkreuzungsgesetzes. Nunmehr hatten die DB AG, die betroffene Kom-
mune und der Bund je ein Drittel der Kosten zu übernehmen. Die Gesamt-
kosten wurden im Zuwendungsantrag mit 3.121.437 € (6.105.000 DM), der 
zuwendungsfähige Anteil der Kommune mit 945.890 € (1.850.000) DM 
angegeben. Der kommunale Anteil wurde nach dem Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz (GVFG) vom Land in Form einer Anteilfinanzierung zu 
50 v.H. gefördert. 

Die Kommune hatte die Widmung der Wege nur aufgrund einer 1992 mit 
der DB AG abgeschlossenen Vereinbarung veranlasst, wonach diese den 
kommunalen Eigenanteil (bei einer Anteilförderung nach dem GVFG)  
übernehmen und die Kommune von jeglicher Zahlung freistellen werde.  

Nach Erteilung des Zuwendungsbescheids im Juni 1998 wurde die Kosten-
erstattung dem Ministerium mit der Bitte um Anerkennung als nicht zu-
wendungsschädlich vorgelegt. Die vorgesehene Zahlung der DB AG, die 
sich nach der Höhe des zu erwartenden Zuschusses richte, sei eine Ablöse-
summe für die Schließung des zweiten Bahnübergangs. Sie solle eine nicht 
näher erläuterte Erschwernis der Waldwirtschaft ausgleichen und für eine 
notwendige Herrichtung der vorhandenen Waldwege verwandt werden. Die 
notwendige Herrichtung der neuen Waldwegeführung ist Bestandteil der 
Kreuzungsmaßnahme und in deren Finanzierung eingeflossen. Die Wald-
wirtschaft benutzt die Wege zur Holzabfuhr ein bis zweimal je Monat. Das 
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Ministerium erkannte die Zahlung der DB AG an die Stadt als nicht zuwen-
dungsschädlich an und änderte den Finanzierungsplan nicht. 

18.1.2  

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass das Ministerium eine Zuwendung 
bewilligt hat, obwohl die Widmung als rechtsfehlerhaft angesehen wurde 
und ein Rechtsanspruch auf Förderung nicht bestanden hatte. Er hat emp-
fohlen, die Zuwendung unter Berücksichtigung der nachträglich gemeldeten 
zusätzlichen Finanzmittel neu festzulegen, da diese Mittel im Finanzie-
rungsplan nicht enthalten und der Vereinbarung nach zur Kostenfreistellung 
der Kommune bestimmt waren.  

18.1.3  

Das Ministerium hat erwidert, dass eine Aufhebung der Widmung nicht 
durchsetzbar gewesen wäre und daher die Voraussetzungen des GVFG und 
des Eisenbahnkreuzungsgesetzes erfüllt gewesen seien. 

Zur Neufestsetzung der Zuwendung hat das Ministerium angeführt, dass 
nach damaliger Prüfung des Sachverhaltes davon ausgegangen worden sei, 
dass es sich um Ablösebeträge handele, die nicht zuwendungsschädlich sei-
en. Zum Zeitpunkt der Prüfung durch den Rechnungshof sei eine Änderung 
nicht mehr möglich gewesen, weil die Entscheidung inzwischen bestands-
kräftig geworden sei. 

Das Ministerium wolle jedoch nach Vorliegen der Schlussrechnung der 
DB AG untersuchen, ob die Zuwendung dennoch nachträglich gekürzt wer-
den könne. 

18.1.4  

Die Einlassung des Ministeriums hat den Rechnungshof nicht überzeugt. 
Nach Ansicht des Rechnungshofs hätte die Argumentation, die Ablöse-
summe diene als Ausgleich für die Erschwernis der Waldwirtschaft und der 
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Herrichtung der vorhandenen Waldwege, bei sachgerechter Prüfung zu-
rückgewiesen werden müssen. Kosten, die auszugleichen gewesen wären, 
waren der Höhe nach nicht belegt. Die Höhe der Kosten ergab sich aus-
schließlich aus dem Eigenanteil der Kommune. Von einer Erschwernis der 
Waldwirtschaft kann angesichts der geringen Nutzung - ein- bis zweimal im 
Monat zur Holzabfuhr - ebenfalls nicht ausgegangen werden. Ein finanziel-
ler Ausgleich hätte zudem allen Waldeigentümern und nicht nur der Kom-
mune zugute kommen müssen. 

Der Rechnungshof hält es für erforderlich, im Finanzierungsplan eines Zu-
wendungsantrags die tatsächlichen Finanzierungsmittel darzustellen. Nach 
den Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO15 sind alle mit dem Zuwen-
dungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere Zuwendun-
gen, Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers 
als Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängen-
den Ausgaben einzusetzen. Treten nach der Bewilligung neue Deckungs-
mittel hinzu, so ermäßigt sich die Zuwendung anteilig. Die Beseitigung 
beider Bahnübergänge durch eine Überführung ist als eine Maßnahme zu 
betrachten. Alle damit zusammenhängenden Einnahmen und Ausgaben sind 
bei der Finanzierung zusammenzufassen. Bei der nachträglichen Angabe 
zusätzlicher Einnahmen durch die Kommune hätte die Zuwendung neu 
festgesetzt werden müssen. Nach Ansicht des Rechnungshofs kann die völ-
lige Kostenfreistellung des Zuwendungsempfängers dazu führen, dass das 
Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nicht ausreichend beachtet 
wird. 

18.2 Überführungsbauwerk 

18.2.1  

Zur Überführung des Waldweges über die zweigleisige Bahnstrecke wurde 
eine 205 Meter lange Brücke errichtet, für die Baukosten von 2,15 Mio. € 
(4,2 Mio. DM) veranschlagt wurden.  

                                              
15 VV - LHO § 44, Anlage 3, Nr. 2 
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Abbildung 18-1: Überführung des Waldweges 

Für die zwei vorhandenen und zwei weitere geplante Gleise beträgt die 
Brückenöffnung 25 Meter. Auf beiden Seiten der Bahnlinie ist das Bauwerk 
je 90 Meter in Form aufgeständerter Rampen weitergeführt. Die Brücke 
wurde von einem Ingenieurbüro im Auftrag der DB AG geplant und in die-
ser Größe ins Planfeststellungsverfahren eingebracht. 

Im Verfahren zum Abschluss der Kreuzungsvereinbarung weigerte sich das 
damalige Bundesministerium für Verkehr zunächst, den Brückenentwurf in 
dieser Größe zu akzeptieren. Es äußerte, dass eine Wegeüberführung mit 
„neun Brückenfeldern und einer Gesamtlänge von ca. 216 m “ nicht not-
wendig sei und Zweifel bestünden, ob bei dieser Planung der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit ausreichend beachtet worden sei. Hierauf antwortete 
die DB AG, die Kommune und die Forstverwaltung hätten allergrößten 
Wert auf eine Minimierung des Eingriffs in den Waldbestand und der Zer-
schneidung des Naturraums gelegt. In der Begründung des Planfeststel-
lungsbeschlusses gibt es hierzu keine Aussagen. Aus dem Landschaftspfle-
gerischen Begleitplan lässt sich nicht herleiten, dass wertvoller Waldbe-
stand zu schützen war. Bedrohte Pflanzen- oder Tierarten wurden im Bau-
bereich nicht angetroffen. Das Bundesministerium für Verkehr unterzeich-
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nete 1996 die Kreuzungsvereinbarung. Der damalige Bürgermeister äußerte 
sich in der Presse dahingehend, dass es eigentlich ein „kleines Bauwerk“ 
getan hätte. Das Bauvorhaben erscheine als „fast unglaublich“ , wenn man 
bedenke, dass eine Nachbargemeinde „seit mehr als zehn Jahren um För-
dermittel für eine verkehrsentlastende Bahnbrücke..... kämpfe und immer 
wieder vertröstet werde“.  

18.2.2  

Der Rechnungshof hat die Größe des Brückenbauwerks und die Höhe der 
damit verbundenen Kosten beanstandet. Nach seiner Ansicht wäre anstelle 
aufgeständerter Auffahrtsrampen von zusammen 180 Meter Länge eine 
Dammschüttung möglich und vertretbar gewesen. Er hat eine Abwägung 
zwischen den Belangen des Landschaftsschutzes und dem wirtschaftlichen 
Einsatz öffentlicher Mittel vermisst. Gerade wegen der Einwände des Bun-
desministeriums für Verkehr hätten wirtschaftlichere Alternativen unter-
sucht werden müssen. Das Einsparpotenzial hat der Rechnungshof auf mehr 
als 50 v.H. der Kosten des Brückenbauwerks geschätzt. 

18.2.3  

Das Ministerium hat in seiner ersten Stellungnahme unter Hinweis auf Fest-
legungen, die sich in den Akten befänden, entgegnet, die Untersuchung von 
wirtschaftlicheren Alternativen sei im Zuge des 2. Planfeststellungsverfah-
rens unter Abwägung und Berücksichtigung der Belange des Landschafts- 
und Naturschutzes erfolgt.  

Nachdem der Rechnungshof um Vorlage dieser Untersuchungen gebeten 
hatte, räumte das Ministerium zunächst ein, dass diese Wirtschaftlichkeits-
untersuchungen in den Unterlagen der hessischen Straßen- und Verkehrs-
verwaltung „leider nicht mehr auffindbar“ seien. Jedoch ergebe sich aus 
Schreiben der DB AG eindeutig, dass derartige Untersuchungen durchge-
führt worden seien. In einem dem Rechnungshof hierzu vorgelegten 
Schreiben findet sich der Hinweis, dass eine nicht aufgeständerte Brücke 
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nach dem Erkenntnisstand der DB AG und dem Ablauf des Planfeststel-
lungsverfahrens auf größten Widerstand gestoßen wäre.  

Nachdem die DB AG seitens des Ministeriums angeschrieben wurde, die 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung vorzulegen, wurde dem Rechnungshof 
mitgeteilt, dass entgegen der Annahmen des Ministeriums und der hessi-
schen Straßen- und Verkehrsverwaltung eine Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung von der mit der Durchführung der Bahnübergangsbeseitigung betrau-
ten DB AG nicht vorgenommen worden sei. Diese habe weiterhin mitge-
teilt, ihres Wissens gebe es keine Vorschrift oder Verordnung, durch wel-
che eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für die Beseitigung eines schie-
nengleichen Bahnübergangs gefordert werde.  

Abschließend hat das Ministerium darauf hingewiesen, dass die DB AG 
und die Kommune als Träger der Maßnahme für den Entwurf und den Kos-
tenumfang der Maßnahme verantwortlich gewesen seien. Nach Abschluss 
der Kreuzungsvereinbarung und Genehmigung der Kostenmasse durch das 
Bundesministerium für Verkehr finde eine nochmalige Prüfung bei Bear-
beitung des Zuwendungsantrags nicht statt. Aufgrund der Beanstandung 
werde das Ministerium nun allerdings eine kritischere Prüfung von Kreu-
zungsvereinbarungen durch die Straßen- und Verkehrsverwaltung veranlas-
sen. 

18.2.4  

Der Rechnungshof begrüßt es, dass künftig Kreuzungsvereinbarungen stär-
ker überprüft werden sollen.  

Zwar bedarf es auch nach seiner Ansicht keiner Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung, wenn schienengleiche Bahnübergänge aus Gründen der Verkehrssi-
cherheit zu beseitigen sind. Jedoch ist in jedem Fall bei Planung und Aus-
führung der baulichen Maßnahmen auf die Wirtschaftlichkeit zu achten. 
Voraussetzung einer Förderung nach dem GVFG ist, dass das Vorhaben 
unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
geplant ist. Bei Prüfung des Zuwendungsantrags hätte für die außergewöhn-
lich aufwändige Ausführung eine eingehende Begründung und eine nach-
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vollziehbare Abwägung zwischen Baukosten und Landschaftsschutz gefor-
dert werden müssen.  

Der Rechnungshof hält daran fest, dass hier der Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit missachtet wurde. Er erwartet, dass Bauvorhaben 
künftig nur dann gefördert werden, wenn der sparsame und wirtschaftliche 
Einsatz der Zuwendungen gewährleistet ist.  
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EPl 18 - Staatliche Hochbaumaßnahmen 
hier: Ministerium der Finanzen 

19 Mängel und Schäden bei Gebäuden und baulichen Anlagen  
 (Kapitel 18) 

Der Rechnungshof stellte bei zwei Dritteln der von ihm geprüften 67 Ge-
bäude, die zwischen 1988 und 1995 an die Nutzer übergeben worden wa-
ren, erhebliche Mängel und Schäden fest. Nur sieben Gebäude wiesen 
keine Mängel auf. Zum großen Teil bestanden die festgestellten Schäden 
schon seit längerer Zeit. Die Kosten für ihre Beseitigung betragen rd. 
6,1 Mio. € (11,9 Mio. DM). Teilweise entstanden dauerhaft erhebliche 
Folgekosten. 

Durch sorgfältige und wirtschaftliche Planung sowie ordnungsgemäße 
Bauausführung hätten diese Mängel und Schäden überwiegend vermie-
den werden können. Zudem hätte durch systematische Wartung und 
rechtzeitige Instandsetzung wertmindernden Veränderungen im Gebäu-
debestand vorgebeugt werden können. 

Der Rechnungshof empfiehlt, künftig bei Neubauten strengere Maßstäbe 
an bauliche und gestalterische Wünsche und Lösungen anzulegen und 
bei der Planung auch den Pflege- und Wartungsaufwand zu berücksich-
tigen. Er hält es für sinnvoll, ein zentrales Gebäudemanagement einzu-
richten, um Schäden an bestehenden Gebäuden lückenlos zu erfassen 
und rechtzeitig zu beheben. Auch sollten gebäudetechnische Anlagen sys-
tematisch gewartet werden.  

19.1  

Der Rechnungshof hat mit Hilfe seiner Rechnungsprüfungsämter Ursachen, 
Kosten und Auswirkungen von Mängeln und Schäden (zusammenfassend 
als Schäden bezeichnet) bei 67 Gebäuden des EPl. 18 untersucht, die zwi-
schen den Jahren 1988 und 1995 an die Nutzer übergeben worden waren. 
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Von den 67 untersuchten Bauten wiesen 60 insgesamt 342 Schäden auf. 
Davon waren 189 = 55 v. H. gering (Kosten pro Schaden unter 511 € 
[10.000 DM]), 153 = 45 v. H. waren erhebliche Schäden. Von den erhebli-
chen Schäden, die bei zwei Dritteln der untersuchten Bauten festgestellt 
wurden, hatten 21 = 6 v. H. Dauerfolgen. 

Die Schäden an den Gebäuden beruhten hauptsächlich auf Fehlern bei Pla-
nung und Ausführung. Nur wenige Schäden waren durch die Nutzung der 
relativ neuen Gebäude entstanden oder konnten nicht zugeordnet werden. 
Es war kein wesentlicher Unterschied zwischen Maßnahmen festzustellen, 
die entweder Freischaffende oder Staatsbauämter geplant und überwacht 
hatten. 

Über die Hälfte (58 v. H.) der Schäden entfielen auf den Innenbereich und 
die Haustechnik, ein Viertel (25 v. H.) lag im Außenwand- und Dachbe-
reich. 
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Abbildung 19-1: Aufteilung der Schäden 

Die Baukosten der 67 geprüften Maßnahmen lagen bei rd. 0,61 Mrd. € 
(1,2 Mrd. DM). Die Kosten für die Beseitigung der festgestellten Schäden 
beliefen bzw. belaufen sich nach den Schätzungen des Rechnungshofs auf 
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rd. 6,1 Mio. € (12 Mio. DM). Einsparpotentiale, die sich bei einer wirt-
schaftlichen Planung ergeben hätten, sind nicht berücksichtigt. 

Nachfolgend sind typisch wiederkehrende Schäden beschrieben. 

19.1.1 Sonnenschutz 

Als Sonnenschutz der geneigten südlichen Fassade des Gebäudes Technik 
III/2 der Gesamthochschule Kassel ließ der Architekt eine Schattierungsan-
lage aus seitlich geführten Kunststofftüchern anbringen. Die Tücher waren 
rd. 20 x 5 m groß und nur an ihren Enden seitlich befestigt. Bei aufkom-
mendem Wind rollten sich diese Tücher automatisch zusammen, bei plötz-
lich auftretenden Sturmböen rissen sie oft ein und mussten repariert werden. 
In den fünf Jahren nach der Übergabe des Gebäudes entstanden Ausgaben 
in Höhe von rd. 15.300 € (30.000 DM). 

 

Abbildung 19-2: Ausgerissenes Sonnenschutztuch 

19.1.2 Architektur 

Für das Polizei- und Kriminalkommissariat Homberg/Efze plante das 
Staatsbauamt auf den Kopf gestellte pyramidenförmige Überdachungen für 
die Tankstelle und die Hundezwinger. Diese Dächer wiesen zwar eine 
künstlerische Architektenleistung nach, konnten aber den Zweck des Re-



19 Mängel und Schäden bei Gebäuden und baulichen Anlagen  

210 Bemerkungen 2002 des Hessischen Rechnungshofs 

genschutzes nur sehr eingeschränkt erfüllen. Nach massiven Beschwerden 
des Nutzers ließ das Staatsbauamt die Dächer für über 10.200 € 
(20.000 DM) nachrüsten, ein optimaler Regenschutz konnte aber trotzdem 
nicht gewährleistet werden.  

Abbildung 19-3: Dächer an den Hundezwingern 

19.1.3 Fensterreinigung 

Fenster und Verglasungen waren häufig in Treppenhäusern und Lichtfluren 
so ungünstig und ohne weitere Hilfsmittel eingebaut worden, dass sie nur 
mit Gerüststellung oder ähnlichen kostenträchtigen Maßnahmen gereinigt 
bzw. repariert werden konnten. Die durch die Hessische Bauordnung vorge-
schriebenen Vorrichtungen, die eine gefahrlose Reinigung ermöglichen, 
fehlten häufig. 

So wurden die in den Lichtfluren des Dachgeschosses eingebauten Fenster 
der Polizeiautobahnstation Petersberg aus Kostengründen 1991 zum letzten 
Mal gereinigt. 

Die Wandelgänge des Kurhauses Bad Wildungen sind mit halbkreisförmi-
gen Glaskonstruktionselementen abgedeckt. Zu den jährlichen Kosten für 
die Reinigung der schwer zugänglichen Glaskuppeln (Gerüst) waren durch 
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extreme Temperaturschwankungen an der dauerelastischen Verfugung der 
Scheiben weitere Kosten für Wartung und Mängelbeseitigung entstanden. 
Die jährlichen Kosten beliefen sich zum Zeitpunkt der Prüfung auf rd. 
4.600 € (9.000 DM). 

Im Gebäude der Finanzämter Offenbach Stadt/Land sind die verglasten 
Treppenhäuser mit Glaskuppeln bis in rd. 14 m Höhe abgeschlossen. Eine 
Reinigung der Flächen ist nur mit einem Autokran oder Hubsteiger mög-
lich. 

 
Abbildung 19-4: Finanzämter Offenbach: Glaskuppeln 

Im Finanzamt Darmstadt erstrecken sich die Fensterflächen über vier Ge-
schosse, viele Fenster sind nicht von innen zu öffnen. Da die Innenhöfe 
nicht über ausreichend große Zugänge zu erreichen sind, muss zur Fenster-
reinigung eine Hebebühne mittels Autokran über das Dach eingehoben 
werden. Durch diesen Autokraneinsatz entstanden allein bei einer Reini-
gung 1.330 € (2.600 DM) zusätzliche Kosten. Die Mehrkosten für von in-
nen zu öffnende Fenster hätten sich in wenigen Jahren amortisiert.  
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19.1.4 Flachdächer 

Der Rechnungshof hatte bereits in seinen Bemerkungen für das Haushalts-
jahr 1976 dargelegt, dass Flachdächer mit zu geringer Dachneigung in be-
sonderem Maße schadensanfällig sind. Bei der parlamentarischen Behand-
lung der Bemerkungen im Haushaltsausschuss erklärte das Ministerium der 
Finanzen, dass die Staatsbauverwaltung künftig in jedem Fall eine Dach-
neigung von mindestens 3 Grad (rd. 5 v. H.) fordern würde. Der Haus-
haltsausschuss trat den Bemerkungen des Rechnungshofs in der Erwartung 
bei, dass entsprechende Konsequenzen gezogen und Beanstandungen künf-
tig nicht mehr erforderlich würden.  

Das Finanzamt Hofheim hat Flachdächer mit rd. 2 v. H. Gefälle. Die darun-
terliegenden Räume zeigen noch keine sichtbaren Wasserschäden. Im Be-
reich der Attikaanschlüsse, der Dacheinläufe und der Abdichtung von 
Dachdurchdringungen sind bereits erhebliche Mängel (z. B. Risse in der 
Dachabdichtung) aufgetreten. 

Der Verbindungsbau zwischen Alt- und Neubau der Kriminalstation Hof-
heim hat ein Flachdach ohne Dachneigung und wird zusätzlich durch das 
Regenwasser von 70 m² Satteldach des Altbaus belastet. Die Einläufe lie-
gen an der Wand des Neubaus. Das Flachdach ist undicht, bei Regenwetter 
läuft Wasser in den Verbindungsgang. 

Abbildung 19-5: Flachdach des Verbindungsgangs der Kriminalstation Hofheim 
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19.1.5 Brandschutz 

Im Polizeikommissariat Eschwege fehlte die Brandschutzklappe im Zuluft-
kanal für das Fotolabor, im Zuluftkanal des Gewahrsamsbereichs war sie 
nicht vorschriftsmäßig eingebaut. Kabelschotts fehlten bzw. vorhandene 
waren nicht ordnungsgemäß verschlossen. 

 

Abbildung 19-6: Polizeikommissariat Eschwege: nicht ordnungsgemäß 
verschlossenes Kabelschott 

19.1.6 Rissbildung 

Risse unterschiedlichster Art fanden sich bei fast allen Bauwerken. Ursa-
chen waren sowohl konstruktive Mängel in Form fehlerhafter Dehnungsfu-
gen (Abbildung 19-7) als auch Ausführungsmängel durch unzureichende 
Austrocknung (Estrich) vor der Weiterbearbeitung (Abbildung 19-8). 



19 Mängel und Schäden bei Gebäuden und baulichen Anlagen  

214 Bemerkungen 2002 des Hessischen Rechnungshofs 

Abbildung 19-7: Polizeistation Bad Vilbel: fehlerhafte Dehnungsfuge 

Abbildung 19-8: Informatikgebäude der FH Gießen: Risse im Estrich 

Die gravierendsten Mängel zeigten sich in der Fassade des Chirurgie-
Neubaus des Universitätsklinikums Gießen (Abbildung 19-9). In dem Be-
weissicherungsgutachten wurden die Sanierungskosten auf 510.000 € 
(1.000.000 DM) geschätzt. 
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Abbildung 19-9: Typische Risse in den Außenwänden Chirurgie-Neubau 

19.1.7 Bauunterhaltung 

Die Flachdächer der Kriminalstation Hofheim waren mit jahrelangem Aka-
zien-Wildwuchs bewachsen. Die Stärke der Kiesschüttung war teilweise so 
gering, dass die Abdichtungsfolie den schädigenden Sonneneinstrahlungen 
ausgesetzt war. Die Laubfänge der Fallrohre waren verstopft.  

 

Abbildung 19-10  Abbildung 19-11 

Kriminalstation Hofheim: Wildwuchs auf dem Flachdach 



19 Mängel und Schäden bei Gebäuden und baulichen Anlagen  

216 Bemerkungen 2002 des Hessischen Rechnungshofs 

Die Bodenbeschichtung der Tiefgarage des 17. Polizeireviers Frankfurt-
Höchst löste sich ab, ähnlich verhielt es sich am Parkdeck des Behörden-
zentrums Am Mühlgraben in Marburg. Beim Finanzamt Bad Homburg 
v. d. H. löste sich der Bitumenasphalt des Tiefgaragenparkdecks auf. 

Abbildung 19-12: Parkdeck des Behördenzentrums Am Mühlgraben 

An den Fensterhölzern des Stoffwechsellabors des Instituts für Tierernäh-
rung in Gießen waren großflächige Farbabplatzungen und Schwammbil-
dung festzustellen. 

 

 

Abbildung 19-13  Abbildung 19-14 

Stoffwechsellabor Gießen: Schwamm am Fensterholz, Farbabplatzungen 
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19.1.8 Wartung der technischen Anlagen 

Für das Polizeipräsidium Offenbach (Bauübergabe 1991) und das Polizei-
präsidium Darmstadt (Bauübergabe 1993) bestanden nach Auskunft der 
Nutzer keine Wartungsverträge für die haustechnischen Anlagen. Brand-
schutzklappen der Lüftungsanlagen waren bisher keiner Prüfung unterzogen 
worden und es fanden keine Begehungen zur Feststellung des Instandset-
zungsbedarfs statt. 

Für das 17. Polizeirevier Frankfurt-Höchst (Übergabe 1995) hatte der Nut-
zer erst 1999 Wartungsverträge für die haustechnischen Anlagen abge-
schlossen. 

Die Blitzschutzanlage des Forstamts Spangenberg (Übergabe 1988) war bis 
zum Zeitpunkt der Prüfung durch den Rechnungshof weder gewartet noch 
auf ihre Funktion überprüft worden.  

19.1.9 Eindringen von Wasser 

Vom Einfahrtsbereich der Tiefgarage des Polizeipräsidiums Offenbach 
drang Wasser in den angrenzenden Technikraum. Da Teile der sich dort 
befindlichen Elektroleitungen im Wasser lagen, ließ das Staatsbauamt einen 
kleinen Bereich ca. 20 cm hoch abmauern und einen Ablauf schaffen. Den-
noch drang weiterhin Wasser in den Raum ein, weil die undichte Stelle 
noch nicht gefunden und abgedichtet werden konnte. 

In den Unterkunftsgebäuden A, B und C der Justizvollzugsanstalt Wiesba-
den waren in Fluren, Teeküchen und Waschmaschinenräumen Schäden an 
Putz und Anstrich sichtbar. Die augenscheinlich aufsteigende Feuchtigkeit 
beruht offenbar auf Schäden an der horizontalen Abdichtung (Abbildung 
19-15). 
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Abbildung 19-15: JVA Wiesbaden: Feuchtigkeitsmängel 

Das Stoffwechsellabor des Instituts für Tierernährung in Gießen hatte neben 
anderen erheblichen Schäden auch Wasserschäden im Deckenbereich.  

Abbildung 19-16: Stoffwechsellabor: Wasserschaden an der Decke 

19.2  

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass Schäden an Baumaßnah-
men durch sorgfältige und wirtschaftliche Planung und eine mit dem ent-
sprechenden Sach- und Fachverstand durchgeführte Bauüberwachung und 
-unterhaltung zu vermeiden sind.  
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Er hat empfohlen: 

• bei Baumaßnahmen des Landes strengere Maßstäbe an bauliche und ge-
stalterische Lösungen als bei privat finanzierten anzulegen; 

• die Funktionstüchtigkeit von Baukonstruktionen und Materialien zu ge-
währleisten; 

• das Erfordernis von geringem Pflege- und Wartungsaufwand stärker zu 
beachten; 

• durch regelmäßige Baubegehungen einen auf fehlende Informationen 
zurückzuführenden Reparaturstau zu verhindern; 

• durch rechtzeitige und umfassende Bauunterhaltungsarbeiten Baumängel 
zu beseitigen; 

• die an die Nutzer übergebenen gebäudetechnischen Anlagen regelmäßig 
zu warten; 

• die Mitarbeiter in den Bauämtern über die Vermeidung von Bauschäden 
zu schulen und ein Baumängelmanagement einzurichten. 

19.3  

Das Ministerium hat den Empfehlungen des Rechnungshofs im Wesentli-
chen zugestimmt.  

Es hat darauf hingewiesen, dass die Staatliche Hochbauverwaltung traditi-
onsgemäß ihre Gebäude mit einem soliden, aber einfachen Standard ausfüh-
re. Bei der Bauunterhaltung werde bewusst an niedrigen Bauunterhaltungs-
raten festgehalten, um eine zweckfremde Verwendung der Bauunterhal-
tungsmittel zu vermeiden. Der dadurch entstehende Reparaturstau werde 
durch regelmäßige Grundinstandsetzung der Gebäude ausgeglichen. Der 
vom Rechnungshof formulierte Denkansatz würde eine Veränderung der 
Bauunterhaltungsstrategie des Landes nach sich ziehen und zu einem erheb-
lichen Mehrbedarf an Haushaltsmitteln führen. Die Übertragung der Bauun-
terhaltung an ein zentrales Immobilienmanagement und die Einführung ei-
nes Mieter/Vermietermodells solle dazu beitragen, ein Umdenken im Um-
gang mit der vorhandenen Bausubstanz zu bewirken. 
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19.4  

Der Rechnungshof begrüßt es, dass das Ministerium seine Empfehlungen 
aufgreifen und umsetzen will.  

Allerdings kann er nicht nachvollziehen, warum es bewusst an den niedri-
gen Bauunterhaltungsraten festhalten und den dadurch entstehenden Repa-
raturstau solange in Kauf nehmen will, bis eine umfassende Grundinstand-
setzung der Gebäude erforderlich wird. Die befürchtete zweckfremde Ver-
wendung von höheren Bauunterhaltungsmitteln durch die Ressorts könnte 
durch entsprechende Kontrollmechanismen vermieden werden. 

Der Rechnungshof hält an seiner Auffassung fest, dass eine zeitnahe und 
umfassende Bauunterhaltung eher geeignet ist, den finanziellen Aufwand 
für die Beseitigung der Schäden gering zu halten und die Gebäudesubstanz 
langfristig zu sichern.  
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EPl 18 - Staatliche Hochbaumaßnahmen 
hier: Ministerium für Wissenschaft und Kunst 

20 Neubau für den Fachbereich Gestaltung der Fachhochschule 
Wiesbaden  

 (Kapitel 18 17) 

Das Ministerium ließ den Neubau für den Fachbereich Gestaltung der 
Fachhochschule Wiesbaden durch einen Projektsteuerer und andere frei-
schaffende Dritte planen und ausführen. Die Gesamtbaukosten beliefen 
sich auf rd. 11 Mio. € (21,5 Mio. DM). Die Bauleistungen wurden ohne 
Beteiligung des Ministeriums vom Projektsteuerer vergeben. Die Vorga-
ben der Landesregierung zur Verhinderung von Korruption wurden dabei 
nicht beachtet.  

Der Projektsteuerer erhielt einen Honorarzuschlag von 20 v. H. dafür, 
dass er die vertraglich vereinbarten Gesamtkosten einhielt. 

Trotz hoher Baunebenkosten lag das Gebäude durch die Reduzierung 
von Planungs- und Ausführungsstandards mehr als 10 v. H. unter den 
Richtwerten des Hochschulrahmenplans. Der Rechnungshof empfiehlt, 
künftig Hochschulbauten grundsätzlich mit Kosten unter den Richtwer-
ten zu erstellen. 

20.1 Ausführung und Vergabe der Baumaßnahme 

20.1.1  

Das Ministerium und die Fachhochschule Wiesbaden ließen den Neubau im 
Wesentlichen durch einen Projektsteuerer erstellen. Dieser hatte den Ge-
samtprozess zu überwachen und war für die Einhaltung aller Projektziele 
verantwortlich. Den Kostenrahmen für die Baumaßnahme begrenzte das 
Ministerium in Anlehnung an die Kostenrichtwerte des 24. Rahmenplans 
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für den Hochschulbau auf Gesamtbaukosten in Höhe von 11,012 Mio. € 
(21,537 Mio. DM).  

 

Abbildung 20-1: Neubau für den Fachbereich Gestaltung der FH Wiesbaden 

Die Eröffnung der Angebote (Submission) fand im Hause des Projektsteue-
rers statt; das Ministerium beteiligte sich nicht. Nach der Submission prüf-
ten die mit der Mitwirkung bei der Vergabe beauftragten Freischaffenden 
die Angebote in ihren eigenen Büros. Sie erstellten Preisspiegel und ent-
sprechende Vergabevorschläge, die der Projektsteuerer für die weiteren 
Verhandlungen mit den Bietern und zur Vorbereitung der Vergaben nutzte.  

20.1.2  

Der Rechnungshof hat beanstandet, dass die vom Land zur vorbeugenden 
Bekämpfung und Verhinderung von Korruption für notwendig erachteten 
Maßnahmen (Vieraugenprinzip; Submission, Durchsicht und rechnerische 
Prüfung durch Bedienstete, die nicht mit der Vergabeentscheidung und der 
Durchführung der Maßnahme betraut sind) nicht beachtet wurden. Er hat 
darauf hingewiesen, dass die Vergabe durch den Projektsteuerer Manipula-
tionen ermögliche. 
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20.1.3  

Das Ministerium hat in seiner Stellungnahme eingeräumt, dass es sich nicht 
an den Submissionen beteiligt habe. Jedoch hätten die Freischaffenden 
Maßnahmen zur Korruptionsvermeidung weitgehend eingehalten. Es habe 
aufgrund der bisherigen Erfahrungen mit dem Projektsteuerer darauf ver-
trauen können, dass der Korruptionsschutz gewährleistet sei. Auch seien 
gemäß einem landesintern verabredeten Verfahren die Vergabeämter bei 
Ressortbaumaßnahmen nicht zu beteiligen. 

20.1.4  

Der Rechnungshof hält den Vertrauensvorschuss gegenüber dem Projekts-
teuerer für nicht nachvollziehbar. Da sich das Ministerium an keiner Sub-
mission beteiligte, beruhen seine Angaben über manipulationssichere Ver-
gaben lediglich auf den Ausführungen des Projektsteuerers.  

Der Rechnungshof bleibt bei seiner Auffassung, dass die Bauleistungen 
nicht entsprechend den Vorgaben der Landesregierung zur Verhinderung 
von Korruption vergeben wurden. Er empfiehlt, künftig Eröffnungstermin, 
Durchsicht und rechnerische Prüfung der Angebote beim zuständigen Ver-
gabeamt durchführen zu lassen. 

20.2 Prämien für den Projektsteuerer 

20.2.1  

Das Ministerium beauftragte am 31. Mai 2000 als Anlage zum Vertrag mit 
dem Projektsteuerer vom 24. Juni 1998 die garantierte Einhaltung der Ge-
samtkosten in Höhe von 13.193.054 € (25.803.370 DM). Zu diesem Zeit-
punkt waren die wesentlichen Gewerke bereits vergeben (75 v. H. der Bau-
werkskosten). In den Gesamtkosten waren nach der Haushaltsunterlage - 
Bau - 395.024 € (772.600 DM) für Unvorhergesehenes veranschlagt. 

Für die Einhaltung der Gesamtkosten sollte der Projektsteuerer eine zusätz-
liche Vergütung von 20 v. H. des Gesamthonorars in Höhe von 406.733 € 
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(795.500 DM) erhalten. Bei Kostenunterschreitung sollten ihm weitere 
10 v. H. der eingesparten Investitionskosten zustehen. Bei Überschreitung 
der Kosten sollte der Projektsteuerer für bis zu 10 v. H. seines Gesamthono-
rars haften. Ausgeschlossen war dabei die Haftung für höhere Gewalt, das 
Baugrund- und Grundwasserrisiko sowie Folgen, bei denen die Vertragser-
füllung des Projektsteuerers verhindert wird. Bei Einhaltung der Gesamt-
kosten stehen dem Projektsteuerer somit 81.347 € (159.100 DM) und bei 
Nichtbeanspruchung des Betrags für Unvorhergesehenes weitere 39.502 € 
(77.260 DM) zu. 

20.2.2  

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass das Ministerium die Ein-
haltung der festgelegten Gesamtkosten als vertragliche Leistung klar vorge-
geben hatte. Es hätte daher keiner weiteren Vergütung bei Erfüllung des 
Vertragsziels bedurft. Im Übrigen wurde der Zusatzvertrag zu einem Zeit-
punkt vereinbart, zu dem die Kostenentwicklung überschaubar und Unvor-
hergesehenes so gut wie ausgeschlossen war. 

Auch wenn das Ministerium schon bei früheren Prüfungen das Prämiensys-
tem und den Anreiz für den Projektsteuerer zur Einhaltung des Kostende-
ckels für bewährt hielt, hätte zumindest die Prämie von 81.357 € (159.100 
DM) eingespart werden können. Nach Auffassung des Rechnungshofs ist 
ein Projektsteuerer bereits wegen seines Interesses an weiteren Aufträgen 
bestrebt, seinen Vertrag zur vollsten Zufriedenheit des Auftraggebers zu 
erfüllen.  

20.2.3  

Das Ministerium hat an seiner Ansicht festgehalten, dass Prämien als An-
reiz zur Einhaltung des Kostendeckels erforderlich und bewährt seien. Die 
kostenfreie Mitwirkung des Projektsteuerers bei Vertragsverhandlungen des 
Ministeriums im Rahmen der Baumaßnahme und der hohe Einsatz bei der 
Herstellung der genehmigungsfähigen Planung würden die Berechtigung 
derartiger Vereinbarungen belegen. Zudem habe der Projektsteuerer in Hö-
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he seiner Prämie einen Teil des Risikos getragen. Die Veranschlagung eines 
Betrages für Unvorhergesehenes sei vor dem Hintergrund der Mehr-
wertsteuererhöhung geschehen. 

20.2.4  

Der Rechnungshof hält den Honorarzuschlag von 20 v. H. für das bloße 
Erreichen eines vereinbarten Vertragsziels nach wie vor für nicht angemes-
sen. Nach seiner Auffassung stellt der Zuschlag eine verschleierte Honorar-
erhöhung dar. Er empfiehlt, künftig keine derartigen Prämien mehr zu ver-
einbaren. 

20.3 Kostenrahmen und Kostendaten 

20.3.1  

Die Projektsteuerung, Planung und Bauüberwachung durch Freischaffende 
führte im Vergleich zu Maßnahmen der Bauverwaltung zu höheren Baune-
benkosten in Höhe von 2.102.432 € (4.112.000 DM), das entspricht 
23,71 v. H. der Kostengruppen 200 bis 500 (Erschließen, Baukonstruktio-
nen, Technische Anlagen, Außenanlagen). 

Der vorgegebene Kostenrahmen lag rd. 13 v. H. unter den als Kostenricht-
wert im 30. Rahmenplan für den Hochschulbau vorgegebenen Gesamtbau-
kosten. Die Richtwerte des 30. Rahmenplans galten für Kosten, die nach 
dem 1. Januar 1997 anfielen. Baubeginn der Neubaumaßnahme war der 
14. Februar 2000. Um diesen Kostenrahmen trotz der erhöhten Bauneben-
kosten einhalten zu können, wurden die Planungs- und Ausführungsstan-
dards reduziert.  

Beispielhaft für wirtschaftliche und kostenreduzierende Lösungen ist die 
Planung eines rechteckigen, zweihüftigen Gebäudes mit Teilunterkellerung. 
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Abbildung 20-2: Gebäudeansicht Abbildung 20-3: Gebäudeschnitt 

 

Auch liegt der Verkehrsflächenanteil (Treppen und Flure, siehe nachfol-
gende Abbildungen) um rd. 26 v. H. unter dem Orientierungswert aus der 
Dienstanweisung - Bau -. 

 
Abbildung 20-4: Treppenhaus Abbildung 20-5: Flur 

 

20.3.2  

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass das Land bei dieser Maß-
nahme den Teil der Baunebenkosten allein tragen muss, der den vom Bund 
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festgelegten Satz (15 v. H. der bereinigten Baukosten) übersteigt. Dies ist 
ein Betrag von rd. 767.000 € (1.500.000 DM). Die Staatliche Hochbauver-
waltung erstellt Maßnahmen mit niedrigeren Baunebenkosten. 

Er hat angeregt, künftige Hochschulbauten - auch von der Staatlichen 
Hochbauverwaltung - zu mehr als 10 v. H. günstigeren Kosten zu erstellen, 
als sie die für den Hochschulbau aktuellen Kostenrichtwerte vorgeben.  

20.3.3  

Das Ministerium hat eingeräumt, dass die Gesamtbaukosten um 6,26 v. H. 
unter den Richtwerten des 24. Rahmenplans lägen. Es hat bestritten, dass 
im Vergleich zu Maßnahmen der Staatlichen Hochbauverwaltung höhere 
Nebenkosten entstanden seien. Im Gegenteil sei von einer kos-
tengünstigeren Lösung auszugehen, weil Vorhaltekosten für die Staatsbau-
ämter nicht aufgebracht werden mussten und die Mehraufgaben vom vor-
handenen Personal wahrgenommen worden seien. 

Auch sei keine Reduzierung der Planungs- und Ausführungsstandards auf 
Kosten von Funktionsgerechtigkeit und Qualität vorgenommen worden. 
Vielmehr hätten sich die kostenreduzierenden Lösungen als Folge der An-
wendung eines qualifizierten Architektenwissens und einer umfangreichen 
Planungsbetreuung durch den Projektsteuerer ergeben. Die gestärkte Bau-
herrenfunktion und die Nutzungs- und Bauherrenverantwortung in einer 
Hand hätten unnötige und nicht nachhaltige Investitionen vermieden. 

20.3.4  

Die Einlassung des Ministeriums hat den Rechnungshof nicht überzeugt. 
Der Rechnungshof hat bewusst für seinen Kostenvergleich den für die 
Baumaßnahme aktuellen 30. Rahmenplan herangezogen. Das Ministerium 
berücksichtigt bei seinem Vergleich der Baunebenkosten zum einen nicht 
die zusätzlichen Verwaltungskosten für den Neubau im Ministerium und 
der Fachhochschule. Zum anderen werden die Baunebenkosten von Neu-
bauten der Staatlichen Hochbauverwaltung zum Vergleich herangezogen, 
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die wesentlich höherwertig und technisch aufwändiger ausgestattet sind als 
der Neubau für den Fachbereich Gestaltung. Beispielhaft liegen die Neben-
kosten beim Zentralbau des Universitätsklinikums Frankfurt bei 
21,92 v. H., bei dem Neubau für Physik der Universität Frankfurt bei 
23,39, v. H. bei dem Neubau für den Fachbereich Gestaltung bei 
23,71 v. H. der Kostengruppen 200 bis 500. 

Auch der Stellungnahme des Ministeriums zu der Reduzierung von Pla-
nungs- und Ausführungsstandards kann der Rechnungshof nicht folgen. 
Dass der eng gesteckte Kostenrahmen zu Überlegungen führte, wie Kosten 
einzusparen seien, zeigt z. B. die Reduzierung des Verkehrsflächenanteils 
auf ein Mindestmaß.  

Der Rechnungshof bleibt bei seiner Auffassung, dass die Richtwerte der 
Rahmenpläne für den Hochschulbau um über 10 v. H. reduziert werden 
können, ohne Funktionsgerechtigkeit und Qualität der Maßnahmen zu be-
einträchtigen. Künftig sollten Hochschulbauten - auch von der Staatlichen 
Hochbauverwaltung - kostengünstiger erstellt werden.  
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Teil III Ergebnisse der Prüfungs- und Beratungstätigkeit 

EPl 03 - Ministerium des Innern und für Sport 

21 Organisation und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung 
der Polizei  

 (Kapitel 03 29) 

Bei der Einrichtung des Präsidiums für Technik, Logistik und Verwal-
tung entsprach das Ministerium im Wesentlichen den Vorschlägen des 
Rechnungshofs zur Organisation und Wirtschaftlichkeit der Verwaltung 
der Polizei.  

21.1  

Das zum 31.12.2000 aufgelöste Hessische Polizeiverwaltungsamt (HPVA) 
war eine Landesoberbehörde und unterstand unmittelbar dem Ministerium 
des Innern und für Sport. Es stellte die zentrale Verwaltungsbehörde für den 
Bereich der hessischen Polizei dar. In dieser Funktion nahm es Verwal-
tungs-, Beschaffungs- und Versorgungsaufgaben wahr. Ziel war insbeson-
dere, die Polizei von Verwaltungsarbeiten zu entlasten, die nicht in direkter 
Verbindung zu den polizeispezifischen Aufgaben stehen. Mit der Auflösung 
des HPVA gingen dessen Aufgaben im Wesentlichen auf das neu errichtete 
Präsidium für Technik, Logistik und Verwaltung (PTLV) über (Gesetz über 
die Umorganisation der Polizei vom 22. Dezember 2000, GVBl. I S. 577).  

21.2  

Der Rechnungshof hat im Jahr 2000 untersucht, ob die Organisationsform 
des HPVA, die Aufgabenstellung und die Form der Aufgabenerfüllung im 
Einklang mit den Vorgaben der Neuen Verwaltungssteuerung stehen. Fer-
ner hat er Hinweise gegeben, wie im Rahmen der geplanten Errichtung des 
PTLV Organisationsstrukturen und Arbeitsabläufe effizienter gestaltet wer-
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den können. So hat er u.a. vorgeschlagen, im Rahmen der Mittelbewirt-
schaftung die Kostentransparenz durch die Einführung der Budgetierung zu 
erhöhen.  

Ferner hat er empfohlen, die Aufgaben der Besoldungsfestsetzung und der 
Familienkasse auf die damalige Zentrale Besoldungsstelle Hessen (ZBH) zu 
übertragen, um Doppelarbeiten und die damit verbundenen Kosten zu ver-
meiden. Um Einsparungen zu erzielen, hat er sich für eine Neugestaltung 
der Bekleidungs- und Verpflegungswirtschaft ausgesprochen.  

Bei den Aufgaben der Liegenschaftsverwaltung hat der Rechnungshof an-
geregt zu prüfen, wo der Einsatz privater Unternehmen vorteilhafter ist. 

Um Synergieeffekte zu realisieren, sollten die Bereiche Funk- und Fern-
meldetechnik sowie Informations- und Kommunikationstechnik (IuK-
Technik) in einer Organisationseinheit zusammengefasst werden. Ähnliches 
galt für die Zusammenfassung der Aufgaben der Kraftfahrzeugzulassung, 
-verwaltung und -verwertung.  

Der Rechnungshof hat des Weiteren vorgeschlagen, bei der künftigen Ges-
taltung des Rechnungswesens die Grundlagen für laufende interne Wirt-
schaftlichkeitskontrollen in das System einzubeziehen, da derartige Berech-
nungen bisher nur über aufwändige zusätzliche Zahlenermittlungen möglich 
waren.  

21.3  

Das Ministerium hat bei der Neustrukturierung der polizeilichen Verwal-
tung die Empfehlungen des Rechnungshofs weitgehend aufgegriffen. So 
wurden zentral wahrzunehmende Aufgaben in das neu geschaffene PTLV, 
dezentral wahrzunehmende Aufgaben auf andere Polizeidienststellen verla-
gert.  

Das Ministerium hat ausgeführt, dass bei der Mittelbewirtschaftung durch 
die mit der Umsetzung der Neuen Verwaltungssteuerung im Haushalt 2002 
erstmals vorgenommene Budgetierung eine Stärkung der Eigenverantwor-
tung und eine Steigerung der Kostentransparenz erreicht worden seien.  
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Wie vom Rechnungshof vorgeschlagen, würden die Aufgaben der Besol-
dungsfestsetzung und der Familienkasse ab 1. Januar 2003 von der Hessi-
schen Bezügestelle wahrgenommen. 

Eine behördeninterne Arbeitsgruppe untersuche ferner - unter Berücksichti-
gung der Überlegungen des Rechnungshofs - wirtschaftliche Gestaltungs-
möglichkeiten der Bekleidungswirtschaft.  

Zum Aufgabenbereich der Liegenschaftsverwaltung habe die Verwaltung 
ein Bündel von Maßnahmen umgesetzt. Dies betreffe u.a. die Stärkung der 
Eigenverantwortung der Polizeidienststellen bei der laufenden Hausbewirt-
schaftung und Instandsetzung, die Prüfung der privaten Auftragsvergabe bei 
handwerklichen Leistungen oder die teilweise selbständige Vergabe bei 
Maßnahmen zur Bauunterhaltung.  

Das Ministerium hat auch der Auffassung des Rechnungshofs zugestimmt, 
dass die Verpflegungswirtschaft der Polizei einer Neuregelung bedürfe. Da 
sich eine Problemlösung wegen der besonderen Komplexität und Schwie-
rigkeit der Thematik nicht kurzfristig realisieren ließe, sei eine Projektgrup-
pe unter betriebswirtschaftlicher Anleitung eingesetzt worden, die Lö-
sungsvorschläge erarbeiten solle.  

Der Anregung des Rechnungshofs, die Bereiche Funk- und Fernmeldetech-
nik sowie IuK-Technik in einer Organisationseinheit zusammenzufassen, 
sei es im Rahmen der Errichtung des PTLV gefolgt. Planung, Beschaffung, 
Zulassung, zentrale Verwaltung und Verwertung von Kraftfahrzeugen wür-
den nunmehr im Rahmen der Umorganisation der Polizei umgesetzt und 
vom PTLV wahrgenommen. 

Mit der Einführung des kaufmännischen Rechnungswesens und der Kosten- 
und Leistungsrechnung beabsichtige das PTLV, eine effiziente Aufgabener-
füllung und die Möglichkeiten einer jederzeitigen Wirtschaftlichkeitskon-
trolle zu gewährleisten.  
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21.4  

Der Rechnungshof sieht sich im vorliegenden Fall darin bestätigt, Prüfun-
gen der Organisation und Wirtschaftlichkeit durchzuführen, bevor geplante 
organisatorische Maßnahmen in ihre Umsetzungsphase treten. Damit ist 
gewährleistet, dass seine Vorschläge zur Effizienzsteigerung der Verwal-
tung in einem beabsichtigten Umorganisationsprozess berücksichtigt wer-
den können. Dies zeigt sich insbesondere am Beispiel der Zusammenfas-
sung von Organisationseinheiten zur Realisierung von Synergieeffekten 
oder an den Vorschlägen zur Gestaltung des Rechnungswesens zur Erlan-
gung einer höheren Kostentransparenz.  
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EPl 05 - Ministerium der Justiz  

22 Organisation und Wirtschaftlichkeit im Vollzug  
der Abschiebungshaft  

 (Kapitel 05 05) 

Abzuschiebende Ausländer sind derzeit in der Einrichtung für Abschie-
bungshaft in Offenbach sowie in zahlreichen Justizvollzugsanstalten un-
tergebracht. 

Dem Vorschlag des Rechnungshofs zu einer kostengünstigeren zentralen 
Unterbringung der Abschiebungshäftlinge will das Ministerium im Rah-
men einer Neukonzeption der Justizvollzugsanstalten in Frankfurt am 
Main folgen.  

Den Empfehlungen des Rechnungshofs, die Kosten für den Vollzug der 
Abschiebungshaft gegenüber den kommunalen Dienststellen und Flugge-
sellschaften zügiger geltend zu machen, hat das Ministerium bereits ent-
sprochen. Hierdurch können dem Landeshaushalt jährlich mehr als 
300 000 € (rund 586 000 DM) zugeführt werden.  

22.1  

22.1.1  

Für den Vollzug der Abschiebungshaft an erwachsenen ausländischen 
Männern stehen in der Einrichtung für Abschiebungshaft in Offenbach 60 
Haftplätze zur Verfügung.  

Da in Hessen laufend durchschnittlich 130 Plätze für Abschiebungshäftlin-
ge benötigt werden, müssen abzuschiebende Ausländer regelmäßig auch in 
weiteren Justizvollzugsanstalten untergebracht werden. Dies geschieht we-
gen der räumlichen Nähe zum Frankfurter Flughafen, über den die Ab-
schiebungen unter Einschaltung des Bundesgrenzschutzes abgewickelt 
werden, vornehmlich in Justizvollzugsanstalten des Rhein-Main-Gebietes. 
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Des Weiteren muss wegen begrenzter Aufnahmekapazitäten vielfach auf 
weiter entfernte Justizvollzugsanstalten Mittel- und Nordhessens zurückge-
griffen werden. 

22.1.2  

Die Abschiebungshaft wird in Amtshilfe für die Ausländerbehörden der 
kreisfreien Städte und der Landkreise vollzogen. Diese haben sich an den 
anfallenden Kosten zu beteiligen, sofern von den abzuschiebenden Auslän-
dern kein Ersatz zu erlangen ist. Ferner werden den Fluggesellschaften, die 
die illegal eingereisten Ausländer befördert haben, die Flug- und Haftkosten 
in Rechnung gestellt.  

Für die finanzielle Beteiligung seitens der kreisfreien Städte und Landkreise 
sowie der Fluggesellschaften sind im Hj. 2002 bei Kap. 05 05 (Justizvoll-
zugsanstalten), Titel 233 02 (Erstattung von Kosten der Abschiebungshaft) 
390.000 € (rund 762 000 DM) an Einnahmen zu Gunsten des Landes veran-
schlagt. 

22.2  

22.2.1  

Der Rechnungshof hat dargelegt, dass die aufwändige Verbringung der ab-
zuschiebenden Ausländer einschließlich ihrer Habe von den verschiedenen 
Justizvollzugsanstalten zum Frankfurter Flughafen und ihre nochmalige 
vorübergehende Aufnahme in einer Justizvollzugsanstalt in Frankfurt am 
Main bis zur Übergabe an den Bundesgrenzschutz zu deutlich erhöhten 
Sach- und Personalkosten führt. 

Er hat vorgeschlagen, abzuschiebende Ausländer zukünftig zentral in einer 
Justizvollzugsanstalt in der Nähe des Frankfurter Flughafens unterzubrin-
gen. Entsprechende Überlegungen sollten in die ohnedies anstehenden Bau-
planungen der Justizvollzugsanstalten in Frankfurt am Main einbezogen 
werden. 
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22.2.2  

Der Rechnungshof hat ferner festgestellt, dass eine zügige Inrechnungstel-
lung der Kosten, eine fortlaufende Überwachung der Zahlungseingänge und 
eine Beitreibung bei säumigen Zahlern praktisch kaum stattfanden. Dies hat 
dazu geführt, dass ausstehende Beträge in nicht unerheblicher Höhe aufge-
laufen sind. 

Der Rechnungshof hat Empfehlungen zur Verbesserung des Inkassomana-
gements, insbesondere zu einer zeitgerechten Anforderung der Kosten aus-
gesprochen. 

22.3  

22.3.1  

Das Ministerium hat mitgeteilt, es werde die Empfehlungen zur Zentralisie-
rung der Abschiebungshaft bei seiner in Aussicht genommenen Neugestal-
tung der Frankfurter Justizvollzugsanstalten berücksichtigen. Danach solle 
Abschiebungshaft ausschließlich in der Justizvollzugsanstalt Frankfurt am 
Main I vollzogen werden. Die Umsetzung dieses Konzepts werde im Jahr 
2004 beginnen. 

22.3.2  

Den Empfehlungen des Rechnungshofs zur Verbesserung des Inkassoma-
nagements ist das Ministerium bereits nachgekommen. Es hat mitgeteilt, 
dass sämtliche ausstehenden Rechnungen (insgesamt rund 136 000 € - rund 
266 000 DM) aufgearbeitet und alle unbezahlten Rechnungen in einer Ge-
samthöhe von rund 200.600 € (rund 392 000 DM) in eine Überwachungslis-
te übernommen worden seien. Ein Betrag von rund 77 000 € (rund 150 000 
DM) sei schon eingegangen. 
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22.4  

Der Rechnungshof begrüßt, dass das Ministerium seine Empfehlungen zur 
zentralen Unterbringung der Abschiebungshäftlinge in Frankfurt am Main 
aufgreifen will. Er wird sich zu gegebener Zeit über den Fortgang und die 
Umsetzung der Maßnahmen informieren.  

Der Rechnungshof sieht sich durch die vom Ministerium getroffenen Maß-
nahmen hinsichtlich des Inkassomanagements in seiner Auffassung bestä-
tigt.  
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EPl 09 - Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft 
und Forsten  

23 Ausgaben für Deichverstärkungsmaßnahmen 
 (Kapitel 09 02) 

Durch eine vom Rechnungshof vorgeschlagene verbesserte Finanzie-
rungspraxis beim Bau von Deichverstärkungen können nunmehr größere 
und damit wirtschaftlichere Bauabschnitte gebildet werden. Dadurch 
kann das Land bis zum vollständigen Abschluss der Deichverstärkungs-
maßnahmen Haushaltsmittel in Höhe von mindestens rd. 20 Mio. € (rd. 
39,1 Mio. DM) einsparen.  

Ein weiteres Einsparpotential ergibt sich durch eine geänderte Bilanzie-
rung (Ökokonto) bei den naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen. 

Der Anregung des Rechnungshofs, die bei den Baumaßnahmen durch 
Rechte Dritter an Deichgrundstücken verursachten Mehrkosten den Ges-
tattungsnehmern in Rechnung zu stellen, ist die Verwaltung gefolgt. Sie 
konnte dabei bisher rd. 700.000 € (rd. 1,37 Mio. DM) vereinnahmen. 

Die vom Rechnungshof geforderte Überprüfung einer Schlussrechnung 
führte zu Rückforderungen von rd. 155.000 € (rd. 303.000 DM). 

23.1 Verbesserung der Finanzierungspraxis 

23.1.1  

Zum Zeitpunkt der Prüfung im Jahr 1998 finanzierten das Land Hessen und 
der Bund Deichverstärkungsmaßnahmen an Rhein und Main. Verzögerun-
gen aufgrund verspäteter Zuweisungen von Bundesmitteln, die faktisch 
nicht gegebene Übertragbarkeit von Haushaltsmitteln in das nächste Jahr 
und die Bereitstellung von Verpflichtungsermächtigungen nur für das Fol-
gejahr führten zu Erschwernissen bei der Bauplanung und -abwicklung. So 
konnten aufgrund der haushaltsmäßigen Rahmenbedingungen nur kleine 
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Bauabschnitte gebildet werden. Die Baumaßnahme Leeheim/Geinsheim 
(sanierte Strecke: 2,8 km) musste z.B. in vier Teilabschnitte unterteilt wer-
den. 

Nach einer vor der Prüfung vom ehemaligen Wasserwirtschaftsamt in Auf-
trag gegebenen Studie zur Wirtschaftlichkeit unterschiedlicher Deichbau-
längen hätten sich  

bei einer Deichbaulänge von   3 km 10 v.H., 
bei einer Deichbaulänge von   5 km 15 v.H. und 
bei einer Deichbaulänge von 10 km 26 v.H. 

an Einsparpotentialen ergeben. 

23.1.2  

Der Rechnungshof hat darauf hingewiesen, dass die im Prüfungszeitraum 
bestandenen Haushaltszwänge bei den Deichverstärkungsmaßnahmen zu 
Mehrausgaben in Millionenhöhe geführt haben. Sie waren mit ursächlich 
dafür, dass keine vorausschauende und kontinuierliche Planung möglich 
war und in der Folge oftmals kleine und damit unwirtschaftliche Bauab-
schnitte (Länge z.B.: 300 m) gebildet werden mussten. Wäre zum Beispiel 
die Sanierungsmaßnahme Leeheim/Geinsheim in einem Bauabschnitt zu-
sammengefasst worden, hätten rd. 1,53 Mio. € (rd. 3 Mio. DM) eingespart 
werden können. Der Rechnungshof hat daher im Interesse einer wirtschaft-
lichen Durchführung der Deichverstärkungsmaßnahmen Verbesserungen 
bei der Finanzierungspraxis für unerlässlich gehalten. 

23.1.3  

Das Ministerium hat den Empfehlungen des Rechnungshofs zugestimmt. 
Die deutliche Aufstockung der Haushaltsmittel im Jahr 2002 (10.225.800 € 
bzw. rd. 20 Mio. DM), die Einstellung von mehrjährigen Verpflichtungser-
mächtigungen sowie die ausschließliche Finanzierung dieser Maßnahmen 
mit Landesmitteln führten zwischenzeitlich zu wesentlichen Verbesserun-
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gen. Die hierdurch erzielbare Kostenreduzierung wird vom Ministerium auf 
ca. 20 bis 25 v.H. eingestuft. 

23.1.4  

Der Rechnungshof begrüßt die Umstellung der Finanzierung und die da-
durch mögliche Bildung größerer und wirtschaftlicher Bauabschnitte. Unter 
der Voraussetzung, dass die dargelegte Finanzierungspraxis bis zum voll-
ständigen Abschluss der noch durchzuführenden Deichsanierungsmaßnah-
men beibehalten wird, veranschlagt der Rechnungshof das Einsparpotential 
auf mindestens 20 Mio. € (39,1 Mio. DM). 

23.2 Änderung der naturschutzrechtlichen Ausgleichsregelungen 

23.2.1  

Die Eingriffe in Natur und Landschaft im Rahmen der Deichverstärkung 
(wie das Beseitigen eines den Deich mit seinem Wurzelwerk schwächenden 
Baumes) werden in Biotopwerten berechnet und waren maßnahmebezogen 
- z.B. durch den Ankauf naturbelassener Flächen - auszugleichen. Die Aus-
gleichsmaßnahmen für die Bauabschnitte Leeheim/Geinsheim und Deich-
scharte Kornsand schlossen mit einem erheblichen Biotopwertüberschuss 
ab. Dieser war darauf zurückzuführen, dass die Eigentümerin einer Parzelle 
sich nur dann verkaufsbereit erklärte, wenn das Land gleichzeitig zusätzli-
che, für den Ausgleich nicht erforderliche Grundstücke erwürbe. Die über-
schüssigen Flächen konnten nach den damaligen Vorschriften nicht zum 
Ausgleich bei anderen Baumaßnahmen verwandt werden. 

23.2.2  

Der Rechnungshof hat auf vermeidbare Mehrkosten durch die seiner Auf-
fassung nach teils unzweckmäßigen und zu unflexiblen Vorgaben bei natur-
schutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen hingewiesen. 
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23.2.3  

Nach den Angaben des Ministeriums ist die Zusammenarbeit zwischen den 
zuständigen Dezernaten für Naturschutz und Deichbau durch die Bünde-
lung dieser Aufgaben beim zuständigen Regierungspräsidium verbessert 
worden. Mit der infolge der Änderung des hessischen Naturschutzgesetzes 
möglichen Ökokontierung können die Kosten für Ausgleichsmaßnahmen 
erheblich vermindert werden, da der Ausgleich nicht mehr maßnahmebezo-
gen ausgeführt werden muss und eventuelle Mehrkosten für eine Maßnah-
me zum Ausgleich der Nachteile bei anderen Maßnahmen - auch über meh-
rere Jahre hinweg - verwendet werden dürfen. 

23.2.4  

Der Rechnungshof erwartet, dass durch die Neufassung des Hessischen Na-
turschutzgesetzes, die eine flexiblere Handhabung des naturschutzrechtli-
chen Ausgleichs ermöglicht, weitere erhebliche Einsparungen erzielt wer-
den können. 

23.3 Inanspruchnahme Dritter für Mehraufwendungen 

23.3.1  

Das Land gestattete Dritten, die Deichgrundstücke zu nutzen. Hierfür fehl-
ten oftmals Gestattungsverträge mit Regelungen zu Sicherheitsfragen und 
zur Kostenübernahme. Die Nutzungsrechte Dritter (z.B. Rohrleitungen von 
Versorgungsunternehmen) verursachten im Zuge der Sanierungsarbeiten 
neben Beeinträchtigungen im Bauablauf erhebliche Mehraufwendungen. In 
zahlreichen Fällen wurde von der Verwaltung versäumt, die entsprechenden 
Kosten den jeweiligen Nutzern (Versorgungsunternehmen, Kommunen) in 
Rechnung zu stellen. 
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23.3.2  

Der Rechnungshof hat angeregt, die Nutzung der Deichgrundstücke durch 
Dritte generell über Gestattungsverträge zu regeln. Unabhängig davon hat 
er empfohlen, die entstandenen Mehraufwendungen den jeweiligen Gestat-
tungsnehmern nachträglich in Rechnung zu stellen. 

23.3.3  

Die zuständige Fachbehörde hat mitgeteilt, dass zwischenzeitlich Gestat-
tungsverträge abgeschlossen worden sind und sie die durch die Nutzungs-
rechte Dritter entstandenen Mehraufwendungen diesen gegenüber geltend 
gemacht hat. Das Land erzielte bisher Einnahmen von rd. 700.000 € 
(rd.1,37 Mio. DM), in zahlreichen Fällen im Wege des Vergleichs. 

23.3.4  

Der Rechnungshof hält die Umsetzung seiner Forderungen zum Abschluss 
von Gestattungsverträgen für einen konsequenten Schritt zur nachträglichen 
Kostenbeteiligung Dritter. Er weist darauf hin, dass bei rechtzeitiger Ein-
forderung noch deutlich höhere Einnahmen hätten erzielt werden können. 

23.4 Überprüfung der Schlussrechnung 

23.4.1  

Die Bauüberwachung und die Prüfung der Schlussrechnungen oblag extern 
beauftragten Ingenieurbüros. Im Zusammenhang mit den Schlussrechnun-
gen stellte der Rechnungshof Doppelabrechnungen, ungerechtfertigte For-
derungen der beauftragten Unternehmen und überhöhte Massenabrechnun-
gen fest. 
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23.4.2  

Der Rechnungshof hat eine eingehende Überprüfung der Schlussrechnun-
gen und die Erstattung überzahlter Beträge gefordert. 

23.4.3  

Die vom Ministerium veranlasste Überprüfung der Schlussrechnungen führ-
te im Falle der Baumaßnahme Leeheim/Geinsheim zu Rückforderungen bei 
der ausführenden Firma in Höhe von 155.068,64 € (rd. 303.000 DM), die 
zwischenzeitlich vereinnahmt wurden. Zudem hat die Fachbehörde organi-
satorische Maßnahmen zur Verbesserung der Rechnungsprüfung und Bau-
überwachung ergriffen. 

23.4.4  

Der Rechnungshof sieht in der Zusicherung des Ministeriums zur intensive-
ren Rechnungsprüfung und Bauüberwachung eine Verbesserung der Bau-
abwicklung.  
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EPl 09 - Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und  
 Forsten und  
EPl 17 - Allgemeine Finanzverwaltung 

24 Förderung von Baumaßnahmen im Bereich der Trink- und 
Abwasseranlagen  

 (Kapitel 09 02 und 17 41) 

Der Rechnungshof stellte bei zahlreichen Prüfungen von Fördermaß-
nahmen im Bereich der Trink- und Abwasseranlagen Verstöße gegen 
vergaberechtliche Vorschriften, die Anrechnung nicht förderfähiger Kos-
ten und eine fehlerhafte Auslegung von Fördertatbeständen fest. Die Prü-
fungsergebnisse veranlassten das Ministerium zu Rückforderungen in 
Höhe von rd. 4 Mio. € (rd. 7,8 Mio. DM), zu Änderungen der Förder-
grundsätze und zu Programmanpassungen 

In zahlreichen Fällen schaltete das Ministerium aufgrund der Feststel-
lungen des Rechnungshofs die Staatsanwaltschaft ein. 

24.1  

Der Bau von Trink- und Abwasseranlagen (z. B. Hochbehälter, Trink- und 
Abwasserleitungen, Regenüberlaufbecken, Kläranlagen) wird aus Landes-
mitteln durch Zuwendungen und Zuweisungen an Kommunen und Abwas-
serverbände anteilig gefördert. 

Seit dem Jahr 1995 richtet sich die Förderung der Abwasseranlagen nach 
der Verordnung über pauschale Investitionszuweisungen und wird in den 
jeweiligen Landesprogrammen festgelegt. 

Die Mittelempfänger beauftragen in der Regel ein Ingenieurbüro, das die 
Maßnahme plant, die Ausschreibung begleitet, die Ausführung überwacht 
und die Abrechnung prüft. Der von den Zuwendungs-/Zuweisungs-
empfängern zu erstellende Verwendungsnachweis wird seit dem Jahr 1995 
von den kommunalen Rechnungsprüfungsämtern geprüft. 
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Der Rechnungshof führte, z.T. zusammen mit den Staatlichen Rechnungs-
prüfungsämtern, seit Anfang der 90-er Jahre 84 Prüfungen von Fördermaß-
nahmen im Bereich der Trink- und Abwasseranlagen durch; sie sind auf-
grund verwaltungsseitiger Verzögerungen und staatsanwaltschaftlicher Er-
mittlungen z.T. noch nicht abgeschlossen.  

Er hat deren Ergebnisse in 25 Prüfungsmitteilungen zusammengefasst. 
Prüfungsschwerpunkte waren: 

• die Einhaltung vergaberechtlicher Vorschriften, 

• die ordnungsgemäße Abrechnung, 

• die korrekte Anwendung der Kostenrichtwerte (seit 1995) und 

• die Anrechenbarkeit nachgewiesener Kosten 

24.2  

Der Rechnungshof hat bei seinen Prüfungen der Zuwendungsempfänger 
u.a.: 

• VOB-Verstöße (u.a. fehlerhafte Leistungsverzeichnisse, Angebotsma-
nipulationen wie „Luftnummern“, unzulässige Spezifikationen von 
Leistungen wie die Verwendung von Markennamen), 

• unzulässig gewählte Ausschreibungsarten (z.B. freihändige Vergabe 
statt öffentlicher Ausschreibung), 

• fehlerhafte Auslegungen der Honorarordnung für Architekten und In-
genieure (HOAI), die zu Honorarverteuerungen führte, 

• Abrechungen nicht förderfähiger Kosten (wie Abwasseranschlüsse für 
Campingplätze, Hausanschlusskosten usw.) 

festgestellt. 

Er hat in den beanstandeten Fällen das Ministerium aufgefordert, Rückfor-
derungen zu veranlassen. 
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24.3  

Das Ministerium ist der Rechtsauffassung und den Empfehlungen des 
Rechnungshofs weitgehend gefolgt. Es hat im Wege von Neufestsetzungs-
bescheiden entsprechende Rückforderungen geltend gemacht. In Abstim-
mung mit dem Rechnungshof hat das Ministerium einvernehmlich Förder-
grundsätze und Programme, beispielsweise durch Hinweise auf wichtige 
Korruptionsvermeidungsregelungen, angepasst. 

In einer Vielzahl von Fällen hat das Ministerium aufgrund der Feststellun-
gen des Rechnungshofs die Staatsanwaltschaft eingeschaltet. 

Insgesamt kam es daraufhin zu sieben Verurteilungen mit Geldstrafen in 
Höhe von zusammen rd. 652.000 € (rd. 1.275.000 DM), wovon in drei Fäl-
len zusätzlich Freiheitsstrafen von bis zu zwei Jahren auf Bewährung aus-
gesprochen wurden. In fünf Fällen wurden die Verfahren gegen Geldzah-
lung an die Staatskasse in einer Gesamthöhe von rd. 56.000 € (rd. 109.500 
DM) eingestellt. 

24.4  

Der Rechnungshof begrüßt die aufgrund seiner Feststellungen vom Ministe-
rium veranlassten finanziellen Maßnahmen sowie die Anpassung der För-
dergrundsätze und -programme. 

Nach dem derzeitigen Stand der Prüfungsverfahren (Februar 2003) beziffert 
der Rechnungshof in Übereinstimmung mit dem Ministerium die bisher 
erzielten Rückforderungen auf insgesamt rd. 4 Mio. € (rd. 7,8 Mio. DM). 

Die strafrechtliche Wertung der beanstandeten Sachverhalte nimmt er zur 
Kenntnis. 
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EPl 17 - Allgemeine Finanzverwaltung 
hier: Ministerium der Finanzen 

25 Kommunaler Finanzausgleich - Zuweisungen zu den  
Ausgaben der örtlichen Sozialhilfe  

 (Kapitel 17 20 - 633 03) 

Die Prüfung des Sozialhilfelastenausgleichs führte zu Mittelumverteilun-
gen zwischen den 26 örtlichen Sozialhilfeträgern in Höhe von rd. 
40 Mio. €  (rd. 79 Mio. DM).  

In der Folgezeit konnten Zinsen wegen ungerechtfertigt hohem Mittelab-
ruf in Höhe von rd. 1,5 Mio. €  (rd. 2,9 Mio. DM) vereinnahmt und zur 
Verstärkung des Ausgabenansatzes Sozialhilfelastenausgleich 2001 ein-
gesetzt werden. 

25.1  

Die Landkreise und kreisfreien Städte erhalten gemäß § 23 des Gesetzes zur 
Regelung des Finanzausgleichs (Finanzausgleichgesetz - FAG) jährlich Fi-
nanzzuweisungen von rd. 160 Mio. €  (rd. 313 Mio. DM) zu ihren Ausga-
ben für Sozialhilfe. Die aufgrund der Prüfung des Rechnungshofs durchge-
führte Neuberechnung des Sozialhilfelastenausgleichs für die Jahre 1997 
bis 1999 führte zu Mittelumverteilungen zwischen den 26 örtlichen Sozial-
hilfeträgern von rd. 40 Mio. €  (rd. 79 Mio. DM). Durch die Umsetzung der 
Prüfungserkenntnisse konnte die gesetzlich gebotene und für die Kommu-
nen gerechte Verteilung der in den jeweiligen Haushaltsplänen ausgewiese-
nen Mittel erreicht werden (vgl. Bemerkungen 1999, Tz. 138 ff.). 

Auch hatte der Rechnungshof in seinen Bemerkungen empfohlen, das nach 
seiner Auffassung zu komplizierte Verfahren für die Berechnung des Sozi-
alhilfelastenausgleichs weiter zu vereinfachen. Der Landtag ist den Bemer-
kungen beigetreten und hat die Landesregierung um Abhilfe gebeten („Per-
spektive für das Jahr 2002“). 
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25.2  

Das Ministerium der Finanzen hat eine Arbeitsgruppe bestehend aus Vertre-
tern der kommunalen Spitzenverbände, des Innen- und Sozialressorts und 
des Statistischen Landesamtes eingerichtet, die Vorschläge zur Neuordnung 
der besonderen Finanzzuweisungen im Bereich „Soziales“ erarbeitet hat. 
Ein Konsens konnte noch nicht erzielt werden. Ein Bericht an den Landtag 
steht noch aus. 

Die Prüfungsfeststellungen des Rechnungshofs haben das Ministerium der 
Finanzen veranlasst, im Jahre 2001 in den Fällen der Rückforderungen von 
Finanzzuweisungen von jeweils über 100.000 DM (jetzt 50.000 € ) Zinsen 
nach § 48 FAG von den betroffenen Sozialhilfeträgern zu fordern. Insge-
samt sind Zinsbeträge in Höhe von rd. 1,5 Mio. €  (rd. 2,9 Mio. DM) einge-
gangen, die den Ausgabeansatz Sozialhilfelastenausgleich im Jahr 2001 
verstärkt haben. 

25.3  

Der Rechnungshof hält die bisherigen Vorschläge der Arbeitsgruppe für 
erwägenswert und empfiehlt, die Bemühungen um eine Verfahrensverbes-
serung fortzusetzen. 

Er begrüßt es, dass nach der zeitnahen Durchführung der Neufestsetzung 
der Zuweisungen zusätzlich Zinsforderungen geltend gemacht und realisiert 
worden sind. Dies insbesondere auch deshalb, weil die zunächst fehlgeleite-
ten Mittel den anderen beteiligten Kommunen erst mit Verzögerung zuflie-
ßen konnten, während sie den Begünstigten als flüssige Mittel zur Verfü-
gung standen und ihre Haushalte entlasteten. Ferner wurden die Zinsein-
nahmen dem Ausgabenansatz für Leistungen nach § 23 FAG zugeführt und 
standen damit allen örtlichen Sozialhilfeträgern zusätzlich zur Verfügung. 
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26 Kommunaler Finanzausgleich - Zuweisungen zu den  
Belastungen der Heilkurorte  

 (Kapitel 17 20 - 633 09) 

Die Prüfung der Besonderen Finanzzuweisungen an Heilkurorte führte 
zu dem Ergebnis, dass nach den Kriterien des Finanzausgleichsgesetzes 
Mittel in Höhe von rd. 0,62 Mio. €  (rd. 1,21 Mio. DM) zwischen den 
Heilkurorten umzuverteilen waren. Des Weiteren hat der Rechnungshof 
Hinweise zu einer sachgerechten Anwendung der Bemessungsgrundla-
gen für die Berechnung der Zuweisungen gegeben, denen das Ministeri-
um der Finanzen gefolgt ist.  

26.1  

Nach § 27 a des Gesetzes zur Regelung des Finanzausgleichs 
(Finanzausgleichsgesetz - FAG) erhalten Gemeinden, die nach den 
Bestimmungen des Hessischen Beihilferechts als Heilkurorte anerkannt 
sind, für die Gemeindeteile, die im Heilkurorteverzeichnis aufgeführt sind, 
Finanzzuweisungen zum Ausgleich ihrer besonderen Belastungen. Die im 
Haushaltsplan des Landes bereitgestellten Mittel werden auf die Heilkurorte 
zu zwei Dritteln nach der Zahl der kurtaxpflichtigen Übernachtungen und 
zu einem Drittel nach der Zahl der Betten in Vorsorge- und 
Rehabilitations(Reha)-Einrichtungen verteilt. Der Haushaltsansatz betrug 
im Jahre 2001 rd. 11,5 Mio. €  (22,5 Mio. DM).  

26.2  

Der Rechnungshof hat bei der Prüfung der von den Heilkurorten gemelde-
ten kurtaxpflichtigen Übernachtungen bzw. der anrechenbaren Reha-Betten 
festgestellt, dass teilweise erhebliche Abweichungen zwischen gemeldeter 
und berücksichtigungsfähiger Bemessungsgrundlage bestanden. Dabei hat 
er die Auffassung vertreten, dass die Abweichungen in erster Linie auf ei-
ner zu weiten Auslegung der vorgegebenen Anrechnungsmöglichkeiten 
beruhten. Hinsichtlich der schwer zu ermittelnden Bemessungsgrundlage 
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der anrechenbaren Reha-Betten hat der Rechnungshof die für die Berech-
nung maßgeblichen Daten festgestellt sowie Hinweise zur künftigen An-
wendung dieser Einflussgröße gegeben. 

26.3  

Das Ministerium der Finanzen hat sich den Prüfungsfeststellungen des 
Rechnungshofs angeschlossen. Es hat bei der endgültigen Festsetzung der 
Zuweisungen für das Ausgleichsjahr 2001 Daten zugrunde gelegt, die in 
allen wesentlichen Punkten den Prüfungsergebnissen und der rechtlichen 
Beurteilung des Rechnungshofs entsprachen. Hinsichtlich der zu berück-
sichtigenden Betten in Reha-Einrichtungen hat das Ministerium die vom 
Rechnungshof ermittelten Daten für drei Ausgleichsjahre festgeschrieben. 

26.4  

Der Rechnungshof begrüßt die zügige Umsetzung seiner Empfehlungen 
durch das Ministerium. Er erwartet, dass die im Rahmen seiner Prüfung 
aufgezeigten und mit den Kommunen erörterten Fehler in Zukunft vermie-
den werden können. 
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EPl 17 - Allgemeine Finanzverwaltung 
hier: Sozialministerium 

27 Kommunaler Finanzausgleich - Zuwendungen zur Förderung 
von Krankenhäusern und Einrichtungen der Altenpflege  

 (Kapitel 17 32 - 883 02 und Kapitel 17 36 - Titelgruppe 81) 

Prüfungen in den Bereichen Krankenhausförderung und Förderung von 
Einrichtungen der Altenpflege führten zu Mittelrückforderungen bzw. -
kürzungen von rd. 1,5 Mio. €  (rd. 2,9 Mio. DM). Der Rechnungshof er-
wartet, dass die Zuwendungsempfänger künftig die Vergabevorschriften 
sorgfältiger beachten. 

27.1  

Der Rechnungshof und die Staatlichen Rechnungsprüfungsämter haben in 
den beiden Zuwendungsbereichen schwerpunktmäßig die Einhaltung ver-
gaberechtlicher Bestimmungen (insbesondere der Verdingungsordnung für 
Bauleistungen) geprüft. 

27.2  

Die Prüfungen haben bei der Vergabe von Aufträgen durch die Zuwen-
dungsempfänger z. B. folgende Mängel ergeben: 

• Keine Trennung von Planung, Vergabe und Durchführung, 

• Verstöße gegen das Gebot der öffentlichen Ausschreibung, 

• mangelhafte Sicherung der Angebote, 

• fehlende Überträge in den Leistungsverzeichnissen und teilweise auf-
fällige „Rechenfehler“, 

• Abrechnung nicht zuwendungsfähiger Ausgaben. 
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Der Rechnungshof hat gefordert, hieraus entsprechende Konsequenzen zu 
ziehen, in erster Linie aber Rückforderungen geltend zu machen. 

27.3  

Das Sozialministerium ist den Prüfungsfeststellungen zu einem großen Teil 
gefolgt. Soweit es im Rahmen einer Interessenabwägung ausnahmsweise 
von Rückforderungen abgesehen hat, hat es die Mängel gerügt und finan-
zielle Konsequenzen für den Wiederholungsfall angekündigt. Sofern Rück-
forderungsansprüche geltend gemacht wurden, sind diese unter Berücksich-
tigung des bis September 2002 anzuwendenden Erlasses des Ministeriums 
der Finanzen über die Rückforderung von staatlichen Zuwendungen wegen 
Nichtbeachtung der Vergabevorschriften vom 22. März 1994 (StAnz. S. 
1129) auf 25 v. H. des Auftragswertes begrenzt worden. 

27.4  

Der Rechnungshof hat sich nach eingehender Würdigung der Einzelfälle 
der Argumentation des Sozialministeriums angeschlossen und die Prü-
fungsverfahren nach der Festsetzung der Rückforderungen für abgeschlos-
sen erklärt. 

Insgesamt sind Rückforderungsansprüche von rd. 1,5 Mio. €  (rd. 2,9 Mio. 
DM) realisiert worden. Der Rechnungshof erwartet, dass infolge der Prü-
fung die Vergabevorschriften in Zukunft eine genauere Beachtung finden. 
Hierfür spricht auch, dass die Krankenhausträger nach Angaben des Sozi-
alministeriums seit einiger Zeit vermehrt Anfragen zum Vergaberecht und 
dessen zuwendungsrechtlichen Auswirkungen stellen.  
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EPl 19 - Förderung des Wohnungs- und Städtebaues 
hier: Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und  
 Landesentwicklung 

28 Förderung städtebaulicher Sanierungs- und Entwicklungs-
maßnahmen im Bund-Länder-Programm  

 (Kapitel 19 04) 

Eine Stadt vereinnahmte die Mietzahlungen für ein vollständig mit Städ-
tebauförderungsmitteln modernisiertes und anschließend wirtschaftlich 
genutztes Gebäude unzulässigerweise in ihrem eigenen Haushalt. 

Aufgrund der Prüfung durch den Rechnungshof werden diese Mietein-
nahmen sowie Vorauszahlungen für nicht förderungsfähige Baukosten-
anteile - insgesamt etwa 380.400 € (744.000 DM) - wieder ihrer bestim-
mungsgemäßen Verwendung für die Gesamtmaßnahme Altstadtsanie-
rung zugeführt. 

28.1  

Zur Deckung der Ausgaben, die den Gemeinden bei der Durchführung städ-
tebaulicher Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen entstehen, bewilligt 
das Ministerium Förderungsmittel im Wesentlichen in Form von Voraus-
zahlungen zu Zuschüssen oder Darlehen. 

Der Rechnungshof hat bei einer Stadt die Verwendung der Förderungsmit-
tel für die Sanierungsmaßnahme „Altstadt“ örtlich geprüft und dabei u. a. 
Folgendes festgestellt: 

Die Stadt ließ im Jahr 1993 ein in ihrem Eigentum stehendes Gebäude mit 
Ausgaben in Höhe von rd. 422.800 € (827.000 DM) zu Lasten der Städte-
bauförderungsmittel modernisieren und instandsetzen. Das Gebäude wird 
durch die Vermietung von Wohn- und Geschäftsräumen vollständig wirt-
schaftlich genutzt. Die Mietzinszahlungen der Jahre 1994 bis 2001 in Höhe 
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von insgesamt rd. 141.400 € (276.500 DM) vereinnahmte die Stadt in ihrem 
eigenen Haushalt. 

Bei der Modernisierung und Instandsetzung von wirtschaftlich genutzten 
Gebäuden - sowohl in privatem, als auch in städtischem Eigentum - hat der 
Eigentümer die Kosten insoweit zu tragen, als er sie durch eigene oder 
fremde Mittel decken und die sich daraus ergebenden Kapitalkosten sowie 
die zusätzlich entstehenden Bewirtschaftungskosten aus Erträgen der bauli-
chen Anlage aufbringen kann. Nur der unrentierliche Anteil der Baukosten 
- der so genannte Kostenerstattungsbetrag - ist förderungsfähig. 

Die Stadt hatte von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, nach den seinerzeit 
bestehenden „Richtlinien für die Förderung von Modernisierungs- und In-
standsetzungsmaßnahmen nach § 43 des Städtebauförderungsgesetzes“ vom 
23. November 1977 bei stadteigenen Gebäuden die Modernisierung und 
Instandsetzung im Rahmen der Gesamtmaßnahme zunächst vollständig in 
Form von Vorauszahlungen nach § 39 Abs. 5 Städtebauförderungsgesetz 
fördern zu lassen und erst bei der abschließenden Abrechnung der Stadtsa-
nierungsmaßnahme eine endgültige Entscheidung über die Höhe der Förde-
rung herbeizuführen. Bei dieser Vorgehensweise wurden Förderungsmittel 
gebunden, die der Stadtsanierung in dieser Zeit nicht zur Verfügung stan-
den. 

Diese Regelung ist mit der am 1. Januar 1998 in Kraft getretenen Fassung 
des Baugesetzbuchs entfallen. 

28.2  

Der Rechnungshof hat die Auffassung vertreten, dass die Stadt aufgrund der 
zunächst vollständigen Finanzierung der Baumaßnahme aus Förderungsmit-
teln die Mieteinnahmen dem Sanierungsvermögen hätte gutschreiben müs-
sen. Ferner hat der Rechnungshof dem Ministerium empfohlen, die Förde-
rung auf den Kostenerstattungsbetrag zu beschränken sowie Zinsen für den 
Zeitraum der zweckwidrigen Inanspruchnahme von Förderungsmitteln zu 
erheben. 
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28.3  

Das Ministerium hat mitgeteilt, es habe den Kostenerstattungsbetrag für 
diese Baumaßnahme ermitteln lassen, der rd. 183.750 € (359.400 DM) 
betrage. Es habe die Stadt gebeten, die über den Kostenerstattungsbetrag 
hinaus für die Modernisierung des Gebäudes in Anspruch genommenen 
Sanierungsförderungsmittel in Höhe von rd. 239.100 € (467.600 DM) be-
reits jetzt - vor der abschließenden Abrechnung - dem Sanierungsvermögen 
zuzuführen. 

Das Ministerium hat ferner ausgeführt, dass die Mieteinnahmen seit dem 
1. Januar 2002 auf das Treuhandkonto der Stadtsanierung eingezahlt wür-
den. Der Betrag von rd. 141.400 € (276.500 DM) für die bis Ende 2001 
dem städtischen Haushalt zugeflossenen Mieteinnahmen werde nach Ge-
nehmigung des Nachtragshaushalts unverzüglich dem Sanierungsvermögen 
zur Verfügung gestellt. Hinsichtlich der Zinsen für den Zeitraum der 
zweckwidrigen Verwendung dieser Mittel werde das Ministerium der Emp-
fehlung des Rechnungshofs folgen. 

28.4  

Der Rechnungshof begrüßt die seitens des Ministeriums eingeleiteten 
Schritte, die fehlgeleiteten Mieteinnahmen nebst Zinsen sowie die Voraus-
zahlungen für die nicht förderungsfähigen Baukostenanteile an das Sanie-
rungsvermögen zurückzuführen. Insgesamt stehen nach der Rückführung 
dieser Mittel für die städtebauliche Sanierungsmaßnahme Altstadt rd. 
380.400 € (744.000 DM) Förderungsmittel für die Finanzierung weiterer 
anstehender Einzelmaßnahmen wieder zur Verfügung. 

Darmstadt, den 28. März 2003  

Prof. Dr. Eibelshäuser Freiherr von Gall 

Dr. Holzmann Dr. Dwinger Dr. Marcus 

Dr. Göschel Hilpert Dr. Schäfer 



 

 

Anlage zu den Bemerkungen 2002 
 

 

 

Der Präsident des Darmstadt, 17. Juni 2002 
Hessischen Rechnungshofs  
 
 
 
 
 

Erklärung 
als Grundlage für die Entlastung der Landesregierung 

 
 
 
 
Ich habe die gemäß Haushaltsvermerk meiner Prüfung unterliegende Rechnung  
der Staatshauptkasse Hessen zu Kapitel 02 01 Titel 529 02 - Zur Verfügung des Mi-
nisterpräsidenten für Förderung des Informationswesens - geprüft.  
 
Das Prüfungsverfahren ist für das Haushaltsjahr 2001 ohne Beanstandungen abge-
schlossen worden. 
 
 
 
 
 
Prof. Dr. Manfred Eibelshäuser  
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